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86.030 BRG 

86.030 - Geschäft des Bundesrates. 
Konsumenteninformation und Vertragsrecht. Bundesgesetz 

Einreichungsdatum 7.05.1986 
Stand der Beratung Erledigt 

Botschaft/Bericht: BBI 1986 11, 354 / FF 1986 II, 360 

Chronologie 
07.05.86 Botschaft des BR zu einem Bundesgesetz über die Förderung 
der Konsumenteninformation und zu einem Bundesgesetz über die Aende­
rung des Obligationenrechts 
Die Stellung des Konsumenten als Marktpartner soll ge-
stärkt werden: Nach dem Konsumenteninformationsgesetz KIG 
(BBI 86 11,354) werden Waren und bestimmte Dienstleistun­
gen nur noch mit einheitlichen und vergleichbaren Deklara­
tionen angeboten. Gesetzlich verankert werden die Eidg. 
Kommission für Konsumentenfragen sowie die Finanzhilfe an 
die Konsumentenorganisationen, die an Kriterien für die 
Durchführung vergleichender Warentets gebunden wird. 
Gleichzeitig will der BR das OR ändern, um bei Haustürver­
käufen und ähnlichen Geschäften (Werbefahrten) ein sieben­
tägiges Widerrufsrecht einzuführen; davon ausgenommen sind 
Immobilienverträge, Verträge über Wertpapiere und kleinere 
Summen, ausschliesslich schriftlich ausgehandelte Verträge 
(Versandhandel) und gewisse Versicherungsverträge. 

A. Bundesgesetz über die Förderung der Konsumenteninformation 
(Konsumenteninformationsgesetz, KIG) 

08.10.87 SR verabschiedet KIG mit 34:1 
Der SR schwächt die finanzielle Unterstützung von Waren­
tests durch eine Kann-Formel ab und stellt präzise Anfor­
derungen an die Wissenschaftlichkeit und Repräsentativität 
der Tests. Ferner fordert der SR eine paritätische Zusam­
mensetzung von Wirtschafts- und Konsumentenvertretern in 
der Kommission für Konsumentenfragen. 

21.03.90 NR verabschiedet KIG mit 88:13 
Mit 112:53 lehnt der NR den gewerblichen Antrag ab, die 
Dienstleistungen vom KIG auszunehmen. Finanzhilfen sollen 
auch an die regionalen Konsumentinnenforen möglich sein 
(58:54), aber nicht von 50 auf 75 Prozent augestockt wer-
den (71 :46). Die Subventionierung wird nicht zwingend vor­
geschrieben (Kann-Formel). Bei den Auflagen für Warentests 
verzichtet der NR, Bedingungen für Finanzhilfen aufzuli-
sten, und beschränkt sich auf Grundsätze. Bei der Zusam­
mensetzung der Kommission für Konsumentenfragen sieht der 
NR von Auflagen ab. 

07.06.90 SR erweitert ebenfalls den Kreis der subventionsberechtig­
ten Organisationen auf die regionalen Konsumentenorganisationen 

18.09.90 NR für grosszügigere Subventionierung 
Der NR will die Konsumentenorganisationen auch für das 
koordinierte Aushandeln von Deklarations-Vereinbarungen 
entschädigen. 

26.09.90 SR stimmt grosszügigeren Subventionierung zu 

02.10.90 NR räumt letzte Differenz aus 
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05.10.90 Schlussabstimmung im NR (132:0) und SR (33:1) 

B. Bundesgesetz über die Änderung des Obligationenrechts (Die 
Entstehung der Obligationen) 

08.10.87 SR beschliesst mit 23:17 Nichteintreten 
Der SR will wegen einzelner Missbräuche nicht die Geset­
zesmaschinerie in Gang bringen und befürchtet vom Wider­
rufsrecht eine Verwilderung der Sitten. 

21.03.90 NR heisst OR-Revision mit 81 :17 gut 
Der NR lehnt mit 73:48 das Widerrufsrecht bei Versiche­
rungsverträgen ab. 

07.06.90 SR heisst OR-Revision mit 28:1 gut 
Ein Nichteintretensantrag wird mit 26:14 abgelehnt. Der 
SR schliesst Strassenverkäufe vom Widerrufsrecht aus. 

18.09.90 NR dehnt Widerrufsrecht auf Strassenverkäufe aus 

26.09.90 SR stimmt Widerrufsrecht auf Strassenverkäufe zu 

05.10.90 Schlussabstimmung im NR (142:0) und SR (35:1) 

Zuständig EVD 
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Information des consommateurs et droit contractuel. Lois 

Art. 7a 
Antrag der Kommission 
Streichen 
Proposition de la commission 
Biffer 

Härtefälle werden jetzt neu in Artikel 5a geregelt 

Angenommen - Adopte 

Hefti: Ich möchte anfragen, ob sich die Kommission auch 
mit den nationalrätlichen Postulaten befasst hat. Wenn 
zulässig, beantrage ich, Postulat 2 des Nationalrats auch zu 
übernehmen. 

Gerber, Berichterstatter: Wir haben diese Postulate nicht 
speziell behandelt. Wir waren der Meinung, dass der Natio­
nalrat diese Postulate überwiesen hat und dass sich der 
Bundesrat mit ihnen befassen muss. Grundsätzlich haben 
wir nichts dagegen einzuwenden. dass die in diesen Postu­
laten aufgeworfenen Fragen geprüft werden. 

Hefti: In diesem Falle beantrage ich zumindest Zustimmung 
zu Postulat 2 des Nationalrates. 

Präsident: Wird dagegen opponiert? 

Gadient: Wenn Herr Hefti ein entsprechendes Postulat ein­
bringen will, steht ihm das frei. Es ist aber nach unseren 
Bestimmungen nicht möglich, das Postulat des Nationalrats 
einfach zu übernehmen, da Postulate nicht wie Motionen an 
die andere Kammer überwiesen werden. 

Muheim: Ich bin der Meinung von Herrn Gadient. 

Heftl: Wenn das nach unserem Prozedere so ist, stelle ich 
keinen Antrag. Ich war der Auffassung, wir könnten einem 
Postulat des anderen Rats beistimmen. 

Präsident: Herr Hefti hat keinen Antrag gestellt. Wir müssen 
infolgedessen auch nicht darüber befinden. 
Ich stelle fest, dass die Differenzen in diesem Sinn bereinigt 
wurden. 

An den Nationalrat - Au Conseil national 

86.030 

Konsumenteninformation 
und Vertragsrecht. Bundesgesetze 
Information des consommateurs 
et droit contractuel. Lois 

Botschaft und Gesetzentwürfe vom 7. Mai 1986 (BBI II, 354) 
Message et projets de loi du 7 mai 1986 (FF II, 360) 

Antrag der Kommission 
Eintreten 
Proposition de Ja commission 
Entrer en matlere 

Frau Bührer, Berichterstatterin: Am 14. Juni 1981 haben 
Volk und Stände dem Konsumentenschutzartikel 31sexies 
der Bundesverfassung zugestimmt. In Ausführung dieses 
Gesetzgebungsauftrags legt uns der Bundesrat den Entwurf 
zu einem Konsumenteninformationsgesetz und zu einer 
Aenderung des Obligationenrechtes vor. Der Bundesrat 
erachtet es als sinnvoll, bestehende Lücken im Konsumen-
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tensehutzrecht zu schliessen, indem die Konsumenteninfor­
mation und die finanzielle Unterstützung der Konsumenten­
organisationen gesetzlich erfasst und Detailprobleme aus 
dem Bereich des Vertragsrechts durch die vorgeschlagene 
Aenderung des Obligationenrechtes werden. 
Wir befassen 

die Förderung der Kon­
sumenteninformation wird festgelegt, dass Waren und 
gewisse Dienstleistungen einer Deklarationspflicht unter­
stellt werden. Die Ausgestaltung ist der freien Uebereinkunft 
zwischen Anbieter· und Konsumentenorganisationen über­
lassen. Der Bund kann nur notfalls eingreifen. wenn innert 
angemessener Frist keine Vereinbarung zustande kommt 
Das ist der eine Schwerpunkt des Konsumenteninforma­
tionsgesetzes (KIG). 
Der zweite Schwerpunkt dieses Gesetzes betrifft die Finanz­
hilfe an die Tätigkeit von Konsumentenorganisationen. 
Damit sollen die bereits seit den siebziger Jahren ausgerich­
teten Beiträge eine einwandfreie gesetzliche Grundlage er­
halten. 
Ueber die Subventionsbedingungen kann auf das Testwe­
sen Einfluss genommen werden. Wer Subventionen will. 
muss sich den Regeln unterziehen. Die Durchführung von 
Tests gehört zu den zentralen Tätigkeiten der Konsumenten­
organisationen. Tests sind ein wichtiges Mittel der Konsu­
menteninformation, und eine einwandfreie Durchführung 
der Tests ist von grösster Wichtigkeit. 
Dem bundesrätlichen Entwurf liegt das Bild eines mündigen 
Konsumenten zugrunde. Nicht von ungefähr legt der Bun­
desrat als Kernstück der Konsumentenschutzgesetzgebung 
ein Informationsgesetz vor. Der wohlinformierte Konsument 
kann sich weitgehend selber schützen. Er kann für sich 
selber Schlüsse ziehen und die richtigen Kaufentscheide 
fällen. Voraussetzung ist allerdings, dass die Konsumenten­
organisationen die nötigen Mittel erhalten und in die Lage 
versetzt werden, dem Konsumenten optimal zu dienen. 
Obwohl in der Kommission der Verfassungsauftrag aner­
kannt und der Wille, ihn zu erfüllen, immer wieder bekräftigt 
wurde, waren weite Bereiche unserer Diskussionen geprägt 
von Skepsis und Misstrauen gegenüber diesem Gesetz und 
auch - das muss gesagt werden - gegenüber den Konsu­
mentenorganisationen. 
Die Kritik betraf beispielsweise die zu grosse Regelungs­
dichte. Zweifel wurden geäussert, ob nicht der Konsumen­
tenschutz zum grossen Geschäft werden könnte. Dl;lnn 
auch, ob der Schutz der Produzenten gewährleistet sei und 
ob die Konsumentenorganisationen nicht der Beeinflussung 
durch Marktmächtige erliegen könnten. Die Zweifel wurden 
zum einen Teil durch die Kommissionsverhandlungen aus­
geräumt, zum anderen fanden sie ihren Niederschlag in den 
Anträgen der Kommission zu den einzelnen Artikeln. 
Die Arbeit der Konsumentenorganisationen stiess aber auch 
auf Anerkennung; das muss gesagt werden. Sie sind es, die 
dem Bund ermöglichen, den Verfassungsauftrag mit wenig 
eigenem Aufwand, aber doch sehr wirksam zu erfüllen. Die 
Konsumentenorganisationen haben schon bis heute - und 
das unter finanziell äusserst beengten Verhältnissen - zum 
Wohle der Konsumenten und ebenso der Wirtschaft - das 
schliesst sich nicht aus, das bedingt sich sogar - gewirkt. 
In Zukunft soll die Finanzhilfe verstärkt werden. Der Bunde$· 
rat spricht von 0,5 bis t Million Franken, die auf dem Bud­
getweg bewilligt werden sollten. Immerhin bleibt auch in 
Zukunft eine Ausgabenbremse eingebaut. Die Organi.satio­
nen müssen 50 Prozent der Aufwendungen selber auf­
bringen. 
Die Kommission beantragt Ihnen, auf das Bundesgesetz 
über die Förderung der Konsumenteninformation elntutre­
ten. Der Eintretensbeschluss erfolgte einstimmig. In der 
Gesamtabstimmung stimmte die Kommission diesem 
Gesetz mit 8 Stimmen zu 1 Stimme zu. 

Bürg!: Gestützt auf Artikel 31sexies der Bundesverfassung 
haben wir zwei Vorlagen vor uns: diejenige über die Konsu­
menteninformation, die jetzt unmittelbar zur Beratung steht; 
sodann eine zweite im Hinblick auf die Ergänzung des 
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allgemeinen Teils des Obligationenrechts. Diese erste Vor- wesentlichen die bereits bisher ausgerichteten Bundesbei-
lage hat die Kommissionsverhandlungen im ganzen erfolg- träge, wobei die Anspruchsberechtigung und die zu subven-
reich bestanden. Die zweite etwas weniger, worauf zurück- tionierenden Leistungen im Gesetz genauer umschrieben 
zukommen sein wird. werden. 
Die Vorlage über die Konsumenteninformation wurde aller- Von Bedeutung scheint mir die im Gesetz ausdrücklich 

erheblich und Die Kommission tei:11tm~h:11ti:ine Bestimm,ung1 dass. . .. der 
hat · .,,, . .,.,::,.,.r· ·· · äer Konsumenten zu deklarierenden 
Umbau betraf im wesentlichen drei Schwerpunkte: einer ist Waren sowie die Anforderungen an Form und Inhalt der 
unbestritten, nämlich die Durchführung von Warentests Deklarationen gegenseitig vereinbaren. 
nArn"'''" den Artikeln 6 und 7 der Vorlage. Es wurden hier sind nur deklarationspflichtig, soweit sie der 
erwünschte Präzisierungen für die Voraussetzungen zur zeichnet. 
Gewährung von Finanzbeihilfen eingefügt. Ich begrüsse es, Die Kommission hat die bundesrätliche in einigen 
dass darüber letztlich in der Kommission eine Einigung Punkten geändert und meines Erachtens verbessert. 
erzielt werden konnte. Sie tat das nicht in der Absicht, den im Gesetz enthaltenen 
Dann es aber zwei Punkte, die ins Plenum gebracht Konsumentenschutzgedanken abzuschwächen, sondern 
werden und hier zu entscheiden sind. Einer dieser Minder- um zwischen Anbietern und Verbrauchern eine etwas aus-
heitsanträge betrifft die Kann- oder Muss-Formel für die gewogenere Interessenwahrung zu gewährleisten. Die im 
Beiträge an Warentests. Kommission hat sich in Artikel 5 Zweckartikel enthaltenen Zielsetzungen sind trotzdem in 
für die Kann-Formel entschieden. jeder Hinsicht gewahrt. 
Ich möchte der Detailberatung nicht vorgreifen. Ich gestatte Ich votiere daher für Eintreten und für Zustimmung zu den 
mir indessen, darauf hinzuweisen, dass Finanzhilfen im Ver- Anträgen der Kommission. 
fassungsartikel nicht ausdrücklich erwähnt sind. Aus die­
sem Grunde ist die zurückhaltendere Formel der Kommis­
sionsmehrheit zweifellos gerechtfertigt. 
Die zweite wesentliche Differenz betrifft die Zusammenset­
zung der Eidgenössischen Kommission für Konsumenten­
schutz. Es war der Kommissionsmehrheit daran gelegen, die 
Stellung der Wirtschaft etwas zu verbessern. Eine gesamt­
hafte Würdigung der Vorlage führt zur Feststellung, dass es 
der Verwaltung bei der ersten Vorlage besser gelungen ist 
als bei der zweiten, sich in Richtung eines Konsens zu 
bewegen. 
Eintreten auf diese erste Vorlage lässt sich deshalb rechtfer­
tigen, was ich Ihnen beantragen möchte. 

Reichmuth: Ich spreche jetzt ebenfalls nur zur ersten Vor­
lage (A). 
Das Gesetz über die Förderung der Konsumenteninforma­
tion enthält lediglich Vorschriften über die Deklarations­
pflichten beim Verkauf von Waren und beim Angebot von 
Dienstleistungen. Sodann umschreibt es die Voraussetzun­
gen, unter welchen der Bund an Konsumentenorganisatio­
nen Finanzhilfen leisten kann. 
Wie aus einer Aufstellung des eidgenössischen Büros für 
Konsumentenfragen aus dem Jahre 1985 ersichtlich ist, 
bestehen heute schon über 20 Bundesgesetze, die in dieser 
oder jener Form Konsumenteninteressen betreffen. Die 
wichtigeren davon sind zweifellos das Lebensmittelgesetz, 
das Giftgesetz, das Bundesgesetz über den Abzahlungs­
und Vorauszahlungsvertrag, das Bundesgesetz über den 
unlauteren Wettbewerb, das Handelsreisendengesetz sowie 
das Versicherungsaufsichtsgesetz .. 
Diese zahlreichen Vorschriften, auf die auch die Botschaft 
des Bundesrates hinweist, bringen zum Ausdruck, dass der 
Bund schon bisher zum Schutz der Konsumenten einiges 
getan hat Man kann sich deshalb fragen, ob der Gesetzge­
ber nicht schon durch die vorhandene Gesetzgebung dem 
Verfassungsauftrag nach Artikel 31sexies Absatz 1 genü• 
gend nachgekommen. wäre .. 
Nun ist zuzugeben, dass Im Laufe der letzten Jahre eine 
Menge Konsumgüter mit zUm Teil völlig neuen Verkaufsfor­
men und Werbemethoden auf den Markt gekommen sind. 
Die Uebersicht und die Vergleichbarkeit per einzelnen Pro· 
dukte ist für den Konsumenten schwieriger geworden. Der 
Konsumentenschutz muss deshalb vorab in der Verbesse­
rung der Information der Konsumenten und im Schutz vor 
Irreführung und benachteiligenden Angebotsmethoden lie· 
gen. Die sachliche Information der Konsumenten über den 
Markt, die Waren und die Dienstleistungen liegt auch im 
Interesse der.Anbieter, vor allem derjenigen, die qualitativ 
hochwertige Ware und. seriöse Dienstleistungen anbieten. , 
Die im vorliegenden Gesetzentwurf verankerten Waren- und 
Dienstleistungsdeklarationen können einer verbesserten 
Markttransparenz dienen, und die Bestimmungen über die 
Finanzhilfen an Konsumentenorganisationen legalisieren im 

Frau Meier Josi: Die Vorlage Konsumenteninformation und 
Vertragsrecht ist in einen selbständigen A- und B-Teil aufge­
spalten. 
Ich werde beim Teil B für die Minderheit eintreten und 
Annahme beantragen. Deshalb beschränke ich mich hier auf 
grundsätzliche Ausführungen zur Gesamtvorlage, der ich in 
der Variante der Minderheit zustimmen möchte. 
Die Vorlage verdient in dieser Form Unterstützung. Erstens, 
weil damit ein Verfassungsauftrag erfüllt wird; zweitens, weil 
sie im Dienste der Markttransparenz und damit im Dienste 
der Marktwirtschaft steht; drittens, weil die Tätigkeit der 
mitzufinanzierenden Konsumentenorganisationen einem 
dringenden, echten Bedürfnis entspricht. 
Ich möchte Sie vorab daran erinnern, dass wir einen Verfas­
sungsauftrag zu erfüllen haben. Volk und Stände stimmten 
1981 mit Artikel 31sexies dem Gegenvorschlag zu einer 
Initiative zu, welcher Massnahmen zum Schutze der Konsu­
menten ermöglichen wollte. 
Frischen Sie Ihr Gedächtnis auf! bas Bundesbüchlein 
beschrieb dem Stimmvolk den Sinn des Artikels: Es gehe 
darum, dem Konsumenten die Uebersicht über den Markt zu 
erleichtern. Der Artikel enthalte ein Bekenntnis zum Konsu­
mentenschutz. Im Vordergrund stünde der Schutz vor Irre­
führung und benachteiligenden Angebotsmethoden, die 
Förderung der sachlichen Information sowie die obligatori­
sche Kennzeichnung für Waren und Dienstleistungen. 
Das Bundesbüchlein hat die Meinungen pro und kontra 
aufgeführt. Unter dem Kontra finden wir folgende Aussagen: 
«Der Konsument ist genügend geschützt, der Konsument ist 
mündig; die Hersteller und Anbieter·werden in ihren Freihei­
ten beeinträchtigt; der Konsumentenschutz bringt mehr 
Staat und mehr Ausgaben.» 
Unter dem Pro war zu lesen: «Ein Verfassungsartikel schafft 
eine umfassende rechtliche Grundlage für den Konsumen­
tenschutz» - die Konsumenten verlangen heute mehr 
Schutz -; «der Konsumentenschutz ist nicht Bevormun­
dung, sondern HUfe zur Selbsthilfe; der Konsument soll in 
Kenntnis des Markts und seiner Rechte frei entscheiden 
können; der neue Artikel wird die Handels- und Gewerbe­
freiheit berücksichtigen; Vorrang hat weiterhin die Selbst· 
hilfe, aber gewisse Mehraufwendungen können sich aus der 
Förderung der sachlichen Information ergeben.» 
Volk .und Stände haben den Pro-Argumenten den Vorzug 
gegeben, und zwar im Verhältnis von 2 zu 1. Daraus ist zu 
schliessen: Wenn der Bundesrat bessere Information der 
Konsumenten anstrebt, wenn er eine zusätzliche Finanzie­
rung der Konsumentenorganisationen vorschlägt, wenn er 
die Kennzeichnung von Waren und Dienstleistungen ver· 
langt, wenn er Schutz gegen Irreführung und benachteili­
gende Angebotsmethoden proponiert, dann steht sein 
Entwurf auf dem sicheren Verfassungsboden. Ausserdem 
steht der Entwurf voll auf dem Boden der Marktwirtschaft, 
wenn er durch diese Massnahmen einen transparenten 
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Markt erreichen wilL Die Philosophie der Vorlage ist kein 
Wirtschafts-Darwinismus, sondern die hierzulande gängige 
soziale Marktwirtschaft. Dieser Begriff stammt nicht von 
einem Jünger von Marx, sondern der liberale Erhard hat ihn 
kreiert. 
Unter >ln„tÄ1nrl 

bevor man sich entschied. Die 
sind dem Gebiss eines Rosses 

Der elektrischen Heimschreibma­
schine oder dem kann ich nicht mehr 
ins Maul schauen. Aber auch anderes hat sich n,::,,1>n,1,::,r-r· 
dem Lebensmittel sehe ich nicht an, wie es n,::,,,nr,,t,r 
stabilisiert ist, den Stoffen nicht mehr, welche w"'"""''~rr,,m,n,::,. 
ratur und welche sie den 
mitteln und Verpackungen sehe ich mehr an, welche 
Schadstoffe sie enthalten. Allenthalben bin ich auf zusätzli­
che Angaben, auf Ratschläge und Informationen ange­
wiesen. 
Die schweizerische Wirtschaft bleibt übrigens konkurrenzfä­
hig, solange sie Qualität produziert. Informationen über die 
Produkte fördern die Qualität im Wettbewerb. Die Wirtschaft 
ist daher als Ganzes daran interessiert, gut informierte Kon­
sumenten zu haben, wie sie das KIG will. Die Vorlage orien­
tiert sich übrigens an diversen Partnerschaftsmodelien. 
Die Organisationen, welche die Konsumenten informieren, 
verdienen in keiner Weise das abgrundtiefe Misstrauen, das 
in den Kommissionsarbeiten zum Ausdruck kam. Nicht 
zufällig haben sich die Frauen in diesem Rat gemeinsam für 
die Vorlage gewehrt. Frauen tätigen auch heute noch die 
meisten Einkäufe von Konsumgütern, vor allem für den 
täglichen und mittelfristigen Verbrauch. Sie wissen aus 
Erfahrung, dass die Werbung, für welche in der Schweiz 
jährlich drei bis vier Milliarden Franken ausgegeben werden, 
das ergänzende Korrektiv der neutralen Konsumenteninfor­
mation (welcher mit einigen hunderttausend Franken nur 
ein Zehntausendstel des Werbewirtschaftsbudgets zur Ver­
fügung steht) wirklich brauchen kann. 
Finanzhilfen an die Konsumentenorganisationen sind natür­
lich an klare Kriterien zu knüpfen. Das tut die Vorlage auch. 
Wo die Kriterien dann aber erfüllt werden, sind die Hilfen 
auch ohne Wenn und Aber und unabhängig von Budgetwill­
kür zu gewähren. Eine blosse Kann-Formel verletzt nach 
meiner Auffassung den Verfassungsauftrag. 
Ich erfasse die Gelegenheit, die Leistungen der Konsumen­
tenorganisationen zu anerkennen. Wir Schweizerfrauen 
jedenfalls sind dankbar für ihre Hilfestellungen und finden 
es am Platz, wenn sie für ihre Tests etwas mehr Mittel 
erhalten als bisher. Die frühzeitigen Hinweise auf alternative 
Produkte zu den FKW-haltigen, die.Ozonschicht gefährden­
den Kosmetika und Reinigungsmitteln sind ein Beispiel 
dafür, wie die Konsumentenorganisationen ihre Verantwor­
tung nicht nur zugunsten der Wirtschaft, sondern auch 
zugunsten der Umwelt wahrnehmen. Wir dürfen uns daher 
ohne Bedenken hinter eine Vorlage stellen, welche die 
Tätigkeit dieser Organisationen verfassungskonform för­
dern will. 

Mlvllle: Ich habe den von Frau Meier soeben angestellten 
Vergleich der heutigen differenzierten Marktlage mit den 
seinerzeitigen Pferdemärkten sehr originell gefunden. Es ist 
mir dabei folgende Ueberlegung aufgetaucht: Die Pferde· 
märkte spielen in unserer Wirtschaft heute nur noch eine 
untergeordnete Rolle. Was aber in weiten · Bereichen der 
Wirtschaft übriggeblieber1 ist, ist die Mentalität einer 
bestimmten Sorte von Pferdehändlern, dle man mit einem 
alten deutschen Ausdruck früher nicht umsonst «Rosstäu­
scher» genannt hat. 
Die Vorlage, die wir heute zu behandeln haben, besteht aus 
zwei Teilen. Einerseits sollen Waren und bestimmte Dienst­
leistungen künftig mit einheitlichen Deklarationen angebo· 
ten werden und soll der Bund die Konsumentenorganisatio· 
nen in ihrer Informationstätigkeit stärker als bisher, vor 
allem endlich gestützt auf einwandfreie gesetzliche Grund· 
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lagen unterstützen; andererseits wird für das Obligationen­
recht ein Widerrufsrecht postuliert für jene Fälle, wo Kunden 
auf der Strasse, zu Hause oder auf Werbefahrten von Anbie­
tern und in vielen Fällen doch auch recht 

werden. 

ausmesi:1rocn1em~s Misstrauen 
1ss1or1sn11tc111e,ae1 gegenüber den Kon-

1m,en1tsnori1a111s1c1t1<lnEm ein Misstrauen, das ich 
was diese Organisationen seit ihrem 

Hsi;tAt1sn ae11e1s,tet haben, für nicht gerechtfertigt erachte. 
Ich bin der Ueberzeugung, dass sie nicht nur dem Konsu­
menten, sondern äer Volkswirtschaft einen Dienst erweisen. 
der, wenn er nicht von diesen Organisationen erbracht 
würde, vom Staat übernommen werden müsste, 
wofür alle ja weniger zu haben wären. Soviel zum Teil A 
Im Teil B machte sich die uralte rechtspolitische Meinungs­
verschiedenheit geltend, die wir in so vielen Vorlagen, insbe­
sondere sozialpolitischer Art, immer wieder erlebt haben, 
indem die einen der Ueberzeugung sind, es handle sich um 
den mündigen Bürger, der - wenn er auf ein Geschäft zu 
seinem Nachteil hineinfalle - die Konsequenzen zu tragen 
habe, während die anderen der Auffassung beipflichten, 
dass der Gesetzgeber dazu veranlasst und verpflichtet sei, 
jedenfalls in bestimmten Bereichen den Bürger vor Ueber­
vorteilungen und ungerechtfertigten Benachteiligungen in 
Schutz zu nehmen. In diesem Sinne haben wir es also mit 
einer Vorlage zu tun, die gewisse Aehnlichkeiten aufweist 
mit dem UWG. Die Lauterkeit des Handels, des Angebots 
und der Beziehung zwischen Konsument und Produzent 
sind Gegenstand des UWG. Hier handelt es sich um das 
Verhältnis zwischen Anbieter und Konsument. 
Es gibt auch eine Parallele zum Preisüberwachungsgesetz, 
und zwar jene, dass ein Verfassungsauftrag zu erfüllen ist, 
dass sich aber bei einem Teil der Kommission und wahr­
scheinlich auch bei einem Teil des Rats eine ausgespro­
chene Unlust geltend macht, diesem Verfassungsauftrag 
auch wirklich folgerichtig Rechnung zu tragen. 
Der Verfassungsartikel stammt aus dem Jahre 1981. Er ver­
pflichtet uns dazu, Massnahmen zum Schutze der Konsu­
menten zu treffen. Es ist aber darauf hinzuweisen, dass die 
Arbeiten für diesen Konsumentenschutz bedeutend früher 
eingesetzt haben, nämlich in einer von Bundesrat Schaffner 
bereits im Jahre 1964 eingesetzten Studiengruppe. 
Ich habe an die Beratung von heute drei Anliegen, die ich 
vertreten möchte: 
1. Artikel 5 wurde von der Kommission mit einigen Ein­
schränkungen, die hingenommen werden können, verse­
hen. Er würde aber geradezu wirkungslos gemacht mit der 
Kann-Bestimmung in bezug auf die Unterstützung, die der 
Bund Konsumentenorganisationen zuteil werden lassen 
soll. Artikel 5 soll also ein Herzstück dieser Vorlage bleiben. 
2. Ich erwarte - um das jetzt schon zu sagen, weil ich mich 
zu Teil B nicht mehr äussem werde - von diesem Rat drin­
gend, dass er im Teil B dem Artikel 6a betreffend die Rechte 
der Konsumenten bei. der Zustellung von unbestelften 
Waren zustimmt. Sie wissen, dass es sich hier um ein ganz 
grosses Aergernis handelt Wir würden meiner Meinung 
nach einen Fehler begehen, wenn wir sagen, diese Materie 
sei schon aus anderen bestehenden Rechtsvorschriften 
abzuleiten. Eine Verdeutlichung der Konsumentenrechte in 
diesem Punkt, welche Möglichkeiten den Konsumenten bei 
der.Zustellung von unbestellten Waren zustehen, halte ich 
für unerlässlich. 
3. Die Konsumentenrechte sollen in jenem Teil, der mit 
eigentlichen Ueberrumpelungsgeschäften zu tun hat (Wer­
befahrten, Haustürkäufe), gemäss Antrag der.Kommissions­
mehrheit vollständig gestrichen werden. Ich würde das für 
ein grosse UnglOck erachten. Ich bin auch überzeugt, dass 
wir den Erwartungen, die heute im Volk an ein solches 
Gesetz gestellt werden, mit der Streichung dieses T"3i1S B 
unserer Vorlage nur sehr unvollkommen Rechnung tragen 
würden. 
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Ich wiederhole es: Wir haben einem Verfassungsauftrag zu 
folgen, und zwar mit Blick auf die Wandlungen, die sich in 
der Wirtschaft seit dem Zweiten Weltkrieg mehr und mehr 
ergeben haben. Denken Sie etwa an das verwirrende Ange­
bot, dem der Konsument heute gegenübersteht oder an die 

mn,i:.1,1rivP. in vielen Fällen desinformierende die 

Wir müssen den Konsumenten mit dieser Vorlage gegen 
und Irreführungen schützen 

und einen zur Markttransparenz leisten, 
die letztlich im Interesse aller in dieser Wirtschaft Tätigen 

Es handelt sich nicht um Bevormundung - wie es von 
gewissen befürchtet worden ist -, 
sondern um eine vertretbare Hilfe, die wir als Gesetzgeber 
durchaus verantworten dürfen. 

Mme Bauer: II y a de six ans, en juin 1981. le peuple 
suisse a approuve. a raison de deux contre un, l' article 
constitutionnel 31sexies concemant la protection des 
consommateurs. 
Alors que depuis le debut des annees 50, dans la quasi 
totalite des pays democratiques, les consommateurs se sont 
organises afin, d'une part, d'obtenir une meilleure Informa­
tion sur les marchandises, tes biens et !es services, et afin 
d'etre reconnus, d'autre part, comme des interlocuteurs et 
des partenaires valables, il apparan que, dans ce domaine, 
des lacunes demeurent dans la legislation suisse. II faut 
noter cependant que chez nous egalement les associations 
de consommateurs gagnent en importance et qu'elles 
jouent incontestablement un röle benefique d'information. 
C'est pourquoi je considere qu'il taut se rejouir du fait 
qu 'elles partici pent activement au dialogue avec les associa­
tions de producteurs qui n' ont pas ete oubliees - je voudrais 
Je souligner - dans l'article constitutionnel puisque: «Les 
interets de l'economie nationale sont sauvegardes et le 
principe de la liberte du commerce et de l'industrie res­
pecte». 
Ainsi mandate par le peuple suisse, le Conseil federal a 
elabore deux lois moderees, equilibrees, mesurees, comme 
les qualifie M. Delamuraz, conseiller federal. La premiere 
regle est l'information des consommateurs et le soutien 
financier aux organisations de consommateurs. La seconde 
modifie le code des Obligations dans le sens d'une meilleure 
protection des consommateurs de plus en plus exposes, 
force est de le reconna1tre, a des techniques de vente 
raffinees qui peuvent !es inciter a acquerir des marchan­
dises dont ils n'ont pas besoin ou qu'ils ne sont pas a meme 
de regler. Les jeunes et surtout les personnes ägees sont 
particulierement exposees a ce genre de mesaventure. Dans 
cette intention et pour les proteger, la loi prevoit, lorsque la 
vente a ete conclue dans certaines conditions, un droit de 
revocation de sept jours. 
Article par article, notre commission a examine et longue­
ment discute les propositions du Conseil federal. Je dois 
souligner qu'elles ont ete äprement combattues et large­
ment amendees par la majorite de la commission, plus 
encline, ont pu penser certains, a defendre fes droits des 
producteurs que ceux des consommateurs. Reduire les 
droits des consommateurs, vider la foi de sa substance, tel 
semble avoir ete l'objectif de certa1n13 membres de cette 
commission qui proposent de modifier dans ce sens la loi A 
et de biffer la loi B. 
N'est·il pas paradoxal de constater, enfin, que ce sont les 
memes milieux qui se reclament du moins d'Etat, ceux-la 
memes qui se font les defenseurs du «Personalstopp», qui, 
aujourd'hui, voudraien_t exiger que la C~nfedera~ion se 
charge de nouvelles taches au lleu de faire confrance a 
!'initiative privee des citoyens, en l'occurrence aux associa­
tions nationales de consommateurs. 
Je reviendrai sur quelques points de la discussion de detail 
mais je vous engage a voter l'entree en matiere concernant 
les deux lois proposees par le Conseil federal et a les 
accepter. 

Kündig: Ich wollte zu diesem Geschäft nicht sprechen. Aber 
nachdem die heutigen Voten ungefähr in der Richtung aus-
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gefallen sind, dass man meinen könnte, die schweizerische 
Wirtschaft setze alles daran, um den Konsumenten zu hin­
tergehen, scheint es mir wichtig, dass ich mich dazu äus­
sere. 
Ich gebe mir absolut darüber Rechenschaft, dass wir einen 

Ich stelle aber gleichzeitig 
dass wir verschiedene andere Verfassungsartikel haben, die 
es bereits heute ermöglicht haben, Konsumentenschutz zu 
betreiben, und der Bundesrat hat es auch getan. Das darf 
man heute ohne weiteres feststellen. 
Ich stelle auch fest, dass wir in der Schweiz ein Versor­
gungssystem und einen Markt haben, die dem fairen Wett­
bewerb unterstellt sind und ein Angebot anbieten können. 
Es gibt für den Konsumenten jederzeit die Möglichkeit der 
Wahl, der Differenzierung und der Ueberprüfung seiner 
Situation. Dies wird im besonderen zugunsten des Konsu­
menten dadurch verstärkt, dass wir eine extrem starke Kon­
kurrenz auf allen Gebfeten haben. 
Weil wir die Notwendigkeit durch den Verfassungsartikel 
haben, um im Bereich der Konsumenteninformation etwas 
zu tun, möchte ich mich von diesem Ziel als solchem nicht 
abwenden. Es ist richtig, wenn Konsumenten informiert 
sind. Denn wenn die Konsumenten informiert sind, sind sie 
auch in der Lage, eine echte Beurteilung und einen echten 
Kaufentscheid vornehmen zu können. Es scheint mir aber 
wichtig zu sein, dass gerade durch diese Information keine 
bestimmten Gruppierungen, keine bestimmten Versor­
gungsmöglichkeiten gefördert respektive andere benachtei­
ligt werden. 
In diesem Sinne widersetze ich mich dem Eintreten auf den 
ersten Teil der Konsumenteninformation nicht. Indessen 
scheint es mir notwendig zu sein, darauf hinzuweisen, dass 
äusserste Sorgfalt auch auf diesem Gebiet notwendig ist; 
einmal in bezug auf die Deklaration der Waren. Man darf 
nicht durch extreme Deklarationsvorschriften die Versor­
gungsmöglichkeiten von kleinstrukturierten Zulieferern ver­
unmöglichen, und man darf damit nicht die Konzentration 
fördern. Hierin besteht eine Gefahr. 
Ich möchte vor dieser Gefahr warnen. Denn eine Schweiz, 
die nur noch von drei oder vier Grossverteilern versorgt 
wird, wird schlussendlich nicht mehr ihren heute dezentra­
len - bewusst dezentralen - Wirtschaftsstrukturen nachle­
ben können. 
Jn bezug auf den Informationsgehalt bei diesen Konsumen­
teninformationen scheint mir die Frage bei den Tests nun 
tatsächlich im Raum zu stehen. Man könnte aufgrund der 
heute gewalteten Diskussion fast annehmen, dass die Tests 
immer ihre absolute Richtigkeit haben und dass die Produ­
zenten, die sich diesen Tests unterziehen müssen, versu­
chen, unseriös zu sein. Gerade dieses Misstrauen, das auch 
in der Kommission gegenüber den Tests- ich betone: nicht 
gegenüber den Konsumentenorganisationen, sondern ge­
genüber den Tests - laut wurde, muss man hier in diesem 
Rat erwähnen. 
Mir scheint das deshalb richtig und begründet zu sein, weil 
ich ein Papier vor mir habe betreffend einen - noqh nicht 
geschlichteten - Streit zwischen der Stiftung für Konsumen­
tenschutz einerseits und dem Schweizerischen Bierbrauer­
verein andererseits. Da wurde offenbar ein Test durchge­
führt, der - nach den Aeusserungen, die hier vorliegen und 
nicht geheim sind - doch einige Fragezeichen aufstellt. So 
wird z. B. im Brief der Stiftung für Konsumentenschutz 
zugegeben, dass gewisse Fehlerhaftigkeiten bei der Angabe 
des Alkoholgehalts vorgekommen sind, dass sie sich in 
bezug auf die Degustation einen gewissen Diletta~tismus 
vorhalten lassen: Wörtlich heisst es: «Nach Konsultation des 
Fremdwörterbuches akzeptieten wir den Begriff 'dilettan­
tisch'. Etwas anderes war bei der Durchführung eines Kon­
sumententests auch nicht geplant.» 
Ich erwähne auch den Brief des Schweizerischen Bierbrau­
ervereins, in dem die Rede ist von der Wahl eines bezüglich 
Bier unerfahrenen Labors, von falscher Versuchsanstellung, 
indem verschieden gealterte Biere geprüft wurden, also 
nicht das Bier in seiner qualität, sondern das Bier, wie es 
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gelagert wurde, was in der Beurteilung etwas ganz anderes accomplit le mandat constitutionnel vieux de six ans qui 
darstellen muss. Dann weitere Vorwürfe wie die falsche nous incombe et il ne contribue pas a l'inflation legislative. 
Ermittlung des Stammwürzegehalts, mangelnde Fachkennt- Le dispositif entier - quatorze petits articles - tient dans le 
nisse bei der Farbe, fatsche Ermittlung der Bitterstoffe, format de poche des messages du Conseil federal, soit 
Schaumtests nach veralteter Methode, falsche Angaben quatre pages, pas uoe de plus; nous ne sommes doncpas ··-
über Alkoholgehalt und eben diese dilettantische Oegusta- . en__p_rm,ence d'un nouveau monstle:-····-··--······ 
tion. _ ..... ---··-····-------------·····--·-·-·-·------- J'attire votre attention sur le fait que le projet de loi federal 

-"ich will damit nicht beurteilen oder ankreiden, aber ich wiH concernant la protection des consommateurs ne s'intitule 
sagen, dass man doch sehr vorsichtig sein muss, damit pas: «loi sur la protection» mais bien : «loi visant ä ameliorer 
solche Tests nun wirklich ein möglichst objektives Resultat l'information des consommateurs.». Ce titre revele l'attitude 
bringen, denn wenn das nicht der Fall ist, führt das automa- generale que le Conseil federal a adoptee dans ce domaine 
tisch dazu, dass Betriebe oder Produkte, die in die Tests et qu'il vous invite a partager. Ce dernier, dans toute son 
einbezogen werden, am Markt gefährdet und geschädigt oeuvre de reftexion et de preparation de la legislation consi-
werden könnten. dere que le consommateur est adulte et responsabfe; que 
Ich habe dies aber auch aus einem anderen Grund gesagt. !'Etat n'a pas a le prendre par la main pour le guider dans 
Mir scheint es, dass man nicht die Mentalität aufkommen tous ses pas et pour decider quasiment a sa pla.~. Nous ne 
lassen darf-wie das Herr Miville getan hat-, man ha.beeine voufons pas d'unEtat patemaliste, qunnspirerait son com-
Landesversorgung nach dem P-rinzip des «Pferdediebs oder portement a l'individu ou qui meme, pretendrait le lui dicter. 
Pferdehändlers» - was Sie lieber wollen-, sondern dass wir En revanche, nous voulons par queJques dispositipns de 
darauf basieren müssen, dass die Lauterkeit des Handels in droit modestes placer te consommateur en situation de 
der Schweiz gegeben ist. mieux choisir les biens et !es se,vices qu'il voudrait acquerir. 
Wenn wir also Konsumenteninformation betreiben wollen, Le moyen le plus efficace de contribuer a cetteametioration. 
dann wollen wir dies gegenseitig tun, und zwar zur vemünf- consiste a l'informer largement, tant il est vrai qu'un con-
tigen Information des Konsumenten, aber auf keinen Fall zur sommateur bien informe est ä meme de jouer beaucoup 
ungerechtfertigten Benachteiligung der einen oder anderen mieux son rölede partenaire de l'economie nationale et que, 
Seite. par consequent, - ce n'est pas un paradoxe - il a moins 

M. Delamuraz, conseiller federal: Je veux me conformer a 
l'ordonnance des debats que vous avez decidee, Monsieur 
le president, et, par consequent, me limiter dans cette pre­
miere intervention a analyser la loi federale visant a amelio­
rer l'information des consommateurs. Cela ne m'empechera 
pas de faire quelques remarques generales introductives, 
qui seront aussi valables pour Ja seconde loi qui sera sou­
mise a votre approbation. 
Un grouped'etude- M. Mivilley a fait allusion-qui avalt ete 
institue par le conseiller federal Schaffner en 1964 deja, 
avait dresse la liste des problemes en suspens, dans un 
rapport historique intitule: «Le consommateur eo Suisse et 
ses problemes». Depuis 1964- plusieurs d'entre vous l'ont 
dit - la legislation, dans ce domaine, s'est enrichie d'un 
certain nombre d'elements nouveaux. Dans de nombreux 
domaines, des lois ont ete edictees, ou ameliorees; dans le 
dessein d'assurer une meilleure protection du consomma­
teur. L'aboutissement de l'ensemble de ces reflexions et de 
ces transformations a ete le vote, par une !arge majorite du 
peuple et des cantons, d'un article constitutionnel sur la 
protection des consommateurs, adopte en juin 1981. Cet 
article confere a la Confederation la competence obligatoire 
de preodre des mesures pour proteger les consommateurs, 
tout en sauvegardant les intere.ts generaux de l'economie 
nationale, et en respectant le principe de la liberte du 
commerce et de l'industrie. Or, pour remplir ce mandat 
constitutionnel, il ne s'agit pas simplement de reformuler le 
droit de la protection des consommateurs qui existe deja, 
mais de combler, sur la base de la nouvelle disposition de la 
constitution, les lacunes reconnues. II s'agit de le faire 
precisement, mais aussi de maniere a respecter les princi­
pes qui regissent l'economie de marche et le commerce 
libre, autrement dlt en evitant de creer des distorsions, la ou 
la volonte des deux partenaires preparant et.i::oncluant une 
affaire doit etre harmonieusement exprimee et doit per­
mettre un contact equilibre. 
Le Conseil federal s·est d'ailleurs demande, avant d'en arri­
ver ä cette proposition, s'il fallait reellement faire du neuf, ou 
si l'arsenal deslois existantes, avec quelques modifications 
ou quelques adaptations, n'etait pas suffisant. En faisant du 
neuf, n'allions-nous pas contribuer, t.ine nouvelle fois, a 
cette inflation legislative qu' une saine partie du Parlement­
a juste titre - combat tres regulierement? 
Comme l'a dit M. 'Reichmuth qui se posait Ja meme question 
tout a !'heure, le Conseil federaf a constate qu'il etait neces­
saire d'edicter deux lois, en l'occurrence celles dont nous 
parlons ici, visant a ameliorer l'informatioo des consomma­
teurs et le faisant, il comble incontestablement une facune. II 

besoin d'une protection au sens litteral du terme. 
Votre commlssion, d'une maniere generale, souscrit ä cette 
premiere loi ainsi qu'aux aux propositions du Conseil fede­
ral. Elle fait quelques propositions de modifications formel­
les auxquelfes le Conseil federal adhere car elles rendent 
plus c!air le texte de la loi. En revanche, sur quelques 
propositions gouvernementales, importantes ou moyenne­
ment importantes, qui ne touchent pas a la forme de la loi, 
mais ä son fond, - je pense en particulier aux articles 5, 6 et 
9- des propositions de majorite s'opposent ä des proposi­
tions de minorite. En general, le Conseil federal appuie les 
propositions de minorite et vous demande de suivre celles 
qu'il vous a faites. Je n'entre pas davantage dans le detail, 
nous en discuterons article par article, mais en vous propo­
sant de suivre notre point de vue, Je pense que nous pou­
vons dire que la Confederation entend se comporter correc­
tement envers !es consommateurs, comme elle se comporte 
correctement envers les producteurs. Un comportement 
correct, c'est un comportement de rigueur, mais aussi de 
confiance. C'est cette rigueur et cette confiance qui mar­
quent le projet du Conseil federa\ dans cette premiere loi. 
Je termine en repondant ä la question posee tout a !'heure 
par M. Bürgi concemant la constitutionnalite de cette con­
tributi9n federale au financement de certaines activites pri­
vees. Le Conseil federal- j'en ai le souvenir tres precis, alors 
meme que je n'etais pas dans ce departement- s'est egale­
meot pose la question lors de la phase d'elaboration des 
textes que vous avez sous les yeux, c'est-ä·dire dans les 
annees 1985 et 1986. 
Nous avons conclu que toute competence constitutionnelle 
objectiye contenait egalement la competence d'engager des 
moyens financiers qui permettent d'atteindre l'objectlf fixe 
da11s fa constitution; il n'est pas necessaire des lors de 
mentionner expressis verbis cette competence particuliere 
dans l'article constitutionnet. Des exemples, j'en ai trois ou 
quatre. C'est l'article 22quater de la constitution sur l'ame­
nagement cfu territoire: il ne dit rien d'un subventionnement 
et pöurtant c'est bien ce qui se fait pat4a Confederation aux 
cantons. Ensuite l'article 23bis sur t'approvisionnement du 
pays: il y a subventionnement aux entreprises. Egalement 
f'article 31bis sur_la paysannerie implique les subventions a 
l'agriculture: Enfin, l'article 31quinquies sur la conjoncture 
perrnet un financement aupres des entreprises egalement. 
La base constitutionnelle est donc incontestable sur ce 
point, mais alors ce qui mariquerait a M. Bürgi, blen 
entendu, dans l'etat actuel du droit positif, c'est la base 
legale, et c'est precisement cette base legale que nous vous 
demandons de nous octroyer aujourd'hui, a l'appui d'un 
article constitutionnel suffisant: 
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La clause generale du premier alinea de l'article 31 sexies 
fait de la protection des consommateurs une täche obliga­
toire de la Confederation. Tant que !es organisations de 
consommateurs remplissent elles-memes certaines täches, 
surtout dans le domaine de l'information, elles en dechar­
gent la Confederation et le maintien de cette actlvite volon· 
tair~ se i::evffle,GE1& k~rs~'l!fftl!Wetoubitte 
quent, une aide financiere a une affectation bien 
"'"''"'"'"'- Le destinataire ainsi que ses activites sont bien 

dans la loL Nous considerer ta mesure 
est fondee en droit et En fait, je encore 

ne a d'une 
Indemnisation car les 
sont ni prescrites ni par la Confederation. 
Je vous remercie d'entrer en matiere et de aborder 
la discussion par articles de cette premiere loi federale. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
Le conseil decide sans d'entrer en matiere 

Detailberatung - Discussion par artic/es 

Titel und Ingress, Art. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Titre et preambule, art. 1 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 2 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
.... , so sind in vergleichbarer Form zu deklarieren: 
a ..... 
Abs. 2 bis 4 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 2 
Proposition de la commission 
Al. 1 
.... , doivent etre indiques sous une forme permettant les 
comparaisons: 
a ..... 
Al. 2 a 4 
Adherer au projet du Conseil federal 

Frau Bührer, Berichterstatterin: Die Kommission hat im 
Ingress zu Absatz 1 das Wort «einheitlich» gestrichen und 
es beim Wort «vergleichbar» bewenden lassen. Dies 
geschah in der Meinung, dass «einheitlich» in «vergleich­
bar» enthalten sein kann. Es muss aber nicht so sein. 
Wir meinen, dass den Vereinbarungen zwischen den Wirt­
schafts- und den Konsumentenorganisationen möglichste 
Freiheit zu belassen sei. · 
Zu Buchstabe b möchte ich noch darauf hinweisen, dass bei 
den Dienstleistungen .nur jene Dienstleistungen gemeint 
sind, die der Bundesrat bezeichnet. Er betrifft also die 
Waren einerseits, aber bei den Dienstleistungen nur eine 
Auswahl von Dienstleistungen, die der Bundesrat bezeich­
nen wird. 

Angenommen - Adopte 

Art. 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Frau Sührer, Berichterstatterin: Hier ist darauf hinzuweisen, 
dass dieser Artikel für die ganze Philosophie des Gesetzes 
sehr wichtig ist. Die Vereinbarungen sind ja den Organisa-

tionen überlassen, und selbst dann, wenn eine Vereinba­
nicht oder nicht rechtzeitig zustande kommt, muss -

aeirna,;s Artikel 4 - der Bundesrat nicht eingreifen. Er kann 

Ich meine, dass damit doch gewährleistet ist, dass extreme 
Deklarationen eben sehr 11nw,:inrc,"na,n 

Art 4 
der Kommission 

zum Entwurf des Bundesrates 
la commission 

du Conseil federal 

Hefti: Was ist unter «die Vereinbarung unzureichend erfüllt 
wird» - Absatz 1 Buchstabe b - zu verstehen? 

M. Delamuraz, conseiller federal: La suite est fixee, Mon­
sieur Hefti, a l'article 3: Convention de droit prive. Et puis, si 
l'on doit constater que l'entente ne se fait pas, le Conseil 
federal serait legitime a intervenir, par voie d'ordonnances, 
ce que prevoit l'article 4. II en va de meme lorsque l'entente 
est intervenue, mais que l'application qui en est faite n·est 
pas correcte et que les termes de la convention de droit 
prive sont leses. Cela conceme les marchaodises comme les 
services. 

Angenommen -Adopte 

Art. 5 

Frau Bührer, Berichterstatterin: Ich schlage vor, dass wir die 
Sitzung hier abbrechen. Zu Artikel 5 wird es längere Ausfüh­
rungen brauchen. 

Präsident: Dieser Antrag wird bekämpft. Wir stimmen ab. 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag Bührer 
Dagegen 

14Stimmen 
13Stimmen 

Hier wird die Beratung dieses Geschäftes unterbrochen 
Le debat sur cet objet est interrompu 

Schluss der Sitzung um 11.50 Uhr 
La seance est Jevee a 11 h 50 
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Art. 5 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Der Bund kann Konsumentenorganisationen von gesamt­
schweizerischer Bedeutung, die sich statutengemäss aus­
schliesslich dem Konsumentenschutz widmen, .... Kosten 
gewähren für: 
a. die Durchführung von vergleichenden Tests über wesent­
liche und eindeutig erfassbare Eigenschaften von Waren 
und den wesentlichen Inhalt der vom Bundesrat bezeichne­
ten Dienstleistungen; 
b. die objektive und fachgerechte Konsumenteninformation 
durch Veröffentlichungen in gedruckten oder elektroni­
schen Medien; 
c. und d. 
Streichen 
Minderheit 
(Miville. Bauer, Bührer, Meier Josi) 
Der Bund gewährt Konsumentenorganisationen .... 
a. die Durchführung .... Inhalt von Dienstleistungen; 

Art. 5 al. 1 
Proposition de /a commission 
Maforite 
La Confederation peut accorder aux organisations de 
consommateurs d'importance nationale, qui se consacrent 
statutairement et exclusivement a la protection des consom­
mateurs ..... 
a. L'execution de tests comparatifs portant sur !es caracte­
ristiques essentielles clairement saisissables de biens et les 
elements essentiels de services, designes par le Conseil 
federal; · · 
b. L'information objective et competente des consomma­
teurs par la presse ou les medias electroniques; 
c. et d. 
Biffer 
Minorite 
(Miville, Bauer, Bührer, Meier Josi) 
La Confederation accorde .... 
a. L'execution .... de services; 
(Biffer le reste de la lettre) 

Frau Bührer, Berichterstatterin: Wir kommen hier zu einem 
Artikel, der von Ihrer Kommission wesentlich umgestaltet -
zum Teil präzisiert, zum Teil aber auch inhaltlich wesentlich 
verändert - worden ist. Es geht um die Finanzhilfe an die 
Konsumentenorganisationen. Im Ingress des Absatzes 1 
sind zwei Aenderungen festzustellen: Erstens wurde von der 
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Kommission eine Kann-Formulierung eingeführt und zwei­
tens das Wort «ausschliesslich» eingefügt Diese beiden 
Aenderungen sind in der Absicht geschehen, Missbräuche 
zu verhindern. Man könnte sagen, um zu verhindern, dass 
sich allzu viele Organisationen an die Futterkrippe des Bun-
des drängen würden. Die des Wortes 

der Begriff «Konsumentenschutz» nicht allzu inter­
pretiert wird, aber auch vertretbar, weil gemäss Absatz 2 
auch andere Organisationen, die sich nicht ausschliesslich 
dem Konsumentenschutz widmen. werden 
können. Es ist richtig, dass dort die 
gewählt wird, um eine Freiheit zu geben. 
Sehr viel zu reden gab die Kann-Formel in Absatz 1. Der 
Grundsatz, dass den Konsumentenorganisationen Finanz­
hilfe für die Erfüllung eines dem Bund obliegenden 
- das muss gesagt werden - gewährt werden soll, ist 
Artikel 1 Buchstabe b festgeschrieben. Wir haben dem 
zugestimmt. Dieser Grundsatz und die Kann-Formel sind im 
Grunde nicht vereinbar. denn es besteht ja kein Anspruch 
mehr mit der Kann-Formulierung. Obwohl dieser Wider­
spruch unaufgelöst blieb - zwischen Grundsatz und Kann­
Formulierung, die ja zu nichts verpflichtet -, stimmte die 
Kommission mit 6 zu 4 Stimmen in Artikel 5 der Kann-For­
mel zu. Ich wiederhole es: dies im Sinne einer Notbremse. 
falls die Konsumentenorganisationen überborden sollten. 
Soviel zur Kann-Formulierung. 
Unter den Buchstaben a bis d hat der Bundesrat aufgelistet, 
wofür Finanzhilfe gewährt werden kann. Bei dieser Aufzäh­
lung hat die Kommission Präzisierungen und Umstellungen 
vorgenommen, Präzisierungen in Buchstabe a mit der Ein­
schiebung des Begriffs «eindeutig erfassbar», und in Buch­
stabe b mit der Einschiebung «fachgerecht». «Fachge­
recht» ergänzt dort den Begriff «objektiv». Diese beiden 
Präzisierungen, «eindeutig erfassbar» und «fachgerecht», 
sind nicht Gegenstand eines Minderheitsantrages. Sie sind 
unbestritten. 
Ein Minderheitsantrag besteht betreffend der Einschiebung 
in Buchstabe a. «vom Bundesrat bezeichnete» Dienstlei­
stungen. Mit dieser Einschiebung «vom Bundesrat bezeich­
net» wird ein Unterschied bezüglich der Subventionsbe­
rechtigung zwischen Tests von Waren und Tests von Dienst­
leistungen hergestellt. Der Bundesrat muss die Dienstlei­
stungen bezeichnen, für die subventionsberechtigt Tests 
gemacht werden dürfen. Es besteht hingegen keine direkte 
Verbindung zur Deklarationsregelung. Der Bundesrat kann 
andere Dienstleistungen zu den Tests zulassen, als er der 
Deklarationspflicht unterstellt. Er muss aber tätig werden. 
Andere Dienstleistungstests dürfen nicht subventioniert 
werden. Damit werden die Dienstleistungstests einge­
schränkt. und das ist von der Kommissionsmehrheit 
bewusst so gewollt. 
Ich komme zu einem weiteren Punkt. Die Kommission hat 
Umstellungen vorgenommen. Sie hat die Buchstaben a und 
b umgestellt und die Buchstaben c und d gestrichen. Diese 
Umstellung und diese Streichung wurden einstimmig ange­
nommen, in der Meinung, dass der Einbezug der Deklaratio­
nen gewährleistet ist. tch bin bea1,1ftragt, das in diesem 
Plenum hier ausdrücklich festzunalten. 
Um nicht noch einmal das Wort ergreifen zu müssen, 
möchte ich noch gleich zu Absatz 2 erwähnen, dass dort 
eine redaktionelle Aenderung vorzunehmen ist Der Bezug 
heisst nicht mehr Buchstabe a, sondern Buchstabe b. Das 
ist alles. 

Mivllle, Sprecher der Minderheit: Ich danke unserer Korn· 
missionspräsidentin dafür, dass sie den Artikel 5 so 
gründlic,h in seine Bestandteile zerlegt und diese erklärt hat. 
Ich versuche nun, daraus die Schlüsse zu ziehen, die nach 
Meinung 'der Kommissionsminderheit angebracht sind. 
Sehen Sie, die Kommissionsmehrheft hat dafür gesorgt, 
dass dieser Artikel in verschiedener Hinsicht präzisiert und 
im Grunde genommen restriktiv formuliert worden ist. Wir 
haben hingenommen, dass es da in der zweiten Zeile «aus­
schliesstich dem Konsumentenschutz» heisst. Ja gut, dann 
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ist es halt «ausschliesslich». Wir haben uns damit einver­
standen erklärt, dass es im Text nicht nur «wesentliche», 
sondern auch erfassbare» Eigenschaften heisst. 
Wir haben dem dass nach Buchstabe b eine 

und Konsumenteninformation 
l"l<>·tri<>l"li::,n werden muss. 
Abei.aYfzw.ei Punkten bestehen wir .. weiLdieser.Art.i ket .. sonst 
- d. der Mehrheit hierzu zu einem 

so in 
denkbar. Dann kann er, 
würde unserer 

""'"""''"'" entkleidet würde. In den 
oei:iet>en ist - und dieses 

für einen solchen 
sowie es der 

nun wirklich schlecht na1~11c1ele!nt. 
Wer immer befürchtet, dass hier zu kritiklos Geld verteilt 
wird, der doch die Botschaft auf den Seiten 23 und 24 
nachlesen. sind die Kriterien von 1 bis 7 enumeriert, 
welche für die Gewährung von Beiträgen massgebend sind. 
Man darf sagen: sie sind streng. Zum Beispiel Punkt 5: Es 
sind nur solche Institute und Laboratorien mit Prüfungen zu 
beauftragen, die für fachlich und technisch einwandfreie 
und neutrale Untersuchungen Gewähr bieten. 
Wir haben uns auch mit der Streichung von Buchstabe c 
und d einverstanden erklärt, aber ich sage Ihnen noch 
einmal: jetzt nicht auch noch das! Diese Kann-Bestimmung 
ist nichts weiter als Ausdruck einer an sich unbegreiflichen 
Animosität gegen die Konsumentenorganisationen und 
eines Misstrauens bezüglich ihrer Funktionen. Der Artikel 
macht in den ersten Worten schon klar, dass sich diese 
Konsumentenorganisationen statutengemäss dem Konsu­
mentenschutz widmen; es sind alle Kriterien und Einschrän­
kungen getroffen, an die man denken könnte. Ich weise Sie 
auch darauf hin, dass nur 50 Prozent der Aufwendungen 
vom Bund entschädigt werden sollen. Wenn schon so sehr 
eingeschränkt wird, sollte zumindest dann, wenn die Vor­
aussetzungen gegeben sind, ein Rechtsanspruch bestehen, 
und es sollte dann subventioniert werden. 
In Absatz 2 darf man das «kann» durchaus tolerieren. wie 
das dem bundesrätlichen Vorschlag entspricht. Da handelt 
es sich um andere Organisationen, die sich statutengemäss 
der Konsumenteninformation widmen. In Absatz 1 aber sind 
diejenigen gemeint, die das - wie wir es jetzt formuliert 
haben - nicht nur statutengemäss, sondern auch aus­
schliesslich tun, und da müsste nicht auch noch ein «kann» 
das Ganze in Frage stellen. 
Nun zur zweiten Differenz zwischen Mehrheit und Minder­
heit. 
Wir sind der Meinung, es müsse, wie der Bundesrat das 
vorgeschlagen hat, bei Buchstabe a um den «wesentlichen 
Inhalt von Dienstleistungen» gehen. Die Mehrheit hat nun 
auch hier in einer Weise, die ich als überängstlich empfinde, 
«wesentlicher Inhalt der vom Bundesrat bezeichneten 
Dienstleistungen» hinzugefügt. Ich bitte. Sie sehr, diesem 
Vorschlag nicht zu folgen. Dieser Unterschied zwischen 
Dienstleistungen - die übrigens nach meinen. Informationen 
nur 1 Prozent der Tests ausmachen (99 Prozent sind Waren) 
- und Waren ist nicht begreifbar, nicht ersichtlich. Was gäbe 
das auch für eine Liste der Dienstleistungen, die hier 
gemeint sind und mit denen sich Verwaltung und Bundesrat 
im Sinne der Enumerierung und Katalogisierung befassen 
müssten. Ersparen wir das doch diesen Instanzen. Für 
Deklarationen ist das in Ordnung und dort akzeptieren wir 
das. Die Botschaft macht klar- es gilt, was ich schon vorhin' 
beim ersten Antrag gesagt habe-, welche Dienstleistungen 
gemeint sind: standardisierte, vergleichbare Leistungen, wie 
Unterrichtsverträge oder Ferienangebote. Auf Seite 10 sagt 
die Botschaft ganz genau, was g13meint und was nicht 
gemeint ist. Unter diesen Umständen meine ich, dass auch 
im zweiten Punkt dem Antrag der Minderheit gefolgt werden 
müsste, wenn dieser Artikel überhaupt die Wirkungen entfal­
ten soll, die vom Verfassungsauftrag her gemeint sind. 

Reichmuth: Dieser Artikel 5 Absatz 1 erster Satz wurde von 
der Kommission sehr ausgiebig behandelt, wie die Kommis­
sionspräsidentin ausgeführt hat 
Es vorerst darum, in Absatz 1 erster Satz zu entschei-
den, Konsumentenorganisatio-
nen ein Bundessubventionen zuer-

.. ka.ont es schliesslich 
noch in der Hand 
nisatlonen zu bezeichnen. Bisher 
ratsbeschluss vom 16. August 1972 1:Sune11~so,e1t1räae 
Konsumenteninformation ausdrücklich nur an Arbeits-

der für Konsumentenschutz und des 
sc1hw,e12,ern~c111en Konsumentenbundes ausbezahlt Es han-
delte sich im Jahr 1970 um 100 000 Franken. Im Jahre 1972 
wurde die auf 150 000 Franken und im Jahre 
1985 auf 180 erhöht 
Die Botschaft zum vorliegenden Bundesgesetz rechnet auf 
längere Sicht dass die Bundesbeiträge bis auf 1 Mil­
lion Franken anzupassen sind. Lösungen bis zum Nullpunkt. 
wie Herr Miville sie befürchtet, sind also nicht zu erwarten. 
Angesichts der in Aussicht gestellten Erhöhung der zur 
Verfügung stehenden Mittel ist aber die Möglichkeit nicht 
auszuschliessen. dass sich etliche weitere Konsumentenor­
ganisationen bilden, die die Voraussetzungen des Artikels 5 
Absatz 1 erfüllen und daher Anspruch auf Bundessubventio­
nen erheben. Geben wir diesen im Gesetz einen Rechtsan­
spruch auf Subventionen, führt das zu einer unheilvollen 
Verzettelung der Mittel und zu einem neuen Giesskannensy­
stem. dem der Bundesrat nichts entgegensetzen könnte. Es 
bliebe wahrscheinlich nichts anderes übrig, als die Budget­
kredite wieder entsprechend den Bedürfnissen zu erhöhen. 
Diese Gefahr wurde auch in der Kommission erkannt, wes­
halb auch die Frage geprüft wurde, die subventionsberech­
tigten Organisationen im Gesetz namentlich aufzuführen. 
Man hat auf eine solche Legaldefinition verzichtet - in der 
Meinung, diese Lösung sei zu starr und sie berücksichtige 
allfällige Wandlungen in der Tätigkeit und Zielsetzung einer 
der genannten Organisationen nicht oder zu wenig. 
Wenn wir in Absatz 1 die Kann-Formel beschliessen, geben 
wir dem Bundesrat die Möglichkeit, die Mittel zielgerichtet 
den wichtigen Konsumentenorganisationen für die im 
Gesetz erwähnten Tätigkeiten zukommen zu lassen. 
Die Effizienz bleibt gewahrt und missbräuchlichen Ansprü­
chen kann so am besten begegnet werden. Das bedeutet ein 
ausdrückliches Vertrauensvotum für den Bundesrat. Wir 
müssen jede Gelegenheit benützen, um dem Bundesrat 
unser Vertrauen auszudrücken. Ich bitte Sie daher, bei Arti­
kel 5 Absatz 1 erster Satz der Formulierung der Kommis­
sionsmehrheit zuzustimmen. 
Da Herr Miville bereits zu Buchstabe a von Artikel 5 Absatz 1 
gesprochen hat, möchte ich mich ebenfalls dazu äussern. 
Bei dieser Bestimmung geht es keineswegs um den Aus­
druck der Aengstlichkeit der Kommission, sondern darum, 
ob Bundesbeiträge an Tests für alle möglichen Dienstlei­
stungen ausgerichtet werden sollen. In Artikel 2 !;3uchsta­
be b haben wir gestern bestimmt, dass im Gegensatz zu den 
Waren nur jene Dienstleistungen deklarationspflichtig sind, 
die der Bundesrat als solche bezeichnet. . 
Angesichts der Unmenge von Dienstleistungsangeboten, 
die immer wieder neu auf dem Markt erscheinen, ist eine 
Beschränkung auf das Wesentliche sicher am Platz. Das gilt 
meines Erachtens aber ebensosehr für die Subventionie­
rung von Tests im Dienstleistungsl;)ereich. Wenn wir schon 
bei der Deklarationspflicht die Bezeichnung der in Betracht 
fallenden Dienstleistungen durch den Bundesrat festschrei­
ben, so ist es nicht mehr als konsequent, wenn wir dies auch 
bei der Subventionsberechtigung der Dienstleistungstests 
analog handhaben. Denn hier geht es schliesslich darum, 
wofür der Bund das Geld zur Verfügung stellt. 
Ich bitte Sie daher, dem Antrag der Kommissionsmehrheit 
zuzustimmen. 

Mme Bauer: Je suis l'une des cosignataires de la minorite et 
je souhaifä m'exprimer au sujet de l'article 5, alinea 1. 
J'estime qu'ä la forme potestative: «La Confederation peut 
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accorder aux organisations de consommateurs des contri­
butions .... » il faut preferer la formule proposee par le 
Conseil federal: «La Confederation accorde des contribu­
tions aux organisations de consommateurs.» Pas ä n'im­
porte lesquelles - j'en convlens- pas ä toutes, mais ä celles 
qui, premierement, sont d'importance nationale et, deuxie­
mement. a .consacren.t. s.tatu.tairement .. a .Ja 
orc1tec:tion des consommateurs. Le terme «exclusivement» 

a ete ajoute par la ä la version du Conseil 
me semble limitatif, restrictif. 

cnnti:irtt:iri:itinn accorde donc des 
~n,ntrih1,ti~1ni::. dans les limites des credits alloues 
concurrence de la moitie des.frais 
consistent ces frais? Eh bien, II 
information de quaHte irreprochable, se 
baser sur des effectues dans des laboratoires, par des 
scientifiques reconnus. Or, ces tests coOtent eher. J'en ai 
fait faire moi-meme un ou deux et je me rends compte qu'lls 
ne sont pas a la portee de tous les dtoyens. Ces tests, 
realises en laboratoire, dans l'intention de savoir ce qu'on 
mange, s'il y a de !a dioxine dans les salades autour des 
usines d'incineration, par exempie, seules des associations 
de consommateurs peuvent les demander et payer des 
analyses de ce genre. 
Des lors que ces tests sont effectues dans l'interet general, 
dans l'interet de la collectivite la plus iarge, on doit admettre 
qu'ils pourraient etre pris en charge par la Confederation 
dans leur totalite. Ce serait toutefois accroitre inutilement 
l'intervention de l'Etat; mais etant donne que ies associa­
tions de consommateurs le liberent d'une täche d'utilite 
publique, il est juste que l'Etat assume, pour le moins, la 
moitie des frais. 
En ajoutant a l'article 5, alinea 1, lettre a l'expression «les 
caracteristiques essentielles, clairement saisissables», la 
majorite de la commission introduit, incontestablement, une 
notion subjective. Ce qui est «clairement saisissable» pour 
les uns ne l'est pas forcement pour d'autres. On ouvre donc 
la porte ä l'interpretation personnelle et donc a la contesta­
tion. C'est pourquoi, pour ma part, je prefere, dans ies deux 
cas que je viens d'evoquer, qu'on en reste aux propositions 
du Conseil federal. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Le Conseil federal adhere 
a cinq propositions de modifications qui vous sont presen­
tees par ia commission et il vous propose, pour deux de 
celles-ci, de suivre la minorite. 
Je passe rapidement sur les cinq modifications auxquelles 
nous adherons. II s'agit de modifications portant sur la 
terminologie de cet article, fixant d'une maniere plus rigou­
reuse, plus limitative et plus precise les conditions aux­
quelles l'aide financiere de la Confederation peut etre 
appportee a des organisateurs de tests. Ce sont autant de 
precisions qui peuvent apparanre superflues, mais aux­
quelles le Conseil federal est d'accord d'adherer. ll s'agit, au 
surplus de bitter les lettres c et d de cet article 5. 
En revanche, le Conseil federal vous demande de ne pas 
suivre la proposition de la majorite concernant la premiere 
phrase de cet articte. lci, le Conseil federal et la minorite 
vous proposent de dire: «La Confereration accorde aux 
organisations de consommateurs d'importance natio~ 
nale ...... plutöt que la formule de la majorlte: «peut accor· 
der». Le texte que nous vous proposons sur ce point est un 
texte tres prudent. · C'est. un ensemble tres limitatif de 
domaines et c'est des conditions tres precises d'octroi du 
soutien financier qui sont determinees par cet article, sur­
tout apres tes amendements que la majorite y apporte et 
auxquels je viens de dire que le Conseil federal adhere. 
Si, en depit du caractere tres prudent - j'allais dire tres 
timide - du texte qui vous est propose, vous en affaiblissez 
encore la valeur en retenant la formule «peut accori:ler» 
nous ne voyons pas ou est la reponse que le legislateur 
apporte au peuple et aux cantons qui, il y a six ans deja, 
nöus ont attribue un mandat constitutionnel clair et net. Je 
tiens quand meme a dire avec emotion ma gratitude a 
Monsieur Reichmuth pour la ttes large confiance dont il 
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veut investir le Conseil federal - ce n'est pas tous les Jours 
que l'on entend des propos si genereusement dispenses. Je 
prefere, sur ce ne pas disposer de cette vaste marge 
de confiance et en rester ä la formule positive, claire et nette 
teile figure dans la proposition du Conseil federal. 
Cela concerne le point de la minorite. 

.. Le second 
federal propose 

olomontc, ,,.,,,.,o.r,,tio!c, de Services en fOUt et 
pourtout La m<i,in,·it0 de la commission propose d'ajouter. a 

des tests de services, ne peut s'agir que des 
i::.A1'V1t~Ai::. par le federal. Nous sommes tout 

l'article 1, l'on parle des declara-
sont a la loi, on obiige le 

Conseil tederal, dans une ordonnance uiterieure, a dire 
seront ces services, a dresser une liste des declara-

a propos la loi jouera. Dans l'etat actuef des 
choses, il est fort probable que le Conseil federal, dans un 
premier temps, limitera aux voyages a forfait et aux cours 
par correspondance le premier domaine dans lequel il 
compte intervenir. 
En revanche, limiter les tests a ces seuls domaines serait 
leur donner veritablement une dimension trop restreinte et 
prlver ainsi le consommateur de renseignements objectifs 
dont il a besoin aussi pour d'autres prestations de services 
que les voyages a forfait ou les cours par correspondance. II 
y a en effet dans ce domaine une. offre grandissante de 
services et un nompre considerable d'informations a donner 
et de mysteres a percer et, sur ce point, le travail de debrous­
saillage, voire de revelation, que peuvent operer les organi­
sateurs de tests contribue a cet equilibre du marche, a cet 
eclairage des conditions du commerce, qui est la justifica­
tion meme de cette toi. Sur ce deuxieme point, je vous 
demande de ne pas affaiblir encore davantage un texte au 
demeurant fort mesure et meme timide et d'adherer a la 
proposition de la minorite de la commission. 

Hefti: Bei allem Respekt: Ich glaube, dass sich der Bundes­
rat und die Minderheit der Tragweite ihrer Formulierung 
zuwenig bewusst sind. Es steht im Gesetz, dass die Beiträge 
im Rahmen der bewilligten Kredite erfolgen. Das ist in der 
Eintretensdebatte von Kollegin Meier Josi und von Kollege 
Miville unterstrichen worden. 
Wenn Sie auf der anderen Seite mit der bundesrätlichen 
Formulierung und der Formulierung der Minderheit einen 
klaren Rechtsanspruch schaffen, wird es Streitigkeiten 
geben, die bis vor das Bundesgericht gehen, welche Organi­
sationen nun Beiträge erhalten. Und das wird sich auch auf 
die Höhe der Beiträge ausweiten. Wir kommen leicht zur 
Lösung, dass hier nicht mehr der Bundesrat entscheidet. 
sondern der Richter, was im allgemeinen auch immer 
bedeutend teurer kommt und sicher nicht im allgemeinen 
Interesse liegt. 
Deshalb bin ich der Auffassung, dass auch für die Konsu­
mentenorganisationen gesamthaft betrachtet die Lösung 
der Mehrheit die bessere ist. Auch der Bundesrat sollte sich 
dem anschliessen, dass er hier leitet und nicht letzten Endes 
der Richter. 

Abstimmung - Vote 

Abs. 1 /Einleitungssatz - Al. 1 phrase introductive 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Abs. 1 · Bst. a - Al. 1 /et. a 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Art. 5 Abs, 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

28Stimmen 
16Stimmen 

24Stimmen 
14Stimmen 
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Art. 5 al. 2 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -

Art. 6 
der Kommission 

.... nur, wenn die Kons1umenter1organ 
ten 

in ihrer gesam-

c. Vorschriften und andere anerkannte Normen ange­
messen 
d. ihre unter von ausgewiesenen 
Fachleuten so erarbeitet, .... 
e. die Tests in geeigneten Instituten, in der Regel in der 
Schweiz, durchführen lässt; 
f. die von einem Test betroffenen und bekannten Anbieter 
über die Testergebnisse orientiert, ihnen im Falle der Veröf· 

den Wortlaut der Publikation unter Ansetzung 
einer angemessenen Frist zur Stellungnahme unterbreitet 
und berechtigten Einwänden der Anbieter Rechnung trägt; 
sie muss auf Wunsch den Betroffenen bis zu einem Monat 
nach der Veröffentlichung die erforderlichen Auskünfte er­
teilen. 

Art. 6 
Proposition de Ja commission 
.... tests comparatifs que si, pour l'ensemble des tests qu'elle 
execute, l'organisation de consommateurs: 

c ..... prescriptions legales et d'autres normes reconnues 
applicables aux objets a tester et aux procedes de test; 
d. Elabore les programmes de test avec le concours d'ex­
perts reconnus et garantlt une appreciation objective des 
objets testes; 
e. Fait effectuer les essais dans des etablissements appro­
pries, en principe en Suisse; 
f. lnforme, s'ils lui sont connus, les fournisseurs qui font 
l'objet d'un test sur les resultats obtenus et en cas de 
pubiication, leur soumet le texte pour avis, en leur fixant un 
delai raisonnable et respecte les objection justifiees du 
fournisseur; eile doit, ä la demande des interesses, fournir 
les renseignements requis dans un delai d'un mois apres Ja 
publication des resultats. 

Frau Bührer, Berichterstatterin: In Artikel 6 sind verschie­
dene Präzisierungen vorgenommen worden. Sie sind unbe­
stritten. Im Ingress wurde eingefügt «in ihrer gesamten 
Testtätigkeit». Das ist eine relativ unproblematische Einfü­
gung. 
In Buchstabe c wurden die «privaten Normen» ersetzt durch 
«andere anerkannte Normen». Man denkt hier an Branchen­
normen, beispielsweise an die Normen des SEV. 
In Buchstabe d wird von den Fachleuten noch vorausge­
setzt, dass sie ausgewiesen sein müssen. Auch das ist eine 
Verstärkung und keine Veränderung. 
In Buchstabe e wird gesagt, dass die Tests in der Regel in 
der Schweiz durchgeführt werden sollen. Das ist so oder so 
der Fall. Aber es gibt Ausnahmen, wo die Tests in der 
Schweiz nicht durchgeführt werden können. 
In Buchstabe f ist die Kommission ausführlicher geworden. 
Sie hat neu und präziser formuliert. Inhaltliche Aenderungen 
ware,n .nicht bezweckt. Es geht einfach darum, dass die 
betroffenen Anbieter angehört werden· sollen .und dass sie 
eine angemessene Frist zu einer Stellungnahme haben. Es 
geht um eine faire Behandlung der Anbieter. Das war das 
Anliegen der Kommission. 
Zum letzten Hafüsatz, der lautet:« .... sie (die Konsumenten­
organisation) muss auf Wunsch den Betroffenen bis zu 
einem Monat nach der Veröffentlichung die erforderlichen 
Auskünfte erteilen.», halte ich fest, dass es sich nur um 
Auskünfte im Zusammenhang mit den eigenen Produkten 
handeln kann und nicht um andere. Soviel zu Artikel 6. 

Angenommen - Adopte 

Art. 6bis 
Antrag der Kommission 
Titel 
Unabhängigkeit bei der Durchführung des Tests 

-T1:Jd 
Eine Organisation, welche für die Durchführung von verglei­
chenden Tests gemäss Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a 
Finanzhilfe erhält, darf sich in keine Abhängigkeiten bege­
ben, durch welche die objektive Durchführung der Tests 
nicht mehr gewährleistet ist. 

Art. 6bis 
Proposition de la commission 
Titre 
lndependance dans l'execution des tests 
Texte 
L'organisation qui obtient des contributions pour l'execu­
tion de tests comparatifs selon l'article 5, 1er alinea, lettre a, 
ne doit pas se trouver dans un rapport de dependance qui 
ne lui permet plus de garantir une execution objective des 
tests. 

Frau Bührer, Berichterstatterin: Artikel 6bis ist eine Neu­
schöpfung der Kommission. Wir haben damit zwar zur 
gesetzgeberischen Inflation beigetragen, aber die Kommis­
sion erachtete es als richtig und der Verdeutlichung nütz­
lich, festzuhalten, dass die Konsumentenorganisationen tat­
sächlich und ausschliesslich im Interesse der Konsumenten 
tätig sein müssen und dass sie sich nicht von anderen 
Interessen beeinflussen lassen dürfen. 
Das wollte die Kommission mit der Einfügung dieses Arti­
kels 6bis bekräftigen und auch sicherstellen. Er ist unbe­
stritten. 

Angenommen - Adopte 

Art. 7 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 

c. die Bestimmungen über die Durchführung vergleichender 
Tests (Art. 6) und die Unabhängigkeit bei der Durchführung 
(Art. 6bis) nicht einhält. 
Abs. 2 
Fehlbare Organisationen werden in schweren Fällen von der 
Finanzhilfe ausgeschlossen. 

Art.7 
Proposition de la commission 
Al. 1 

c ..... de tests comparatifs (art. 6) ni l'independance dans 
leur execution (art. 6bis). 
Al. 2 
Dans les cas graves, les organisations fautives sont exclues 
du droit aux contributions. 

Frau Bührer, Berichterstatterin: In Artikel 7 wurde in Buch­
stabe c ein Hinweis auch auf Artikel 6bis eingefügt. Das ist 
eine redaktionelle Aenderung. 
In Absatz 2 wurde eine Verschärfung vorgenommen. Die 
Kann-Formulierung, die der Bundesrat gewählt hat, wurde 
fallengelassen. Dafür wurde präzisiert, dass nur in schweren 
Fällen die Finanzhilfe entzogen werden soll und kann. 
Damit wollte die Kommission - das liegt.ja auf der Linie ihrer 
gesamten Arbeit -, dass die Konsum!3ntenorganisationen 
eben einem - sagen wir strengen - Regime unterstellt wer­
den sollen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 8 
Antrag der Kommission 
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Abs. 1 
.... Auskünfte erteilen und Einblick in die Unterlagen ge­
währen. 
Abs. 2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

r"rcir,c,sn,on de la commission 
Al . 
.... tous les rAr1sAinr1AnnAr1ts necessaires et lui permettre de 
consulter les justificatives. 
Al. 2 
Adherer au du Conseil federal 

Frau Bührer, Berichterstatterin: In Artikel 8 handelt es sich 
um eine Präzisierung von «Auskünfte». Dazu sollen auch 
Einblicke in die Unterlagen gehören; das ist eine Selbstver­
ständlichkeit 

Angenommen - Adopte 

Art. 9 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Mehrheit 
.... , in der die Konsumenten und die Wirtschaft paritätisch 
sowie die Wissenschaft vertreten sind. 
Minderheit 
(Bauer, Bührer, Meier Josi, Miville) 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 2 und 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 9 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Majorite 
.... representant des consommateurs et de l'economie, ä 
parite, ainsi que de la science. 
Minorite 
(Bauer, Bührer, Meier Josi, Miville) 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 2 et 3 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Frau Bührer, Berichterstatterin: Artikel 9 ist wiederum ein, 
sagen wir, neuralgischer Punkt. 
Die Kommission hat hier in Absatz 1 mit 5 zu 4 Stimmen 
beschlossen, dass die Kommission für Konsumentenfragen 
paritätisch zusammengesetzt sein müsse. 
Die heutige Kommission zählt unter 24 Mitgliedern 13 Ver­
treter aus Konsumentenschutzkreisen. Es besteht also eine 
leichte Ueberrepräsentation der Konsumentenkreise. Eine 
Aenderung in der Zusammensetzung ist nicht geplant. Auch 
wenn das «paritätisch» nicht eingefügt wird, ist keine Aen­
derung, keine Gewichtsverschiebung geplant. Trotzdem hat 
die Kommissionsmehrheit es als richtig und. angebracht 
erachtet, zu verlangen, dass diese Kommission paritätisch 
zusammengesetzt wird. Sie hat dies getan im Sinne eines 
besseren Interessenausgleichs zwischen den Partnern, zwi­
schen Anbietern, Produzenten und den Konsumentenorga­
nisationen. 
Es lag der Kommission daran, damit zu manifestieren, dass 
den Anbietern und Produzenten.ein gebührendes Gewicht 
in dieser Kommission verschafft wird. 

Mme Bauer, porte-parole de la minorite: Les chiffres qui 
nous ont ete tournis par le Departement federaf de l'econo­
mie publique concernant tes representants des consomma· 
teurs et ceux de l'economie au sein de l'ensemble des 
commissions qui ont ä s'occuper des problemes de 
consommation prouvent que la disproportion est flagrante, 
et cela au detriment des consommateurs. On est bien loin de 

la parite reclamee a l'article 9 par la majorite de notre 
commission. Qu'on en juge plutöt! 
Dans ces commissions chargees des problemes, non pas de 
production, mais bien de consommation, les consomma-
teurs ne sont que dans neuf commissions sur 
24. Sur le total des de ces commissions, soit 480, les 

tant les on1ar11s,a:rHJns 
salaries, on arrive a 73 
15 cent Ainsi donc, 

de rHsn~1·itA 

ce qui concerne la Commission federale de la consom­
mation, le Conseil federal estime convient d'en rester ä 
la repartition actuelle: 11 representants des milieux de l'eco­
nomie et de la science, 13 representants des milieux de 
consommateurs; cette legere surrepresentation, ce modeste 
privilege de 2 voix se justifiant, affirme le Conseil federal - et 
j'abonde dans ce sens-de par la nature des preoccupations 
de la commission. 
Ainsi donc, avec la minorite de la commission et le Conseil 
federal, fe vous engage ä voter en faveur de la version du 
Conseil federal. 

Kündig: Bei diesem Artikel geht es nach Meinung der Mehr­
heit darum, festzulegen, dass die Konsumenten und die 
Wirtschaft innerhalb dieser Kommission paritätisch vertre­
ten sein sollen. Es erstaunt mich einigermassen, dass 
gerade Vertreter aus Kreisen, die sonst immer die Parität 
wünschen und verlangen, hier die Parität bekämpfen 
wollen. 
Die Begründung, weshalb hier eine Aenderung gegenüber 
dem heutigen Zustand notwendig ist, liegt darin, dass wir 
eine neue Gesetzessituation haben, dass wir hier neu legife­
rieren und dass wir eine neue Institution und eine neue 
Aufgabe erteilen. Somit wird auch die Kommission für Kon­
sumentenfragen eine zusätzliche, erweiterte Bedeutung 
erhalten. Ich glaube, es ist richtig, wenn der Einfluss, der 
hier auf die Geschäftstätigkeit, auf die Anbieter genomm­
men wird, auch durch die Kommission paritätisch ausgewo­
gen werden kann. Eine paritätische Vertretung in der Kom­
mission einerseits durch Vertreter der Wirtschaft, anderseits 
durch Vertreter der Konsumentenorganisationen ist deshalb 
nach meinem Dafürhalten zu verwirklichen. Ich empfehle 
Ihnen, mit der Mehrheit zu stimmen. 

M. Delamuraz, conseiller federal: S'il s'agissait ici d'une 
commission d'arbitrage, par exemple, d'un college qui 
devrait prendre un certain nombre de decisions, je serais ä 
coup sür favorable au principe de la parfaite parite, mais il 
ne s'agit precisement pas d'un college arbitral, il s'agit d'une 
commission consultative qui doit se prononcer sur un cer­
tain nombre de problemes lies ä l'application de cette et 
d'une maniere generale sur les problemes de la consomma­
tion. 
En 1964 deja, lorsque l'on jetait les bases de cette institution 
nouvelle dont il est question ici, le Conseil federal accordait 
une certaine preponderance aux representants des consom­
mateurs et il justifiait cette preponderance, qui n'a jamais 
ete combattue, de la maniere suivante: «Die Wirtschaft soll 
abstlmmungsmässig keinen entscheidenden Einfluss neh­
men können. Sie soll dabei sein, damit die Kommission ihre 
Empfehlungen in Kenntnis und nach Prüfung der Anbiete~ 
rargumente beschliessen kann. Im übrigen dürfen sich bei 
den meisten Fragen keine starren Fronten ergeben. Ei.nmal 
bilden die Konsumentenvertreter keinen festen Block, zum 
andern sind Industrie, Handel, Gewerbe und Landwirtschaft 
bei den Problemen zwischen Anbietern und Verbrauchern 
nicht immer der gleichen Ansicht.» 
Je crois que ces arguments de 1964 valent aujourd'hui 
encore, et Je crois surtout qu'ils vaudront demain encore si 
le Parlement vote la loi dont nous discutons aujourd'hui. Par 

-
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consequent, pour les besoins de la cause et sans devoir 
craindre une distorsion, nous pouvons laisser dans cette 
commission consultative une certaine preponderance, non 
ecrasante d'ailleurs, aux consommateurs. Comme l'a rap-

d'ailleurs Mme Bauer, il y a dans mon de 
nombreuses commissions traitent de cette matiere 

··et,· alers tf"8S ies. · 
cescommis­

uu,::,,,..,u.,, 467 membres, constituent 
11A•O<:ll'fAfnAl"IT de l'0C0nOmie IJUU11''-!U1C>, 

seuls 75 membres les consommateurs. Je n'ai 
aucunement l'intention de vous la dans ce 
cadre-la, ni d'elever a de le nombre des rP.ru·,:,~,:,,,. 

tants des consommateurs. La Commission de 
par continuera de connaitre une rli.::,n<>,ritA 
faveur des producteurs parce que la nature des nr1-ihlArr1,:,~ 
de cette commission de l'agriculture concerne 
ment les producteurs que les consommateurs. nviu·~,~m,:mt 

dans cette seule et unique commission de mon departement 
qui traite de la consommation, il est legitime nous 
donnlons aux consommateurs une legere or1~oc1nc1erarnce 
ce qui ne represente aucun risque mais bien une assurance 
de bonne connaissance des problemes. 
Je vous demande par consequent de suivre la minorite de 
votre commission. 

Abstimmung - Vote 

21 Stimmen 

Art. 13 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Adherer au du Conseil federal 
Al. 2 

il peut faire appe! .... 

Frau Bührer, Berichterstatterin: Hier hat die Kommission in 
Absatz 2 die des von Organisationen 
au:sg1~wi:11tE~t Der wollte von Organi-
sa1:ior1en der Wirtschaft und der für den 

auf Deklarationen beschränken. Die Kommission 
hat diese auf den Vollzug des ganzen Gesetzes 
ausgeweitet. ist eine Kann-Formulierung, und es ist zu 
betonen, dass keine Organisation gegen ihren Willen beige­
zogen werden kann. Es ist eine Möglichkeit. Man kann die 
Organisationen einladen mitzumachen, aber man kann nie­
manden zwingen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 14 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de ta commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 16 Stimmen Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensembfe 

Art. 10 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 2 
Streichen 

Art. 10 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al. 2 
Biffer 

Frau Bührer, Berichterstatterin: In Artikel 10 haben wir 
Absatz 2 gestrichen. Dies geschah, um den falschen Ein­
druck zu vermeiden, dass der Zivilrichter in allen Fällen, in 
denen es sich nicht um die Waren- und Dienstleistungsde­
klaration handelt, nicht zuständig sein soll. Der Zivilrichter 
kann angerufen werden, namentlich auch im Fall von Arti­
kel 6 Buchstabe f. Das UWG kennt den Tatbestand der 
unrichtigen Aussage über Leistungen von Dritten; daneben 
spielt der Persönlichkeitsschutz, den auch Firmengenies­
sen. Dieser Absatz kann also ohne Schaden gestrichen 
werden. 

Angenommen - Adopte 

Art. 11, 12 
Antrag der Kommission . 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 13 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 2 
Er kann für den Vollzug der Vorschriften die betroffenen 
Organisationen der Wirtschaft und der Konsumenten bei­
ziehen. 

18-S 

Für Annahme des Gesetzentwurfes 
Dagegen 

B 

34Stimmen 
1 Stimme 

Bundesgesetz über die Aenderung des Obligationen· 
rechts 
Loi federale modifiant le code des obligations 

Antrag der Kommission 
Eintreten 
Antrag Schmid 
Nichteintreten 

Proposition de la commission 
Entrer en matiere 
Proposition Schmid 
Ne pas entrer en matiere 

Frau Bührer, Berichterstatterin: Mit der Aenderung des Obli­
gationen rechts wird bezweckt, die Stellung des Konsumen­
ten als Marktpartner zu stärken. Zum einen soll eine klare 
Regelung für die Zusendung unbestellter Waren getroffen 
werden, zum andern soll ein Widerrufsrecht bei Haustürge­
schäften und ähnlichen Verträgen eingeführt werden. 
Schon zu Beginn unserer Kommissionsberatungen war klar, 
dass der Aenderung des Obligationenrechtes heftiger 
Widerstand erwachsen würde. Insbesondere die Einführung 
des. Widerrufsrechts für Versicherungsverträge stiess auf 
deutliche Ablehnung. Trotzdem ist die Kommission auf die 
Aenderung des Obligationenrechts eingetreten, und zwar 
ohne Gegenstimme. Dieser Eintretensbeschluss ist auch im 
Rückblick nicht unlogisch, obwohl dann alle Artikel gestri­
chen wurden. Die Kommission war der Meinung, es solle 
zumindest die Möglichkeit offengelassen werden, die 
Bedenken, die in der Grundsatzdebatte geäussert worden 
waren, durch Abänderung des bundesrätlic.hen Entwurfes 
aus dem Wege zu räumen. Die Türe sollte also nicht mit 
lautem Knall zufallen. zugefallen ist sie so oder so. Am 
Ergebnis hat das nichts geändert. In der Folge beschloss die 
Kommission die Streichung sowohl von Artikel 6a (neu) als 
auch von Artikel 40a bis 40f (neu). 
Zu Artikel 6a (neu) zuerst einige Bemerkungen. Dieser Arti· 
kel soll die Zusendung unbestellter Waren regeln. Die 
Rechtslage zu dieser Frage ist heute nicht klar, auch wenn 
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ha110111,ec1s befriedigende Praxis etabliert hat. Nach 
1C<<>,r-htc1<>hr<> wird eine begrenzte Pflicht des Emp­

die Sache im Hinblick auf eine allfällige 
den Absender aufzubewahren. Nach dem 

Entwurf des Bundesrates wird diese Pflicht+ 
ausoienc:>mmem sind nur ntt<>n•~1"1nt111f'n 

ehe n"'""'''""'n 
heit die 
liehen Gründe für 
1. Eine 
Bedürfnis. Praxis sei i:.ir10AsniA1t 

keine übermässigen Probleme. stehe der Vor-
in keinem vernünftigen Verhältnis zum Bedürfnis. 

2. Grosse Zurückhaltung sei geboten, wenn es um eine 
Aenderung solch grundlegender Erlasse, wie es das Obliga­
tionenrecht darstellt- man brauchte das Bild des Tempels-, 
geht 
Die Kommission hat sich mit 5 zu 4 Stimmen für die Strei­
chung entschieden. Es besteht zu diesem Punkt ein Minder­
heitsantrag. 
Die Artikel 40a bis 40f betreffen das Widerrufsrecht Diese 
Artikel wurden en bloc gestrichen. Es fand also keine Detail­
beratung der einzelnen Artikel statt. Beim Widerrufsrecht 
handelt es sich um ein altes Anliegen des Konsumenten­
schutzes. Bereits im Abstimmungsbüchlein zum Konsumen­
tenschutzartikel in der Bundesverfassung, das der Stimm­
bürger erhielt, wurde darauf hingewiesen- ich zitiere: «Aber 
auch verlockende Angebote und ungewöhnliche Werbe­
und Verkaufsmethoden verleiten manchen zu unüberlegten 
Käufen und übereilten Vertragsabschlüssen. Daraus erklärt 
sich denn auch die Idee des Konsumentenschutzes.» Man 
hatte damals also die Vorstellung, dass das ein Problem sei 
und dass dieses Problem durch den Konsumentenschutz 
aufgegriffen werden solle. 
Bei der Formulierung des Verfassungsartikels, der ja im 
ersten Artikel als Generalklausel formuliert ist, wurde ohne 
Zweifel an das Widerrufsrecht unter gewissen eingrenzen­
den Umständen gedacht. Die Gründe, die für die Einführung 
eines begrenzten Widerrufsrechts sprechen, sind heute die­
selben wie damals. Die Verkaufs- und Werbemethoden 
haben sich perfektioniert; sie perfektionieren sich laufend. 
Das Zielpublikum für Ueberrumpelungsmethoden wird sorg­
fältig ausgesucht und dieses Feld mit Erfolg und Ausdauer 
beackert. Die Etablierung eines Widerrufsrechts könnte die 
Attraktivität unseriöser Geschäftemacherei mindern. Das 
Widerrufsrecht hätte also eine präventive Wirkung. 
Seriöse Firmen legen grossen Wert auf zufriedene Kunden 
und gewähren von sich aus grosszügige Widerrufsmöglich­
keiten. so dass sie nichts zu fürchten haben. Hinzu kommt, 
dass in ausländischer Nachbarschaft das Widerrufsrecht 
zum Tell besteht oder in allernächster Zukunft gemäss den 
Richtlinien der Europäischen Gemeinschaft etabliert wer­
den soll. Diese sehen auch ein Wlderrufsrecht für Verträge 
vor, die ausserhalb von .Geschäftsräumen - sogenannte 
Haustürgeschäfte und ähnliches - abgeschlossen werden. 
Dies sind sehr summarisch die Gründe - es besteht ja ein 
Minderheitsantrag-, die für die Einführung eines begrenz­
ten Widerrufsrechts sprechen. 
Die Mehrheit der Kommission hat den Gründen, die gegen 
jedes Widerrufsrecht sprechen, mehr G.ewicht beigemessen. 
Es wurde argumentiert: 
1. Das Widerrufsrecht wäre ein unzulässiger Eingriff - man 
sprach sogar von einem Einbruch - ins Vertragsrecht. 
2. Rechtsunsicherheiten würden geschaffen. 
3. Es würden einseitig die Interessen der. Konsumenten ge­
schützt. 
4. Der Verfassungsauftrag sei bereits mit dem Konsu­
menteninformationsgesetz hinlänglich erfüllt. 
Dies einige der wichtigsten Gründe. Die gewichtigste Kritik 
betraf die Art der Gesetzgebung, sozusagen die Gesetzes-
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ökonomie oder die Gesetzeshygiene. Ein Kommissionsmit­
glied hat es so formuliert: «Hier wird mit einer riesigen 
Klappe eine kleine Fliege geschlagen.» Mit anderen Worten: 
Die Verhältnismässigkeit sei nicht gewahrt; insbesondere 
aber sei es nicht akzeptabel, dass der Teil des 
Ot,lioationen:rec:hts mit diesem "'IJ'""'":111c111 

besonderen Teil des Obligationen rechts plaziert wertlen. 
Kommission befasste sich nicht mit der 
alternativen Einordnung. Widerrufsrecht 
grundsätzliche Ablehnung. Die Artikel wurden en bloc 
m:.,o,tri,rh<>n Die Streichung erfolgte mit 7 gegen 4 Stimmen. 

hier besteht ein Minderheitsantrag. 

Schmid: Ich stelle Ihnen den auf den Bundesbe­
schluss B, Aenderung des Obligationenrechtes, nicht einzu­
treten, weil ich diese Obligationenrechtsänderung für kom­
plett überflüssig halte. 
Zur Verfassungsmässigkeit meines Nichteintretensantrages: 
Wir haben seit dem 14. Juni 1981 einen Verfassungsartikel 
31sexies Absatz 1, der vorsieht, dass der Bund unter Wah­
rung der all.gemeinen Interessen der schweizerischen 
Gesamtwirtschaft und der Handels- und Gewerbefreiheit 
Massnahmen zum Schutz der Konsumenten trifft. Begrün­
det auf diese Verfassungsbestimmung wird uns der 
Beschluss B, Aenderung des Obligationenrechtes, vorge­
schlagen. Wenn ich nun Ihnen Nichteintreten beantrage, 
könnte man mir den Vorwurf machen, dass ich Ihnen bean­
trage, den berühmten Verfassungsauftrag nicht zu erfüllen. 
Die Frage stellt sich nun doch: Was sind Verfassungsauf­
träge in dieser Hinsicht? Wenn Sie diesen Text betrachten, 
haben Sie wieder einmal mehr einen jener Open-end-Texte 
in der Verfassung, der als Verfassungsauftrag völlig untaug­
lich, aber als Verfassungsermächtigung gut ist. Sagen Sie 
mir, wann der Verfassungsauftrag dieses Artikels 31 sexies 
Absatz 1 tatsächlich erfüllt ist! Sie können Konsumenten­
schutz betreiben noch und noch und immer noch weitere 
«Verbesserungen» des Konsumentenschutzes sehen und 
verlangen. Sie können den Konsumenten schützen, bis es 
keine Anbieter mehr gibt, und dann ist dieser Verfassungs­
auftrag erledigt. 
Die Frage ist meines Erachtens daher gegenstandslos. Mit 
dem Konsumenteninformationsgesetz (KIG) ist dieser Auf­
trag, wenn von einem solchen geredet werden kann, hin­
länglich erfüllt, abgesehen davon, dass man aufgrund ver­
schiedener anderer Verordnungen, von denen man heute 
nicht spricht. Konsumentenschutz betreibt: Lebensmittel­
verordnungen, gesundheitspolizeiliche Verordnungen usw. 
Ich bin also der Auffassung, dass Sie ohne weiteres meinem 
Antrag zustimmen dürfen und Nichteintreten beschliessen 
können. 
Der Antrag ist gerechtfertigt, weil die materielle Aenderung 
unnötig ist. Sie haben zwei Komplexe in diesem Gesetzent­
wurf B, Aenderung des Obligationenrechts: einerseits den 
Artikel 6a (neu), Zusendung unbestellter Sachen, und ande­
rerseits die Artikel 40a ff .• das Widerrufsrecht bei Haustürge­
schäften und ähnlichen Verträgen. 
Was den Artikel 6a betrifft, kann ich mich voll auf das verlas­
sen. was Ihnen Frau Bührer mit Bezug auf die Argumenta­
tion der Mehrheit a contre coeur, aber trotzdem brillant 
dargelegt hat. Ich kann· das nur unterstützen. Ich halte 
diesen Revisionsartikel 6a, per se genommen. in keiner Art 
und Weise für notwendig.Wie es Herr Miville gestern formu­
liert hat, gibt es zwar Aergernisse. Aber wenn wir alle Aerger­
nisse gesetzlich beseitigen wollten, würden wir das tun, was 
wir an sich kritisieren, nämlich den Vollauf unsereri Geset­
zesmaschinerie noch viel mehr anheizen. Artikel 6a OR darf 
im Ernst nicht als Argument für diese Gesetzesrevision 
betrachtet werden. Viel. wichtiger sind die Artikel 40a ff., das 
Rücktrittsrecht des Konsumenten. 
Die Artikel 40a ff. regeln das Widerrufsrecht bei Haustürge­
schäften und ~hnlichen Verträgen, .wie man uns sagt. Ich 
halte das tatsächlich für eine überflüssige Regelung. Sie 
können sich erinnern, dass wir vor ungefähr Jahresfrist das 
UWG revidiert haben. Wir haben im UWG einen neuen 
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Artikel 3 Litera h aufgestellt, der sich mit den besonders 
aggressiven Verkaufsmethoden befasste. Dieser Artikel 3 
Litera h des UWG lautet heute: «Unlauter handelt insbeson­
dere, wer den Kunden durch besonders aggressive Ver­
kaufsmethoden in seiner Entscheidungsfreiheit beeinträch-

Mit dieser - Sie erinnern sich an die Bot-
l;;lfld 

ler seinerzeit - wollte man namentlich Haus1·ün'.le~;cl11äft'e 
Verkaufsreisen und ansprechen, und Sie 
haben dem Weil damals wusste, dass eine 
neue Regelung Artikel 40a ft in war, habe 
ich die Auffassung vertreten, dass wir uns die 
stellen sollten. wieweit wir ein und denselben Tatbestand 
immer wieder ja kriminalisieren und ausmer­
zen wollten. Es gibt einen alten Grundsatz, dass man nicht 
mehr als notwendig legiferieren soll. Man kommt bei der 
Diskussion dieser Frage einmal auf den Einwand, den Herr 
Miville gestern angetönt hat, die Frage nämlich: Kann das 
UWG mit dem OR verglichen werden? Herr Miville hat 
gestern die Auffassung vertreten, das UWG regle ein ande­
res Verhältnis als das OR, nämlich das Verhältnis zwischen 
den Anbietern - er hat zwar «Konsumenten» gesagt, aber 
das ist ein offensichtliches Versehen (Miville: Konkurren­
ten), Konkurrenten, richtig, Herr Mivitle, zwischen Konkur­
renten selbst-, und das OR zwischen Anbieter und Konsu­
ment Das war früher richtig, Herr Miville. Nach neuem UWG 
trifft das nicht mehr zu. Gemäss Artikel 1 des neuen UWG 
hat das Gesetz den lauteren und unverfälschten Wettbewerb 
im Interesse «aller Beteiligten» - also auch der Konsumen­
ten - zu gewährleisten. Das UWG regelt neuerdings also 
auch und ausdrücklich das Verhältnis zwischen Anbieter 
und Konsumenten. soweit das Lauterkeitsrecht angespro­
chen ist. Hier haben wir eine Regelung, welche den Konsu­
menten eine Massnahme in die Hand gibt, unlauteres Ver­
halten seitens der Anbieter auf dem Klageweg (Artikel 1 O 
UWG) zu verfolgen. 
Das besonders aggressive Verhalten des Anbieters ist also 
im UWG bereits angesprochen, geregelt, ja sogar pönalisiert 
worden. Ich muss Sie deshalb fragen: Was soll hier noch 
eine zivilrechtliche Norm? Ich will Ihnen gerne zugestehen, 
dass mir eine zivilrechtliche Norm ohne Artikel 3 Litera h 
UWG an sich sympathischer gewesen wäre. Nachdem aber 
Artikel 3 Litera h UWG steht, sollten wir nicht einen Tatbe­
stand doppelt und dreifach regeln. Wir haben ja übrigens im 
bestehenden Obligationenrecht verschiedene Normen, die 
ähnliche Tatbestände, welche in diesen Bereich hineingrei­
fen, bereits regeln. Herr Miville hat gestern von der Ueber­
vorteilung gesprochen; das ist der klassische Fall von Arti­
kel 21 OR. Irrtum beim Vertragsabschluss sind in Artikel 23 
OR, absichtliche Täuschung in Artikel 28 OR geregelt Wer 
bedroht wird oder unter psychischem Zwang handelt, kann 
sich auf Artikel 29 OR berufen. Es ist nicht so, dass wir 
nichts hätten. Mit diesem Widerrufsrecht kommen wir in 
eine Materie hinein, die vertragsgerecht an sich bereits 
geregelt Ist. Es kommt ein wichtiges Element hinzu. Es geht 
um eine Frage der Philosophie, wie wir es in Zukunft mit 
unseren Bürgern halten wollen, ob wir sie auch in Zukunft 
für einigermassen mündige und selbstverantwortu ngsfähige 
Bürger halten wollen oder nicht. Mitunter scheint mir, als ob 
seitens des Bundes die Tendenz bestehen würde, den Bür­
ger nictit ernstzunehmen. Es muss sich niemand wundern, 
wenn sich der Bürger denn auch so verhält. Wir können 
doch nicht die Vertragstreue - pacta sunt servanda - für 
einen bestimmten Bereich einfach herausnehmen und mei~ 
nen, dieser Grundsatz stimme da nicht. Das führt zu einer 
Verwilderung der Sitten, indem die Tendenz wächst, gedan­
kenlos, ja bedenkenlos darauf zu bauen, dass man nach 
Vertragsabschluss immer noch innerhalb von 7 Tagen nein 
sagen kann. Das ist doch nicht die Art und Weise erwachse­
ner, mündiger und verantwortungsvoller Bürger, miteinan­
der umzugehen. 
Diese Regelung ist nicht nur überflüssig; aus meiner Sicht 
ist sie auch verfehlt. Die Artikel 40a ff. sind, wenn ich ein 
Wort von Herrn Piller, das er im Zusammenhang mit der 
Steuerreduktion bei Familien verwendet hat, aufgreifen will, 

ein Etikettenschwindel. Man könnte der Auffassung anhan­
gen, es gehe tatsächlich nur um diese Haustürgeschäfte. Ich 
bitte Sie aber, den Text von Artikel 40a noch einmal zu 
lesen; Sie werden feststellen, dass weit darüber hinausge­
schossen wird. Alle Verkaufsverträge, die ausserhalb der 
Geschäftsräume des Anbieters abgeschlossen werden, sind, 
wenn crer Konsument nicht ~aufmännlseh handelt una der 
Wert der Ware 100 Franken voll in diesem Artikel 
erfasst. Es geht also nicht nur um die in der Botschaft 
erwähnten klassischen 
Es stellt sich mir die 
nai;si,F'lrt- Das 

was mit einem solchen Text 
der wird 

h.,,,,..11,,itt'<>n werden müssen, um auf dem zu 
erkennen, was der Gese1:zg,eo,~r "''n"'""'"" wollte. Sie schaf-
fen damit ungute, schlechte 
und fragwürdige 
zusammenfassend halte ich dafür, dieser Bundesbe­
schluss B verfassungsrechtlich nicht notwendig ist; er ist 
vertragsrechtlich schlecht und unklar. Ich nehme an, dass 
das auch die Gründe waren, die die Kommission dazu bewo­
gen haben, sieben Streichungsanträge zu stellen. 
Würden Sie der Kommission folgen, hätten Sie einen 
Beschluss B mit Titel und Ingress, mit Bestimmungen über 
Referendum und Inkrafttreten. aber ohne materiellen lnhait 
- ein etwas komisches Ergebnis! Davon möchte ich Sie 
befreien; ich habe daher einen Nichteintretensantrag 
gestellt und bitte Sie, ihm zuzustimmen. 

Affolter: Als Kommissionsmitglied empfehle ich Ihnen, dem 
Nichteintretensantrag von Herrn Schmid zu folgen. Er ist 
konsequent und deckt sich mit den Beratungsergebnissen 
unserer Kommission. 
Würde der Rat Eintreten auf die Vorlage beschliessen, 
müsste dies Rückweisung an die Kommission nach sich 
ziehen, weil wir materiell die Vorlage gar nicht behandelt 
haben. 
Einige von uns reisen zurzeit jeden Abend an irgendeine der 
zahlreichen Wahlveranstaltungen. Jed.en zweiten Abend 
brandet uns der Vorwurf entgegen, wir täten nichts gegen 
die über die Bürger hereinstürzende Gesetzesflut; wir wehr­
ten uns nicht gegen die ständig zunehmende Regelungs­
dichte; wir würden, anstatt die Rolle von Gesetzgebern, 
besser gelegentlich die von Gesetzesverhütern oder Holzern 
im Paragraphenwald übernehmen. Dies sollte in erster Linie 
auch der Bundesrat bedenken; denn er hat 1983 als eines 
seiner Legislaturziele erklärt, er wolle .der beunruhigenden 
Gesetzesinflation und Zunahme der Regelungsdichte entge­
gentreten. Der Bundesrat müsste als erster einsehen, dass 
wir nicht alle Wechselfälle des Lebens, nicht sämtliche Risi­
ken, die dem Bürger drohen, mit gesetzlichen Regelungen 
auffangen können. Wir dürfen unsere Gesetze wirklich nicht 
zu Gebrauchsanweisungen machen. •Wir sollten uns vor 
Augen führen, dass es nie gelingen wird, eine einmal 
erreichte Regelungsdichte wieder abzubauen. Die Auswir­
kungen einmal erlassener Gesetze haben nicht nur wir, 
sondern auch die nach uns geborenen Generationen noch 
zu tragen. . 
Wir kommen nicht mehr darum herum, zuerst in jedem 
einzelnen Fall abzuwägen, ob eine. ·Gesetzesnovelle auch 
der Gesetzeswürdigkeit im Lichte angezeigter Regelungs­
dichte entspricht Nicht alles, was wünschbar erscheint -
selbst zum Schutze des Bürgers wünschbar erscheint-, ist 
auch gesetzeswürdig. Mir scheint, diese notwendige Abwä­
gung sei im vorliegenden Fall schon in den vorberatenden 
Instanzen nicht genügend erfolgt. 
Die beantragte Gesetzesergänzung des Obligationenrechtes 
stellt einen klassischen Anwendungsfall von unnötiger und 
nicht gerechtfertigter Erhöhung der Regelungsdichte dar. 
Ich danke Frau Bührer, dass sie diese Argumentation in ihr 
Eintretensreferat eingebaut hat, obschon sie selbst davon 
nicht sehr überzeugt ist. 
Zum Artikel 6a: Diese Einfügung entspricht tatsächlich nicht 
einem ausgewiesenen rechtlichen Bedürfnis - darauf 
kommt es hier an -, noch drängt sie sich unter dem 
Gesichtspunkt der Rechtssicherheit auf. Dass sich die Emp-
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fänger von unbestellten Sachen oder verärgert 
fühlen, solange keine Unsicherheit der Rechtslage 
besteht, kein Grund zur Normierung. Hier hat das Bundes-

mit ein Entscheiden, die nie :in,1At,r.~t1-

ten worden und ln Rechtslehrbuch 
sind. schon vor eine Klarheit ne!,~t1J:1tfen 

wird. die meisten 
stellten Sachen wissen, wie sie sich in Situationen 
zu verhalten haben. Deshalb ist auch dem Bedürfnis nach 
Rechtssicherheit durch die etablierte Praxis - nicht eine 

a11,,"""""" belrlE1di!:'.ler1de Praxis, Frau Bührer, sondern eine 
he1rausgiearbe11tete Praxis - Rech-

nung 
zur r1,.,,.,1,-,1r,o 
bedeutend Ich betrachte diese 
von sechs Artikeln in den ersten Abschnitt des :iil,riA1"nAim:,n 

Teils des OR schlicht als legislatorische Entgleisung ersten 
Ranges. Die Artikel 1 bis 40 unseres QR beschäftigen sich in 
allgemeinster Weise mit der Entstehung der Obligationen 
durch Vertrag, mit Abschluss, Form, Inhalt der Verträge, 
Mängeln des Vertragsabschlusses und Stellvertretung. Die­
ser Abschnitt wurde seit Inkrafttreten des Obligationen­
rechts (vor 75 Jahren!) allen Bedürfnissen der rechtlichen 
Erfassung der Vertragsentstehung gerecht. Diese 40 Artikel 
wurden seit der Entstehung des OR in keinem Buchstaben 
abgeändert. Dieser Abschnitt ist zeitlos modern, weil gross­
artige Rechtschöpfung. Jetzt will man dieser in 40 Kernsätze 
gekleideten vorbildlichen Rechtschöpfung sechs neue Arti­
kel aufpfropfen, überschrieben mit «Widerrufsrecht bei 
Haustürgeschäften und ähnlichen Verträgen». Dies muss 
doch jedem als krasse Unverhältnismässigkeit erscheinen, 
der nur die geringste Ahnung von unserem Obligationen­
recht und seiner Bedeutung für den täglichen Gebrauch hat. 
Dies sprengt vor allem auch den allgemeinen Teil - ob man 
ihn als «Eingangstempel» oder «Vorstube» aufgefasst 
haben will - in nicht verantwortlicher Weise. 
Ich bedaure, dass die Achtung von Bundesrat und Verwal­
tung vor unseren grossen klassischen Gesetzeswerken wie 
Obligationenrecht und Zivilgesetzbuch stark gesunken ist. 
Ich brauche die schon begangenen «Sündenfälle» nicht zu 
erwähnen. Man kann an diese Hauptgesetzgebung, vor 
allem an den allgemeinen Teil, nicht ungestraft Axt anlegen. 
Dies wollte auch das Parlament nicht. Frau Josi Meier hat 
vor zehn Jahren ein Postulat eingereicht. Sie visiert~ dort die 
sogenannten Haustürgeschäfte an, mehr aber nicht. Das 
wurde dann aber flugs zu einem Widerrufsrecht für alle 
möglichen Verträge und Dienstleistungen ausgeweitet. 
Selbst Heiratsvermittlung und Beitritt zu einem Verein fallen 
darunter. 
Selbstverständlich - da gebe ich Herrn Bundesrat Delamu­
raz recht - sind die neuzeitlichen Werbemethoden raffinier­
ter geworden. Das wissen wir, aber es berechtigt noch 
keineswegs dazu, im Zeichen des Konsumentenschutzes 
den allgemeinen Rechtsgrundsatz, der auch seine ausge­
wiesene Berechtigung hat, nämlich Pacta s1.mt servanda, 
unbese.hen über Bord zu werfen. 
Ich wehre mich also primär gegen die verfehlte rechtliche 
Einordnung einer solchen R~gelung. Wenn etwas in dieser 
Richtung getan werden soll - was ich nicht ausschliessen 
möchte .:..; soll man es bitte dort unterbringen, wo es hinge· 
hört, nämlich in den speziellen Tell des Obligationenrechtes; 
z. 8. für Haustürgeschäfte i171 6. Titel «Kauf und Tausch». 
Ich wehre mich auch dagegen, dass im allgemeinen Teil des 
Obligationenrechtes neue Rechtsbegriffe wie «Kunde» oder 
«Anbieter» eingeführt werden sollen, die man bis jetzt im 
Obligationenrecht überhaupt nicht findet und für die jeden­
falls keine Legaldefinition besteht. 
Ich möchte Ihnen abschliessend nur eines sagen: Man 
bezeichnet gelegentlich die Kleine Kammer als «juristisches 
Gewissen» des Parlaments. Heute spricht man eher von der 
Abschaffung des Ständerats. Dann wäre man auch das 
juristische Gewissen los. Zum juristischen Gewissen gehö· 
ren aber wohl auch Ehrfurcht vor bewährten Rechtsregeln 
und die Bedachtnahme auf die Gefahren heutiger Aende-

rungswut und überquellender Regelungsdichte, einem 
Grundübel unserer Zeit 
Ich bitte Sie, auf diese Vorlage nicht einzutreten. Sie würde 
einen weiteren Schritt weg von der Vorstellung des mündi· 
gen hin zum Vormundstaat bedeuten. 

Meier Josi, Snr,::,r•ht:>rln 

altera pars. Die S:tr'Olt'>hlfnn•c,Qr>tr<1n,::, 

den ersten Blick einen 
Sie, trotzdem einzutreten und damit zu er11nocmr:ne1n. 

zumindestens über die beiden ""'Y""''""YO'Y' 
ab1:ies;tirr1mt "'"'''11.,,n kann, welche Teil B 
ge in der Tat im Sinne des ve1rlafisunm,au 
von 31sexies zwei Lücken. Beide betreffen 
Schutz des Konsumenten vor ihn benachteiligenden, teils 
besonders aggressiven Ange.bo·tsn1etho,oen 
Schon die FYnA1rtA1nkr1m1mif:!'lirm 

wollte eine zum Schutze des Konsumenten vor 
solchen Methoden schaffen. In ihrem Bericht erwähnte sie 
ausdrücklich die beiden Sachgebiete: «Normen über die 
Zustellung unbestellter Waren» und «Ausweitung des Rück­
trittsrechts auf all jene Verträge, die mit ungewöhnlichen 
Angebotsmethoden zustande kommen». 
Der jetzige Verfassungstext enthält zwar eine Generalklau­
sel. Aus der Entstehungsgeschichte ist aber klar ersichtlich, 
dass diese Klausel den Schutz vor benachteiligenden Ange­
botsmethoden einschliessen wollte. Das Bundesbüchlein, 
das ich gestern erwähnte, hat dem Stimmbürger das Bei­
spiel ebenfalls namentlich in der Erläuterung zum Text 
erwähnt. Geklärt hat die Vorgeschichte auch, dass die Vor­
schläge der Vorlage B mit dem Grundsatz der Handels- und 
Gewerbefreiheit vereinbar sind. Ich verweise Sie etwa auf 
die Botschaft 79.039 zur Initiative, die dazu sehr ausführli­
che Auskünfte gibt. Sie können die Vorlage daher nicht aus 
rechtlichen Gründen ablehnen. Ihr Entscheid ist vielmehr 
politischer Art. 
Ich bitte Sie aber nochmals, dem im Verhältnis 2 zu 1 geäus­
serten Willen von Volk und Ständen Respekt zu erweisen 
und nicht zum voraus die Diskussion zu verweigern. 
Wir sollten uns auch die Frage stellen, ob es heute noch 
angezeigt sei, uns vor einer Rechtsentwicklung in Europa so 
schroff abzuschotten. Die einschlägigen Richtlinien der EG 
zu unserem Thema sind schliesslich entstanden, weil die 
Mitgliedstaaten etwas Grundlegendes erkannten: dass näm­
lich bei den auf dem Wege der Ueberrumpelung zustande 
gekommenen Verträgen die bisher in der Theorie suppo­
nierte gleiche Stärke der Vertragspartner zur Illusion gewor­
den ist, so dass sie wirklich einer Korrektur zugunsten des 
Konsumenten bedarf. 
Die Praxis zeigt uns in der Tat, dass die Vertragspartner zwar 
gleichberechtigt, aber keineswegs gleich stark sind. Beson­
ders bei einigen Kaufsvertragsarten stehen sehr starke 
Anbieter sehr unerfahrenen Abnehmern gegenüber. Unser 
OR - Kollege Schmid hat eben darauf hingewiesen - hat 
dieser Erfahrungstatsache schon immer etwas Rechnung 
getragen. Es betrachtet Verträge, bei denen ein Partner die 
Unerfahrenheit des anderen ausnützt oder ihn offensichtlich 
übervorteilt, als unverbindlich. Reicht das nicht aus? Leider 
nein! Der Betroffene muss nämlich seine Unerfahrenheit 
oder die Uebervorteilung vor Gericht nachweisen und ist oft, 
gerade wieder wegen seiner Unerfahrenheit, dazu ausser­
stande. Aus diesem Grunde hat man schon andere Wege 
gesucht und Kaufvertragstypen, bei denen das Ungleichge­
wicht der Parteien besonders hervorstach, mit einem zusätz· 
liehen Schutz, eben dem Rücktrittsrecht des schwächeren 
Teils versahen. so etwa beim Vorzahlungsvertrag. 
Es gibt vorerst einen Verfahrensgrund, der für Eintreten 
spricht. Die beiden Vorschläge betreffend Regelung der 
Zustellung unbestellter Sachen und betreffend Widerrufs­
recht werden in den Vernehmlassungen sehr unterschied­
lich gewichtet. Der erste Vorschlag fand breite Zustimmung 
und stiess kaum auf Widerstand. Nur das Widerrufsrecht 
wurde von Wirtschaftskreisen sehr stark bekämpft. 
Eintreten auf die Vorlage B könnte daher zuhanden des 
Zweitrats eine klarere Uebersicht über Ihre heutige Gewich-
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tung der beiden Vorschlagsgruppen schaffen. Zu diesem 
Zwecke wäre je global über Artikel 6a (neu) OR und über 
Artikel 40a bis 40f OR abzustimmen. 
Ich bin nur aus fomellen, sondern auch aus materiellen 
Gründen für Eintreten - vom Verfassungs-

Ich Ihnen summarisch dar 
flöCnmars nc.1·rcr,nt 

M11nr1,,rncm,;:ir,1r::i,n auf Zustimmung zum 

det, es an, am 
tionenrechts, besonders nicht am Eir1oi:inc1skapi1tel 
soll ich nun wegen des Tempels von Ka:oit,ellEm 
reden? - zu rütteln. Die neue Regelung sei 
Kommentatoren die genügend ausgeleuchtet 
Nur deswegen sollte sachlich anerkannte Regelung 
nicht mit Nichteintreten abgeschmettert werden. Es geht 
hier nicht um Aesthetik, sondern um Alltagssor­
gen des Durchschnittsbürgers. Wir haben uns mit ihnen 
auseinanderzusetzen. Der Durchschnittsbürger verfügt 
weder über den Kommentar Guhl noch über den Kommen­
tar Tuor noch hat er die entsprechenden Bundesgerichts­
entscheide. Im besten Falle besitzt er als ehemaliger Gewer­
beschüler ein Zivilgesetzbuch und ein Obligationenrecht. 
Beide geben ihm keine Antwort auf die praktische, alltägli­
che Frage, wie er sich verhalten muss, wenn unerwünschte 
Ware bei ihm ankommt. Muss er sie aufbewahren? Wenn ja, 
wie lange; was geschieht, wenn er sie wegwirft oder 
braucht statt sie zurückzuschicken? Die Säulen des Tem­
pels drücken ihn! Wir sollten daher seine Frage klären, und 
zwar im Obligationenrecht im Sinne des bundesrätlichen 
Entwurfes. Dieser will, dass solche Zustellungen nicht als 
Antrag gelten und dass zu vermuten ist, der Absender ver­
zichte also bei offensichtlich irrtümlichen Zustellungen auf 
Rücksendung. Die humanitären Werke, die heute schon 
durch Aufforderung zur Rücksendung Klarheit schaffen, 
haben von einer solchen Regelung nichts zu befürchten, 
hingegen werden Ihnen die PTT für eine Klarstellung im 
Gesetz dankbar sein, weil sich doch etliche unseriöse Anbie­
ter wegen der zu erwartenden Verluste von unerwünschten 
Streusendungen abhalten Hessen. 
Das Bild des Obligationenrechts als sakrosankter Tempel ist 
doch etwas überholt. In der Kommission schlug ich vor, es 
zu ersetzen durch jenes einer Stube, die man halt dann neu 
möblieren muss, wenn die alten Möbel unbrauchbar gewor­
den sind. Eine allfällige "Regelung gehört also ins Obligatio­
nen recht, wo sie vernünftigerweise zuerst gesucht wird. Wir 
wären mit der Lösung0 sicher nicht auf dem Holzweg. Man­
che Industriestaaten gehen heute weiter. Sie verbieten sol­
che Sendungen schlichtweg, machen sie zum Tatbestand 
des unlauteren Wettbewerbs oder bedrohen den Absender, 
der Zahlung verlangt, sogar mit Strafe. In diesem Umfeld 
erscheint Artikel 6a {neu) als massvolle Lösung, der man 
nach dem Eintreten ohne Bedenken zustimmen kann. 
Zum Rücktrittsrecht möchte ich beim Eintreten nur soviel 
sagen: vorerst rücke ich ausdrücklich ab von einer Auffas­
sung,-die der Vorort zum.Ausdruck brachte. Er findet, diese 
Vor.lage sei Oberhaupt keine Diskussionsgrundlage mehr, da 
sie sich materiell über einen von der Expertenkommission 
ausgehandelten Vorschlag hinwegsetze. Damit ist die 
grundsätzliche Frage aufgeworfen, ob Expertenkommissio­
nen für die Gesetzgebung zuständig seien. Die Verfassung 
verneint das eindeutig. Sie hat weder den Bundesrat noch 
das Parlament aus der Verantwortung entlassen. Wir sind 
daher auch weiterhin gehalten, Vorschläge der Regierung 
zu diskutieren, selbst wenn sie von jenen der Experten 
abweichen. Expertenvorschläge sind nicht Entscheide, son­
dern Entscheidgrundlagen. 
Ich unterbreite Ihnen vier Ueberlegungen, welche für die 
grundsätzliche Zustimmung sprechen: 
1. Das Rücktrittsrecht ist erprobt. 
2. Es erlaubt eine Straffung der Gesetze. 
3. Es entspricht der Entwicklung der Verhältnisse. 
4. Es ist massvoll ausgestaltet 

Zu erstens. Das Rücktrittsrecht ist alles andere als ein Exot 
in unserem Recht. Es kann vielmehr auf und 
einheimische Ahnen verweisen. Die alten räumten 
es für bestimmte Käufe ein, ebenso die Kreter, was eigent-
lich die Freunde klassischer günstig stimmen sollte. 
In ooch~m 
iit So konnte 

nach VAi'Tr::in<t-

SChfUSS zurücktreten und zahlte nur den der uegusta,tton 
mkcnim Wein. Viele Staaten haben das Aii,r,ktritt«r<>l"lht 

bestimmte seit Mitte dieses Jahrhunderts 
zunehmend die Schweiz 1962 für das Abzah-

und Vorauszahlungsgeschäft. Es geht also weniger 
darum, etwas total fremdes einzuführen, als ein längst 
erprobtes, bewährtes und etwas in Vergessenheit geratenes 
Instrument neu zu beleben. 
Zu zweitens. Das Rücktrittsrecht mit seinen sechs Artikeln 
verdient den Vorwurf der Gesetzesinflation nicht. weder vom 
Umfang noch von der Sache her. Vielmehr ist es im Zusam­
menhang mit der geplanten Aufhebung des Abzahlungs­
und Vorauszahlungsgesetzes zu sehen. Artikel 40a (neu) bis 
40f (neu) treten als piece de resistance an dessen Stelle. Wir 
hätten es nicht mit mehr, sondern mit konzentrierteren 
Bestimmungen zu tun. Wenn sich der Bürger übrigens über 
Gesetzesinflationen beklagt, meint er in der Regel über­
haupt nicht Gesetze, sondern vornehmlich Verordnungen, 
für die wir gar nicht verantwortlich sind. 
Zu drittens. Die Rechtssicherheit ist nicht gefährdet. Dieser 
Vorwurf ist ebenso verfehlt wie jener, man gefährde den 
Grundsatz, Verträge seien zu halten. Jeder von uns kann 
sich vertraglich vereinbarte Rücktrittsvorbehalte - Sie kön­
nen auch von Genehmigungsvorbehalten sprechen - innert 
kurzer Frist ohne weiteres zwanglos vorstellen. So akzep­
tierten wir auch ohne weiteres eine gesetzlich vorgeschrie­
bene Ueberprüfungsfrist auf Seiten der Versicherungsanbie­
ter, die je nach Art von zwei bis vier Wochen dauert. Was 
dem einen recht ist, ist dem andern billig. Auch Konsumen­
ten haben, insbesondere bei Ueberrumpelungsgeschäften, 
ein legitimes Interesse, ihre Risiken in Ruhe zu überdenken. 
Wenn das zeitlich begrenzte Rücktrittsrecht von Gesetzes 
wegen zugunsten des Konsumenten auf bestimmte Ver­
tragsgruppen ausgedehnt wird, geschieht somit nichts 
Revolutionäres. Wir nehmen einzig auf neue Entwicklungen 
Rücksicht, eben auf die starke Zunahme jener Anbieter, die 
mit Ueberrumpelungseffekten die Vertragschancen seriöser 
Konkurrenten auf dem Markt mindern. Es ist auch nicht zu 
vergessen, welch teure Waren heute den Leuten angedreht 
werden, die sie weder brauchen noch wollen, noch ver­
mögen. 
Das Rücktrittsrecht bei atypischen Abschlussorten ver­
schafft dem Käufer Zeit zum wirklich freien Entschluss, zur 
echten Willensbildung. Entspricht der Vertrag auch nach 
dem Ueberschlafen noch der eigenen Vorstellung, denkt ein 
Konsument gar nicht an Rücktritt. Das wissen die Grossver­
teiler, die heute längst anstandslos innert 8 Tagen unpas­
sende Waren zurücknehmen - Ausverkäufe vorbehalten -
und den Kaufpreis auszahlen. Das weiss aber auch jeder 
alerte Detalllist, der durch kulantes Entgegenkommen seine 
Kunden warmhält. Das wissen vor allem die organisierten 
Direktverkäufer, die freiwillig ein Rücktrittsrecht von 5 
Tagen anerkennen und es zu einem Hauptpunkt ihres 
Ehrenkodexes gemacht haben. Seriöse Anbieter haben also 
überhaupt nichts zu befürchten. Was übrig bleibt, sind die 
sogenannten «wilden» Anbieter. Mit Ihrem Nlchteintreten 
schützen Sie gerade diese Kategorie. 
Das UWG ist heute noch angezogen worden. Es beschlägt il'.l 
der Tat vornehmlich die Rechte der Mitbewerber und gibt 
den Verbraucherorganisationen gewisse Rechte aufzutre­
ten. Es räumt aber dem einzelnen Vertragspartner kein 
Rücktrittsrecht ein. Wir haben es hier auch nicht mit einer 
pönalen, sondern mit einer von Kollege Sch(l'lid selbst als 
erwünscht betrachteten zivilrechtlichen Regelung zu tun. 
Zu viertens. Das Rücktrittsrecht ist massvolf ausgestaltet. Es 
lehnt sich an die Richtlinien der EG von Dezember 1985 an, 
die übrigens dieses Thema dem Vernehmen nach für eine 
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der nächsten Begegnungen mit den EFTA-Ländern traktan­
diert haben. Der Versicherungsvertrag wurde dort nur aus­
genommen, weil eine besondere Richtlinie für solche 
Geschäfte in Arbeit ist. Unsere Vorlage ist denn auch sehr 
zurückhaltend, was Versicherungsverträge Sie fal-
len nur im Rahmen unter die Novelle. 

··Alll;,n1· t-:r!hd!rrl<r .:lt!h aie auf 
Eintreten ist daher 

des wirklich vertretbar. 
Varianten zu den Artikeln 40a bis 40f 

denken. Ich wäre auch für bedeutend 
haben; man könnte die v"''""'"",.,,ri 
ausnehmen. Angesichts der Stimmung in der Knmrn151,">'1r,n 
wurde aber darauf verzichtet 
Ich Ihnen deshalb, global über das Rücktritts-
recht Sofern Sie ablehnen, werden wir uns 
mit dem Geschäft einzeln auseinandersetzen, wenn es aus 
der erneuerten Volkskammer zurückkommt. Stimmen Sie 
zu, liesse sich auch eine Rückweisung an unsere Kommis­
sion erwägen. 
Für meinen Teil und im Namen der Minderheit beantrage ich 
Ihnen Zustimmung auch zu dieser Vorlage B und damit 
auch Eintreten. Es gehört zu den edlen Aufgaben des Parla­
mentariers, auch den Sorgen kleiner Leute Rechnung zu 
tragen. Sie haben Gelegenheit, das zu dokumentieren. 

Miville: Wir nehmen wieder einmal an einem ausserordent­
lich hochstehenden juristischen Seminar teil. Im Grunde 
wundere ich mich, dass man für so etwas noch ein Sitzungs­
geld erhält und nicht Eintritt zahlen muss, um derart fun­
dierte Belehrungen entgegennehmen zu dürfen. 
Herr Schmid, es ist mir hoffentlich gelungen, den Irrtum zu 
berichtigen. Ich habe gestern im Hinblick auf das UWG nicht 
vqn «Konsumenten», sondern von «Konkurrenten» gespro­
chen. 
Es gibt nichts Undankbareres, als sich am zweitletzten Tage 
einer Legislaturperiode bei so und so vielen Mitgliedern des 
Rates unbeliebt zu machen und sich in schlechte Erinne­
rung zu bringen. Ich hoffe, dass ich das vermeiden kann. 
Aber ich muss Sie einmal etwas fragen: Wissen Sie, wie viele 
Juristen dem Ständerat angehören? Ich habe sie gezählt, 
weil ich zurzeit im Zeichen der Wahlen da und dort über den 
Ständerat referieren muss. Es sind 25 von 461 Eine sehr gute 
absolute Mehrheit! 
Ich möchte ganz deutlich sagen: An sich ist mir das nicht 
zuviel. In so und so vielen Kommissionsberatungen, aber 
auch hier im Plenum bin ich für die juristische Sorgfalt, die 
in der Gesetzgebung angewendet wird und spürbar ist und 
unseren legislatorischen Arbeiten ganz gewiss guttut, schon 
dankbar gewesen. Das ist das Grundsätzliche, was ich 
sagen möchte. 
Aber hie und da ist in unseren Beratungen auch ein gewis­
ser Formalismus vorherrschend, ein Formalismus, der zwei­
fellos mit dem Uebergewicht an Juristen in dieser Kammer 
zu tun hat, einer gewissen Realitätsferne. Ich denke nur 
daran, wie das Thema. «Vergewaltigung in der Ehe» behan­
delt worden ist. .Dafür haben wir in der Oeffentlichkeit, und 
zwar sozusagen in allen Kreisen eine eindeutige Antwort 
erhalten. So etwas scheint mir auch heute wieder vorzulie­
gen. Wir haben von Herrn Schmid und von Herrn Affolter 
blitzgescheite Voten gehö.rt, so gescheit, wie die Autoren 
dieser Voten zum Glück nun einmal sind. Aber trotzdem 
scheint mir, haben Sie hier nicht das Wesentliche, sondern 
einen realitätsfernen Formalismus betont. 
Sehen Sie sich doch bitte an, worum es zum Beispiel in 
Artikel 6a geht! Es geht um das, was ich gestern - ich halte 
an diesem Ausdruck fest- als eines der grossen Aergernisse 
im Land bezeichnet habe, nämlich diese Zustellung von 
unbestellten Waren, die immer mehr um sich greift und die 
Empfänger in Verlegenheit bringt. Herr Affolter, man wird an 
Veranstaltungen nicht nur gefragt, warum hier angeblich zu 
viele Gesetze gemacht werden. Man wird hie und da auch 
gefragt, wieso man für eindeutige Missstände keine Lösun­
gen treffe. Und gerade in bezug auf diesen Sachverhalt 
haben die Leute recht. Ich bin schon oft gefragt worden, 
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ist mir, dass an einem Ort, wo der 
na,cniscruailen kann, die Sache 

wird, wie er sich gegen 
wehren kann. Ich sehe das hier als 

mr,n,,,,..,,,,,. Hea,11s1enino an, und ich wäre um!'llilckl 

torm~U1stis,cn1~n und rein 
n,,.,.,...,,,,.,,.,t würde. 

Reichmuth: In der Kommission wurde die Eintretensdebatte 
über die beiden Vorlagen A und B gemeinsam geführt. 
Wahrscheinlich war das der Grund, warum auch auf beide 
Vorlagen Eintreten beschlossen worden ist Hätte schon bei 
der Eintretensdebatte eine materielle Diskussion in vertiefter 
Form stattgefunden, wäre kaum Eintreten beschlossen wor­
den. Damit möchte ich mich bei lhnen entschuldigen, dass 
wir, die Kommissionsmehrheit, Eintreten auf diesen 
Beschluss beschlossen haben. 
Was gegen Eintreten spricht, ist hier bereits alles gesagt 
worden, so dass ich auf weitere Ausführungen verzichte. Ich 
weise nur noch auf einen Punkt hin: Wohin es führen und 
welche Konsequenzen es haben könnte, wenn wir mit der 
Einführung des Rücktrittsrechts einen Einbruch in das Ver­
tragsrecht vornehmen, geht aus einer Eingabe des Schwei­
zerischen Arbeitskreises für Partnervermittlungsfragen an 
die Kommission hervor. Dieser verlangt nämlich, dass auch 
für Ehevermittlungsverträge ein siebentägiges Rücktritts­
recht im OR verankert werde, mit der Begründung, es 
handle sich auch bei diesen Geschäften «um Verträge zwi­
schen Anbietern und Letztverbrauchern». 

Bürgi: Ich habe in der Kommission ebenfalls für Eintreten 
gestimmt. Ich gestehe aber zu, dass Herr Schmid mit seinem 
Nichteintretensantrag in realistischer Weise die Schlussfol­
gerung aus dem Ergebnis der Kommissionsberatungen 
zieht, und ich werde seinem Antrag zustimmen. Wenn Sie 
die Geschichte dieser Vorlage anschauen, kommen Sie 
unschwer zum Schluss, dass hier ganze Problembereiche 
eingefügt wurden, die ursprünglich überhaupt nicht zur 
Diskussion standen. Das gilt insbesondere auch für das 
Widerrufsrecht der Versicherungsverträge. 
Ich mache darauf aufmerksam, dass diese Intervention ein 
ungewöhnliches Ausmass annehmen würde. Es werden in 
der Schweiz jährlich ungefähr 1 Million Versicherungsver­
träge abgeschlossen, davon einige hunderttausend traditio­
nell in der Stube des Versicherten. Das gilt zum Beispiel für 
die Versicherung des Hausrates, für die persönliche Unfall­
versicherung des Privaten, für die individuelle Lebensversi­
cherung über die zweite Säule hinaus. Der Versicherungs­
berater kommt im gegenseitigen Einvernehmen in die Stube 
des potentiellen Versicherten. Er drängt sich nicht unberu­
fen durch dfä Haustüre hinein. Seine Beratung ist ein uner­
lässlicher Bestandteil des Vertrag~t:>schlusses. 
Sodann möchte ich darauf hinweisen, dass gerade für das 
Gebiet der Assekuranz bereits eine ausgebaute Gesetzge­
bung besteht, was häufig vergessen wird: es gibt vor allem 
das Versicherungsaufsichtsgesetz. Aus Zeitgründen ver­
zichte ich darauf, Einzelheiten zu zitieren. Es gibt sodann 
das Versicherungsvertragsgesetz aus dem Jahre 1908 mit 
zahlreichen Artikeln zugunsten der Versicherten: 
Es gibt schliesslich noch eine weitere Institution zur 
Behandlung von Publikumsklagen, nämlich den Ombuds­
mann der Assekuranz. Er kann in völliger Unabhängigkeit 
die ihm unterbreiteten Klagen prüfen. Falls er Missbräuche 
feststellt, interveniert er bei den Gesellschaften zugunsten 
des Versicherten, und das mit einer aussergewöhnlich 
hohen Erfolgsquote. Die Verfasser dieses Gesetzes haben 
von all diesen Dingen keine Kenntnis genommen. Irgendwie 
ist das für die heutige Gesetzgebung typisch. 
Da gibt es zu,nächst eine Intervention 1, dann wird eine 
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Intervention 2 in einem anderen Gesetz dazugeschaffen, 
und irgendeinmal muss man noch mit Intervention 3 die 
entstandenen Koordinationsprobleme lösen. 
Der Rat sollte für das weitere Vorgehen Jalons setzen. Ich 
widersetze mich nicht der von echten und 
na1cn1Jev111e:ser1en Missbräuchen. In mit 

Mme Bauer: Je vous invite ä la proposition de 
M. Schmid, de ne pas entrer en et a accepter celles 
du Conseil federal. parce qu'elles sont mesurees, moderees, 
raisonnables; parce qu'elles sont, on ne le repetera jamais 
assez. une au mandat constitutionnel que le souve­
rain nous a confie; parce que, enfin, ces propositions repon­
dent ä un besoin veritable. Qu'on en juge par ces quelques 

Vous avez tous entendu parler de cas de ce genre qui vont 
se multipliant: Des jeunes auxquels, ä leur lieu de travail et 
sans avertissement, on fait signer une assurance-vie. On m'a 
cite le cas d'un jeune de juste 20 ans qui, impressionne par 
le bagou du vendeur, a signe un contrat d'assurance-vie 
pour une duree de 34 ans, et s·est engage ä verser une 
somme de 38 000 francs: ou encore des personnes du troi­
sieme et du quatrieme äge, qui constituent la cible privile­
giee des vendeurs ä domicile. Credules et influen<:ables, les 
personnes ägees - les cas suivants sont authentiques -- ont 
pu acheter dix litre d'un produit ä nettoyer les tapis, alors 
que le vieux coupfe en question ne possedait qu'une des­
cente de lit, ou encore trois douzaines de bouteilles de 
Bordeaux, alors que la vieille dame en question etait antial­
coolique. Les personnes ägees signent pour se liberer d'un 
vendeur insistant dont elles ne savent pas comment se 
debarrasser. 
Vous avez entendu parler aussi, bien sür, des voyages gra­
tuits en car, au cours desquels on fait signer un contrat de 
vente ä ces memes personnes du troisieme äge; ou encore 
de ces seances de soins du visage-- c'est une des dernieres 
trouvailles -- gracieusement offertes ä des vieilles dames ou 
a des adolescentes, tenues ensuite de regler l'utilisation de 
cosmetiques qu'elles n'.ont point commandes; ou encore -
et j'en terminerai par lä-- des thes-ventes ä domicile ou les 
invites se sentent moralement tenus d'acheter des objets 
dont ils n'ont pas forcement besoin. 
Dans tous ces cas, l'institution d'un droit de revocation se 
justifie. Afin de proteger les faibles, financierement et psy­
ch iquement, il est urgent de l'introduire dans notre legisla­
tion. En effet, le code des Obligations stipule, dans son 
article premier, alinea premier, que «le contrat est parfait 
lorsque les parties ont reciproquement et d'une maniere 
concordante manifeste leur volonte». Cela est loin d'etre le 
cas dans ies contrats signes hors des lieux de commerce, 
comme s'est plu a le relever le protesseur Bernd Stauder, 
membre de la Commission federale de la consommation, et 
professeur de droit' civil et de droit de la consommation ä 
l'Universite de Geneve, lors des travaux de la commission. 
En effet, cen'est pas le consommateur, mais bien le vendeur 
qui prend !'initiative du contrat. II n·y a donc pas reciprocite, 
mais demarche unilaterale du vendeur. 
Le Conseil federal est bien conscient de cette lacune. 
Cependant, il a fixe, et je voudrais le souligner ici, des 
conditions restrictives au droit de revocation, afin de preser­
ver- et il Importe de la preserver -- la liberte du commerce et 
de l'industrie. 
Je voudrais rapidement rappeler en passant que l'antiquite 
deja connaissait le droit de repentir - c'est ainsi qu'on 
appelait a cette epoque le droit de revocation, de resiliation 
-- et que dans notre pays meme, on cite plusieurs exemples 
au XVlle et au XVllle siecles de l'usage de ce droit. S'il fut 
aboli en maints endroits au XIXe siecle, sous l'influence du 
liberalisme economique, des le debut des annees soixante, 

dans de nombreux pays europeens, on remit en valeur le 
droit de repentir, notamment pour les ventes ä tempera­
ment, les petits credits ou les contrats conclus hors des 
locaux commerciaux usuels du fournisseur. 
Avec le Conseil federal, avec les associations de consomma­
teurs, la re\1oc:at1on ..,,.,. , ,., , . .., J;!C>SStlll!iUlans !iln 

or1:,oarat1on et sans 
a enfin sous la on1ss,1on ni::,,r,r11n1 

astucieusement forme en matiere. 
Le droit de renonciation, de revocation, le delai de reflexion 
ont le merite d'accorder a l'acheteur le temps de mediter sur 
sa decision. de revenir, le cas echeant, sur un engagement 

a pris sous la pression du vendeur et gräce ä 
sa force de persuasion, et non pas en toute liberte. Gar, dans 
un certain nombre de cas, la conclusion d'un contrat entre 
partenaires libres et egaux, teile que le definiten l'idealisant 
les tenants du llberalisme economique, est une Illusion, une 
duperie, et elle peut etre lourde de consequences pour !es 
economiquement faibles. 
Je vous engage par consequent a entrer en matiere et ä 
accepter la loi federale modifiant le code des obligations 
telle que la proposent le Conseil federal et la minorite de la 
commission. 

Jagmetti: Ich optiere für Eintreten und bin der Meinung, 
dass die Kommission die Vorlage dann noch einmal bearbei­
ten sollte, wie es sich ohnehin aufdrängen wird. Ich habe 
das Bedürfnis, diese Haltung kurz zu begründen: 
Mit Artikel 6a könnte ich mich befreunden. Herr Affolter wies 
darauf hin, dass unser OR sehr gut redigiert worden sei. Das 
trifft wirklich zu. Es hat aber neben seinen inhaltlichen 
Qualitäten auch eine grosse Verständlichkeit, d. h. es ist 
dem Leser zugänglich. Mir scheint, dass eine solche Bestim­
mung, wie sie in Artikel 6a vorgesehen ist, die Zugänglich­
keit der Rechtsordnung verstärkt und damit durchaus ihren 
Platz in unserem OR hat. 
Bei den Artikeln 40a ff. habe ich insofern erhebliche Vorbe­
halte anzubringen, als sie die Versicherungen einbeziehen: 
Würden diese ausgeschlossen, Hesse sich die ganze Materie 
ohne weiteres beim Kaufrecht ordnen - allenfalls mit einem 
Verweis .bei der Miete (die Herren Affolter und Bürgi wiesen 
bereits darauf hin, dass es Aufgabe der Kommission wäre, 
diesen Schritt zu tun). Aus vier Gründen bin ich für einen 
Ausschluss der Versicherungen: 
1. Vor allem würde sich ein Einbezug der Versicherungen in 
die Widerrufsmöglichkeit für den Konsumenten selbst kon­
traproduktiv auswirken. Ich erinnere mich an die Zeit der 
Gründung meines eigenen Hausstands. Damals besuchte 
mich eine ganze Reihe von Vertretern von Mobiliarversiche­
rungen. Eine solche brauchte ich; das war richtig. Ich habe 
eine abgeschlossen. Hätte ich dann den nachfolgenden 
Besuchern jedesmal sagen müssen, ich hätte zwar eine 
Versicherung abgeschlossen, wisse aber, dass ich diese 
widerrufen und statt d.essen ihr neues Angebot entgegen­
nehme könne? Ich glaube, dass das keinem Bedürfnis 
entspricht, sondern dass die Interessenten genügend infor­
miert sind. 
2. Zum andern weise ich Sie darauf hin, dass die Versiche­
rungen einer Staatsaufsicht unterstehen und dass so eine 
entsprechende Sicherung eingebaut ist. 
3. Eine Frage an Herrn Bundesrat Delamuraz: Wenn ich die 
Botschaft auf den Seiten 36 und 37 richtig verstehe, ist 
dieses Widerrufsrecht im Recht der Europäischen Gemein­
schaft nur für Vertrage über bewegliche Sachen vorgese­
hen, nicht für Versicherungen. Eine Anpassung an das euro­
päische Recht würde also diesen einen Schritt, nicht aber 
den zweiten bedingen. 
4. Schliesslich noch etwas im Interesse der Konsumenten: 
Mit der Unterzeichnung eines Antrags ist in der Regel eine 
Deckungszusage verbunden. Wird diese Deckungszusage 
nicht in F_rage gestellt, wenn man ohne weiteres widerrufen 
kann? Ich sehe dort noch keine gute Uebereinstimmung. 
Das alles veranlasst mich, für den Ausschluss der Versiehe-
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rungen aus dem Wlderrufsrecht zu plädieren, aber die Frage 
mit Bezug auf die beweglichen Sachen der Kommission zur 
weiteren Beratung zu übertragen. 
Das sind die Gründe, weshalb ich selbst auf die Vorlage 
eintreten würde, obwohl ich weiss, dass damit Artikel 40a 
tnh"!Ar,r1„ heute kaum in die 

M. Ducret: Je voterai volontiers l'entree en matiere car, 
il y a des exces considerables dans le domaine 

des ventes par correspondance, a domicile ou sous toute 
autre forme. Toutefois, je ne voudrais pas tomber dans la 
simplification qui considererait tous les commen;:ants 
comme des emules d'Ali Baba. 
Dans notre pays, la majorite est composee de gens hon­
netes. Les clients et les commen;ants honnetes sont d'ail­
leurs indispensables pour entretenir un climat de confiance. 
En effet, il n'y a pas que l'achat. mais egalement le credit. Or, 
ce demier qui est octroye par les commerc,ants a leurs 
clients est proportionnel a la confiance de ceux-ci envers les 
premiers. Si vous diminuez cette confiance par toute une 
serie de lois, par la meme occasion. vous detruirez le credit. 
Ainsi, lorsque I' on apportera quelque chose chez vous, on 
vous demandera en echange de l'argent comme au super­
marche. 
II y a une quantite de gens qui rec,oivent des objets de leurs 
commerc,ants et de leurs fournisseurs sans avoir a !es payer 
immediatement, parce qu'il y a un climat de confiance. Les 
supermarches l'ont detruit. Meme si vous etes le maire de 
votre ville, vous ne sortirez pas du magasin avec votre 
chariot plein sans avoir paye. La confiance a disparu. 
D'ailleurs, je signale a l'intention de ceux qui veulent prote­
ger !es consommateurs que, iorsque l'on entre dans un 
supermarche pour acheter un kilo de sucre, on ressort 
souvent avec un bidon d'huile d'olive en action, tres avanta­
geux, une paire de cha1nes a neige, deux poissons rouges et 
un chiffon pour essuyer la buee de vos lunettes meme si 
vous n'en portez pas. II taut donc faire attention, car il y a 
partout des exagerations. Notre population doit etre edu­
quee sur ces problemes de vente. 
Le studio Coop, dans le cadre des emissions pubiicitaires a 
la television, cherche a faire manger a tout le pays, durant 
une semaine, la meme chose, parce que les petits pois sont 
avantageux et que la boite de 3,50 francs se vend seulement 
1,20 franc pendant quatre jours. La Migros ou Denner ou 
encore Usego agissent de meine. , 
Aujourd'hui, nous vivons dans un climat ou l'on ne satt plus 
si ce sont les autres ou nous-memes qui decidons. Nean­
moins, il ne taut pas tomber non plus dans l'exces et croire 
qu'avec une loi on va tout changer. 
J'ai propose un amendement en souhaitant que l'entree en 
matlere soit acceptee. 
A l'article 40 a, alinea 1er, le chiffre 3, on a meme inclus les 
commandes par telephone. CE!lui qui a introdult cette dispo­
sition ne doit pas etre tres bien informe et fgnore probable­
ment que la personne livrant vos pommes de terre vous 
tillephone en disant: .«J'ai fait ma recolte, elles sont lä. Puis­
je vous !es apporter?». Le marchand de pommes, votre 
fournisseur de.miel ou votre marchand de bois aglssent de 
la meme man_iere. Chacune de ces personnes telephone 
lorsque la marchandlse est prete. Une telle dfsposition signi­
fie-t-elle que, lorsque le marchand de bois aura depose trois 
steres de fayard devant votre porte, vous les lui ferez repren­
dre parce qu'il n'est pas ä votre gout, parce qu'il y a trop de 

noeuds et que vous aurez de la peine a le couper ou a le 
fendre, sous pretexte qu'il vous a contacte par telephone. 
Comment allez-vous prouver que c'est le commeri;ant qui 
vous a car un tel appareil ne laisse pas tellement 
de 

millions de francs marchandises .,. . .,.,,.,..,,-
gent chaque jour sur de simples coups de r,,.,,,.nr,nn,,,. 
- M. Delamuraz me l'a fait remarquer tout a 
nm,t .. ~,;;::ir1nnAI;;:: cet article ne pourra pas etre mais 

a des quantites d'autres personnes qui achetent par tele· 

d'entre nous dans ce lorsque nous ravitail-
lons notre citeme a mazout, utilisons le telephone. Rares 
sont ceux qui se sor:it rendus dans les bureaux de leur 
foumisseur pour passer une commande ecrite. La Migros 
fait d'ailleurs de la publicite en disant: «Appelez le numero 
»X« pour votre commande de mazout.» Bien entendu, c'est 
vous qui aurez telephone, mais allez-vous le prouver? Aurez­
vous chez vous, comme parfois dans les hötels, une flehe de 
telephone indiquant le jour, l'heure et le numero de tele­
phone atteint? Evidemment non. Par consequent, vous 
aurez toute latitude pour refuser ensuite la livraison en 
disant: «Les prix sont descendus, revenez prendre la mar­
chandise ou je ne vous la paie pas». II taut maintenir les 
coutumes de notre pays en l'etat actuel, car la situation est 
bonne. 
J'ai tout de meme peur de quelques-unes de ces entreprises 
qui sont en train de fonder leur existence sur ces ventes par 
correspondance et ces voyages joliment images dans l'ex­
pose de Mme Bauer ou d'autres. II taut une certaine protec­
tion et ne pas aller trop loin. 
Je voterai l'entree en matiere mais ensuite je vous propose­
rai de bitter le chiffre 3 de l'afinea premier. 

Frau Bührer, Berichterstatterin: Ich befinde mich als Kom­
missionspräsidentin in einer paradoxen Situation. Ich kann 
oder darf den Antrag Schmid im Namen der Kommission 
nicht bekämpfen. Ich muss ihn im Namen der Kommission 
aber auch nicht unterstützen! 
Die Kommission ist auf diesen Teil B eingetreten, und zwar 
weder zufälliger- noch irrtümlicherweise. Es ist im Protokoll 
nachzulesen, Herr Reichmuth: wir sind sehr bewusst darauf 
eingetreten. Damit haben wir manifestiert, dass diese Mate­
rie nicht mit grosser Geste (ich betone «grosser») vom Tisch 
gewischt werden soll. Dass wir nachher sämtliche Artikel 
gestrichen haben, kommt natürlich de fa,cto einem Nichtein­
tretensantrag gleich. 
Persönlich meine ich, dass sehr viel für Eintreten spricht. 
Wenn wir eintreten, müssten wir das Geschäft aber in die 
Kommission zurücknehmen - das wurde verschiedentlich 
betont. Es hat nämlich keine eigentliche Detailberatung 
stattgefunden, insbesondere nicht bei Artikel 40a und ff. Wir 
könnten dann sowohl über die Einordnung wie auch über 
die Ausgestaltung (Stichwort Versicherungsverträge) disku­
tieren. Wir könnten eine Lösung suchen und finden, die 
sowohl dem Verfassungsauftrag wie au.eh den geäusserten 
juristischen Bedenken gerecht sind. 
Die Situation der Konsumenten ist in der Schweiz sicher 
nicht schlecht Aber zu sagen, sie sei gut, geht mir entschie­
den zu weit, Herr Ducret. Einige Verbesserungen wären hier 
im Sinne des Konsumentenschutzes fällig. 

Heftl: Ich möchte noch auf einen Aspekt hinweisen: Wenn 
wir auf diese Vorlage eintreten und sie nachher annehmen, 
wird das dazu führen, dass wir bei den Vertragsabschlüssen 
sorgloser werden. Das führt weiter dazu, dass vermehrte 
Kosten für den Verkäufer entstehen, die er eines T~ges 
zwangsläufig wieder auf sein Produkt schlagen muss. Wir 
haben also im Augenblick vielleicht einen Vorteil, aber auf 
die Dauer werden w,ir alle für diesen Vorteil bezahlen. ' 

M. Delamuraz, conseiller federal: Pourquoi donc une revi­
sion, tres partielle d'ailleurs, du code des obligations? Parce 

michael.tellenbach
Textfeld



8. Oktober 1987 s 557 Konsumenteninformation und Vertragsrecht. Bundesgesetze 

que le mandat constitutionnel que le peuple et les cantons 
ont accepte en 1981 dejä implique que nous mettions le 
consommateur en condition de prendre ses decisions sou­
veraines lui seul, sans etre en situation notoirement desa­
vantagee par rapport au vendeur de biens ou de services 
l'aborde unilateralement, souvent inopinement, sans avoir 

motns d:u fe sollicite nro,lornor,t 

meme coup un effet surprise. 
II ne en aucun cas de mettre le consommateur sous 
une sorte de cfoche le garderait de toutes les 
mauvaises affaires, car tant y aura des affaires, il y en 
aura des bonnes et des mauvaises. II y en aura des mau­
vaises pour l'acheteur, et pour le vendeur. Cela fait 
la vie, de ses et de ses chances. Le legislateur le 
raffine et le plus interventionniste ne pourrait pas ä 
bout de cela, Dieu mercil Mais encore faut-il, dans ce cadre 
de vie, parfois dans ce cadre d'arbitraire qu'est la vie, qu'un 
minimum de regles du jeu empechent des distorsions mani­
festes, ou le vendeur, qui agit avec des moyens souvent 
habiles, un tres grand bagou, ce qui ne met evidemment pas 
racquereur en etat de juger raisonnablement, a la partie au 
depart trop belle, alors que la bonne marche de ce com­
merce libre dont nous nous reclamons postule une certaine 
egalite des partenaires en information, en moyensd'analyse 
et en serenite. Lorsque le public vise est fragile - et c'est ä 
lui que nous pensons tout particulierement - et que les 
moyens de plus en plus raffines sont engages, il est bien 
evident que ces conditions de reflexion, de serenite ne sont 
pas remplies et qu'ä cet egard nous devons tout de meme 
chercher ä voir si nous pouvons ameliorer les regles du Jeu. 
Or, parmi ces dernieres et parmi les moyens d'accomplir le 
mandat constitutionnel, le debat parlementaire et le debat 
public qui ont precede la decision de juin 1981 ont expressis 
verbis cite la modification possible et necessaire du code 
des obligations. Je ie precise ä l'intention de M. Schmid qui 
s'interrogeait quant ä la legitimite de cette maniere d'inter­
preter le mandat constitutionnel, tant au Parlement que 
dans le public. De nombreux orateurs de tous les bords 
politiques sont intervenus pour declarer que c'etait lä sans 
doute une des conquetes futures qu'impliquerait l'adoption, 
par le peuple et les cantons, de ce nouvel article constitu­
tionnel. 
La clarte des decisions, tant du Conseil des Etats que du 
Conseil national - rappelez-vous les scores de f'epoque -
comprend, bien entendu, sinon cette promesse, en tout cas 
cette perspective tracee, de s'engager aussi dans la voie de 
la modification du code des obligations. 
Vous, Parlement, et nous, gouvernement n'assumerions pas 
completement notre responsabilite politique en cette 
matiere, si confortablement et brutalement, nous decidions 
de couper d'avec cette proposition de modifier le code des 
obligations et si un certain nombre de declarations, faites ä 
l'epoque en toute clarte et en toute bonne foi, ne devaient 
pas etre suivies d'effets dans ce domaine. 
Nous accrediterions cette vieille these si souvent erronee -
en l'occurrence e!ie ne le serait pas - selon laquelle les 
politiques SOUS la Coupofe federate, qu'ils soient parlemen• 
taires ou conseillers federaux, n'en font de toute fayon qu'ä 
leur tete, quelle qu'ait bien pu i!!tre la decision populaire .. Par 
consequent, ne commettons pas cette betise politique qui 
ne contribuerait qu'ä affaiblir une confiance, parfois dejä 
contestee; du peuple erivers tes organes politiques. 
De quoi s'agit-il? Je serai un peu plusconcret. .Tout d'abord, 
en ce cjui concerne l'article 6a sur l'envol de marchandises 
non commandees, nous savons bien que ces methOdes se 
sont developpees et se developperont encore, et qu'il y a 
constamment ambigurte chez le pauvre destinataire sub· 
merge de paquets, d'echantillons, de toutes sortes d'envols, 
quant ä savoir ce qu'il doit en faire. 
Affirmer par des regtes cfaires et simples qui ne constituent 
assurement aucune contribution ä l'inflation legislative dont 
a parle avec inquietude M. Affolter - je loi repondrai sur ce 
point tout ä !'.heure- <fest preciser le statut de ces marchan­
dises et surtout que l'envoi non reclame de marchandises ne 
signifie en rien une offre pour le destinataire qui les a 
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receptionnees. Nous pensons qu'il y a lä un moyen tres 
simple de mettre un peu d'ordre dans les idees. 
Je tiens encore ä preciser que le principe de l'envoi de 
marchandises est, dans de nombreuses legislations etran-

soit condamne expressis verbis, soit tres severement 
reg11erner1te. E3t .. en . F:rance, .l'envoi. de marc.ban-

non est en interdit. En nt:,wu,,11 

que federale d'Allemagne, la considere que 
l'envoi de marchandises non commandees constitue un 
acte de concurrence La Grande-Bretagne est ega-
lement intervenue selon une qui s'approche en 

sorte de la nötre. 
viens au droit de revocation. A l'article 40, lettres a et 

suivantes, pour des affaires de pas-de-porte ou de contrats 
semblables, il de proteger le consommateur dans des 
situations ou il se trouve ä face ä un foumisseur 
de choses mobilieres ou de services et ou, en consequence, 
le danger existe qu'il conclue un contrat precipitamment II 
s'agit de le proteger, afin de lui permettre un consentement 
libre, eclaire et reflechi. Le droit de revocation permet en 
quetque sorte au client d'agir comme partenaire egal et il le 
protege contre des abus lors de la negociation du contrat 
Les Communautes europeennes ont legifere en cette 
matiere. Elles ont, Monsieur Jagmetti, excepte le statut des 
assurances. Mais, dans le meme temps, elles ont publie une 
circulaire selon laquelle elles allaient legiferer sur le cas 
particulier des assurances. Elles pensaient qu'il convenait 
de leur appliquer des regies particulieres faisant l'objet 
d'une tegislation eile aussi particuliere. 
Nous constatons que celles des entreprises professionnelles 
de la vente directe qui se plient spontanement a ce droit de 
revocation ne rencontrent pas de problemes chez ieurs 
ctients. Nous constatons aussi qu'une compagnie d'assu­
rances pratique de meme en Suisse depuis plusieurs 
annees. Les unes et l'autre affirment que l'existence de ce 
droit de revocation n'a signifie en rien des difficultes insur­
montables dans leurs relations, au contraire, que l'existence 
de cette soupape de securite a normalise les rapports 
qu'elles entretiennent avec leur clientele, a harmonise ces 
rapports et a evite precisement aussi bien les litiges ouverts 
que les litiges rentres qui constituent une certaine partie de 
la situation actueile nee d'un droit depasse et insuffisant. 
Si nous proposions une grande machine juridique qui, uni­
lateralement, detrulse le rapport normal entre des parte­
naires commerciaux et traite les commen,ants comme des 
gangsters en puissance, comme de tres mauvais parte­
naires, ne visant qu'a abuser de ta credulite du peuple, si 
cette meme legislation intronisait en quelque sorte le 
consommateur comme consommateur-roi, alors vous auriez 
raison de ne pas entrer en matiere et de vous opposer ä ce 
nouvel enrichissement de notre code des obligations. Mais 
tel n'est certainement pas le cas et vous avez pu constater la 
mesure qui a preside ä la conceptlon et ä ta redaction du 
corps de projet que nous vous soumettons sous lettre B ce 
matin. Je vous propose donc d'y adherer. 
Monsieur Affolter, vous avez dit dans votre interpellation 
que vous voyez dans cette demarche dangereuse du Conseil 
federal une menace contre notre ordre juridique et contre 
un certain nombre de principes qui l'animent. Si noos pro­
posions la refonte complete et le chambardement de la 
partie generale du code des obligatlons, sans doute est-ce lä 
un argument que vous pourriez opposer au Conseil federal. 
II n'en est rien. En lalssan.t intact tout le code des obliga­
tions, nous proposons simpfement d'y ajouter quelques 
lignes qui correspondent ä l'adaptation necessaire de ce 
texte fondamental aux conditlons d'aujourd'hui dont vous 
avez reconnu avec moi qu'elles n'etaient decidement pas 
dans ce domaine celles qui regnaient il y a vingt ans. 
C'est cela seulement l'adapt;ation que nous vous proposons 
et je voudrais rassurer M. Affolter quant au respect que le 
Conseil federal porte aux grands textes, ce respect est 
integral et continuera de regner au college gouvernemental. 
II taut toutefois se demander si la rumeur selon laquelle on 
est en train de contribuer allegrement ä !'Inflation legislative 
est un argument vafable. Je serai tres precis et tres concret, 
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Initiative parlementaire (Schönenberger) 

sur ce point: a la suite du rejet de la loi sur le credit a la 
consommation, le Departement de Mme Kopp examine la 
µo:ss11:m11,e d'abolir les dispositlons sur la vente a tempera­
ment et la vente avec paiements - ce sont les 
articles 226 a a m, 227 a a du meme code des 00111a21t1ons. 
Ces contrats ont certes de leur importance 
.1.oc1PoH~, ß'!ffil:::t ·1'·-liN· lfs ne rm,rt.i:li.Si'ffi:iint 

5 pour cent de 
rrrn<::1"lmm~1t1r,n Si, en Votant les a1s100,s1t1on1s 
orc>m>scins ce matin, le Parlement 

nousvous 
un droit de 

facilement a 
spE~c1~11es du code des pour la vente 

t,:,rnn,1:1r::,m,,nt et la vente avec paiements prealables. Au 
Mo,ns,eur Affolter, fe resultat quantitatif serait qu'en 

introduisant on en du meme 
coup un beaucoup plus grand nombre et que le bilan serait 
decidement celui d'une deflation legislative et non d'une 
inflatlon. 
En conclusion, vous avez vote tout a !'heure la loi 
avec quelques nuances qui ne la minent pas et .qui ne 
l'affaiblissent pas notablement, nous l'avons admis. En pre­
nant cet acte politique responsable, vous avez contribue a 
realiser une partie du mandat constitutionnel neen 1981. Ne 
pas entrer en matiere maintenant sur le projet B. c'est ampu­
ter ce mandat constitutionnel de la seconde partie qui fait 
suite, naturellement et complementairement, a la premiere 
partie. C'est incontestablement rater f'occasion d'eliminer 
de nos pratiques commerciales de mauvaises pratiques ou 
les risques de trop mauvaises pratiques, et c·est rater l'occa­
sion d'un assainissement correct d'un secteur ou, dans 
I' ensemble - et 1a je donne raison a M. Ducret - la situation 
est sans doute bonne mais ou il faut precisement couper 
quelques branches et elimlner les risques decidement trop 
faciles d'abus. C'est de cela que nous devons parler. Je vous 
propose des lors de ne pas fermer brutalement et definitive­
ment la porte en refusant l'entree en matiere. Et alors, je 
vous l'accorde, l'entree en matiere votee, il s'agira de retra­
vailler la matiere en commission avant que de revenir devant 
le Conseil des Etats en plenum. II s'agira en particulier de se 
prononcer sur ces articles a la lumiere de quefques nuances 
apportees par !es diverses Interventions - celle de M. Bürgi 
pour les assurances, de M. Ducret, sensible au telephone. 
Une discussion sereine en commission devrait permettre de 
ies apprehender, quitte a ce que la commission - c'est 
evidemment son droit le plus strict - confirme la position 
resolument negative qu'elle a affirmee a propos de cette 
revision. Mais je crois qu'un deuxieme examen est utile, 
a!ors permettez ce deuxieme examen en votant l'entree en 
matiere. Dans l'esprit du representant du Conseil federal, 
voter l'entree en matiere c'est renvoyer toute la partie Ba 
l'examen de la commission du Conseil des Etats, je vous 
engage vivement a le faire. 

Abstimmung - Vote 

Für den Antrag der Kommission (Eintreten) 
Für den Antrag Schmid (Nichteintreten) 

An den Nationalrat - Au Conse.11 national 

17Stimmen 
23Stimmen 
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Parlamentarische Initiative 
(Schönenberger) 

E 8 octobre 1987 

Bundesgesetz gegen den unlau.teren. 
Wettbewerb. Teirrevfsfön ·· · 

Initiative parlementalre 
(Schönenberger) 
Loi sur fa concurrence deloyale. 
Revision partielle 

oa,rla,rnent,irl~,cfl•en Initiative vom 17. Juni 1987 
Gestützt auf 93 BV und Artikel 21sexies Geschäfts­
verkehrsgesetz schlage ich folgende Aenderung des Bun­
desgesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb vom 
19. Dezember 1986 vor: 
Artikel 3 Buchstabe I ist gänzlich aufzuheben. 
Artikel 3 Buchstabe m und Artikel 4 Buchstabe d sind inso­
weit aufzuheben, als sie auf das von den Räten in der 
Schlussabstimmung abgelehnte Konsumkreditgesetz 
Bezug nehmen. 

Texte de /'initiative parlementaire du 17 juin 1987 
Me fondant sur l'article 93 de la constitution federale et 
l'article 21 sexies de la lol sur les rapports entre les conseils, 
je propose que la loi federale du 19 decembre 1986 contre ia 
concurrence deloyale soit modifiee comme il suit: 
Abroger l'article 3, lettre L 
Abroger l'article 3, lettre m, et l'article 4, lettre d, dans la 
mesure ou ces dispositions se referent a la loi sur le credit a 
la consommation, qui a ete rejetee par les Chambres lors du 
vote final. 

Herr Dobler unterbreitet namens des Büros den folgenden 
schriftlichen Bericht: 

Am 17. Juni 1987 beantragte Herr Ständerat Schönenberger 
mit einer parlamentarischen Initiative in Form einer allge­
meinen Anregung die Aenderung des am 19. Dezember 
1986 verabschiedeten Bundesgesetzes gegen den unlaute­
ren Wettbewerb mit dem Ziel, die Unterstellung der Kleinkre­
dite unter die lauterkeitsrechtlichen Bestimmungen dieses 
Gesetzes rückgängig zu machen, und zwar als Folge der 
Ablehnung des Konsumkreditgesetzes in den beiden Räten 
vom Dezember 1986. 

Begründung des Initianten 
Die mit meiner parlamentarischen Initiative beantragte Revi­
sion des UWG drängt sich aus verschiedenen formellen und 
materiellen Gründen auf: 
1. In seinem ablehnenden Entscheid anlässlich der Schluss­
abstimmung gegen das KKG am 4. Dezember 1986 hat der 
Gesetzgeber seinen Willen, auf die Regelung des Konsum­
kreditwesens zu verzichten, klar und ~inpeutig manifestiert. 
Sein Entscheid bezog sich nicht nur auf die mit der Ergän­
zung des neunten Titels des O.R angestrebte «Sonderord­
nung» für Kleinkredite, sondern auf alle sich dem gemeinsa­
men legislatorischen Ziel -Ausdehnung des Sozialschutzes 

.. auf alle Teilzahlungsgeschäfte - unterwerfenden Bestim­
mungen strafrechtlicher, schuldbetreibungs- und konkurs­
rechtllcher sowie UWG-rechtlicher Natur. Die «Einheit der 
Materie» zwischen diesen Tellnorinenbereichen und den 
obligationenrechtllchen Konsumkreditbestimmungen ist 
somit zweifellos gewahrt. Ich teile diesbezüglich die Exper­
tenauffassung von Professor Hans Giger (Gutachten vom 
9.6.87, '.'1, ff.). Sie wird erhärtet durch verschiedene Indizien 
im parlamentarischen Ablauf: In den Revisionsverhandlun­
gen zum UWG wurden die fraglichen Bestimmungen Arti· 
kel 3 Buchstabe I und m sowie Artikel 4 Buchstabe d prak· 
tisch überhaupt nicht diskutiert, weil beide Räte und ihre 
Kommissionen auf die umfassenden Verhandlungen über 
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Konsumenteninformation 
und Vertragsrecht. Bundesgesetze 
Information des consommateurs 
et droit contractuel. Lois 

Botschaft und Gesetzentwürfe vom 7. Mai 1986 (BBl ll, 354) 
Message et projets de loi du 7 mai 1986 (FF II, 360) 
Beschluss des Ständerates vom 8. Oktober 1987 
Decision du Conseil des Etats du 8 octobre 1987 

Antrag der Kommission 
Eintreten 
Proposition de la commission 
Entrer en matiere 

Neukomm, Berichterstatter: Der Verfassungsartikel über die 
Konsumentenpolitik des Bundes, dem die Schweizer Stimm­
berechtigten am 14. Juni 1981 mit 860 000 Ja gegen 450 000 
Nein zustimmten, war das Ergebnis einer fast zwanzigjährigen 
Diskussion. 
Bundesrat Hans Schaffner hatte sich in der Dezembersession 
1963 zu drei konsumentenpolitischen Vorstössen zu äussern. 
Der damalige Vorsteher des Eidgenössischen Volkswirt­
schaftsdepartementes hielt am Schluss seiner Ausführungen 
fest, wie sehr er mit den Parlamentariern übereinstimme, dass 
zum wirksameren Schutze und zur besseren Information der 
Verbraucher wesentlich mehr getan werden müsse. 
Auch auf internationaler Ebene kam einiges in Bewegung. Der 
amerikanische Präsident John F. Kennedy verkündete am 15. 
März 1962 eine Botschaft an den Kongress, eine Art Charta für 
Verbraucherrechte. Die vier Grundrechte sind noch heute ak­
tuell: das Recht des Konsumenten auf Sicherheit, das Recht 
des Konsumenten auf Information, auffreie Konsumwahl, und 
das Recht, in Kommissionen und bei der Ausgestaltung von 
Gesetzen gehört zu werden. 
Die Zusammenarbeit der Konsumentenorganisationen über 
die Landesgrenzen hinaus begann schon 196Q mit der Grün­
dung der International Organization of Consumers Union 
(IOCU) .mit SitZ in .Den Haag. ' 
Bei der Europäischen Gemeinschaft (EG) wurde 1982 ein Eu­
ropäisches Büro für KonsumentenfragE;tn eingerichtet. 
In der Schweiz setzte der Bundesrat Ende 1963 eine 29köpfige 
Studienkommission für Konsumentenfragen ein, zusammen­
gesetzt aus Wissenschaftern, Wirtschafts- und Konsumenten­
vertretern. 
Diese Studienkommission hielt in ihrem Schlussbericht vom 
Dezember 1984 fest, dass die starke Zunahme der Reklame 
und anderer Mittel der unternehmerischen Absatzpolitik nach 
einer Stärkung der Konsumentenposition rufe. Der Bericht 
wies vor 16 Jahren auf die notwendige Gesetzgebung hin. Die 
geftendli) Gesetzgebung biete dem Staat nicht jene Handha­
ben, über die er verfügen sollte, um ein Funktionieren der 
Marktwirtschaft unter Wahrung des Konsumentenwohls 
durchzusetzen. 
Der vor nun neun Jahren in die Bundesverfassung aufgenom-
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mene Konsumentenschutzartikel 31sexies. für den die Konsu 
mentenorganisationen und Politiker während Jahren vehe· 
ment und hartnäckig gekämpft und gefochten haben, schreib1 
in Absatz 1 vor: «Der Bund trifft unter Wahrung der allgemeinen 
Interessen der schweizerischer, Gesamtwirtschaft ... yfld. der 
Handels-tffldftewerb~ffeineitMassnahmen zum Schutze der 
Konsumenten.» 
Die dem Charakter unseres of. 
fenen der Ausführung des Gesetz. 
gebungsauftrages kann es nicht darum gehen, das beste­
hende Recht, das bereits mit Konsumentenbelangen zu tun 
hat - die Gesetzgebung über Lebensmittel. Mass und Ge­
wichte. Giftgesetz usw. -. in einem Erlass zu kodifizie­
ren. Es gilt. längst erkannte Lücken zu schliessen. Der Verfas­
sungsartikel gibt einen klaren Auftrag. 
Der Bundesrat hat mit seiner Botschaft vom 7. Mai 1986 dem 
Parlament eine ausgewogene Vorlage unterbreitet, die einen 
bemerkenswerten Konsens-Charakter aufweist. 
Ich möchte dem Bundesrat und ganz besonders Herrn Bun­
desrat Delamuraz und seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbei­
tern danken. 
Der Ständerat hat das Geschäft am 7. Oktober 1987 behan­
delt. In der Vorlage A, im Bundesgesetz über die Förderung 
der Konsumenteninformation, stehen die produktbegleiten­
den Deklarationen und die Finanzhilfe an die objektive Tätig­
keit der Konsumentenorganisationen im Vordergrund. Um­
stritten, sogar sehr umstritten, waren die Deklarationen von 
Dienstleistungen. Nur mit Stichentscheid des Kommissions­
präsidenten blieben sie schliesslich vorläufig im Gesetzesent­
wurf enthalten. 
Ueber die Subventionsbedingungen kann auf das Testwesen 
Einfluss genommen werden. Im Text der nationalrätlichen 
Kommission wird klar und eindeutig verlangt, dass die Tests 
nach wissenschaftlichen Prinzipien durchzuführen sind und 
die Konsumentenorganisationen eine technisch einwandfreie 
Fachkunde und neutrale Durchführung der Tests sicherzustel­
len haben. Vor der Publikation der Test:, ist den Anbietern Ge­
legenheit zu bieten, eine Stellungnahme zu den Resultaten 
abzugeben. 
Produktion und Handel haben in den Vernehmlassungsver­
fahren und ganz besonders auch in den Hearings grosses Ge­
wicht auf diesen Punkt gelegt Wir haben dies eindeutig fest­
stellen können. 
Auch der Bundesrat sah schon eine solche Klausel vor. 
Der Ständerat wollte wesentlich weiter gehen und beabsich­
tigte in seiner Fassung vom Oktober 1987 eine eigentliche 
Zensur. Der Wortlaut, und nicht nur die Zahlen, seien vor der 
Veröffentlichung den Anbietern vorzulegen. 
Die nationalrätliche Kommission kam beim Schicksalsartikel, 
eben bei dieser Finanzhilfe an die Durchführung vergleichen­
der Tests, zu einer grundlegend neuen Konzeption, geradezu 
zu einer salomonischen Lösung. Eine Art Generalklausel legt 
nun die Grundsätze fest. Der Bundesrat regelt die Einzelheiten 
in einem speziellen Erlass. Der Vorteil ist offensichtlich. Der 
Bundesrat kann nachher rasch und unkompliziert auf Erfah­
rungen und Entwicklungen der Praxis eingehen. Die Flexibili­
tät dient der Sache. 
Der nun allgemein gehaltene Artikel 6 über die Subventions­
bedingungen fand in der Kommission breite Zustimmung, 
nachdem sich die Mitglieder bereits mit einer Skizze zu einer 
Ausführungsverordnung hatten vertraut machen können. Mit 
dem neuen Bundesgesetz wird auch festgelegt, dass Waren 
und gewisse Dienstleistungen künftig nur noch mit vergleich­
baren Deklarationen anzubieten sind. 
In der nationalrätlichen Kommission wurde vor allem über die 
Dienstleistungen diskutiert. Ich halte fest, dass die Dienstlei­
stungen einen immer wichtigeren Stellenwert erhalten haben 
und einen zunehmend grösseren Anteil im Budget jeder Fami­
lie bilden. Der Konsument soll vermehrt bei Waren und Dienst­
leistungen vor dem Kauf Vergleiche anstellen können. Die De­
klaration~n haben also, wie die Tests, eine äusserst wichtige 
Funktiorrfür die Verbesserung des Leistungswettbewerbs, der 
Markttransparenz und der objektiven Information des Konsu­
menten. 
Die Warendeklarationen sollen in erster Linie auf dem Weg pri-
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· vatrechtlicher Vereinbarungen zwischen Konsumentenorga- M. Pldoux, rapporteur: En juin 1981, le peuple et les cantons 
nlsationen und Branchenverbänden zustande kommen. Die ont adopte r articfe 31sexies de la constltution visant la protec-
AusgeStaltung ist also vorerst der freien Uebereinkunft über- tion des consommateurs, dont je vous cite le premier alinea: 
fasS811. Nur wenn es zu keiner Uebereinkunft kommt oder die «La Confederation prend des mesures pour proteger les con-
pri'latel1 Vereinbarungen nicht eingehalten werden - es kann sommateurs tout !3fl sauvegardaot les ioterets ger:ieraux de -·- -

~----- ... sich dabei um Verbat 1dSt1 ,ilylieder oder Aassenseiter händäTrl- l'economie nationale et en respectant le principe de la fiberte 
-, Ist subsidiär eine Lösung auf dem Verordnungsweg vorge- du commerce etde l'industrie». 
$8hen. Dieser Weg entspricht zweifellos schweizerischer Tra- En execution de cet articfe constitutionnel, le Conseil federal 
ditiOn, Ist vernünftig und dient den leistungsfähigen Anbietern nous soumet deux projets de loi, run surl'information des con-
und auch den Konsumentenorganisationen. sommateurs, l'autre sur une modification du Code des obliga-

_:·· Noch eine Bemerkung zu den Bundesbeiträgen: Seit 1970 er- tions. A cette occasion, le gouvemement estime judicieux de 
• halten die Konsumentenorganisationen in der Schweiz für die combler des lacunes qui existent dans le droit concemant 1a 

objektive Information über Budgetbeschlüsse eine beschei- protection des consommateurs, en reglant leur information, le 
dene Ananzhilfe. 1970 waren es insgesamt 100000 Franken, soutien flnancier des organisations de consommatrices et de 
1990400 000 Franken. Diese Subventionen sollen jetzt mit der consommateurs, et quelques problemes de detail. 
einwandfreien GesetzesgrundlagtJ ci1198ffiE!SSel'l ~möbt wer- Si certainss'opposem .maintenaflt. a Jeglfererenia-matiere, 

- "-öen.ScfiölfljfeSlliclienRommJSSion für Konsumentenfragen soutenant que 1a liberte commerciale ne necessite pas de 
hielt in ihrem Schlussbericht Ende 1964 - also vor 26 Jahren - teffes normes, ils le font a retardement puisque, aujourd'hui, 

· fest; dass eigentfich ein Betrag von 1,5 Millionen Franken für nous ne faisons que suivre !es instruciions du souverain, vieil-
däS Testwesen in der Schweiz angebracht wäre. Wenn wir die !es de dix ans. 
Geldentwertung aufrechnen, kommen wir heute auf einen Be- Abordons d'abord la loi sur l'information des consommateurs. 
trag von etwa4 Millionen Franken. Das wäre nicht übertrieben Dans le droit actuel, il existe dejä une vingtaine de dispositions 
und entspräche immer noch erst einem Promille der jährlichen concemant l'information des consommateurs. La loi la plus 
Werbeausgaben in der Schweiz. Die Werbeausgaben machen ancienne, datant de 1905, est celle sur les denrees alimentai-
etwa 4,5 Milliarden Franken aus. res, qui vise ä la protection de 1a sante. Elfe foumit des indica-
Die Tätigkeit der Konsumentenorganisationen lag schon bis- tions aux consommateurs, de meme que la loi sur !es toxi-
her im Interesse der gesamten Volkswirtschaft. Ihre Bedeu- ques, de 1969. On peut citer aussi la loi sur !es ventes par 
tung wird in den nächsten Jahren noch zunehmen, wenn wir acomptes et par paiements prealables, de 1962, qui doitprote-
allein an den europäischen Markt denken, der uns vor neue ger la partie la plus faible au contrat. 
Herausforderungen stellt. La meilleure protection des consommateurs vient de la diver-
Die nationalrätliche Kommission stimmte in der Gesamtab- site de l'offre. II fle s'agit pas de les materner, mais de les met-
stimmung dem Konsumenteninformationsgesetz - also der tre en etat de connaissance, leur permettant ainsi d'assumer 
Vorlage A-mit 11 zu 5 Stimmen zu. leur poids et leur choix. L'idee forte de la loi qui vous est sou-
ZurVortage 8: Der Ständerat hat es am 8. Oktober 1987 mit 23 mise est de permettre aux consommateurs de corhparer les 
zu 17 Stimmen abgelehnt, auf diese Gesetzesvorlage einzutre- offres qui seront explicitees par des declarations compara-
ten, bei der es sich um Aenderungen im Obligationenrecht blas; En d'autres termes., 1a loi tend ä ameliorer le fonctionne-
handelt. Ich stelle mit Genugtuung fest, dass die nationalrät- ment du marche, mettant le consommateur, c'est-ä-dire la par-
liche Kommission auf die für den Konsumenten überfälligen tie la plus faible au contrat, €fl etat de choisir. 
Bestimmungen mit 14 zu 6 Stimmen eingetretßn ist. . Un des moyens principaux de cette loi est 1a declaration qui 
Eine klare Regelung ist für die Zusendung unbestellter Waren devra accompagner toutes les marcharidises et certains servi-
vorgesehen. Andererseits soll endlich die siebentägige Be- ces dans leur offre sur le marche. La declaration elle-meme 
denkfristfür Verträge verankert werden, die nicht in normalen, fera l'objet d'une convention de droit prive entre les organisa-
ständigen Verkaufslokalitäten getätigt werden. tions de la partie offrante, d'un cöte, et !es consommateurs, de 
In der Alltagspraxis gibt es immer wieder Fälle von überrum- l'al!fte. L'exemple classique que l'on peut citer est celui de 
palten Konsumenten, die bei redegewandten Vertretern an l'etiquette des textiles. Dans le secteur prive, on s'est mis d'ac-
der Haustüre oder bei Werbefahrten Verträge abschliessen - cord afin que f'etiquette indique la composition du tissu, sa 
beispielsweise für Kassenschränke, Aheumadecken, Badezu- provenance et son traitement. 
sätze, Lexika usw.-, die sehr oft grosse finanzielle Belastun- Etant donrie que la declaration est d'abord flxee par conven-
gen verursachen. Ich denke an ältere, aber auch an einkom- tion, !'Etat n'interviendra que. subsidiairement. C' est seule-
mensschwächere Personen, die während längerer Zeit daran ment en cas d'echec conventionnel que l'autorite etablira des 
schwer zu tragen haben. Im Abstimmungsbüchlein zum Kon- prescriptions. La Confederation ne se melera des declarations 
sumentenschutzartikel in der Bundesverfassung, das die que dans des cas d'urgence, si aucune entente n'est interve-
Stimmbürger erhielten, wurde 1981 darauf hingewiesen: nue en temps utile ou si les termes de l'entente ne sont pas 
«Aber auch verlockende Angebote und ungewöhnliche respectes. Par consequent, la legislation que nous proposons 
Werbe- und Verkaufsmethoden verleiten manchen zu unüber- est conforme aux regles du marche. 
legten Käufen und übereilten Vertragsabschlüssen. Daraus er~ Un autre point principal du projet conceme le soutien financier 
klärt si.ch denn auch die Idee des Konsumentenschutzes.» aux actlvttes des organisations de. c,oi:isommateurs. La Conte-
Bei der. Formulierung des Verfassungsartikels vor vielen Jah- deration cree enfin la base legale pour les subventions attri-
ren wurde .also an das Widerrufs recht unter gewissen eingren- bu88$ a ces organlsations depuis les annees septante. On a 
zenden Umständen gedacht. Das Wlderrufsrecht hat pr:även- verse de l'argent sans loi, on paiera sur une base legale. L' exe. 
tive Wirkung. Seriöse Firmen haben davon nichts zu befürch- cution des tests comparatifs est devenue ,une des activltes 
ten, haben keine Nachteile zu erwarten. Im Gegenteil, sie sind centrales des organisations de consommateurs, et ces tests 
an zufriedenen Kunden interessiert. In verschiedenen Läii- sont un element important de l'information. lls doivent donc 
dem bestehen bereits solche Widerrufsrechte. etre effectues de maniere comparable et serieuse, d' ou la rai-
Die natiOhalrätfiche Bestimmung lehnt sich an die EG-Rlcht- son de l'intervention financiere de la Confederation. En soute-
linie an .. ln der Gesamtabstimmung wurde der Gesetzesent- nant financierement et en posant des conditlons au subven-
wurf B mit 8 zu 4 Stimmen angenommen. tionneinent, il est possi~ d'inffuencer ces tests. Ceux qui de-
Ich fasse zusammen: DieFortschritteinderKonsumentenpoli- mandent le soutien financier de l'Etat devront se'pller ä ces 
tik müssen erdauert werden. Für jede kleine Verbesserung conditions. Ce projet se fonde sur l'idee d'un consommateur 
braucht es viel Zeit, vor allem aber auch Zähigkeit und Uner- adulte. C'est la raison pour laquelle le Conseil federal nous. 
müdlichkeit, um überfällige Konsumentenanliegen zureali$ie- soumet, comme piece de resistance, une loi qui vise a arnelio-
ren. Ich denke an die Lebensmittelgesetzgebung, an das Sun- rer l'information des consommateurs. On est parti de l'idee 
desgesetz über den unlauteren Wettbewerb, Kartellrecht usw. que le consommateur bien informe est en mesure de se prote-
Die vorliegende Gesetzesvorlage hat eine fast 30jährige Ge- ger lui-meme. II peut tirer des conclusions justes er prendre 
schichte. Die heutige Behandlung bedeutet einen Lichtblick. des decisions judicieuses au point de vueeconomique; on ne 

michael.tellenbach
Textfeld



544 N 21 mars 1990 

veut donc pas d'un consommateur mateme par la Confedera­
tion. 
La commission s'est longuement sur la question de 
savoir si !es services devaient etre dans l'obligation de 
declaration. Je vous expliquerai dans le 
en arriverons a cette "'"'"""'"' 

la commission etait 
federaL 
des services 
l'on a cote la 
descroix. 
Le initial enrichi des conditions de subventionnement 

modifie Conseil des Etats. Notre commission a 
voulu a la suite d'une demande de 
M. Grassi. Elle s'est adressee a l'administration pour que soit 
redessinee une solution sous 1a forme d'une clause generale. 
Vous trouverez le resultat de nos travaux sur ce point important 
a l'article 6. 
Enfin, une des questions qui a attire notre attention etait de sa­
voir si nous devions suivre la volonte du Conseil des Etats soit 
que la Commission federale de la consommation devait etre 
paritaire. Notre commission a juge preferab!e de suivre le Con­
seil federal, de lui laisser la liberte de trouver un bon equilibre 
dans la composition de la commission. Nous reparlerons 
donc aussi de la question du soutien financier aux organisa­
tions de consommation dans la discussion de detail. 
Tels etaient les points importants du premiervolet qui nous est 
soumis. 
Le Conseil federal propose aussi une modifi~tion du Code 
des obligations dans la seconde loi qu'il nous soumet. II s'agit 
d'abord d'un nouvel article 6a du code, reglant les droits et les 
devoirs du destinataire d'une chose non commandee. Le Con­
seil federal propose une regle simple et claire qui mettra fin aux 
ambiguiles juridiques. Sur ce point, le Conseil des Etats n'est 
pas entre en matiere, ni sur aucune modification du Code des 
obligations. II est vrai qu'il existe deja des dispositions genera­
les qui protegent la partie la plus faible dans le contrat, qui 
sanctionnent la liberte non librement exprimee ainsi que des 
dispositions de la loi sur la concurrence deloyale. Mais ne se­
rait-ce que pour la question de l'envoi de choses non com­
mandees, il nous a paru important de suivre le Conseil federal. 
L'essentiel des modifications du Code des obligations est lie 
au droit de revocation qu'on accorderait au consommateur 
qui a conclu un contrat sans mure reflexion, sous l'effet de sur­
prise ou par l'utilisation de moyens iilegaux. On vise essentiel­
lement le demarchage a domicile et les personnes qui sont 
agressivement sollicitees. Ce droit de revocation a ete fort dis­
cute dans notre commission ainsi qu'au Conseil des Etats, 
puisque ce dernier a refuse d'entrer en matiere. Dans ce do­
maine, nous pouvons remercier l'administration qui nous a 
propose une nouvelle version, differente du texte paru dans le 
message, avec un champ d'application beaucoup plus res­
treint et qui s'inspire principalement sur les directives corres­
pondantes de la Communaute europeenne. 
En comparaison ave.cle projet initial, la deuxieme version a eli­
mine le droit de revocation, les contrats oU le fournisseur avait 
sollicite l'acquereur par telephone ainsi que tous les contrats 
d'assurance. Dans la deuxiemeversion, on prevoit des excep­
tions au droit de revocation, si les negociations ont eu lieu 
dans le cadre d'un rapport contractuel preexistant ou si, ä pfu­
sieurs reprlses, l'acquereur a acquis du fournisseur des arti· 
cles du meme genre. Lä nous avons un exemple interessant 
d'une legislation suisse qui serait sur la meme longueur 
d'onde que celle du Marche commun. , 
En conclusion, nous vous invitons ä entrer en matiere sur les 
deux projets de loi, $Ur la loi ayant trait a l'information des con· 
sommateurs qui n'a que quatorze articles • si nous pouvions 
faire toutes les lois avec quatorze atticles! c'est un format de 
poche qui determine seulement un certain nombre de condi­
tions - ainsi que sur la deuxieme loi relative aux deux modifica­
tions du Cod.e des obligations. 
D'une maniere generale, on peut dire que la leglslation met 
l'accent sur la responsabilite des commerc;ants. Elle ne le fait 
qu'en execution du mandat de legiferer que nous avions ob-

tenu, eile se contente de poser certaines regles sans interven­
tionnisme excessif, elle vlse a faire fonctionner le marche li­

en mettant l'accent sur la responsabilite des parties. 
Mais on sait qua la responsabilite des gens est le prix de la li­
berte. 

!e debat d' entree en matiere est 
et porte, a la fois, 

Basler: Dieses neue erhält in unserer Fraktion 
r -.ono,ncu,nr1 zum einen wegen der Regelungsdichte. Die Zeit 

eher nach denn nach neuen Gesetzen. 
Dass es dabei ohne ein neues Gesetzeswerk 
geht, fand unser Parlament, indem es auf das Konsum-
kreditgesetz verzichtet hatte. Zum anderen erinnert man sich 
an die Schäden für Anbieter, deren Produkte unfairen oder di­
lettantisch durchgeführten Tests unterzogen worden sind. 
Die Stärke des Gegenwinds hat nun abgenommen. Gesetz 
und Botschaft haben einen anderen Geist als im letzten Jahr­
zehnt. Noch der 1981 gutgeheissene Verfassungsartikel lief 
unter der Bezeichnung «Konsumentenschutzartikel». Dieses 
Ausführungsgesetz heisst richtigerweise «Konsumenteninfor­
mationsgesetz», und das ist es, was wir brauchen können. In 
unserer hochtechnisierten Welt brauchen wir Kenntnis über 
Umwelt und energiebezogene Daten, um durch eigenverant­
wortliches Handeln für die Umwelt verträglicher zu werden. 
Da streiten wir uns um die Aufnahme eines Energieartikels in 
der Bundesverfassung, lassen es aber zu, dass Wohnungen 
mit Waschmaschinen ausgerüstet werden, von denen nur die 
maximale Anschlussleistung angegeben wird, statt auszu­
drücken, wie viele Kilowatt-Stunden bei welchem Waschpro­
gramm benötigt werden. 
Wer sich Energiespargedanken über einen neuen Backofen 
machen will, der liest auf seitenlangen Anleitungen vieles über 
Kontrollampen, Grillmotor, Schubladenbeheizung, elektroni· 
sehe Zeitschaltung und Heissluftbetrieb, aber den Energiever­
brauch bei einem normierten Testzyklus sucht er vergeblich. 
Diese Daten zu fordern und zu liefern ist Aufgabe der Konsu­
mentenorganisationen. So könnten neue, besonders umwelt­
verträgliche Produkte den Durchbruch auf dem Markt schaf­
fen. Insgesamt würde vielleicht über Marktkräfte mehr erreicht 
als über Elektrizitätswirtschaftsgesetze, die zwar die gröbsten 
Energieverschwender vom Markt fernhalten können, aber 
noch keine Innovation fördern. 
Bei diesen Beispielen kann man sich fragen, ob nicht der Ener­
gienutzungsbeschluss, denwir in der ausserordentlichen Fe­
bruarsession als Erstrat behandelt haben, die Lösung brächte. 
Allgemein stellt sich die Frage, ob diese Vorlage aus dem 
Jahre 1986 noch zeitgemäss sei, nachdem der EWR an Be­
deutung zunimmt, ob daher nicht die Richtlinien des einheit­
lichen europäischen Marktes abzuwarten wären. Beide, die 
Richtlinien wie der Energienutzungsbeschluss, sind noch 
nicht greifbar. Zudem ist die nun vorliegende Gesetzgebung 
die sanfteste. Sie basiert auf Hilfe zur Selbsthilfe. Daher ver­
dient sie unsere Unterstützung und eine rasche .Verabschie-
dung. · 
Bezüglich Aenderung des Vertragsrechtes (Teil B der Vorlage) 
gehen die Meinungen In unserer Fraktion'auseinander. Zwar 
ist man auch einhellig der Meinung, der Empfänger einer un­
bestellten Ware solle weder zur Bezahlung noch zur Aufbe· 
wahrung und auch nicht zu deren Rücksendung verpflichtet 
werden. Aber ein Widerrufsrecht für Haustürgeschäfte lehne 
ich - mit anderen Parlamentariern - ab. Denn zu vernünftigem 
. Handeln gehört auch überlegtes Entscheiden. Man kann nicht 
den Bürger für mündig erklären, ihn an der Urne so schwierige 
Entscheide treffen lassen wie «Kernenergie- ja oder nein» und 
ihm gleich wieder zugestehen, dass er mit seiner Vertragsun­
terschrift zu Hausa überfordert sei. 
Natürlich bereut man gelegentlich eine Entscheidung. Aus 
Fehlentscheiden lernt man auch. Sicher gilt beim einen oder 
anderen Urnengang die Feststellung: «Nach der Tat hält der 
Schweizer Rat.» Aber die Folgerung ist doch auch nicht die, 
dass man einen zweiten Abstimmungssonntag oder eine 
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zweite Gemeindeversammlung ansetzt, um festzustellen, ob 
der Bürger wirklich gewollt hat, wofür er gestimmt hat. 
Einige von uns werden daher dem Beschluss B nicht zustim-
men. Die zum Beschluss A davon ab, ob 
die eliminiert kann. Denn 

setzt. 

M. Petitpierre: Le radical a decide d'entrer en matiere 
sur les deux lois pour n:ii~!':i:mtiAI de suivre les decisions de 
la de la commission. La des consomma-
teurs est on le sait, article de la 
Constltution federale qui donne a le mandat 
«de des mesures pour les consommateurs 

en les interets de l'economie na-
tionale et en respectant le la liberte du commerce 
etde l'industrie». 
Les deux projets que nous traitons ce matin ont la particularite 
de combiner plutöt que d'opposer les valeurs enoncees et mi­
ses en equilibre par l'article constitutionnel que je viens de ci­
ter. Dans un systeme fonde sur la concurrence et sur I' autono­
mie de la volonte des partenaires ayant concfu un contrat por­
tant sur la livraison d'un bien ou la prestation d'un service, il est 
conforme a la philosophie generale de veiller a ce que la vo­
lonte soit librement formee et fondee sur une information suffi­
sante de part et d'autre. II est conforme aussi a cette philoso­
phie que ce soient les partenaires eux-memes et leurs organi­
sations qui assurent cette information avec l'aide, si neces­
saire, de fa Confederation plutöt que !'Etat par le biais d'une 
legislation detaillee et de l'activite des services de l'administra­
tion. II reste enfin qu'une bonne information des consomma­
teurs renforce par contrecoup la loyaute <:Je la concurrence et 
qu'elle protege ainsi les distributeurs loyaux contre les abus 
de leurs concurrents peu scrupuleux. 
Ce qui vaut pour l'information, qui est l'objet principal de la loi 
A, vaut aussi pour la loi B qui est centree sur la libre formation de 
la volonte contractuelle. Le principe des engagements contrac­
tuefs - sur ce point, je rn'oppose a l'orateur precedent-trouve 
deja dans le droit actuel ses limites quand la volonte est viciee 
dans sa formation ou dans son expression. Les articles 40a et 
suivants proposes dans la loi B ne font que concretiser f'appli­
cation de cette idee dans une circonstance particuliere. 
Aces raisons de principe d'entrer en matiere, s'ajoutent le de­
voir du legislateur de respecter la constitution et le souci de te­
nir compte de ce qui se fait dans les pays comparables au 
nötre. 
Dans le detail, notre groupe souhaite egalement que les servi­
ces soient soumis, comme cela est prevu dans la loi A a l'arti­
cle 2, a la declaration permettant la comparaison et ceci pour 
trois raisons essentielles que je n'aural pas besoin de repren­
dre plus tard. Premierement, l'article constitutionnel ne distin­
gue pas entre les biens et les services: jene vois pas comment 
la loi appliquant cet artlcle pourrait le faire. Deuxiemement, la 
Communaute europeenne inclut les services dans sa directive 
et nous avons le souci de voir ce qui se fait autour de nous en 
Europe. Troisiemement, les difficultes propres ä certains servi­
ces seront surmontees parce que le Conseil federal eliminera, 
comme l'article 2,. alinea premier, lettre ade la premiere loi lui 
en donne la faculte, tous les services qui ne se pretent pas a la 
declaration. 
Pour la loi B, le groupe radical souscrit a l'elimination du 
contrat d'assurance du champ d'application de la loi, dans 
l'idee que, pour l'assurance-vie, la resiliation est deja possible 
des la fin de la premiere annee de la duree du contrat et que, 
pour les autres assurances, le droit de revocation presente en 
tout cas autant d'inconvenients que d'avantages en raison de 
problemes de technique Juridique. 
Le groupe radical vous propose d'entrer en matiere sur les 
deux lois, de repoussertoute proposition qui irait dans le sens 
contraire et, dans le detail, de suivre la majorite de la commis­
sion. 

Wiederkehr: Mit der Annahme von Artikel 31sexies BV durch 
Volk und Stände im Jahre 1981 haben Konsumenten und Or­
ganisationen offiziell den ihnen zukommenden Stellenwert als 
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Partner im schweizerischen Wirtschaftsgeschehen erhalten. 
Basierend auf Absatz 2 wurde den Konsumentenorganisatio­
nen das Klagerecht im Gesetz gegen den unlauteren Wett­
bewerb zugestanden. Aufgrund von Absatz 3 der 
Bund die Kantone, 
zessverfanren füf Str 
verbraucher einzuführen. Dem sind die K <>ntr,n<> ,,11,,,..411nr"" 
W!l"l<>nM!!l!nUndzo1ne1•ndn<>l'hf'IQ~nm1m<>n 

von Absatz 1 dieses Artikels 
31 sexies, in dem es heisst: «Der trifft der 

Interessen der schweizerischen 
und der Handels- und Gewerbefreiheit Massnahmen · 

zum Schutze der Konsumenten.» Dieser Auftrag ist klar. Ich zi-
tiere ihn, weil ich der Meinung bin, dass der Ständerat diesen 
Satz falsch gelesen hat. Er hat offensichtlich ein «zur» gelesen: 
«Der Bund trifft zur Wahrung der allgemeinen Interessen der 
schweizerischen Gesamtwirtschaft und der Handels- und Ge­
werbefreiheit Massnahmen zum Schutze der Konsumenten.» 
Glücklicherweise hat der Nationalrat das geändert Heute ist 
es so, dass ein guter Vorschlag vorhanden ist, der der Konsu­
menteninformation dient und nicht den Konsumenten rund 
um die Uhr einfach unbesehen schützen will. Die Fassung der 
Kommissionsmehrheit stärkt die Konsumentenorganisatio­
nen und ist geeignet, die unabhängige Konsumenteninforma­
tion zu fördern. Nach dem politischen Vokabular heisst «För­
derung» immer Geld. Bei der Vollzugsverordnung ist darauf zu 
achten, dass diese Bundesmittel, die-verglichen mit anderen 
Bereichen - nicht ausserordentlich gross sind, wirklich den 
Konsumentenorganisationen zugute kommen. 
In diesem Zusammenhang ist zu erwähnen, dass es einen An­
trag Dormann auf Streichung von Artikel 5 Absatz 2 gibt, nach 
weichem auch Organisationen Beträge zugesprochen erhal­
ten könnten, die sich zwar gemäss ihrer Statuten auch der 
Konsumenteninformation widmen, obwohl dies nicht ihre 
Hauptaufgabe ist. Das könnte dazu führen, dass Coop oder 
Migros, der TCS oder der ACS Konsumentenschutzgelder an­
fordern könnten. Es könnte aber auch dazu führen, dass die 
Umweltorganisationen Geld erhalten. Persönlich bin ich der 
Meinung, dass diese in ihren Auswirkungen unklare Passage 
angesichts der knappen zu verteilenden Mittel gestrichen wer­
den sollte. 
Wichtig scheint der LdU/EVP-Fraktion vor allem auch, dass wir 
nicht hinter Europa herhinken, dass wir also die Dienstleistun­
gen sowohl im Beschluss A wie im Beschluss B mit einbezie­
hen. Denn Dienstleistungen machen einen immer grösser 
werdenden Anteil an den Ausgaben des Schweizers und der 
Schweizerin für Konsum aus. Zu diesem Dienstleistungssek­
tor gehören auch die Versicherungen. 
Ich bin erstaunt über die Ansicht von Kollege Basler, wenn er 
sagt, mündige Bürger müssten nicht durch ein Widerrufsrecht 
geschützt werden. Wir alle wissen doch, Herr Basler, dass die­
jenigen, die unter der Haustüre mit den mündigen Bürgern ein 
Geschäft tätigen wollen, bestens geschult sind und mit wun­
derschönen farbigen Prospekten mit der grössten Selbstver­
ständlichkeit das Blaue vom Himmel herunter versprechen 
könneh. Wer, selbst wenn er ein mündiger Bürger ist, ist nicht 
schon selbst auf solche geschulten Leute hereingefallen und 
hat es im nachhinein bereut? Seriöse Anbieter haben von die­
sem Widerrufsrecht überhaupt nichts zu befürchten, im Ge­
genteil, es .schützt ihre moralische Integrität. Die Unseriösen 
hingeg13n werden durchfallen. 
Noch einmal: Dasselbe gilt für Versicherungen. Wir werden in 
nächster Zeit erleben, dass vor allem junge Leute unter Be­
schuss der Werbung kommen werden. Es darf doch nicht . 
dazu führen, dass ein Zwanzigjähriger als nicht mündiger Bür­
ger bezeichnet werd.en kann, weil er einem aufdringlichen 
Haustürverkäufer aufgesessen ist. 
Wir bitten Sie, im Prinzip den Anträgen der Mehrheit zu folgen, 
dem Antrag Dormann auf Streichung bei Artikel 5 Absatz 2 zu 
folgen und auch den Antrag von Frau Nabholz zu berücksichti­
gen: Es kommt nicht darauf an, ob eine. Konsumentenschutz­
organisatibn tatsächlich gesamtschweizerisch tätig ist, son­
dern ob das, was diese Organisation macht, gesamtschweize­
rische Auswirkungen hat. Das ist der Antrag von Frau Nabholz. 
Im übrigen bitten wir Sie, die Dienstleistungen, mit aufzuneh· 
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men, inklusive die Versicherungen. Das ist ein Erfordernis 
nicht nur von morgen, sondern bereits von heute. 

M. Coutau: De ravis du 
formation des <"n1,sn,mrnmA111-s 
dans son but et dans sa co11ce,puon. 
IJ'tifle 1c1, son con­
siste essentiellement a combler un certaln nombre de lacu-
nes. Le delanguetr"",n""s11co 

Mais, il est 
teur pas attendu le vote de constitutionnel 
de 1981 sur la des consommateurs pour nri:;,nrnrf:! 

des mesures dans ce sens. De tres nombreux textes, anciens 
et se soucient de la de la sante, de la 
bonne foi, des interets des consommateurs. Les lacunes a 
combler sont donc relativement restrelntes. Des lors, le projet 
peut rester d'une ampleur limitee - quatorze articles - on l'a 

D' autre part, et peut-etre surtout, ce projet respecte 
nrll,l"lr1',, fondamental de la subsidiarite, c'est-a-dire qu'il se 

largement sur des conventions que sont appeles a pas­
ser entre eux des representants des producteurs et ceux des 
consommateurs en matiere d'information et, plus precise­
ment, de declarations relatives aux biens et services offerts sur 
lemarche. 
C'est dire que ce projet evite de considerer les consomma­
teurs a priori comme des etres mineurs et irresponsables que 
!'Etat devrait prendre par la main quand ils vont faire leur 
marche. Le projet les considere au contraire comme des parte­
naires indispensables du processus economique, qui exer­
cent leur libre arbitre en connaissance de cause devant l'abon­
dance et la diversite de l'offre. 
Le groupe liberal souscrit donc a cette conception generale et 
approuve !es buts essentiels du projet qui porte d'abord sur la 
declaration des caracteristiques essentielles de ce qui est of­
fert aux consommateurs, ensuite sur les conditions d'exe­
cution des tests comparatifs et, enfin, sur le soutien financier 
accorde aux associations de consommateurs. Des lors, nous 
approuvons, surce point, l'entree en matiere. 
Nous assortissons pourtant cette approbation de trois reser­
ves essentielles: la premiere porte sur le risque de complica­
tions et de surenchere auxquetles un tel projet est expose, soit 
deja au niveau du texte de la loi lui-meme, qui pourrait souffrir 
du zele legislatif de certains collegues, soit, plus insidieuse­
ment, dans les ordonnances d'application, decretees par le 
Conseil federal, meme apres une consultation aupres des par­
tenaires. Par exemple, en matiere de declaration des carac­
teristiques essentielles des produits, on doit craindre des pres­
criptions trop detaiflees dont fa complexite finirait par nuire a la 
comprehension et, surtout, qui deviendrait completement dis­
proportionnee en regard du produit offert, par exemple. On 
aime, dans ce pays, le perfectionnisme, mais ce gout aboutit 
trop frequemment a des entraves et a des couts parfaitement 
demesures. 
Au moment ou la lutte contre !es dechets surabondants pose 
des problemes considerables et ou l'on demande a juste titre 
une plus grande .moderation en matiere d'emballages, II ne 
faudrait pas que les exigences.relatives aux declarations abou­
tissent a des catalogues a la fois inoperants et surdimen­
sionnes. II ne s'agit pas pour nous d'ouvrir, du tait de cette loi, 
la porte a la rage reglementaire, totatement demodee dans la 
plupart des pays voisins qui en sont bien revenus et qui abou­
tissent au contraire a une certaine dereglementation. C'est 
dans ce sens que nous soutiendrons la proposition d' une forte 
minorite qui vise a ecarter les services de cette declaration. 
Notre deuxieme reserve porte sur la liberte des echanges. Une 
legislation trop speeifiquement helvetique et trop tatiUonne 
contient inevitablement le risque de deboucher sur.une restric­
tion des echanges internationaux. Sous pretexte de protection 
des consommateurs, on pourrait creer de veritables discrimi­
nations qui reviendraient a remettre finalement en cause cer­
tains de nos engagements internationaux en matiere de libre­
echange. Des exemples etrangers sont edifiants a cet egard.11 
est vrai, le chet du Departement de l'economie publique, en ' 
commission, a pris des engagements assez formels a ce sujet. 
II serait bon qu'il les repete devant le plenum de ce conseil, no-

tamment en ce qui concerne les risques lies ä la designation 
de la provenance des produits offerts sur le marche suisse. 
Nous devons absolument nous mettre a l'abri de mesures de 
retorsion eventuelles, nous des 
helvetismes bi.e11 efl · catte .... 

troisieme reserve porte sur la credibilite des informations 
fournies aux consommateurs. Cette credibilite est le no,,r1,,,n, 
indissociable de la recherchee a 
s'agit bien entendu de la et de l'Otliec:tM!te 
quelles devront eire les tests corno;ara1tifs. 
gueur et cette sont des conditions cer-
tes, mais absolument imperatives. II ne s'agit pas seulement 
de se garder d'induire les consommateurs en erreur avec des 
effets desastreux qui peuvent en il s'agitaussi de pro­
teger la bonne foi et les interets legitimes des producteurs. Les 
risques lies a la publication de tests errones peuvent se solder 
par des degats considerables. La responsabilitedes organisa­
tions, des laboratoires et des personnes qui procedent a des 
tests peut, dans certalns cas, prendre des proportions consi­
derables. C'est dire les precautions qu'il convfent d'imposer 
quant aux competences et ä I' objectivite des auteurs et des dif­
fuseurs de ces tests. Nous proposons aussi ici de les limiter ä 
des marchandises, tant les difficultes et les risques lies aux 
tests sur les services nous semblent disproportionnes en re­
gard de la signification reelle que les consommateurs pour­
raient en tirer. 
Enfin, les consequences financieres de l'appui materiel ap­
porte aux associations de consommateurs, notamment pour 
I' execution de tests comparatifs, doit rester dans des limites 
compatibles avec l'evolution des finances de la Contedera­
tion. Les subventions qui leur sont octroyees en vertu de cette 
loi devront respecter les dispositions de la future loi sur les 
subventions. C'est une des explications a l'introduction d'une 
clause potestative au sujet de l'octroi de,ces subventions. A 
cet egard, la base constitutionnelle de l'octroi de celles-ci me 
semble assez fragile - nous ne la remettons pas en cause- en 
ce sens que l'article constitutionnel nous indique que «les or­
ganisations de consommateurs beneficient, dans les limites 
de la legislation sur la concurrence deloyale, des memes 
droits que les associations professionnelles et economiques». 
C' est sur cette base que se fonde le financement des associa­
tions de consommateurs; il est evident que !es autres associa­
tions protessionnetles et economiques ne vont passe referer a 
cette base constitutionnelle pour demander toutes des sub­
ventions a la Confederation, elles s'en felicitent. 
Quanta la loi B qui, pour l'essentiel, introduit un droit de revo­
cation dans certaines circonstances, nous avons ete tentes de 
suivre le Conseil des Etats et de refuser I' entree en matiere. En 
effet, il porte une atteinte directe a un des principes fondamen­
taux du droit des contrats, a savoir le respect de la volonte clai­
rement exprimee des parties au contrat. Nous refusons de 
considerer a priori tous les vendeurs comme des filous et tous 
les acheteurs comme des victimes incapables de jugement et 
de discernement Plusieurs dispositions, notamment la loi 
recemment revisee contre la concurrence deloyale, prevoient 
deja des llmites qui protegent les acheteurs dqnt la bonne foi a 
ete surprise par des demarcheurs trop habiles. Faut-il vrai­
ment prendre le risque de troubler les relations commerciales 
pour renforcer unilateralement la posltion des consomma­
teurs? 
Si nous nous rallions finalement a l'entree en matiere, c'est 
que les travaux de la commission ont demontre deux choses. 
Premierement, certaines pratiques coritestables et non cou­
vertes par d'autres disposltions legales prennent une certaine 
ampleur. II arrlve effectivement que l'accord des parties au 
contrat repose sur des volontes concordantes bien fragiles, 
parfois pratiquement extorquees a I' acheteur par des moyens 
que nous reprouvons. Ce n'est pas notre conception de la li­
berte du commerce. II n'empeche que nous regrettons qu'une 
fois de plus les abus de quelques-uns nous poussent a legi­
ferer eventuellement aux depens de la majorite des commer-
9,ants qui se gardent de ces procedes contestables. 
Enfin, le second resultat convaincant des travaux de la com­
mission, est qu'il a ete possible de formuler le projet sur des 
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bases plus concretes, mieux definies, se referant a des criteres 
un plus restrictifs et qui plus est, avec !es 
ora:t1Q1Jes Atr:,mr1;::,r.~~ Dans la mesure ou 
commission seront ratifiees par le plenum, nous pourrons, 
tout bien nous y rallier. 

Hafner Rudolf: «Die Katze im Sack kaufen», «Die Leute für 
dumm verkaufen» das sind zwei die im Berei-
che der Konsumenteninformation an Wert verlieren 
sollten. dass es-wenn die Menschen 
als werden ist, im Be-
reich der mit Kar-
ten zu und eine möglichst umfassende und wirklich-
keitsgetreue Information zu bieten. 
Es ist kein Zufall, dass die grüne Fraktion eine möglichst um­
fassende und wirklichkeitsgetreue Information will. Gerade die 
Kreise, die uns nahestehen wie die Kag (Konsumenten;Ar­
beits-Gruppe zur Förderung tierfreundlicher, umweltgerechter 
Nutzung von Haustieren), die «Volksgesundheit Schweiz», der 
VCS oder die Drittweltläden -, sind seit langer Zeit Vorreiter in 
diesem Bereiche und bieten mehr und genauere Information, 
als das beim allgemeinen Angebot der Fall ist 
Von uns aus gesehen ist es daher konsequent, auch die 
Dienstleistungen einzubeziehen, und es erscheint uns schwer 
verständlich bzw. ein bisschen zweideutig, wenn eine grosse 
bürgerliche Minderheit die Dienstleistungen ausnehmen will. 
Mit der Feststellung von Herrn Basler, die Dienstleistungen 
seien schwer miteinander zu vergleichen, sind wir einverstan­
den. Gerade im Hinblick auf den Versicherungsmarkt haben 
selbst kaufmännisch geschulte Leute grösste Mühe, beispiels­
weise die Angebote von Lebensversicherungen zu verglei­
chen. 
Wenn aber Vergleiche dermassen schwierig anzustellen sind, 
sollte man die Konsumenteninformation doch eher verstärken 
als abschwächen. Wir hoffen, dass dieser wichtige Punkt zum 
Tragen kommt und dass sich eine Mehrheit findet, um etwas 
mehr Licht in diesen zum Teil obskuren Versicherungsmarkt 
oder in die Bankdienstleistungen zu bringen. 
Der Bürger soll als mündiger Mensch wissen, was für Waren 
oder was für Dienstleistungen er konsumiert und was deren In­
halt ist Von grosser Bedeutung kann der Bereich der Lebens­
mittel sein. Solange nicht eine Spezialgesetzgebung die Kon­
sumenteninformation im Bereich der Lebensmittel regelt, so­
lange gilt dieses generelle Konsumenteninformationsgesetz. 
Es ist bekannt, dass sich im Bereich der Lebensmittel höchst 
problematische Entwicklungen abzeichnen - man denke an 
die radioaktive Bestrahlung zur Haltbarmachung, an die gen­
technologisch veränderten Lebensmittel. 
Die grüne Fraktion wendet sich generell gegen diese höchst 
gefährlichen Techniken. Es versteht sich von selbst: Wenn 
schon solche Techniken angewendet werden, muss dieses 
Vorgehen restlos deklariert werden, auch wenn diese Techni­
ken offiziell zugelassen sein sollten. Es kann wirklich nicht in 
Frage kommen, dass der Bürger Dinge konsumiert, von de­
nen er nicht genau weiss, mit welch gefährlichen Techniken 
sie in Berührung gekommen sind. Wir fordern die Sicherstel­
lung einer restlosen Information, falls solche gefährlichen 
Techniken zur Anwendung kommen. Nur so könnten wir diese 
überhaupt verantworten. 
Mit dem Beschluss B haben wir Mühe, hat sich doch die Mehr­
heit dafür ausgesprochen, die Versicherungsleistungen aus­
zuschliessen, und werden doch sehr starke Tendenzen sicht­
bar, das Rücktrittsrecht mittels Zusätzen einzuschränken. Wir 
warten die Diskussion ab und werden je nach Ergebnis für 
oder gegen den Bundesbeschluss B stimmen. 
Wir sind aber in beiden Geschäften für Eintreten, damit sie be­
handelt werden können. Gesamthaft sind wir für jene Anträge, 
die ein möglichst breites Spektrum der Konsumenteninforma­
tion bieten wollen. Wir sind auch tür den Vorschlag Nabholz, 
wobei wir eine Zusicherung von Bundesrat Oelamuraz haben 
möchten, dass der Bund die Förderung im Sinne der Finanzie­
rung versteht, nicht aber im Sinne einer Bundeseingriffnahme 
in d.ie Tätigkeit dieser Organisationen. Das scheint uns sehr 
wichtig zu sein. 

Grassi: Die CVP-Faktion ist für Eintreten auf beide Vorlagen 
zu den Kommissionsbeschlüssen, mit ei-

11,,11,1<>r•<>n werde. 
marktwirt-

nn1tim,,.lt> 1:ietr1ea1~1ung der 
h<>Jlrlh,,.lt,ot auch die 7ii:,lrfr,hti 

,m,:.nt<>n zu wahren. Aus dieser Sicht 
ein besonderer Schutz der Verbraucher durch Gesetzesnorm 
wohl zumindest pa1raaox. 
Der sorgt für ein und differenziertes 
Llnn.,,n,u als Antwort auf differenzierte der Konsu-

Dies schafft die individu-
elle Verbraucher das ihm auswählen 
kann. Der erbitterte Kampf um den veranlasst den An-
bieter häufig, den Wettbewerb nicht ausschliesslich mit ech-
ten, eigenen auszufechten. Erscheinungen einer 
systematischen die Unübersichtlichkeit 
von Spezialaktionen und einseitige Konzentration auf das 
Preiselement unter Vernachlässigung anderer Leistungskom­
ponenten verschleiern zusehends das Preis-Leistungs-Ver­
hältnis. Dadurch werden hohe Ansprüche an die Eigenverant­
wortlichkeit der Verbraucher gestellt. 
Mit Blick auf die konkreten Ausführungserlasse zum Konsu­
mentenschutzartikel der Bundesverfassung ist hervorzuhe­
ben, dass der Souverän nicht nur die Kompetenz, sondern 
den Auftrag zum Erlass von Konsumentenschutznormen ge­
geben hat Dem Verbraucher sollten über das bisherige Mass 
hinaus die Mittel zur besseren Entscheidungsfindung im 
Markt gegeben werden. 
Verbraucherschutz wird ja nicht erst seit Erlass von Artikel 
31 sexies der Bundesverfassung betrieben. Verbraucher­
schutz wurde als Massnahme zur Abwehr von Gefahren ver­
standen, die Rechtsgütern wie Leben, Gesundheit, Treu und 
Glauben im Geschäftsverkehr drohen können. Eine ganze 
Reihe einschlägiger Verfassungsartikel bestehen seit jeher. 
Entsprechend lang ist denn auch die Liste konsumentennaher 
Gesetzesbestimmungen. 
Es ist unbestritten, dass der gut informierte Konsument sich 
weitgehend selber schützen kann und in der Unübersichtlich­
keit der vorliegenden Marktstruktur die wohl richtigen Ent­
scheidungen trifft, wie und wo er seine Kaufkraft einsetzt. 
Wichtig ist dabei, welche Informationen ihm zur Verfügung ste­
hen. Diese zu umschreiben und zu konkretisieren ist die Auf­
gabe des ersten Erlasses, den wir heute beraten: des Bundes­
gesetzes über die Förderung der Konsumenteninformation. 
Die Information des Konsumenten, wie sie im Gesetz um­
schrieben ist, geschieht durch die Deklaration von Waren und 
Dienstleistungen sowie durch die Qualitätsprüfungen. Wir 
sind der Meinung, dass auch die Dienstleistungen in das Ge­
setz einbezogen werden sollen. Aber nicht nur der Verbrau­
cher soll von einer effizienten Information profitieren. Die ge­
samte Wirtschaft, also auch die Gegenseite - d. h. Produzent 
und Verteiler als Teile der Wirtschaft-, soll aus einer korrekten 
und umfassenden Information Nutzen ziehen können. Die 
richtig geführte, objektive Information des Kons.umenten .sti· 
muliert den Wettbewerb, spornt zu besserer Leistung und zu 
besserer Qualität an und Ist zugleich eine Ergänzung und so­
gar ein Korrektiv der Produktewerbung .. 
Wir begrüssen die Konzeption, wonach die Erarbeitung von 
Deklarationen grundsätzlich Sache privatrechtlicher Verein­
barungen ist Aus dieser Optik ist es auch richtig, dass die sub­
sidiäre Kompetenz des Bundesrates im Sinne einer Kanns 
Formet.formuliert ist Können sich nämlich die Parteien nicht 
auf ein Deklarationssystem einigen, bedeutet dies noph nicht, 
dass ein Eingreifen der Bundesbehörden sinnvoll ist. 
Unbestritten ist, da:ss den Konsumentenorganisationen Fi­
nanzhilfen zur Erfüllung ihrer Informationsaufgaben sowie für 
ihre Testtätigkeit zur Verfügung stehen sollen. Auch hier sind 
wir der Ansicht, dass die Kompetenz des Bundes im Sinne ei­
ner Kann-Formel formuliert wird. Die Anträge Nabholz und 
Leutenegger Oberholzer gehen zu weit Die Kann-Formel ge­
währt dem Bundesrat die notwendige Flexibilität Dass die 
Konsumentenorganisationen angemessene Eigenleistungen 
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erbringen und gewisse Spielregeln einhalten müssen, wenn 
sie die Bundeshilfe in Anspruch nehmen, scheint uns richtig. 
In diesem Zusammenhang ist auf die wichtige Arbeit, welche 
die verschiedenen Konsumentenorganisationen bisher gelei-
stet haben, hinzuweisen. Seit den haben sie 

ihre Arbeit w~mliel't 

werden. 
Auch auf den zweiten Bundesbeschluss ist nach Ansicht der 
CVP-Fraktion einzutreten. Es ist nicht zu bestreiten, dass unter 
den Anbietern nicht alle Schafe weisser Farne sind. Ich 
möchte aber gleich hinzufügen, dass es sich nie um allge­
meine Erscheinungen, sondern um Einzelfälle handelt, wenn 
Irreführungen und Angebotsmethoden auftreten, die den Ver­
braucher benachteiligen. Das Gros seriöser Anbieter ist kei­
neswegs daran interessiert, den Kunden zu beschummeln. 
Wenn es darum geht, Gesetzei,be1st11mn1ur1qe,n 
die notgedrungen generell Gültigkeit haben, muss der Versu­
chung widerstanden werden, von Einzelfällen auf das Ganze 
zu schliessen und damit die grosse Mehrheit korrekter Anbie­
ter und eigenverantwortlicher, handlungsfähiger Konsumen­
ten zu bevormunden und in ein unangemessenes, enges Kor­
sett zu zwängen. Aus diesem Grund sind Schwerpunkte zu bil­
den. Der Konsumentenschutz hat sich auf echte, allgemeine 
Verbraucheranliegen zu beschränken. Der jedoch im ur­
sprünglichen Vorschlag des Bundesrates gezogene Schluss, 
den Kunden kurzerhand bei allen ausserhalb von Geschäftslo­
kalitäten abgeschlossenen Verträgen ein Widerrufsrecht ein­
zuräumen, ging zu weit. Deshalb hat die Kommission einen 
neuen Vorschlag gutgeheissen, welcher im Interesse der 
Rechtssicherhe.it das Widerrufsrecht auf ganz spezielle Fälle 
beschränkt. 
In diesem Sinne sind auch die Ausnahmen klarer umschrie­
ben. Ich erachte es als richtig, wenn man dem Verbraucher in 
gewissen, genau bezeichneten Fällen eine Bedenkzeit ein­
räumt, vor allem dort, wo die Gefahr eines unüberlegten Ver­
tragsabschlusses gegeben ist. 
Wir sind jedoch gegen die Einbeziehung der Versicherungs­
verträge in das Widerrufsrecht; denn eine Sache ist es, ob man 
Ihnen zu Hause Bücher, Wein oder Elektroapparate verkauft­
wo psychologisch die Ware visuell eine grosse Rolle spielt-, 
und eine andere, wenn Versicherungsverträge abgeschlos­
sen werden, wo schon von der Sache her die Unterschrift des 
Vertrages verzögert werden kann. Es wäre auch verfehlt, die 
Versicherungsgeschäfte mit den dubiosen Haustürgeschäf­
ten bzw. den Werbecarfahrten auf die gleiche Stufe zu stellen. 
Ich werde in der Detailberatung auf das Problem zurückkom­
men. 
Zusammenfassend empfehle ich Ihnen im Namen der CVP­
Fraktion, auf beide Vorlagen einzutreten. 

Frau Ulrich: Wir sprechen heute über die Anliegen der Konsu­
mentinnen und Konsumenten, aber genauso über die Anlie­
gen der Wirtschaft, denn Konsumentinnen·und Konsumenten 
sind ein wichtiger Teil unserer Wirtschaft. Nur. informierte Kon­
sumentinnen und Konsumenten können ihren Part in diesem 
Spiel gut ausführen. Geld, das für Waren oder Dienstleistun­
gen ausgegeben wird, welche die in sie gesetzten Erwartun­
gen nicht erfüllen, fehlt nachher, um es für solche Dinge einzu­
setzen, die dem Ziel der Konsumenten und Konsumentinnen 
entgegenkommen. In diesem Sinn hat auch die Wirtschaft ein 
Interesse an Deklarationen, die eine gute Wahl ermöglichen. 
Es wurde vorhin Immer wieder von den mündigen Konsumen­
tinnen und Konsumenten gesprochen, . welche selber ent­
scheiden sollen, wofür sie ihr Geld ausgeben und welche sich 
sicher nicht durch Werbung oder durch Haustürkäufe über­
rumpeln lassen. Aber: Um selbstverantwortlich entscheiden 
zu können, braucht jeder und jede Grundlagen, und zwar ob­
jektive Informationen. 
Wo und wie kann man diese·erhalten? Wir brauchen unbe­
dingt offizielle Deklarationen, welche für eine bestimmte Wa­
rengruppe oder ein bestimmtes Dienstleistungsangebot nach 

bestimmten Kriterien, die ausgehandelt werden müssen, ei­
nen Vergleich erlauben. 
Hier setzt die Arbeit und die Aufgabe der Konsumentenorgani­
sationen ein: Sie sind es, welche als Partnerinnen der Wirt­
schaft beim Aushandeln 

,m,,ntinn,,n und Kon-
,,,.,~,,,,~,,., in den Medien, den elektronischen und den 

druckten; sie sind es die Tests 
ren. Die dazu Mittel können die Konsu-
me1ntemorgatnis;atl1DnEm nicht allein von ihren Mitgliedern her 

Sie brauchen dazu die Unterstützung des Bun­
des. Dazu soll in diesem Gesetz nun die Grundlage geschaf-
fen werden. 
Zu den einzelnen Punkten: Die SP will in diesem Gesetz auch 
die verankern. Der Dienstleistungssektor 
nimmt an Bedeutung immer noch zu. Es ist uns klar, dass nicht 
alle Dienstleistungen vergleichbar und damit objektiv dekla­
rierbar sind. Aber dort, wo sie unter standardisierten Bedin­
gungen und mit einheitlichem Inhalt angeboten werden - ich 
denke z. B. an Pauschalreisen, an die chemischen Reinigun­
gen, an Service-Abonnements, an Unterrichtsverträge usw. -, 
sollen sie auch von den Konsumenten verglichen werden kön­
nen, indem sie einheitliche Deklarationen aufweisen; somit 
wird ermöglicht, dass die Konsumentinnen und Konsumenten 
selbstverantwortlich entscheiden können. 
Deklarationen sind ja nichts Neues; es gibt sie bereits auf frei­
williger Basis. Aber das soll nun ausgebaut werden. Wie vorhin 
schon einmal erwähnt wurde, sind wir zwar sehr dafür, dass 
Deklarationen z. B. den Energieverbrauch umfassen, wie das 
Herr Basler gesagt hat. Aber nicht nur Energieverorauch oder 
Materialzusammensetzung sind wichtig: Wenn immer wieder 
davon gesprochen wird, dass Konsumentinnen und Konsu­
menten das Angebot auch beeinflussen und dass sie mitver­
antwortlich seien dafür, dass bestimmte Dinge gekauft wer­
den, die ökologisch nicht so sinnvoll sind, dann muss ich den 
Spiess umdrehen und sagen: Geben wir den Konsumentin­
nen und Konsumenten über die Deklaration die Möglichkeit zu 
entscheiden, ob sie z. B. ein Produkt aus nichtbiologischem 
Anbau oder lieber aus biologischem Anbau kaufen wollen. Ge­
ben wir ihnen die Möglichkeit zu wissen, unter welchen ökolo­
gischen bzw. sozialen Bedingungen ein Produkt entstanden 
ist, aus welchem Land es stammt usw. 
Es ist mir klar, dass nicht jedes Produkt in allen diesen Sparten 
deklariert werden kann; aber es gibt Produkte, bei denen das 
wichtig ist und wo die Konsumenten, wenn sie selbstverant­
wortlich entscheiden wollen, alles wissen müssen. 
Sollte es z. B. einmal soweit kommen - ich hoffe, es komme 
nicht soweit; die SP würde sicher Widerstand leisten -, dass 
gestattet wird, Lebensmittel zu bestrahlen oder dass gentech­
nologisch veränderte Lebensmittel auf den Markt kommen, 
dann muss auf jeden Fall eine Deklaration da sein, die es mir 
erlaubt zu entscheiden, ob ich das will oder nicht. 
Es wird immer wieder gesagt, die Konsumentinnen und Kon­
sumenten beeinflussten das Angebot; aber sie können es nur 
dann bewusst beeinflussen, wenn sie auch das Wissen dar­
über haben. Das Aushandeln der Inhalte dieser Deklarationen 
soll - wie es im Gesetz vorgesehen ist - zwisqhen Konsumen­
tenorganisationen und Wirtschaft geschehen, der Bund soll 
nur dann eingreifen, wenn es nicht möglich ist, innert nützli­
cher Frist zu einer einvernehmlichen Regelung zu kommen. 
Die Finanzhilfe des Bundes soll auch an die Kosten dieser Ver­
handlungen ausgerichtet werden, nebst den Kosten für die In­
formationsvermittlung und die Testdurchführungen. 
Das Aushandeln kann nur durch gesamtschweizerische Orga­
nisationen bewerkstelligt werden. Das ist mit regionalen Orga­
nisationen nicht möglich. Insofern ist es verständlich, dass der 
Bundesrat die Subventionen nur an Organisationen von ge­
samtschweizerischer Bedeutung ausrichten·will. 
Für die Durchführung von Tests auf waren und Dienstleistun­
gen ist es heute schon so, dass sich die einzelnen Gruppen 
zus~mmenschliessen, teilweise sogar europäisch oder inter­
national. Es ist nötig, dass eine Konzentration der finanziellen 
Kräfte erfolgt. 
Wir von der SP begrüssen es, dass die Finanzhilfe ,an die 
Durchführung vergleichender Tests durch eine Generalklau-
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sei geregelt werden soll, und wir lehnen den Antrag Hänggi zu 
Artikel 6 ab. 
zum zweiten zur OR-Revision: Sie wird von der SP be­
grüsst Es werden hier längst fällige Korrekturen und Klarstel-
lungen realisiert. Ich denke z. B. an Artikel 6a wo es 
ctarom dass endlich Klär soll 
mit die einem Da gibt es 
heute noch sehr viele auch juristisch 
schiedliche l\Aainnnn,,n 

Zu den die vorhin von Herrn Basler ange­
sprochen worden sind: Das Ueberrumpeln der Konsumentin­
nen - es sind sehr oft die Frauen, die zu Hause sind ist leider 
eine Tatsache. Es werden nicht nur junge Frauen onru,no,1t· 

sehr oft sind es auch Frauen der älteren Generation, 
wortgewandten Anbieter an der Haustüre nicht gerade aus­
geliefert sind, aber ihm gegenüber doch am kürzern Hebel sit­
zen. Das Widerrufsrecht muss für solche Fälle unbedingt im 
Gesetz bleiben. 
Wir sind auch der Meinung, dass das Widerrufsrecht für Versi­
cherungsverträge, die länger als ein Jahr dauern, gegeben 
sein sollte. Wer schon einen solchen Versicherungsvertrag, 
der nicht sofort in Kraft tritt, unterschrieben hat, der weiss, dass 
sich auch die Versicherungen eine Bedenkzeit ausbedingen, 
dass innert i 4 Tagen die Gesellschaft zum Antrag ja oder nein 
sagen kann. 
In diesem Sinn bitten wir Sie um Eintreten auf die beiden Vorla­
gen. 

Neukomm, Berichterstatter: Es ergaben sich keine grundsätz­
lich neuen Apekte. So kann ich mich sehr kurz halten. Ich 
danke allen Sprechern für die wohlwollende Beurteilung der 
Gesetzesvorlage. Ganz besonders das Konsumenteninforma­
tionsgesetz fand ausserordentlich gute Aufnahme. Die Vor­
lage 8 wird noch einiges zu reden geben. 
Herr Basler hat eigentlich den Kern erwähnt: Es geht in erster 
Linie um Hilfe zur Selbsthilfe. Gerade beim Verfassungsartikel 
1981 kam es deutlich zum Ausdruck, dass die Entwicklung, 
und zwar in wirtschaftlicher und technischer Hinsicht, den 
Konsumenten überfordert hat und dass nach dem liberalen 
Leitbild eigentlich der Konsument der wahre Lenker der Wirt­
schaft sein sollte. Nun sollen die objektiven Informationen als 
produktbegleitende Deklarationen oder auch die Tests den 
Konsumenten die Grundlage geben, um sich marktgerecht zu 
verhalten. 
Die Dienstleistungen bei den Deklarationen sind umstritten, 
das haben wir aus den Eintretensvoten gehört. Da möchte ich 
nochmals darauf hinweisen, dass die entscheidende Verände­
rung unserer Konsumgewohnheiten darin liegt, dass in den 
letzten 20, 30 Jahren ein gewaltiges Wachstum an Dienstlei­
stungen zu verzeichnen ist. Ich denke nicht nur an die Banken 
und Versicherungen, sondern an unzählige andere Sektoren. 
Auch wenn es schwierig ist, vergleichbare Programme und 
Daten aufzustellen, sollte dies doch im Aufgabenkatalog blei­
ben. In der ganzen Welt, in allen europäischen Ländern be­
schäftigen sich Private und staatliche Institutionen mit der De­
klaration von staatlichen Dienstleistungen und vor allem auch 
mit Tests über Dienstleistungen. Der Konsument sollte auch 
hier, wo es besonders schwierig ist, vor dem Vertragsab­
schluss Vergleiche anzustellen, eine Orientierungshilfe erhal­
ten. 
Der Staat hat also gewisse Aufgaben auf sich zu nehmen, um 
ein marktgerechtes Verhalten des Konsumenten überhaupt zu 
ermöglichen, und der Wettbewerb soll spielen. Herr Grassi hat 
darauf hingewiesen. Ich sage immer wieder: Der Wettbewerb 
ist der beste Freund des Konsumenten, aber er sollte in der 
.Praxis auch funktionieren, .und da braucht es einigermassen 
gleiche Gewichte. Wenn von Herm Basler beispielsweise 
beim Widerrutsrecht kritisiert wird, der Staatsbürger sei selb­
ständig, er müsse sich auch an der Urne für gewichtige Sa­
chen entscheiden, so möchte ich hier doch sagen, dass bei­
spielsweise bei den Haustürverkäufen die Situationen un­
gleich sind: auf der einen Seite der wohlpräparierte Vertreter, 
auf der anderen Seite in der Regel ein unvorbereiteter Konsu­
ment. Deshalb ist es sinnvoll, eine gewisse «Unterkühlungs­
phase» einzubauen, also ein Widerrufsrecht von 7 Tagen. Die 

Missbrauchsbekämpfung soll auch hier im Zentrum stehen. 
Es gibt bereits private Anbieter, z. 8. den Verband der Direkt­
verkaufsfirmen, die schon ein freiwilliges Widerrufsrecht ha­
ben. 

.u.1e1os1t1e1inu1,w"'" ,.. ,.,.,,.'"" ich noch einzelne ~,Sßlele 
on.mh,nan die in der Deklaration von Bedeutung 
dürften. Ich denke an Fernkurse, chemische 
Kleinkredite, Pauschalreisen, l-loir"'t",,~"mitth 

schiedene Märkte, die in den letzten Jahren zur1Anmi::,m1 

und 8 einzutreten. 

M. Pidoux, L'entree en matiere n'etant com-
battue, mon pourra etre d'une inhabi-
tuelle. II est dans l'interet des acheteurs et des vendeurs que la 
concurrence fonctionne harmonieusement. C'est d'abord aux 
partenaires a la faire fonctionner et la legislation que l'on pro­
pose aujourd'hui n'est qu'une legislation subsidiaire au cas ou 
la cancurrence ne fonctionnerait pas. Je pense que nous pou­
vons tous nous y rallier. C'est sans doute pourquoi aucun 
d'entre nous n'a propose de ne pas entrer en matiere sur les 
deux projets de loi qui nous sont soumis. 

M. Delamuraz, conseiiler federal: L'interet des consomma­
teurs que nous sommes tous n'est pas fondamentalement 
preserve par un ensemble de lois, d'ordonnances, de regle­
ments qui nous mettraient tous sous cloche, mais depend 
d'une economie pleine de vitalite, qui offre une !arge gamme 
de produits et de services, a des prix d' autant plus interessants 
qu'ils resultent du libre jeu de la concurrence. C'est la pre­
miere responsabilite du legislateur et du gouvernement, ici 
comme ailleurs, de permettre precisement a cette economie, 
par les conditions-cadres qu'ils fixent, de continuer d'etre per­
formante et d'offrir un choix et des prix aux consommateurs 
qui sont la premiere garantie de qualite. Mais le peuple et les 
cantons ont estime, un certain dimanche de juin 1981, de ma­
niere tres categorique - 858 000 oui contre 451 000 non et 22 
cantons contre 4 - qu'il fallait aller au-dela de cette protection 
naturelle et fondamentale et permettre au legislateur, gräce a 
un article constitutionnel, de puiser dans son arsenal legislatif 
afin de «proteger» les consommateurs - le terme a ete ex­
pressement retenu. 
Sur la base de ce mandat constitutionnel, le Conseil federal 
s'est demande tout d'abord si l'on pouvait, moyennant quel­
ques modifications des lois en vigueur, realiser cette protec­
tion des consommateurs et satisfaire ainsi a la volonte popu­
laire claire et nette. II a du constater que cela n'etait pas possi­
ble et que si nous voulions respecter la decision populaire il 
convenait bei et bien d'edicter une loi visant a ameliorer l'infor­
mation des consommateurs. C' est cette loi que nous vous 
presentons. 
De gräce, n'y voyez pas l'intention du Conseil federal de per­
sister dans I' erreur et de legiferer encore davantage la ou tant 
de voisins en sont a l'heure de la deregulationl En realite, cette 
loi n'est pas un monstre de perfectionnisme, nee de cerveaux 
fertiles qui voudraient assujettir le commerce, les consomma­
teurs et les . vendeurs a un nombre absolu.ment dispropor­
tionne de prescriptions. Cette loi tient en 14 petits articles, c'est 
un format de poche parmi les legislations que propose le Con­
seil tederal, et il ne s'agit certainement pas d'une contribution 
a l'inflation legislative que nous desirons combattre avecvous. 
Ensuite, au-delä du probleme di.J format d.e cette loi, je vou­
drais attirer votre attention sur le fait qu'elle ne vise pas tant a 
proteger le consommateur qu'a ameliorer son information'. · 
En d'autres termes, la philosophie dont le ConseU federal s'est 
inspire en vous proposant ce texte n'a pas ete de considerer 
au depart qu 'il y avait necessairement des vendeurs filous. face 
a des act:teteurs innocents, tous et necessairement victimes 
des marchands, mais qu'll suffisait de mettre les deux parties 
en presence sur la base d'une information claire et que l'offre 
faite a l'acheteur soit accompagnee de la documentation qui 
lui permet de prendre sa decision. II n'y a donc pas du tout la 
volonte de prendre, le consommateur par la main et de vouloir, 
au nom de l'Etat, s'interposer. II y a tout au plus - c'est d'ail­
leurs le sens fondamental d~ la loi que nous vous proposons -
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la volonte de tenir compte du vieil ::innn,mzrni:. frangais selon avec leurs Clients. Ces bonnes entreprises ont juge 
lequel un homme averti en vaut deux. ce que le legislateur seralt bien de juger 
A propos de ce a savoir qu'il fal!alt installer une soupape de secu-
T out d'abord - nous pourharmoniserles entreellesetleursacheteurs 
sion de detail - il eventuels et, 
du 

cellede 
""'· '"·"'" ..... il est tout a falt nature! que pour les servi­

ces du moins pour un certain nombre d'entre eux - le con-
sommateur se et etre averti. C'est dans 
cette que je la d'exc!ure les 
services nous sera !'heure. r:i:,.ni:,nrt::,nt 

aussltöt question d'inclure tous ser-
vices. Non seulement mais absurde, car cer-
tains de leur nature ne se manifestement pas a une 
teile Si vous entrez en matiere sur ce point, l'idee 
du Conseil federal est d' Mieter ensuite une ordonnance d'ap­

limitera expressis verbis la nature des services qui 
soumis a declaration, afin qu'on ne s'embarque 

pas dans une reglementation absurde et inutile. 
Ma deuxieme remarque se rapporte au fait que la loi que nous 
vous soumettons est conforme au droit communautaire qui, 
dans ce domaine, a evolue au cours de ces demiers mois. Sa­
chez que vous n'agiriez pas a contretemps en adoptant cette 
loi. Ma troisieme remarque repond a une intervention de M. 
Hafner. Je garantis que ia Confederation donnera une entiere 
liberte dans l'appreciation des analyses scientifiques et tech­
niques effectuees par !es organisations qui se chargent de 
tests subventionnes. En revanche c'est normal - eile appli­
quera quelques moyens de contröle de l'octroi de subven­
tions. La coordination entre les Organisations et les condltions 
pour les tests, telles qu'el!es sont formulees a l'article 6 de 
cette lol constituent l'intervention minimale que la Confedera­
tion a l'obligation d'effectuer pour contröler l'utillsation des de­
niers publics. Merci d' entrer en matiere sur cette loi. 
J'en viens a la modification du Code des obligations qui cons­
titue la seconde partie de notre repas d'aujourd'hui et a pro­
pos de laqueUe le Conseil des Etats a adopte une attitude 
plutöt reticente. Aussi bien pour la transformation du Code des 
obligations que pour l'ediction de la nouvelle loi, la philoso­
phie du Conseil federal qui a prevaiu se refere a un vendeur qui 
n'est pas necessairement et a priori un menteur et a un ache· 
teur qui n'est pas necessairement eta priori une innocente vic­
time des mechants. Tant qu'il y aura des affaires, il y en aura de 
bonnes et de mauvaises, aussi bien pour !es vendeurs que 
pour les acheteurs. L'Etat n'a pas la candeur de vouloir ne re­
cueillir que de bonnes affaires pour l'ensemble du commerce. 
En revanche, ce qui doit etre preserve, c' est une certaine ega­
lite de conditions de base entre l'acheteur et le vendeur. II 
s'agit d'encadrer d'un certain nombre de regles simples des 
decisions prises sous l'empire d'une situation manquant de 
serenite, afin d' etablir un climat de confiance dans ies relations 
commerciales. Ainsi en va-t-il tout d'abord de l'envoi de mar­
chandises non commandees apropos desquelles des regles 
de comportement fixees dans ces dispositions eviteront les 
ambiguiles et les mauvaises surprises que nous enregistrons 
actuellement chaque jour. 
Ensuite, il s'agit du droit de revocation. Pour des affaires de 
demarchage a domicile ou des contrats sembll!.ibles (cf. article 
40), il taut eviter au consommateur de se trouver ä l'improviste 
dans des situations precipitees, tace ä un fournisseur de cho· 
ses mobilieres ou de seivices. Dans ces cas, le danger de con­
clure precipitamment un contrat est grand. II ne s'agit pas 
d'interdire au consommateur d'en conclure, mais. de lui per­
mettre de donner un consentement libre, reflechi et eclaire. Le 
droit de revocation permet en quelque sorte au client d'agir 
comme un partenaire egal et II le protege contre les abus lors 
de la negoclation. D'ailleurs, nous constatons - ce sera la re­
marqu~ coriclusive de mon intervention - que les entreprises 
professionnelles de la vente directe qui ont introduit volontai· 
rement un droit de resiliation et .qui sont pretes, spontane­
ment, ä se plier ä ca droit de revocation; ne connaissent pas de 

nifeste entre le vendeur et l'acheteur. 
Monsieur vous avez raison de dire que les Suisses ma-
jeurs sont de voter et de prendre des decisions po-
oU1a1rE~s irnn,,rt::;,ntt:ii:: lls doivent donc aussi etre capables de 
prendre des decisions privees. Le droit de vote peut etre 
exerce dans ce pays en toute serenite, mais !es affaires de 
demarchage a domicile, avec une Situation de surprise unila­
teraiement creee par le vendeur potentiel, sont des condltions 
toutes differentes de celles dans lesquelles le citoyen va expri­
mer son vote le dimanche matin. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
Le conseil decide sans opposition d'entrer en matiere 

Detailberatung - Discussion par artlcles 

A. Bundesgesetz über die Förderung 
der Konsumenteninformation 
(Konsumenteninformationsgesetz, KIG) 
Loi federale visant ä ameliorer l'information 
des consommateurs 
(Loi sur l'information des consommateurs, LIC) 

Titel und Ingress 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Titre et preambule 
Proposition de la commlssion 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Antrag Leutenegger Oberholzer 
Die Redaktionskommission wird beauftragt, das KIG sprach­
lich dahingehend zu bereinigen, dass eine sprachliche Gleich­
behandlung von Frau und Mann gewährleistet ist 

Proposition Leutenegger Oberholzer 
La Commission de redaction est invitee a amender le texte de 
la LIC de maniere ä eliminertoute trace de sexisme dans la for­
mulation de la loi. 

Frau Leutenegger Oberholzer: Der Bundesrat. hatte im 
l=lechtsetzungsprogramm 1986versprochen, dass er inskünf­
tig auf die sprachliche Glelchbehancllung von Frau und Mann 
in der Gesetzgebung achten werde. In diesem Sinne hat er 
auch die Kantone angewiesen, bei der Gesetzgebung inskünf­
tig darauf :zu achten, dass die Frauen sprachlich nicht diskrimi­
niert werden. Wenn man sich nun die Erlasse der jüngeren 
Vergangenheit vor Augen führt- ich denke zum Beispiel an die 
Weiterbildungsoffenslve, die wit gestern beraten haben -, so 
müssen wir feststellen, dass diesem Grundsatz in der Praxis 
nicht nachgelebt wird. Das geht soweit - ich möchte auf das 
Bürgerrechtsgesetz verweisen-, dass dies zu ganz krassen 
Missverständnissen führt. 
Ueber die Gründe, die für eine sprachliche Gleichbehandlung 
sprechen, brauche ich nicht viele Worte zu verlieren. Sie wur­
den im Rechtsetzungsprogramm des Bundesrates ausgiebig 
erläutert, und ich möchte darauf verweisen. Der Bundesrat hat 
auf Seite 86 selbst festgehalten, wie wichtig für das Rollenver­
ständnis von Frau und Mann die sprachliche Gleichbehand-
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lunQ ist Heute ist es eine Tatsache, dass wir Frauen in der Ge­
setzgebung praktisch inexistent sind. Wir Frauen werden in 
der Regel in der Gesetzgebung und im allgemeinen Sprach­
verhalten den männlichen Begriffen untergeordnet. Wir wer­
den einfach um1t1"110>m,:,1n,t„ 

hat durchaus cfisl<rimina.torlschen 
Chiaralder und das hat offenbar auch der Bundesrat .,,nn.,,.,,,_ 

hen, auch wenn dies -wie ich in der Praxis 
muss von vielen Männern nicht verstanden wird. Nur, Herr 
Bundesrat Delamuraz, die Taten fehlen leider noch, 
denn in den meisten 
einmal seinen <>irr<>non ic:rr,nt,:.hlil lnt"l<>n 

die sprachliche eines Erlasses jeweils dann 
t:lurchgeführt werden, wenn ein Gesetz total revidiert oder 
wenn es neu geschaffen wird. Hier kann es denn auch keiner­
lei Missverständnisse oder Anpassungsprobleme geben. 
Beim Konsumenteninformationsgesetz handelt es sich nun 
um einen solchen neuen Erlass. Er ist zudem kurz, und eine 
sprachliche Anpassung wäre meines Erachtens sehr einfach 
möglich. 
Ich ersuche Sie deshalb, meinem Antrag stattzugeben und die 
Redaktionskommission zu beauftragen, das Konsumentenin­
formationsgesetz im Sinne einer sprachlich nicht diskriminie­
renden Regelung zu überarbeiten. Damit könnte man einen 
Schritt machen und zeigen, dass es gar nicht so schwierig ist, 
zumindest nicht so schwierig, wie uns die Bundeskanzlei 
wahrmachen will. 
Ich möchte Sie nochmals darauf hinweisen, dass ich nur bean­
trage, das Konsumenteninformationsgesetz in diesem Sinne 
zu überarbeiten, nicht aber die Teilrevision des Obligationen­
rechtes, weil in diesem Erlass meines Erachtens eine sprachli­
che Ueberarbeitung in diesem Sinne nicht möglich wäre. 
Ich bitte Sie, meinem Antrag stattzugeben. 

Neukomm, Berichterstatter: In der Kommission haben wir 
über diesen Antrag natürlich nicht gesprochen, weil er nicht 
vorlag, aber ich kann ihn auch nicht bekämpfen, denn am 14. 
Juni 1981 wurde ja nicht nur der Verfassungsartikel über Kon­
sumentenpolitik im Verhältnis 2 zu 1 angenommen, sondern 
auch .der Verfassungsartikel «Gleiche Rechte für Mann und 
Frau». In diesem Sinne meine ich, dass das Eidgenössische 
Volkswirtschaftsdepartement und die Redaktionskommission 
diese Anpassungen vornehmen sollten. 

M. Pidoux, rapporteur: La commission n'a pas traite de cette 
proposition qui est un des exemples du «Röstigraben» qui 
existe dans notre pays parce que, veritablement, nous ne res­
sentons pas ce probleme en franyais. Nous ne sommes pas ici 
pour reformer la langue et, je viens de m'en assurer aupres de 
Mme Gardiol, il existe en Suisse romande la Federation ro­
mande des consommatrices qui informe le consommateurl 
Bien sur, je comprends que l'on soumette a la Commission de 
redaction cette question. Mais, si ce probleme parait important 
en allemand, en franyais, nous nous comportons avec les per­
sonnes du sexe oppose d'une certa.ine maniere et ne dlscu-
tons pas de la langue! · 

Le president: La proposition est-elle corrtbattue par un mem­
bre du conseil? Ce n'est pas le cas, il en est donc ainsi decide. 

Angenommen -Adopte 

Art.1 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Coutau, Aliesch, Basler, Dietrich, Eisenring, Fäh, Früh, Jung, 
Neuenschwander, Pidoux) 

a. Vorschriften über die Warendeklaration; 
b . .... 

Art.1 
Proposition de la commission 
Majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

a. Des nrG>"1f'r1nlcinr,c concernant la declaration de 
b. 

M. Coutau, porte-parole de la minorite: La et - vous 
avez pu le constater - une forte minorite de votre commission 
vous proposent de limiter la portee des prescriptions concer­
nant les declarations aux seuls biens, a l'exclusion des servi­
ces. On retrouve cette modification a l'article 2, alinea 1, a l'arti­
cle 3 et a l'article 4, alinea 2. Le Conseil federal, notamment a 
l'article 2, alinea 1, s'est bien rendu compte qu'on ne pouvait 
pas, en matiere de declaration, mettre les marchandises sur le 
meme pied que les services. Pour ces derniers, il prevoit une 
enumeration limitative qu'il lnscrira dans une ordonnance. 
C'est bien la demonstration, de son propre aveu, que le pro­
bleme se pose en des termes distincts selon qu'il s'agit de 
marchandises ou de services. 
Pourquoi cela? Le message, de son cöte, reste assez discret 
sur ce point. D'abord, il taut dire que toute une serie de servi­
ces ne seraient pas inclus dans l'ordonnance parce qu'ils sont 
assujettis a d'autres dispositions specifiqui;is. Ces disposi­
tions sont aussi destinees a proteger les consommateurs. II 
s'agit par exemple des medecins, des assurances et dans une 
certaine mesure des banques, qui sont astreintes a des legis­
lations particulieres. 
Une autre serie de services ne saurait etre incluse car,par defi­
nition, leur qualification depend d'appreciations essentielle­
ment subjectives ou rapidement changeantes; c'est le cas par 
exemple des transporteurs, des coiffeurs ou de l'hötellerie. 
Sur ce dernier point, il est interessant de savoir que la classifi­
cation des hötels en diverses categories, meme selon des cri­
teres assez objectifs (dimension des chambres, situation de 
celles-ci, equipement sanitaire, etc.) ne pourra rien dire de 
I' element decisif de la prestation höteliere, c' est-dire de la qua­
lite de l'accueilz Quant aux services rendus, pour prendre un 
autre exemple, par les administrations publiques ou semi­
publiques, peuvent-ils veritablement et de fayan significative 
faire l'objet d'urie declaration, je vous en laisse juges vous­
memes. 
S'il est deja problematique de renseigner correctement sur un 
produit et sur les effets sanitaires, economiques, ecologiques 
de son usage et de sa consommation, il est d'autant plus diffi­
cile de donner ce type d'informations concernant des servi­
ces. Le Conseil federal est lui-meme bien conscient de cette 
difficulte. M. Defamuraz a cite en commission une liste tres res­
trictive des services qui figureraient dans la tuture ordonnance 
du Conseil federal. M. Delamuraz a meme fait allusion en com­
mission ä une deci.sion que le Conseil federal aurait du pren­
dre avant que nous debattions devant ce plenum du contenu 
de cette ordonnance. Pour ma part je n'ai pas vu de decision 
du Conseil federal a !'heure actuelle, mais il est vrai que les ty­
pes de services enumeres par M. Delamuraz sont ex­
trämement restreints. D'ailleurs, quant au risque d'etendre 
cette ordonnance - je lui fais personnellement largement coh­
fiance. 
Deux choses me gänent neanmoins: d'abord l'inclusion 
generale dans la loi du terme generique de «services». On cree 
des illusions qUi sont propres a induire le citoyen-consomma­
teur en erreur, a le bercer de fausses Illusions. II croira que la 
nouvelle loi le protege alors qu' en fait, elle en sera bien incapa­
ble pour la grande majorite des services. On pourrait imaginer 
que certa.ines definitions soient introduites restrictivement 
dans la loi, mais aucune proposition n' a ete falte dans ce sens 
et, a la limite, on pourrait imaginer .que creant une divergence, 
le Conseil des Etats trouve une definition nettement restrictive 
qui correspondrait en fait a celle envisagee par M. Delamuraz. 
Outre la difficulte d'enumerer les c.riteres objectifs sur la com­
position des services, le projet dans son libelle actuel ouvre la 
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porte a une regrettable insecurite pour l'avenir. Si l'on veut en 
rester aux voyages a forfait, aux contrats d'enseignement et a 
quelques autres comme on nous en 

rien a redire. 

t:>Vl~rt><:<:<>m,Ant dans la l0f, 0U 
restrictive cnrresn1:1n-

defiiniti,ons orec1s,es·r II 

Pour toutes ces avec une confortable 
minorite de la r,mnrr11<:<:lnn de renoncer dans ces articles a 
soumettre les services a une declaration necessairement 
aussi 1m,nri:1c15:e 

Dietrich: Die der Dienstleistungen hat in der Kommis­
sion breiten Aaum eingenommen. Wir haben es uns nicht 
leicht gemacht. Unser Entscheid fiel nur mit Stichentscheid 
des Präsidenten zugunsten des Belassens. 
Ich möchte aus meiner beruflichen Erfahrung im Testbereich 
berichten. Ich war massgeblich an der Einführung der bereits 
erwähnten Hotelklassifikation in unserem Land beteiligt Wir 
wollten zuerst auch die Dienstleistung als solche einbeziehen, 
sind dann aber zum Schluss gekommen, dass nur und aus­
schliesslich quantifizierbare Leistungen aufgenommen wer­
den können, was an und für sich ein Mangel ist. wenn man 
über alles informieren will. 
Aber man hat dann gesehen, auch aufgrund der Gästerekla­
mationen, dass meistens Unfreundlichkeit, schlechter Emp­
fang, Behandlung im entsprechenden Betrieb, zu hohe oder 
zu tiefe Temperaturen oder Preis-Leistungs-Verhältnis Inhalt 
von Reklamationen waren. Wie wollen Sie die Freundlichkeit, 
die sehr wichtig ist, den Accueil in einem Hotel, messen? 
Man hat dann bei der Stiftung Warentest in Deutschland im 
Grossraum Berlin einen Versuch gemacht. Ich war bei der Stif­
tung Warentest als Experte tätig. Man hat dort weitere Kriterien 
miteinbezogen, z. 8. eben den Empfang, den Accueil. Man hat 
beispielsweise die «Abgewohntheit» eines Zimmers getestet 
Man hat die Funktionalität getestet. Man musste diese Uebung 
abbrechen, weil man sich nicht finden konnte und Streit auf­
kam. Wie wollen Sie ein Hotel anpreisen, wenn alles in Ord­
nung ist, es aber im publizierten Test heisst: «Schon etwas 
schmuddelig, leicht abgewohnt»? Das war das Ergebnis der 
Tests, und da hat es in Berlin ziemlich viel Juristenfutter gege­
ben. 
Denken Sie an die alljährlichen Diskussionen, wenn die Re­
staurant-Führer - Gault et Millau usw. - herauskommen. Die 
Ambiance wird dort bewertet. Es wird gesagt, die Temperatur 
des Weines sei zu hoch oder zu niedrig gewesen usw. Alle 
Dienstleistungen werden von uns in erster Linie erlebt, also 
subjektiv empfunden, von jedem auf seine Weise und oft bezo­
gen auf seine Stimmungslage. 
Es wurden die Pauschalreisen angesprochen. Das gab in der 
Kommission viel zu diskutieren. Sie wissen, dass gelegentlich 
- wir sind bereit! - eine parlamentarische Initiative« Tourlsten­
recht» auf den Tisch des Hauses kommt. Die Kommission 
schlägt ein Postulat vor, das den Bundesrat beauftragt; die 
Entwicklung im europäischen Raum, in der EG, zu verfolgen. 
In der EG ist momentan in bezug auf diese Pauschalreisen 
eine Vernehmlassung im Gange. Man tut sich sehr schwer mit 
dem. Touristenrecht, das sehr wichtig wäre, wenn man be­
denkt, wie viele Schweizer heute schon im Ausland buchen, 
ab Frankfurt, ab Luxemburg usw. Der Schweizerische Reise­
büroverband - Sie konnten es dieser Tage selber lesen - hat 
seine allgemeinen Geschäftsbedingungen bereinigt. Er hat ei­
nen Ombudsmann eingesetzt und diese Woche In der 
«Schweizer Illustrierten» dafür sogar die Rose bekommen. 
Ich bin Präsident des Schweizerischen Institutes für Hauswirt­
schaft, wo auf paritätischer Basis, gemeinsam mit Anbietern, 
mit allen Konsumentenorganisationen, mit der Wirtschaft, mit 
Fachexperten, Tests durchgeführt werden. In Arbeitsgruppen 
werden Prüfungsprogramme erarbeitet, die nur quantifizier­
bare Kriterien enthalten dürfen. Schon dort kommen wir zum 
Teil an die Grenzen der Möglichkeiten der Beurteilung, wenn 

es beispielsweise um die Funktionalität eines Gerätes. geht. 
Schon dort wird die Funktionalität subjektiv empfunden. Ein 
Linkshänder hätte eben gern die Schalter links am Backofen 
usw. 
Alles in allem: Im 

es sich nur um 
Bundesrat bezeichnet diese sogar, 
die dann sind. Wir hätten zustimmen können, wenn 
das wäre, wenn man auch bei der Deklaration 
klarer hätte, was man deklarieren kann. Das 
noch vor. Die sind im 

frei, in ihrer Information über zu berich-
Wir haben auch das Gesetz über den Wett-

bewerb, das in vielen Fällen fassen kann. 
Aus diesen Gründen empfehle ich Ihnen, der Minderheit zu fol­
gen und die Dienstleistungen nicht aufzunehmen, in der Mei­
nung, der Ständerat käme auf die Angelegenheit zurück. 

Mme Jeanpretre: En 1981, lorsque les citoyennes et citoyens 
suisses ont accepte l'article 31sexies, sur la protection des 
consommateurs, ils avaient assurement deja l'espoir qu'a 
l'avenir ils seraient objectivement informes, non seulement sur 
les biens de consommation, mais aussi sur les services qu'ils 
consomment ou utilisent Depuis lors, les services ont pris de 
plus en plus d'importance dans notre socic~te qui tend, tout 
particulierement en Suisse, a devenir justement une societe 
de ~ervices, qu'il s'agisse du domaine des assurances, des 
services bancaires, des contrats de location, d'entretien, des 
agences de voyages, etc. On suppute d'ailleurs que les mena­
ges suisses consacrent environ le tiers de leur revenu a des 
prestations de services. 
Si l'on peut reconnaitre que, dans le domaine des biens de 
consommation relativement courants, regne une certaine 
transparence due a la pression des organisations de consom­
mateurs et de consommatrices, force est de constater que 
cette transparence n'existe pas dans le domaine des services. 
II existe encore, en matiere d'information, un obscurantisme 
indigne de notre epoque. 
Nous ne disons pas que tous les vendeurs sont des filous et 
!es consommateurs des innocents. Mais nous exigeons que 
l'on puisse etre assure de la transparence minimum neces­
saire a une bonne information du consommateur qui fera son 
choix en toute connaissance de cause, sans qu'il risque d' etre 
abuse par un texte illisible qui n'offre aucune comparaison 
possible, ou sans qu'il doive avoir une formation de juriste ou 
une vue particulierement aiguisee pour Ure les textes qui figu­
rent en miniature. 
Si l'on doit legiterer, MonsieurCoutau, c'est parce que des or­
ganisations professionnelles n 'arrivent pas a nous offrir ce mi­
nimum de transparence spontanee que nous serions en droit 
d'attendre et que nous tous, en tant que consommateurs aver­
tis, appelons de nos voeux. 
II m'a interesse de jeter un coup d'oeil dans le message du 
Conseil federal, precisement en ce qui concerne la 
dure de consultation. En effet, les cantons acceptent presque 
,1.manimement le projet de loi. Seul 1.e canton de Zurich emet 
des reserves de principe. Tous les partis politiques acceptent 
le projet de loi, sauf le Parti liberal. La maJorite des associatlons 
fa1tieres se prononcent pour le proJet. Le.s assoclations de sa­
laries l'äccueillent avec satisfaction. Les organisations de con­
sommateurs le soutiernent egalement, certafnes relevant qu'II 
s'agit d'un compromis. 
Des tors, nous constatons que J'Association. suisse d'assuran­
ces et ta Federation des cafetiers, restaurateurs et höteliers se 
sont prononcees en faveur d'une exception generale de I' obli­
gation de declarer pour ce qui est des .services. Celä est in­
teressant pour la suite, non seulement en ce qui conceme les 
discussions, mais aussi le vote. En effet, comme l'a precise M. 
Delamuraz, ce projet de loi est minimum, c'est un projet de po­
che. 
II sera des lors interessant de voir qui, dans cette assemblee, 
sera du cöte des corporations qui refusent l'inclusion des ser­
vices dans le projet de loi, et qui sera du cote des consomma­
teurs-electeurs, soit de la population qui a massivement ac-
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cepte, en 1981, l'article constitutionnel qui nous donne au­
jourd'hui le mandat de legiferer. 
Par vous encourage a le du 
Conseil reste un projet de et non pas 

Le president: Avant de donner la parole a M. 
halte un bon anniversaire c'est le sien 

Grassi: Die CVP-Fraktion ist mehrheitlich für den 
der Dienstleistungen in die Deklarationspflicht Die Bedenken 
der Minderheit sind weitgehend durch die der 
Botschaft und die ausdrücklichen des 
rates in der Kommission und im Ständerat zerstreut worden. 
Es ist mit Nachdruck immer wieder darauf wor­
den, dass nur eine beschränkte Anzahl u1eins1t1e1i;tu11gEm 
Frage kommt. die objektiv vergleichbar ist und wo der 
besonders gut informiert sein muss. Der Bundesrat wird die 
wenigen Dienstleistungen In einer Verordnung bezeichnen, 
wobei die betroffenen Organisationen immer ein Wort mitre­
den können. 
Wo sich die Vergleichbarkeit bereits eingespielt hat, wie bei 
der Hotelklassifikation - hier muss ich meinem Fraktionskolle­
gen Dietrich widersprechen -, besteht kein Grund 
liehen Regelung. Ausgeschlossen von der Deklarationspflicht 
sind auch alle Dienstleistungen, die auf einer individuellen Be­
arbeitung fussen. Ein ständig steigender Anteil der Konsum­
ausgaben geht in den Dienstleistungssektor. Daher ist es rich­
tig, dass auch hier «Glasnost» gefordert wird, damit der Kunde 
Klarheit über die gebotene Leistung hat und seinen Entscheid 
nach objektivem Vergleich fällen kann. 
Wir empfehlen Ihnen mit der Mehrheit der Kommission, der 
Fassung des Bundesrates und des Ständerates zuzustim­
men. 

Frau Dormann: Ist es Ihnen schon passiert, dass Sie mittags 
kurz vor zwölf unter der Haustüre einen Staubsauger gekauft 
haben, der sehr bequem und praktisch war, weil Sie ihn sit­
zend bedienen konnten? Erst bei der Lieferung haben Sie ge­
merkt, dass es sich um einen Schulhausstaubsauger handelt, 
der nicht sehr geeignet war für eine Zweizimmerwohnung. 
Oder gehören Sie zu jenen Glücklichen, die auf einer Werbe­
fahrt zu Engros-Preisen Fensterputzmittel gekauft haben, 
zehn Liter, weil günstiger, und Sie haben erst bei der Lieferung 
gemerkt, dass es Konzentrat ist und das&*Sie mindestens für 
40 Jahre mit Fensterputzmittel eingedeckt sind? 
Solche Türverkäufe könnte ich Ihnen aus meiner Praxis als So­
zialarbeiterin noch viele aufzählen. Nicht jede Konsumentin 
und jeder Konsument - denken Sie an ältere Leute - sind 
gleich gewiegt wie der Verkäufer unter der Türe. Nicht jede 
Konsumentin, nicht jeder Konsument ist so kritisch im Einkau­
fen, wie wir uns das vorstellen. Dass die wesentlichen Eigen­
schaften der zum Kauf angebotenen Waren deklariert werden 
müssen, ist uns wahrscheinlich allen klar. Dass aber auch die 
Dienstleistungen solchen Bestimmungen unterworfen wer­
den, ist ebenso notwendig, Wir Schweizer und Schweizerin­
nen sind ein Volk, das ausgeprägt viele Dienstleistungen in 
Anspruch nimmt. 
Früher war der Gang auf die Bank nur einem kleinen Teil unse­
rer Bevölkerung vorbehalten. Heute erhält. praktisch jeder Ar­
beitnehmer seinen Lohn über die Bank. Zunehmend ist der 
bargeldlose Verkehr, das System der Kredit- und Bankomat­
karten. Viele Leute kommen \m grossen Bankgeschäft nicht 
mehr mit. Sie wissen nicht, worin die Gebühren bestehen und 
wie die vergleichenden Zinse festgestellt werden können. 
Nicht zu erwähnen die vielen Kleinkreditgeschäfte. 
12 Prozent des Nettoeinkommens gibt der Schweizerbürger 
und die Schweizerbürgerin heute für Versicherungen aus. Die 
meisten Leute sind überversichert, und viele Versicherungen 
decken die früheren Versicherungen zur eigenen Absicherung 
ab. Viele Hefte und Zeitungen sowie eine Grosszahl kleiner 
Eintagsreisebüros preisen Pauschalreisen an, zum Beispiel 
mit ruhigen Zimmern und Blick aufs Meer. In Wirklichkeit geht 
das Zimmer aber auf die Hauptstrasse und der Blick aufs Meer 

47-N 

muss zuerst um die Ecke. Auch wenn der Preis der Reise gün­
stig hat der Konsument Anspruch auf eine ehrliche Offerte 
mit genauen Anoaoen. 
Unsere 1n~1n<::nr11f'r1n~,nn,A 

Ich nicht, dass ehrliche C::Acf'li<lflrcn,:,ri1"lAr 

teil erleiden, wenn auch die in Zukunft dekla­
riert werden müssen. Ich bin aber überzeugt dass durch die­
ses Gesetz die Konsumentin oder der Konsument nicht länger 
Objekt der zum Teil diffusen Pauschalangebotsverkäufe blei­
ben. sondern kritischer und überlegter einen Kauf eingehen, 
wenn sie wissen, was ihnen dieses Geschäft bringt. Nehmen 
wir unser Dienstleistungszeitalter ernst und wahr und stimmen 
wir den neuen Vorschriften über die Waren- und Dienstlei­
stungsdeklaration zu. 
Ich bitte Sie, der Mehrheit zuzustimmen. 

Mme Paccolat: La declaration de services et le soutien finan­
cier aux organisations de consommateurs representent les 
pierres d'achoppement essentielles de cette loi. J'ai souscrit 
en commission au principe d'inclure dans la loi la notion 
meme de services. Plusieurs bonnes raisons justifient la decla­
ration de services pour une meilleure Information du consom­
mateur. 
Tout d'abord, en legiferant en la matiere, nous sommes lies 
par le principe constitutionnel de la protection du consomma­
teur. Chacun s'accorde a reconnaitre qu'une protection saine 
implique une Information objective, transparente qui, en l'oc­
currence, doit passer par la declaration des biens et des servi­
ces, par l'execution de tests et la proclamation de leurs resul­
tats. 
Restons coherents. Alors qu'il est reconnu que notre societe 
se «consumerise» de plus en plus, que le temps des loisirs ga­
gne non seulement en qualite mais en quantite, que l'activite 
economique evofue vers le secteur tertiaire des services, il 
m'apparait contradictoire de restreindre l'information du con­
sommateur a la notion de biens de consommation, sans 
compter que le developpement des nouvelles technologies 
associe de plus en plus les produits et les services. 
Dans cette loi, la notion de services a une portee restreinte, M. 
Coutau l'a du reste souligne. Le Conseil federal s'est prudem­
ment avance dans ce domaine. II offre des garanties par rap­
port aux risques et aux difficultes que peut presenter la decla­
ration des services. Premiere garantie: cette declaration sera 
limitee a des secteurs de grande consommation qui seront 
definis dans l'ordonnance, par exemple !es voyages a forfait, 
le nettoyage chimique, l'abonnement de services, le contrat 
d'enseignement, etc. Mais ni les assurances, ni les services 

, medicaux, ni la banque, qui sont deja couverts par une legisla­
tion speciale, ne sont concernes par cette disposition. 
Deuxieme garantie: la decla.ration de services, comme celle 
des biens, sera unifiee par voie de convention de droit prive, 
passee entre les organisations de consommateurs et les asso­
ciations professionnelles. Ce n'est qu'exceptionnellement 
que ta Confederation interviendra dans ces relations commer­
ciales. 
II a ete objecte que les Services sont difflcilement mesurables 
ou comparables et que leur evaluation par la methode des 
tests comparatifs est discutable. Or, nous devons necessaire­
ment traverser une phase d'experience et de developpement 
de la pratique des tests comparatifs dans ce domaine des ser­
vices. Faisons donc confiance a la methodologie, aux techni­
ques experimentales et scientifiques, aux sondages, enquetes 
outests. 
Enfin, dans le climat de reference europeenne, d'introduction 
de compatibilites avec le droit communautaire, la directive eu­
ropeenne de 1985, qui s'applique aux biens comme aux servi­
ces, renforce la conviction que nous devons inclure les servi-

michael.tellenbach
Textfeld



Information des consommateurs et droit contractuel 554 N 21 mars 1990 

ces dans cette loL C'est pourquoi je vous invite a suivre la pro­
position de la majorite de la commission. 

M. Bore!: Pretendre garantir l'information correcte du con­
sommateur sans incfure les services, c·est, d'une refu-

qu1:>tlclierme au je vois deux rai­
matiere de ser. 

vices. raison est la que chacun de 
nous consacre ä des services. et elle 

1nr,ncr1tJ:>l'\t d'annee en dans nos 
nous investissons en 

de services. la minorite voudrait nous refuser une in­
formation 1Aoiti1T11>. 

La deuxleme raison reside dans le fait que, dans la pratique. il 
n'est pas si dedissocier rachat d'un bien de celui d'un 
service. Pour nombreux achats, le consommateur conclut 
un contrat de credlt. Pour certains achats, il est parfaitement 
logique de concfure par la meme occasion une assurance Hee 
a l'utilisation du bien. 
Enfin, un domaine est actuellement en pleine expansion, celui 
des contrats d' entretien. Ce genre de service vous est souvent 
propose lors de l'achat, par exempfe, d'un televiseur au d'un 
ordinateur personnel, et il merite d'etre traite par les memes 
regles legales que lors de l'achat de l'objet proprement dit. 
Pour ce qui est des besoins d'information du consommateur, 
il est dejä difficile de se faire une opinion lorsque l'on veut ac­
querir un bien. Lorsque I' on desire conclure un contrat concer­
nant un service, la question devient encore plus compfexe. 
Dans les cas faciles, la minorite accepte que le consommateur 
soit informe selon des regles deontologiques; dans ceux plus 
difficiles, eile voudrait refuser ce droit legitime a. l'information. 
Certes, si cela est complique pourle consommateur, ce Je sera 
aussi pour le Conseil federal lorsqu'il devra rediger une ordon­
nance. Neanmoins, nous considerons que le gouvernement 
et fes services competents en la matiere sont parfaitement ä 
meme de regler un certain nombre de questions. 
Si les milieux concernes - l'intervention de M. Dietrich l'illus­
trait - s'opposent a. l'inclusion des services dans la loi, c'est 
bien parce qu'il y a un malaise qu'ils ne voudraient pas voir 
regfer par le legislateur. Or, ce malaise existe depuis suffisam­
ment longtemps pour que l'on ait eu le temps de nous donner 
une reponse privee. 
Maintenant, nous devons legiferer car, en matiere d'assuran­
ces, de credits a la consommation et de voyages, nous meri­
tons une information minimale. Chacun a l'occasion de con­
clure une assurance-menage, mais comment comparer cel­
le-ci a une autre? Nous sommes probablement tous, citoyens 
suisses et habitant ce pays, surassures, et les assurances en 
profitent. Elles vivent de cette Situation et c'est la raison pour 
laquelle elles refusent une Information complete du consom­
mateur. Nous devons donc nous, legislateurs, obliger ces as­
surances a informer de maniere correcte. 
Comment pouvons-nous, simples cltoyens, comprendre 
quelles sont les conditions offertes par ceux qui nous accor­
dent des credits de consommation? Les nombreuses lettres 
de lecteurs et les questions posees dans les pages economi­
ques des quotidiens et des hebdomadaires prouvent, que le 
besoin d'information des consommateurs est reel. En matiere 
de voyages, je ne ferai allusion qu'aux prix d'appel qui sem­
blent offrir. des condltions extraordinaires de vacarices et, 
lorsqu'on lit en detaif, on constate qu'il est tres difficile de rem­
pfir des conditions permettant de profiter de ces prixd'appel et 
que le montant reel a payer est nettement plus eleve. 
Pour toutes ces raisons, je vous invite a suivre la majorite de fa 
commission et a inclure !es services dans la loi en discussion. 

Wiederkehr: Ich möchte kurz zu diesen Dienstleistungen Stel­
lung nehmen. Für mich ist ganz klar: Wenn Sie die Dienstlei­
stungen nicht miteinbeziehen, dann wird der Volkswille, der 
Verfassungsauftrag nicht em'.illt. Und wenn Sie die Dienstlei­
stungen hier im A nicht miteinbeziehen, dann ist die logische 
Folge, dass Sie es bei 8 auch nicht machen. Das würde dann 

heissen: kein Widerrufsrecht für Dienstleistungen während 
rings um uns herum in Europa dieses Widerrufsrecht veran­
kert ist 
Das wird für unsere Wirtschaft, für unsere Unternehmen, für 
unsere .... weme,•,i: 
Wenn ennet der Grenze 
eines vorhanden ist, dann wird ein Konsument oder eine 
Konsumentin zweimal ob er bzw. sie eine Dienst-

hier in der Schweiz will - oder eben 
nicht lieber ennet der Grenze. werden dann z. B. Rei-
sen nicht mehr in der Schweiz gebucht, sondern in Mailand 
oder im Elsass oder sonstwo im angrenzenden Ausland, wo 
bessere Konsumentenrechte bestehen. 
Ich bitte Sie. daran zu denken und diese Dienstleistungen mit­
einzubeziehen. 

Hafner Rudolf: Es geht beim Einbezug der Dienstleistungen 
um einen Kernpunkt des Gesetzes: Daher ist es schon gut, 
wenn eine ausführliche Debatte darüber stattfindet. 
Herr Coutau beantragt für die Minderheit der Kommission, die 
Dienstleistungen nicht einzubeziehen. Er hat das begründet 
dass Dienstleistungen schlecht vergleichbar seien. Damit liegt 
er in zweifacher Hinsicht falsch, Weil es eben Dienstleistungen 
gibt- z.B. die Touristenbranche, die Reisebüros-, die sehr 
wohl Vergleiche zuliessen. Wenn Sie die Hochglanzprospekte 
dieser Reisebüros anschauen, können Sie den Eindruck ge­
winnen, dass der Sandstrand und die üppigen Frauenformen 
das Wesentliche an Konsumenteninformation sei. Genauere 
Sachverhalte über Raumverhältnisse usw. lesen Sie, wenn 
überhaupt, im Kleingedruckten. Hier ist es offensichtlich so, 
dass die Materie relativ einfach wäre und Verbesserungen 
ohne weiteres möglich wären. 
Ein anderer wichtiger Bereich sind die Versicherungen: Die 
dominieren allein schon aufgrund ihrer repräsentativen Palä­
ste. Tatsächlich ist es so, dass der sogenannte Cecchini­
Bericht, der im Auftrag der EG erstattet wurde, festgestellt hat, 
dass die Prämien der Versicherungen europaweit um 15 bis 25 
Prozent zu hoch sind. Im Klartext heisst das: Wenn bessere 
Vergleichsmöglichkeiten vorhanden wären, würde der eine 
oder andere die günstigere Versicherung wählen; das ist of­
fensichtlich. Wenn die Versicherungen allein in den letzten 
zwei Jahren in der Lage waren, weltweit für Milliardenbeträge 
andere Gesellschaften aufzukaufen, so muss das zu denken 
geben. Es ist ein grösserer Bericht darüber im «Tages-Anzei­
ger» erschienen, der darauf eingeht. 
Ein weiteres Faktum von Interesse: Für das Kleingeschäft in 
der Schweiz war es so, dass rund 44 Prozent der Prämien an 
Schaden rückerstattet wurden; dagegen wurden im soge­
nannten Grossgeschäft, wo es um die Firmen geht, 81 Prozent 
zurückbezahlt. Das heisst, dass der kleine Bürger oder die 
Bürgerin den Grossen, den Industriellen die Prämien im Versi­
cherungsgeschäft zu zahlen mithilft. Das ist noch kaum be­
kannt, aber von seiten des Volkes wird das nicht länger hinge­
nommen. 
Es ist höchste Zeit, dass im Bereich des Versicherungsge­
schäftes mehr Transparenz entsteht. Es ist daher eine falsche 
Schlussfolgerung, wenn Herr Coutau sagt: Diese Dienstlei­
stungen sind schlecht vergleichbar, darum wollen wir diese 
Vergleichbarkeit nicht. Es ist doch im Gegenteil so, dass dort, · 
wo ein unübersichtlicher, obskurer Markt besteht, die Konsu­
menteninformation spielen und mehr Transparenz geschaffen 
werden muss. 

Fäh: Ich möchte noch einmal darauf aufmerksam machen, 
dass die Kommission mit dem denkbar knappsten Ergebnis 
dieser Aufnahme von Dienstleistungen zugestimmt hat: Zehn 
Kommissionsmitglieder waren dagegen und zehn dafür; nur 
der Stichentscheid des Präsidenten hat zu diesem Entscheid 
geführt. 
Wir haben das Ganze in der Kommission sehr ausgiebig dis­
kutiert. Es ist eigenartig, dass jetzt alle im Namen der Kommis­
sionsmehrheit reden. Es gibt gute Gründe, die gegen die Auf­
nahme dieser Dienstleistungen in dieses Gesetz in der vorge­
sehenen Form sprechen. 
Eine erste Bemerkung: Herr Coutau wendet sich gegen den 
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Einbezug der Dienstleistungen in der vorgesehenen Form. Ich 
persönlich bin den Einbezug der Dienstleistungsdekla-
rationen. Ich nichts dagegen einzuwenden, wenn 
Dienstleistungen getestet werden; das ist etwas anderes. 
zudem wird hie und da die 

nämlich 
;:i11r1An1Ai11An Interes-

sen der schweizerischen und der Handels­
und Gewerbefreiheit Massnahmen zum Schutze der Konsu­

Vi;,,r·ni;,,,,:::,:::i=,n Sie also den ersten Teil dieses Verfas­
"'""'"rtil<A,I"' nicht, und reden Sie nicht immer nur vom zwei-

Die bei Waren hat sich eingespielt Da bin 
ich einverstanden. Aber wenn man das genau anschaut, stützt 
sie sich auf bestehende Gesetze: Lebensmittelgesetz, Um­
weltschutzgesetz, Giftgesetz, um drei zu nennen. Dass die De­
klarationspflicht aktualisiert werden muss, damit bin ich ein­
verstanden. 
Die Aufnahme von Deklarationspflichten für Dienstleistungen 
hingegen ist sehr problematisch. Ich bin auch da einverstan­
den, dass es Dienstleistungen gibt, bei denen man über De­
klarationspflichten reden muss; das ist richtig, es wurden ein 
paar genannt, Kleinkredite zum Beispiel. Aber wenn Sie den 
Gesetzestext genau anschauen, wird dort gesagt, dass der 
Bundesrat die Kompetenz bekommen soll, das zu regeln. 
Meiner Meinung nach geht es nicht an, dass der Bundesrat auf 
Verordnungsebene Dienstleistungen diesem Gesetz unter­
stellen kann. Wenn man ausnahmsweise Dienstleistungen un­
terstellen will, dann muss man das in der entsprechenden 
Spezialgesetzgebung regeln und darf es nicht mit einer gene­
rellen Kompetenzklausel einführen. 
Mich erstaunt, wie unkritisch man glaubt, man müsse einfach 
ein Gesetz erlassen, und dann sei alles gut. Und wie unkritisch 
man sich gegenüber staatlichen Stellen verhält, die man in an­
deren Bereichen sehr kritisiert; dabei ist es der genau gleiche 
Staat! Wir erlassen Gesetze über Gesetze und jammern nach­
her über den Vollzug. Wir würden besser überlegen, ob es 
schlau ist, das Gesetz zu erlassen. Behandeln wir doch unsere 
mündigen Bürger als mündige Bürger und nicht als Kindergar­
ten, und regeln wir nur das, was notwendig ist. Regelungen 
der Dienstleistungen in der vorgesehenen Form gehören nicht 
dazu. 

Frau Leutenegger Oberholzer: Ich ersuche Sie ebenfalls, 
den Minderheitsantrag abzulehnen und die Deklaration der 
Dienstleistungen im Gesetz zu belassen. Das Herausbrechen 
der Dienstleistungsdeklaration würde meines Erachtens ei­
nen entscheidenden Einbruch im Ausbau der Konsumenten­
information darstellen. Das wäre aus konsumentenpolitischer 
Sicht äusserst bedauerlich, denn meines Erachtens stellt das 
Gesetz, wie es Jetzt vorliegt, in bezug auf die Deklarationsvor­
schriften ein Minimum dar. Wir haben keine inhaltlichen Vor­
schriften. Inhalt und Umfang der Deklaration werden den 
Marktpartnern und -partnerinnen überlassen; wir haben nicht 
einmal verbindliche Fristen, bis zu denen die Vereinbarungen 
über dle Deklaration zustande kommen müssen. 
Persönlich hätte ich mir ein wesentlich griffigeres Informati­
onsgesetz vorstellen ~önnen und auch gewünscht. Was uns 
heute vorliegt, ist das absolute Minimum eines Konsumenten­
informationsgesetzes, Nun kommt ausgerechnet von einer 
Seite, die sich eigentlich auf die Marktwirtschaft berufen sollte, 
der Antrag, diese Minimalregelung weiter auszuhöhlen, indem 
die Dienstleistungen ausgeklammert werden. 
Das ist meines Erachtens politisch und sachlich falsch. Dazu 
ein paar Gründe. Erstens: Die Dienstleistungen werden öko­
nomisch immer wichtiger. Verscniedene Rednerinnen und 
Redner haben bereits darauf hingewiesen. Sie machen einen 
immer grösseren Anteil im Warenkorb der Konsumentinnen 
und Konsumenten aus. 
Zweitens: Bei den Dienstleistungen ist es noch sehr viel 
schwieriger als bei den Waren, Markttransparenz herzustellen. 
Denken Siez. B. an Bankenleistungen, an Versicherungsan­
gebote, an die Reisebranche usw.Zudem werden immer mehr 
auch die Dienstleistungen zu standardisierten Bedingungen 

angeboten. Es ist doch längst nicht mehr so, dass es sich bei 
den Dienstleistungen um absolut individuelle han­
deln WÜrde. Di8S erleichtert natürlich auch die W~trotv'k,ulom,. 

tlon. Zudem wird die Deklaration von den Marktpartnern und 
-m=1rtnAr11,ni:!n im .. ei.nz...elnen möchte tch ··· 

doch bitten, einmal genau anzu-
schauen. Es ist beileibe nicht so, der Bundesrat vor· 
schreiben würde, was im einzelnen deklariert wird. Das wird im 
Rahmen einer zwischen den 

Wirtschaft und der Konsumentinnen und 
Konsumenten Da wird man wohl 
den können, wie auch die Die1ns1tleii~tur 
riertwerden können. 
Ich finde es besonders bemühend, wenn - wie Herr Fäh das 
gemacht hat- noch die Handels· und Gewerbefreiheit angeru­
fen wird. Die Handels- und Gewerbefreiheit entspricht auf der 
anderen Seite dem Ordnungsprinzip der Marktwirtschaft. In 
der Marktwirtschaft gehen wir doch von rational handelnden 
Konsumentinnen und Konsumenten ~us. Dazu gehört als un­
abdingbare Voraussetzung Markttransparenz, denn ohne sie 
ist ein rationaler Kaufentscheid gar nicht möglich. Gerade 
diese Markttransparenz fehlt sehr oft bei den Dienstleistun­
gen. 
Genau aus diesem Grund erstaunt es mich auch, dass aus­
gerechnet von bürgerlicher Seite ein solcher Streichungsan­
trag kommt, denn gerade diese Markttransparenz gehört, wie 
gesagt, zentral zur Marktwirtschaft. Deshalb müssen auch die 
Dienstleistungen deklariert werden, wenn dieses Gesetz den 
Namen eines Konsumenteninformationsgesetzes zu Recht 
tragen soll. 
Ich bitte Sie also, der Mehrheit zu folgen. 

M. Petitpierre: Le groupe radical, dans sa majo,ite, est favora­
ble a l'inclusion des services dans la loi. C' est une chose que 
j'ai deja dite clairement mais je la repete pour qu'il n'y ait au­
cune ambiguite a ce Stade du debat. 
Apres avoir entendu MM. Coutau et Dietrich notamment, je 
voudrais simplement revenir sur un ·point absolument essen­
tial - je n'insisterai jamais assez la-dessus (je m'adresse aussi 
a M. Fäh): letexte de la constitution, a l'article31sexies, alinea 
premier, est clair. Cet article ne fait pas de distinction entre la 
protection des consommateurs de biens et celle des consom­
mateurs de services. C'est donc que, dans l'optique du consti­
tuant, la protection des consommateurs doit intervenir dans 
les deux domaines de fa9on adequate mais non pas identi­
que, car les biens et les services sont deux choses distinctes 
et je remercie au passage M. Coutau de nous l'avoir explique. 
C'est si vrai que le legislateur propose ici un systeme pour les 
biens et un autre pour les services. C' est le point que je tiens a 
souligner, je le repete. II n'est pas question ici d'invoquer une 
volonte hypothetique et inconnue du peuple: la volonte du 
peuple veut que l'on respecte la constitution. Or, la constitu­
tion est claire et jene comprends pas que l'on puisse encore 
discuter de la voionte du peuple ou de cefle du constituant. II 
taut appliquer le texte. 
Je ferai une deuxieme remarque. Le Conseil federal a si bien 
fait son travail en distinguant 1.es .biens et fes services qu'il 
precise quels services seront soumis a la declaration parce 
qu'il sait que certains d'entre eux ne s'y pretent pas. On peut 
evidemment commencer le debat traditionnel: «Le Conseil 
federal actuel, d'accord, mais plus tard?» Si nous continuons 
dans cette voie, nous ne nous leverons bieritot plus le matin 111 
ne taut pas faire ces proces d'intentlon! Le Conseil federal 
controle la liste des services soumis ä la decfaration, c'est une 
garantie tout a fait si.Jffisante. 
Je vous prie, par consequeht, de respecterla constitution et, 
pour ie surplus, j'appuie tout ce qui a deja ete dit en matiere 
d'inclusion des services dans la protection et l'information des 
consommateurs. 

Vollmer: Ich möchte auch dafür plädieren, dass man die 
Dienstleistungen hier mit einschliesst. Ich war ein bisschen 
überrascht, als ich der Argumentation der Minderheit zugehört 
habe. Sie hat es offensichtlich darauf abgesehen, den Rat zu 
verwirren. 
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Herr Dietrich hat an einem Beispiel gezeigt, wie man in 
Deutschland versucht hat, Hotels auf ihre Qualität zu testen, 
wQbei gewisse Schwierigkeiten auftraten. Mag sein, dass 
wisse Dienstleistungen im Bereiche der Tests nicht über 
Zweifel erhaben sind und werden 

Das 
nicht im 
den Bereich der Dlems·t1e1:stw 
Es ist doch In Wirklichkeit so, für den Konsumenten 
rade im Bereiche der Dienstleistungen ein 
nri:i11<t1,~t1As Prinzip immer mehr unter den fällt, nämlich 

dass man eine Ware prüft, bevor man sie kauft. Bei 
einer Ware können Sie das noch machen. Da 
können Sie das vielleicht noch selber prüfen, sie können sie in 
der Hand halten, sie können sie umdrehen, hineinschauen 
und dann entscheiden, ob Ihnen diese Ware passt oder nicht 
Bei den Dienstleistungen ist der Konsument insofern in einer 
viel schwierigeren Situation, als er einen Vertrag abschliesst 
und das Produkt dann vielleicht erst einen Monat, ein Jahr 
oder drei Jahre später vor die Augen bekommt, dann, wenn 
die Dienstleistung in Anspruch genommen wird. Es fehlt ihm 
also die Möglichkeit, selber zu schauen, ob die Ware gut ist 
oder nicht. Deshalb ist es ausserordentlich wichtig, gerade die 
Dienstleistungen in die Deklarationspflicht einzubeziehen. 
Ein Streichen der Dienstleistungen würde bedeuten, dass wir 
bei dem Gesetz von allem Anfang an dafür sorgen, dass sein 
Wirkungsgrad kontinuierlich abnimmt. Wir wissen nämlich, 
dass der Anteil der Dienstleistungen bei den Konsumenten­
ausgaben massiv zunimmt. Mit der Streichung der Dienstlei­
stungen aus der Deklaration würden wir dafür sorgen, dass ein 
immer kleinerer Teil der Konsumausgaben tatsächlich dem 
Deklarationsprinzip unterworfen ist 
Ich möchte einen Gedanken aufnehmen, den Frau Leuteneg­
ger Oberholzer schon angesprochen hat Ich bin auch über­
rascht, dass gerade die Vertreter, die sich sonst immer so für 
die Marktwirtschaft stark machen, bei den Dienstleistungen 
plötzlich eine Ausnahme machen und die Dienstleistungen 
nicht dem Prinzip der Transparenz, der Offenheit, der Deklara­
tion unterwerfen wollen. Hat man denn in den Bereichen und 
bei Kreisen, die die Minderheit vertritt, Angst, dass die so viel­
gelobte Marktwirtschaft tatsächlich spielt? Wer für die Markt­
wirtschaft eintritt, muss auch dafür eintreten, dass der Markt 
funktioniert. Zum Funktionieren des Marktes gehört auch, 
dass der Konsument, der Nachfrager die Produkte verglei­
chen kann. Und um Dienstleistungen zu vergleichen, braucht 
er auch eine Deklaration. 
Ich bitte Sie darum, den Minderheitsantrag abzulehnen. Wenn 
wir ihm zustimmen - ich habe es gesagt-, schwächen wir das 
Gesetz für alle Zukunft. Wir geben ihm von jetzt an auch eine 
kleinere Bedeutung. Es darf doch nicht der Wille des Gesetz­
gebers sein, etwas zu beschliessen, von dem wir wissen. dass 
es in Zukunft immer weniger Bedeutung haben Wird. 

Neukomm, Berichterstatter: Es. geht hier um den wichtigen 
Grundsatz, ob nurWaren oder auch Dienstleistungen dekla­
riert werden sollen. Herr Petitpierre hat darauf hingewiesen: 
Wir haben im Grunde genommen nicht nur eine, sondern zwei 
Sicherungen, dass nicht leichtfertig verordnet wird. Einerseits 
haben wir in Artikel 2 klar umschrieben, dass jede Deklaration 
im Interesse des Konsumenten liegen muss. Andererseits ha­
ben wir auch ganz klar festgehalten, dass der Bundesrat die 
Dienstleistungen bezeichnen kann. Also sind gewisse Ein-
schränkungen vorhanden. ' 
Herr Dietrich hat erklärt, was deklariert werden solle, fehle ihm. 
Ich begreife seinen Standpunkt, aber hier geht es um die Ge­
setzgebung. Dabei sollen Grundsätze verankert werden. Wir 
wollen die Möglichkeit schaffen, dass auch auf freiwilliger Ba­
sis, in freiWilfiger Uebereinkunft eine Deklaration geschaffen 
werden kann bei dienstleistungen dort, wo es für seriöse, wett­
bewerbswillige Anbieter und für die interessierten Konsumen­
ten wünschbar ist. Wenn es nicht zu einer freiwilligen Verein-

M. Pldoux, rapporteur: Le debat s'est dramatise au cours des 
demieres interventions et la guerre de religion des services a 
debute car. sur ce point-la, on se tait beaucoup d'illusions. On 
vous l'a dit, les avis etaient partages au sein de la commission, 
mais cette question des services n'a pas ete l'objet d'un enjeu 
au Conseil des Etats. 
Nous parlerons dans un Instant du contenu de ia declaration. 
D' apres fe message (page 19 du texte fran~is) «la declaration 
doit informer le consommateur des consequences, d'un pro­
duit ou d'un service, du point de vue economique, sanitaire, 
energetique et ecologique lie a la consommation ou a l'usage 
du produit». C'est donc une declaration ambitieuse requise 
par le Conseil federal. Certains ont dit que les condltions de 
cette declaration pouvaient etre envisagees pour un produit, 
mais pas pour un service, qu'il etait hors de question d'envisa­
ger la qualite des services d'un medecin ou d'un avocat. 
M. le conseillerfederal nous a deciare en commission que «rai­
sonner ainsi serait d'une stupidite sans bome, car il etait evi­
dent que teile n'etait pas la volonte du Conseil federal». En 
d' autres termes, I' obligation de la declaration ne s'appliquerait 
qu'a un certain nombre de services designes dans une ordon­
nance et pas a tous - cela resulte de I' article 2, alinea premier -
et taute d'accord entre les parties- cela resulte de l'alinea 4. 
Quels seraient ces services vises? Paradoxalement ces servi­
ces ne devraient pas etre personnalises. En page 1 O du mes­
sage du Conseil federal, on precise que l'on ne vise que les 
services qui: «comme des marchandises sont proposes en 
nombre illimite», donc pas en nombre limite comme les servi­
ces d'un medecin ou d'un avocat, «ä des conditions standardi­
sees et avec un contenu unifie», et de citer: voyages forfaitai­
res, nettoyage chimique, abonnements de service et contrats 
portant sur des cours. De toute maniere un certain nombre de 
services ne seront pas touches par la loi, comme les services 
d'une assurance, les services medicaux, ceux d'une banque, 
qui ressortissent a des lois bien precises qui assurent !es 
droits aux consommateurs. 
Des lors, meme si j'appartiens a !a minorite, au nom de la ma­
jorite de cette commission, compte tenu des explications rai­
sonnables qui ont ete donnees et du cöte tres limite des con­
sequences de l'inclusion des services, je vous invite a suivre le 
texte de la majorite. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Je suis parfaitE3ment d'ac­
cord avec M. Coutau: il taut faire une distinction entre les biens 
et les services et c'est precisement pour cette raison que le 
Conseil federet vous propose de les tralter differemment dans 
le cadre de cette loi et de l'ordonnance d'application, mais pas 
de les exclure comme le proposent M. Cou(au ainsi qu'une ro­
buste minorite de la commission. 
A l'article 2, dont nous traiterons tout a !'heure, cette difference 
entre biens et services apparait tres clairement en ces termes: 
«a) les caracteristiques essentielles des biens mis en vente ou 
dont l'usage est propose a des tiers; et b) les elements essen­
tiels des services designes par le Conseil ,federal.» La loi 
precise donc d'ores et deja qu'il y a une delimitation plus 
etroite pour las services que pour les biens auxquels la decla­
ration s'applique de maniere generate. 
Par consequent, dans une economie modeme ou le nombre 
des services qui sont commercialises ne cesse de croitre, 
pourquoi se priverait-on, d'entree de cause et a priori, de la 
possibilite d'assortir certains services de declarations alors 
meme que dans un certain nombre de cas ces declarations 
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sont encore plus utiles et meme plus indispensables pour les 
serviees que pour les biens? C'est ä cette question que nous 
(feVons repondre dans le sens d'une possibillte d'assortir un 
certain nombre de services ä la declaration d'intention. 
Le texte du message du Conseil federal ctJ:11rA1nA1nt 

naturEr, an ne se 
... ...a1toi<>nt absolument pas a declaration. Nous avons donc eli­

d'emblee l'e\lentualite QUe certainS milieUX rAnrnr:hAl'lt 

au Conseil federal de vouloir soumettre a rlA1~lJ:1rattrm 

une rage tous les biens 
exc:eol:ion Comme 

rlAfini!'li::rini:: a fa 
'"'''""'""'"'' tel ou tel sera ou non soum1s a 

declaration. allant au-delä de ces criteres theoriques, nous 
avons donne quelques exemples qui prouvent la volonte du 
Conseil federal de n'assujettir ä declaration que les cas de ser­
\liees ou cela a un sens et Oll cela peut etre necessaire. On a 
pris l'exemple des voyages a forfait Oll les declarations con­
cemeraient avant tout la duree du voyage ou du sejour et cer­
taines prestations accessoires comme l'assurance contre les 
frais d'annulation. Que signifient les mots «Vienne 5 Jours!» 
Est-ce cinq jours a Vienne plus un jour de voyage aller et un 
jour de voyage au retour? Ou bien est-ce cinq Jours, voyage 
compris? Autre exemple, les cours par correspondance, pour 
!esquels les criteres de dectaration que l'on devrait envisager 
sont la duree de ces cours, la nature du certificat dispense a la 
fin, les prestations accessoires. Dans le cadre du petit credit, 
apres le rejet de la loi sur les credits ä la consommation, les or­
ganisations de consommateurs souhaitent egalement une 
declaration dans la publicite pour les petits credits. 
II ne s'agit que de cela, et vouloir se priver de cette possibilite, 
dont le Conseil federal fera un usage mesure mais necessaire, 
c'est veritablement trahir, qu'on le veuille ou non, resprit et la 
lettre de la decision constitutionnelle du peuple et des cantons 
d'il y a maintenant neuf ans. 
Je vous invite ä ne pas commettre cette bevue et a suivre par 
consequent la majorite de votre commission. 

Le president: Nous allons proceder a un vote par appel nomi­
nal sur l'article premier. Ce vote porte egalement sur les arti· 
cles 2, 3, 4, 5, 8, 1 O, 11 et 13. 

Namentliche Abstimmung- Vote par appel nominal 

Für den Antrag der Mehrheit stimmen die folgenden Ratsmit­
glieder: 
Votent pour la proposition de Ja majorite: 
Aguet, Ammann, Antille, Baerlocher, Baggi, Bär, Bäumlin, 
Beguelin, Siel, Blatter, Bodenmann, Bore!, Braunschweig, 
Bremi, Brügger, Bundi, Bürgi, Büttiker, Caccia, Carobbio, Ca­
vadini, Columberg, Cotti, Couchepin, Danuser, Darbellay, Da­
vid, Deglise, Diener, Dormann, Dubais, Ducret, Dünki 
berg-Thun, Engler, Etique, Fehr, Feigenwinter. Fierz, 
Sursee, Frey Claude, Gardiol, Grass!, Grendelmeier, Günter, 
Haering Binder, Hafner Rudolf, Hafner Ursula, Haller, Hänggi, 
Hess Peter, Hildbrand, Hubacher, Jaeger, Jeanpretre, Keller, 
Kohler, Kuhn, Kühne, Lanz, Ledergerber, Leuenberget-Solo­
thurn, Leutenegger Oberholzer, Longet, Maeder, Martin, 
Mauch Ursula, Meier Fritz, Meier-Glattfelden, Meizoz, Müller­
Aargau, Müller-Meilen, Nabholz, Neukomm, Nussbaumer, 
Oehler, Ott, Paccolat, Perey, Petitpierre, Philipona, Pini, Pitte-. 
loud, Rebeaud, Rechstelner, Reimann Fritz, Ruckstuhl, Ruf, 
SaMoni, Savary-Frlbourg, Scheidegger, Schmid, Schmidhal­
ter, Schnider, Schüfe, Segmüller, . Segond, Spielmann, 
Stamm, Stappung, Stocker, Theubet, Ulrich, Vollmer, Wanner, 
Weder-Basel, Wellauer, Widmer, Widrig, Wiederkehr, Zbinden 
Hans, Züger, Zwygart (113) 

Für den Antrag der Minderheit (Coutau) stimmen die folgenden 
Ratsmitglieder: 
Votent pour la proposition de la minorite (Coutau): 
Aliesch, Alfenspach, Aregger: Basler, Berger, Bühler, Burck­
hardt, Cincera, Cout13u, Daepp, Dreher, Eisenring, Fäh, 
Fischer-Hägglingen, Frey Walter, Friderici, Früh, Giger, Graf, 
Gysin, Hari, Hess Otto, Hösli, Houmard, Jeanneret, Loeb, Lo-

retan, Luder, Massy, Mauch Rolf, Mühlemann, Müller-Wili­
berg, Nebiker, Neuenschwander, Pidoux, Reich, Reichling, 
Reimann Maximilian, Rohrbasser, Rutishauser, Rüttimann, 

Scherrer, Schwab, Seiler Stein-

(53) 

Der Stimme enthalten sich -S'abstiennent: 
Eggly, Gros, Guinand, Leuba, Portmann, Spälti 

Abwesend sind die folgenden Ratsmitglieder- Sont absents: 
Auer, Blocher, Bonny, Cevey, Eppenberger 

Fankhauser, Fischer-Seengen, Herczog, Humbel, 
lten, Jung, Leuenberger Moritz, Maitre, Matthey, Sager, Sava-
ry-Vaud, Seiler Rolf, Steffen, Thür, Tschuppert, Uchtenhagen, 
Zbinden Paul, Ziegler (26) 

Präsident Ruffy stimmt nicht 
M. Ruffy, president, ne vote pas 

Art.2 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Coutau, Aliesch, Basler, Dietrich, Eisenring, Fäh, Früh, Jung, 
Neuenschwander, Pidoux) 
.. .. , so sind die wesentlichen Eigenschaften der zum Kauf oder 
Gebrauch angebotenen Waren in vergleichbarer Form zu de­
klarieren. 
a. Streichen 
b. Streichen 

Abs.2-4 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Abs. 5(neu) 
Die Deklaration erfolgt in den Amtssprachen der Schweiz. 

Art.2 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Majorite 
Adherer ä la decision du Conseil des Etats 
Minorite 
(Coutau, Aliesch, Basler, Dietrich, Eisenring, Fäh, Früh, Jung, 
Neuenschwander, Pidoux) 
.... le justifie, !es caracteristiques essentielles des biens mis en 
vente ou dont I' usage est propose a des tiers, doivent etre indi­
quees sous une forme unifiee et permettant les comparaisons. 
a. Biffer 
b. Biffer 

Al. 2-4 
Adherer.a ladecision du Conseil des Etats 

Al. 5 (nouveau) 
La declaration est indiquee dans les langues officielles de la 
Suisse. 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon Ja proposition de Ja ma;orite 

Art.3 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Coutau, Aliesch, Basler, Dietrich, Eisenring, Fäh, Früh, Jung, 
Neuenschwander, Pidoux) 
.... Inhalt der Warendeklarationen. Sie berücksichtigen .... 
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Antrag Vollmer 
.... Sie berücksichtigen dabei die internationalen Normen, die­
jenigen der EG sowie den Grundsatz 

Art.3 

Minorite 
, ________ , Aliesch, Basler, Fäh. 

1i::>n~ct1wi:inn1:;r Pidoux) 
la declaration de biens, en respectant .... 

nc,posmc,n Vollmer 
.... en respectant les normes internationales et celles de la 
Communaute europeenne ainsi que le principe .... 

Vollmer: Mein Antrag, dass die betroffenen Organisationen, 
die privatrechtliche Vereinbarungen bezüglich der Deklaration 
abschliessen, nicht einfach generell internationale Normen, 
sondern speziell auch die Richtlinien, die Normen der Europäi­
schen Gemeinschaft berücksichtigen sollen, ist nicht etwa 
überflüssig. 
Wie ich von einigen zu hören bekam, sei es ein Pleonasmus, 
internationale Normen und diejenigen der EG aufzuführen. 
Dies trifft aber nicht zu: Wenn wir ausdrücklich festhalten, dass 
die Vereinbarungen, Richtlinien und Normen, wie sie heute in 
der EG gelten, berücksichtigt werden sollen, ist das eine ganz 
klare Vorgabe für die Deklarationspflicht. 
Ich kann dem Bundesrat zugute halten, dass er damals, als er 
die Vorlage ausgearbeitet hat, noch nicht ausdrücklich auf die 
EG-Richtlinien hinweisen konnte, weil sie, als die Experten­
kommission diesen Entwurf erarbeitet hat, noch gar nicht in 
der Art und Weise, wie sie heute vorliegen, existiert haben. 
Aber beim langen Gang der Gesetzgebung sollten wir auch 
die Entwicklungen, die in Europa seither stattgefunden haben, 
nicht ausser acht lassen. Wenn wir uns in dieser Session in 
diesem Rat verschiedentlich zu einer gewissen Anpassung 
bekannt haben und einer Berücksichtigung derjenigen Richt­
linien und Normen, wie sie in der EG gelten, zugestimmt ha­
ben, sollten wir das ganz besonders auch im Bereich des Kon­
sumentenrechtes tun. 
Es ist eine Uebernahme von europäischen Richtlinien, die un­
sere Wettbewerbsfähigkeit in keiner Weise schmälert oder ein­
schränkt, im Gegenteil. Wir schaffen im Grunde genommen 
gleich lange Spiesse, auch für die Wettbewerbsfähigkeit unse­
rer Industrie, unserer Hersteller auf dem europäischen Markt. 
Ich bitte Sie deshalb, diesen Zusatzantrag anzunehmen und 
damit ganz klar und deutlich zum Ausdruck zu bringen, dass 
wir uns als Vorgabe nicht nur allgemeine, zum Teil recht 
schwammige internationale Normen und Vorgaben vorstellen, 
sondern dass wir in der Deklarationspflicht so weit gehen wol­
len, wie das in der Europäischen Gemeinschaft heute gang 
und gäbe ist Das ist das absolute Minimum, so wie dieses Ge­
setz ein absolutes Minimum darstellt. 
Das ist nicht zuletzt auch deshalb eine Notwendigkeit, weil der 
Warenaustausch zwischen der Schweiz und der Europäi­
schen Gemeinschaft äusserst intensiv ist. Deshalb scheint es 
mir nur folgerichtig zu sein, dass wir die Richtlinien .und Nor­
men der Europäischen Gemeinschaft in der Deklarations­
pflicht, in unseren Vorgaben für die privatrechtlichen Verein­
barungen übernehmen. 
Ich bitte Sie, diesem Antrag zuzustimmen. 

Neukomm, Berichterstatter: Bestehende ausländische Dekla­
rationen sollen übernommen werden, wenn sie unseren. Vor­
stellungen und Bedürfnissen entsprechen. Wir wollen mit dem 
Konsumenteninformationsgesetz keine Handelshemmnisse 
schaffen, deshalb auch die Formulierung, dass die Deklaratio­
nen «internationale Normen» zu berücksichtigen haben. Unter 
«internationale Normen» fallen selbstverständlich auch euro­
päische Normen. 
Es stimmt tatsächlich, dass in den letzt(:ln zwei Jahren die Eu­
ropäisierung der Märkte und vor allem die Diskussion um die 
Europafähigkeit auch in unserem Rat zunehmend an Gewicht 

gewonnen haben. Herr Vollmer will die Formulierung präziser 
fassen, durch diejenigen der EG. Der Rat soll ent-
scheiden. der Kommission wurde darüber nicht diskutiert. 
Ich hätte nichts einzuwenden. 

pro,pOlmtc>n de M. Vollmer n'a 
comrmss1a,n 1 ::Ani::in,ni:iinr le 

clairement que les ni:.c1i:i,rar1or1i:; etran­
"'"''"t"lrnn;::in,,.,r les biens et les services se­

ap1,11cat1cm de l'article 2, alinea 3. Nous 
notre desir d'avoir une 1er11s1,atic)n 

Ub,re-,ecr1ar1oe international et au.x: contacts avec 
Des lors, comme il est 
normes internationa­

prc,oo:sitlcm de M. Vollmer 
nous acceptions la for-

111L11,u,u,, QUI nous est suggeree dans cette loi, ne 
l'insererions-nous dans tous fes autres que nous 

de la declaration sera vi-
sible, par sous forme d'etiquette, comme cela existe 
pour les textiles ou sur l'emballage d'un produit, comme c'est 
le cas pour les denrees alimentaires, ou encore sur un mode 
d'emploi, comme pour les appareils electromenagers. Par 
consequent, la proposition Vollmer est l'objet d'une apprecia­
tion que nous laissons a I' ensemble du Conseil. 

M. Oelamuraz, conseillerfederal: Tout bien considere, je pro­
pose au plenum d'en rester a la formule du Conseil federal; 
non parce que Jene suis pas parfaitement d'accord avec M. 
Vollmer quant a la substance de son propos, car il est evident 
que le respect des normes internationales equivaudra, en I' oc­
currence, a se preoccuper particulierement des normes euro­
peennes, notamment communautaires, si nous voulons ac­
complir un travail coherent, mais parce que je pense que si 
I' on eprouve le besoin de devoir preciser ici la notion de la 
Communaute europeenne, on ne manquera pas de relever 
une certaine heterogeneite dans nos lois puisque beaucoup 
d'entre elles pourraient egalement contenir cette reference. II 
faut conclure d'une maniere touta fait generale et comprendre 
dans les «normes internationales» egalement les «normes eu­
ropeennes». Cette declaration gouvernementale etant effec­
tuee, je vous propose a la reflexion d'en rester a la these du 
Conseil federal. 

Abstimmung- Vote 

Für den Antrag Vollmer 
Dagegen 

Minderheit 
offensichtliche Mehrheit 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon la proposition de la majorite 

Art.4 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Abs.2 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Coutau, Aliesch, Basler, Dietrich, Eisenring, Fäh, Früh, Jung, 
Neuenschwander, Pidoux) 
.... , wer die Ware in Verkehr bringt. 

Art.4 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Adherer a Ja decision du Conseil des Etats 

Al.2 
Maforite 
Adherer a Ja decision du Conseil des Etats 
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Minortte 
(Coutau, Aliesch, Basler, Dietrich, Eisenring, 
Neuenschwander, 

qui met en vente la marchandise. 

Art.5 

Abs.1Bst.a 

Früh, Jung, 

a. die obiek1:i\/e und fachgerechte Konsumenteninformation 
durch in oder elektronischen 
Medien; 

Abs. 1 Bst.b 
Mehrheit 
b. die Durchführung von vergleichenden Tests über wesent­
liche und eindeutig erfassbare Eigenschaften von Waren und 
über den wesentlichen Inhalt von Dienstleistungen; 
Minderheit 
(Coutau. Aliesch. Basler, Dietrich, Eisenring, Früh, Jung, Neu­
enschwander. Pidoux) 
b. und eindeutig erfassbare Eigenschaften von Waren; 

Abs. 1 Bst. c 
c. das Aushandeln von Vereinbarungen über Deklarationen. 

Abs.1 Bst.d 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Abs.2 
Der Bund kann Finanzhilfe nach Absatz 1 Buchstabe a und b 
auch andern Organisationen von gesamtschweizerischer Be­
deutung gewähren, die sich statutengemäss unter anderem 
dem Konsumentenschutz widmen. 

Antrag Nabholz 
Abs.1 
Der Bund gewährt Konsumentenorganisationen, deren Tätig­
keit von gesamtschweizerischer Bedeutung ist und die sich 
statutengemäss ausschliesslich dem Konsumentenschutz 
widmen, .... 

Antrag Leutenegger Oberholzer 
Abs.1 
Der Bund gewährt .... 
Abs.2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Jeanpretre 
Abs.1 
Der Bund gewährt Konsumentenorganisationen .... Finanz­
hilfe von höchstens 75 Prozent der anrechenbaten Kosten für: 

Antrag Dormann 
Abs.2 
Streichen 

Art.5 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 phrase introductive 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Al. 1 let. a 
a. L'information objective et correcte des consommateurs par 
Ja presse ou les medias electroniques; 

Al. 1 let. b 
Majorite 

essentiels de services; 
Minorite 

b. debiens; 

Al. 1 letc. 
c. ne17oc,1alton de conventions sur des dec/arations. 

Al. 1 let. d 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Al.2 
lettres a et b, 8 d'autres on:1an1sa;r1orrs 

nale. se consacrent sta,tutam~m,ent 
tection des consommateurs. 

Proposition Nabholz 
A/.1 
La Confederation accorde aux organisations de consomma­
teurs dont l'activite est d'importance nationale et qui se consa­
crent statutairement et exclusivement a la protection des con­
sommateurs .... 

Proposition Leutenegger Oberholzer 
Al. 1 
La Confederation accorde .... 
Al.2 
Adherer au projet du Conseil federai 

Proposition Jeanpretre 
Al. 1 
La Confederation accorde aux organisations de consomma­
teurs .... jusqu 'a concurrence des 75 pour cent des frais pris en 
compte, .... 

Proposition Dormann 
A/.2 
Biffer 

Abs. 1-AI. 1 

Frau Nabholz: Artikel 5 Absatz 1 hat innerhalb und ausserhalb 
der Kommission zu langwierigen Diskussionen Anlass gege­
ben. Das hing mit dem Begriff «Konsumentenorganisationen 
von gesamtschweizerischer Bedeutung» zusammen. Wenn 
man diese Formulierung eng interpretiert, heisst das doch 
nichts anderes, als dass Finanzhilfe nur an Organisationen ge­
leistet wird, die sich auch eine gesamtschweizerische Struktur 
gegeben haben, oder mit anderen Worten: Kriterium für Sub­
ventionen bilden in erster Linie die Organisationsform und die 
Statuten eines Verbandes und nicht das, was dieser Verband 
leistet. Das Gefäss wird dadurch wichtiger als der Inhalt Das 
ist eine ausgesprochen formalistische Sichtweise. 
Hinzu kommt, dass nach der Formulierung,.Wie sie von Bun­
desratond Kommission vorgeschlagen wird, heute nur gerade 
:zwei Organisationen die gesetzlichen Anspruchsvorausset­
zungen erfüllen würden. Es ist dies einerseits die Stiftung für 
Konsumentenschutz, deren Präsident ebenfalls Präsident die, 
ser Kommission ist, sowie der Schweizerische Konsumenten­
bund. Diesen Dachverbänden sincj so unterschiedliche Orga­
nisationen angesqhlossen wie die Angestelltenverbände, der 
Touring-Club, die Gewerkschaften und auch Grossverteiler. 
Stossend ist an dieser Formulierung, dass gerade diejenigen 
Konsumentenorganisationen, die sich als Basisorganis'atio­
nen für den Konsumentenschutz einsetzen, nämlich die Kon­
sumentinnenforen der deutschen Schweiz, der welschen 
Schweiz und des Tessins, sich nicht am zu verteilenden Ku­
chen beteiligen könnten, weil sie sich nicht g\\)samtschweize­
risch zusammengeschlossen haben. Niemand wird behaup­
ten wollen, dass die Arbeit, die von diesen drei Basisorganisa­
tionen für die Konsumenten geleistet wird, nicht unterstüt­
zungswürdig wäre. 
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Die Tests werden unter den drei Organisationen 
CIAJ;or,nf'!t!An thematisch wie terminlich. Das nr<:,c,.::>intu:,rt<> 

Wenn Sie dem \lt'\MOr•ni,.,, 

stimmen, ist zu hAlürr:htEm 

mentenschutz einem 
die Finanzen nur an no,,tln~""'"' r '1rn,:.n;.,,,1,;n,,on 

sollen, müssten sich die n;:i·w;::i!"'!h1~;:ir1;:in 
wachsenen Verbände einer 
Sie unter ein zentralistisches 
Gebilde stellen, was immer auch vermehrten bürokratischen 
Aufwand bedeutet Ich bin der Meinung, dass die Bundesgel­
der primär der Sache und nicht einem Verbandsapparat zur 
Verfügung stehen sollten. 
Ich bitte Sie deshalb, meinem Antrag zuzustimmen, weil er 
nicht lenkend im Sinne von Verbandstrukturpolitik wirkt, son­
dern lenkend in bezug auf das, was diese Verbände an Unter­
suchungen, an Aufklärungs- und Informationsarbeit leisten. 
Das ist das Hauptziel dieser Vorlage, nicht Zwangskartelle auf 
seiten der Konsumentenorganisationen. 
Es ist übrigens nicht zu befürchten, dass dadurch plötzlich un­
koordiniert eine Vielzahl von Organisationen ans Werk geht. 
Ich möchte Sie auf Artikel 6 Absatz 2 aufmerksam machen, wo 
ganz klar gesagt wird, dass die zuständige Bundesstelle für 
die Koordination der Testtätigkeit der um Finanzhilfe nachsu­
chenden Organisationen verantwortlich ist. Auch hier haben 
Sie also ein Instrument, das dazu beiträgt, dass die Kräfte 
schlussendlich nicht verzettelt werden, sondern gebündelt, 
voll und ganz, den Konsumentinnen und Konsumenten zur 
Verfügung stehen. 
Ob die Kann-Formel oder die Formel des Bundesrates - also 
die direkte Formel- gewählt wird, ist ein sekundäres Problem. 
Mein Hauptanliegen ist, dass der Inhalt zählt und nicht das Ge­
fäss, in welchem dieser Inhalt präsentiert wird. Ich kann mich 
auch anschliessen, wenn mein Antrag unter die Kann-Formel 
gestellt wird, solange das, was ich präsentiert habe, in Sinn 
und Gehalt erhalten bleibt 

Frau Leutenegger Oberholzer: Ich ersuche Sie, die Gewäh­
rung von Finanzhilfen an die Konsumentenorganisationen 
durch den Bund als klare Verpflichtung im Gesetz zu veran­
kern, wie dies seinerzeit auch der Bundesrat vorgeschlagen 
hatte. 
Die blosse Kann-Formulierung, wie sie der Ständerat und die 
Kommission nun vorschlagen, ist aus verschiedenen Grün­
den abzulehnen. Zum einen steht die Kann-Formel im Wider­
spruch zu Artikel 1 Buchstabe b des Gesetzes, in dem ganz 
klar festgehalten wird, dass den Konsumentenorganisationen 
Finanzhilfen ausgerichtet werden sollen. Dies ist einer der 
Zwecke dieses Gesetzes. 
Zum zweiten müsste die Abschwächung in eine Kann-Formel 
als klares Misstrauensvotum gegen di.e .. Konsumentenorgani­
sationen verstanden werden. Dies ist um so unverständlicher, 
als ganz klar festgehalten und eingegrenzt ist, unter welchen 
Voraussetzungen diese Finanzhilfe gewährtwerdeh soll. 
Die Organisattonen der Konsumentinnen und Konsumenten 
erfüllen in der Marktwirtschaft eine wichtige Funktion, die 
durchaus von der öffentlichen Hand mit Finanzhilfen honoriert 
werden soll. Zudem übernehmen sie mit dem Aushandeln der 
Waren- und der Dienstleistungsdeklaration eine wichtige Auf­
gabe für den Staat. 
Die Kann-Formulierung ist auch aus realpolitischen Gründen 
nicht zu verstehen. Seit 1970 erhalten die Konsumentenorga­
nisationen Bundessubventionen. Zuerst waren es 100 ooo 
Franken, die auch ohne jede Gesetzesgrundlage ausgerichtet 
worden sind. Inzwischen haben wir den Konsumentenartikel 
in der Bundesverfassung verankert. und damit einen ganz kla· 
ren Verfassungsauftrag, denn im seinerzeitigen Abstim­
mungskampf wurde immer wieder betont, dass es selbstver-

ständlich auch um die Subventionierung der Konsumentenor­
ganisationen gehen soll. 
Besonders nimmt sich die Kann-Formulierung in 
Absatz 1 von Artikel 5 zusammen mit der sehr weiten Formulie­
rung von Absatz 2 

Es doch 
schränkten 
re~tt1e,gen; die müssen l"l<>ll'lln,not,,:,n 

Subventionen vorerst an die o,r,on,fllr•non 

m1:inti::1m>rgan1sat1011en auszurichten. 
Sie deshalb mit meinem Antrag, die zwingende 

wie sie seinerzeit auch der Bundesrat 
wiederaufzunehmen. Etwas anderes 

von Konsumentenorganisationen nicht verstanden. Es 
würde auch ganz klar den Intentionen dieses Gesetzes wider-

Zudem sind die Konsumentenorganisationen, 
wenn sie ihre wichtige Funktion im marktwirtschaftlichen Pro­
zess wahrnehmen sollen, darauf angewiesen. Dies müssen 
wir jetzt endlich mit diesem Gesetz auch anerkennen. 

Mme Jeanpretre: Mon intervention a pour but de porter a 75 
pour cent et non pas a 50 pour cent le montant des contribu­
tions que le Conseil federal veut attribuer aux organisations de 
consommateurs pour leurs frais. En effet, depuis 1950 et sur la 
base d'un arrete du Conseil federal et non d'une loi, les organi­
sations de consommateurs rer;oivent un tel subside. Pourquoi 
des lors ce chiffre de 50 pour cent et non pas de 75 pour cent, 
maintenant que nous fixons une base legale? Vraisemblable­
ment, le Conseil federal a tire un parallele avec le projet de loi 
sur les subventions federales. Je vous cite un passage du 
message: «Le projet du Departement federal des finances 
prevoyait que l'aide financiere ne devait pas depasser, sub­
ventions cantonales comprises, 50 pour cent des depenses 
determinantes. Cette limitation du montant a suscite de tres 
nombreuses critiques lors de la procedure de consultation. 
Nous l'avons - dit le Departement des finances - abandonnee 
car eile etait effectivement par trop schematique.» 
Faut-il rappeler que les organisations de consommateurs sont 
a but non lucratif; que leurs actMtes sont d' une utilite publique 
de la plus haute importance? Ace titre, elles ne doivent pas 
seulement disposer des competences et des obligations que 
l'on veut bien leur fixer legalement, mais elfes doivent aussi 
obtenir les moyens (financiers) d'exercer ces competences. A 
propos des aspects financiers, je voudrais signaler que dans 
quelques pays qui nous entourent - pour citer les plus pro­
ches, la France ou l'Allemagne - il existe des instituts natio­
naux en matiere de consommation, pour lesquels l'Etat inves­
tit chaque annee des millions afin d'effectuer des tests, par 
exemple. Ace propos, il est bon de dire que ceux-ci represen­
tent l'essentiel des activites des organismes de consomma­
teurs. Le message dit, en page 11: «De toute evidence, il n'ap­
partient pas a l'Etat d'effectuer des tests. Bien au contraire, 
ceux-ci doivent etre executes sous la responsabilite des orga­
nisations de consommateurs. Toutefois, il est d'interet public 
que ces tests soient effectues de rat;on irreprochable». 
Ces tests coOtent eher. Une informatlon lncontestable doit .se 
baser sur des recherches serieuses, pratiquees dans des la­
boratoires fiables et entreprises par des chercheurs qualifies. 
De plus, les appareils testes - je pense par exemple aux ordi­
nateurs - sont fort coüteux et dolvent t'lltre achetes afin d'assu­
rer toute l.'independance voulue. Actuellement, dix tests en 
moyenne sonf entrepris parannee, a:tors que, pour repondre a 
la demande des consommateurs, il raudrait en effectuer trols 
foisplus. 
Si les subventions devaient tomber a 50 pour cent, la dif­
ference incomberait aux organisations de consommateurs qui 
seraient priees de limlter la quantite des tests ou de les porter 
sur des biens de moindre valeur. De tels choix ne devraient 
pas, dans l'interet du consommateur, etre restreints par des 
criteres d'ordre financier. 
II y a donc exactement vingt ans que fes organismes de con­
sommateurs beneficlent de cette participation de 75 pour cent. 
On peut presque parler d'un droit acquis. Nous comp~enons 
le Conseil federal qui a saute sur l'occasion de faire quefque 
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eoonomie, vraisemblablement, mais en consommateurs aver- schäftsleitung einer Firma, die Konsumgüter herstellt fch bin 
tis. nous refusons que ce soit aux depens des organismes de aber auch, wie Sie alle, Konsument. Aus der Sicht von beiden 
consommateurs, et en parlementaires vigilants - ou plutöt at- Interessen schätze ich die Konsumenteninformation und un-
tentifs et lucides - nous demandons au Conseil federal de re- terstütze deshalb diese Tätigkeit; ich bin in der grossen Linie 
connaitre que ce chiffre de 50 pour cent n'est plus d'actualite. mit diesem Gesetzentwurf einverstanden_, TrQtzdem e.io~---

---··-··-· ··Des Ion., je \/Ous engafJe a suivre ma piopositi0t1 etmrporter···~: 
. cette contribution a 75 pour cent. Im Konsumentenschutz haben die Warentests, wie sie jetzt in 

Mme Gard.lol: Le premier alinea de l'article 5 a inspire ptu­
sieUrs propositions. Je vais clarifier mes propos, tout d'abord, 
sur l'intervention de Mme Leutenegger Oberholzer qui de­
mande que l'on inscrive une forme contraignante aux contri­
t,utions de la Confederation. Mrne Nabholz formule d'ailleurs 
1e meme souhait. Par consequent, Je texte serait le suivant: «la 
Con{ederation accorde» en lieu et place de «peut accorder», 

. , . seton la version de votre commission et du Conseil des Etats. 
t _,;z_eette-forme wntraignante ·~ une corisequence ctaire du 

t1 mandat constitutionnel qui oblige a prendre des rnesures. On 
ne peutpas, au moment de donner une certaine force a ces 

1
. · mesures par te biais d'un soutien financier, faffaiblir par la 

. forme potestative. 
Je soutiens donc la proposition de Mme Nabholz en la rnatiere ! et vous invite a accepter aussi celle de Mme Leutenegger 

i Qberholzer. II est en effet juste que la manne federale soit ac-
' cordee en priorite aux associations de consommateurs, qui se 

consacrent exclusivementa la protection de ceux'-Ci. 
Mme Nabholz a apporte une deuxieme modification au texte 
de loi. Elle propose de repartir les subventions entre !es asso­
ciations dont l'activite est d'importance nationale. Je ne sl.tjs 
pas du tout sure que l'on puisse distinguer une teile activitll, 
mais cette idee est tres secfuisante au premier abord. Elle 
laisse entrevoir la possibillte que des subventions soient ver­
sees directement aux associations regionales dont les acti­
vites seraientd'importance nationale et qui, comme chacun le 
sait, font 1a plus grande partie du travail d'information. Elias 
sont en effet en contact constant avec les consomrnateurs et 
consommatrices. Neanmoins, dans de nombreux cas, il sera 
difficile de prouver la portee nationale des activites d'informa­
tion fourrnes par les associations regionales, car ces associa­
tions ont une portee nationale lorsqu'on additionne leurs acti-
vltes daris les trois regions linguistiques. · 
C'estpourquoi, au nom des minorites linguistiques, je vous 
demande de rejeter la proposition Nabholz. Je pense en effet 
preferable que l'on considere les activites des consomma­
teurs comme nationales en additionnant les actMtes de toutes 
nos regions. II faudra les coordonner, en vue de l'octroi des 
subventions, mais je vous demande de laisser aux associa­
tionsde consommateurs le soin de s'occuper de cette täche et 
de repartir les subventions. H faudra egalement trouver une 
nouvelle cle de repartition en tenant campte du travail effectif 
de chaque association et de son audience. Cette solution me 
semble etre 1a meilleure afin que chaque association garde sa 
specificite et continue a s' adresser en priorite aux consomma­
teurs de sa region linguistique, repondant a leurs besoins et a 
leurs questions sans trop se prßQCCuper de la portee nationale 
de ses intentions et de ses travaux. 
L'exigence du Conseil federal qui accordera des subventions 
ä notre association faitiere nous oblige a coordonner nos acti­
vites, ä nous mettre d'accord entre nous sur les themes ä trai­
ter, ce que nous faisons d'ailleurs dejä. Si un accord ne peut 
~tre cibtenu, l'article 6 prevoit de laisser a !'Office .federal 
competent le soin d'assurer cette coordination. Mais, je le 
repete, je prefere que tes associa:tions de consommateurs et 
consommatrices en aient 1a charge. 
En conctusion, je vous invite ä accepter Ja proposition Leuten­
egger Oberholzer, a rejeter cefle de Mme Nabholz. De plus, je 
soutiens la su~gestloh de Mme Jeanpretre concernant le 75 
PQUr cent de la portion subventionnable des activites du con­
sommateur. 

Hänggi: Nachdem ich beim Eintreten keine Möglichkeit zu 
sprechen hatte, möchte ich hier die Gelegenheit benützen, um 
einige Bemerkungen grundsätzlicher Art, aber insbesondere 
zu den Warentests, anzubringen. Der guten Ordnung halber 
lege ich meine Interessen offen. Ich bin Mitglied der Ge-
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den Artikeln 5 bis 7 umschrieben sind, einen ganz zentralen 
Stellenwert. Solche Tests und Vergleiche können dem Konsu­
menten Sicherheit über den Wert seiner Ware verschaffen. Sie 
können d.en Missbrauch von Werbeaussagen behindern. Sie 
können aber auch ein Produkt hQchjubeln und ebenso ein 
Produkt zum Tode verurteilen. 
Gerade weil solche Tests - Insbesondere Vergleichstests -
eine so grosse Wirkung erzielen können, müssen sie immer 
mit der entsprechenden Seriosität,.ObjektMtät.und- f'-aimess·· 
erarbeitet werden. 
Dies war in der Vergangenheit nicht immer so. Beispiele könn­
ten mit Leichtigkeit aufgeführt werden. W.iederholt wurden 
Tests veröffentlicht, welche unsorgfättig und wenig wissen­
schaftlich erarbeitet wurden. Deshalb mache ich zu den Arti­
keln 5 bis 7 folgende Anregungen zuhanden des Subventions­
gebers: 
1. Die Beiträge sollen allen im Bereich der objektiven Konsu­
menteninformation tätigen Institutionen zukommen, also zum 
Beispiel auch dem Schweizerischen Institut für Hauswirt­
schaft. 
2. Mit der Subventionierung übernimmt der Bund auch eine 
gewisse Mitverantwortung für die Objektivität der Konsumen­
teninformation. Dabei ist die Aufstellung von allgemeingülti­
gen Testregeln geboten. Dies kann im einzelnen auf dem Ver­
ordnungswege geschehen: 
3. Die zuständige Bundesbehörde soll die Tests und die üb­
rige Informationstätigkeit auf ihre Uebereinstimmung mit di~ 
sem Gesetz regelmässig überprüfen. 
Aus diesen drei Vorbehalten ergibt sich eigentlich logischer­
weise die Forderung nach einer gemeinsamen Warentest­
Institution Schweiz. Eine solche zentrale Testorganisation 
wäre eine entscheidende Verbesserung im Testwesen der 
Schweiz. Darin könnten nebst den Konsumentenorganisatio­
nen auch die Anbieter, die W1SSenschaft und die Subventions­
behörden beteiligt werden. Dank der damit verbundenen Kon­
zentration der Kräfte liessen sich nicht nur die vorhandenen 
Mittel effizienter einsetzen, ganz im Sinne, wie es Frau Jean­
pretre gefordert hat, sondern es käme zu einer Partnerschaft 
zwischen den Konsumentenorganisationen und der Wirt­
schaft, welche letztlich,im Interesse der Verbraucher und der 
Anbieter liegt. Ausländische Beispiele wie die Stiftung Waren­
test in Berlin haben die Funktionsfähigkeit solcher Testinstitu­
tionen längst unter Beweis gestellt. Die Wirtschaft scheint an 
der Mitwirkung bei einem solchen vorhaben interessiert zu 
sein. Als Rechtsform für eine zentrale Testorganisation käme 
am ehesten die Form einer Stiftung in Frage. 
Ich bitte deshalb den Bundesrat, zu diesen Fragen, insbeson­
dere zu einer zentralen Testorganisation, Stellung zu nehmen. 

Graui: Ich habe bereits auf.die Präferenz der Kann~Formel 
hingewiesen. Ich beantrage Ihnen, den Antrag Leutenegger 
Oberholzer abzulehnen und damit dem Willen des Rates :zur 
Beibehaltung der Kann-Formel Ausdruck zu geben. 
Im Zusammenhang mit dem Antrag Nabholz scheint mir je­
doch wichtig, dass etwas über die „gesamtschweizerische Be- . 
deutung» der Konsurnentenorganisationen für die Gesetzes­
materialien gesagt wird. Eine gesamtschweizerische. Konsu­
mentenorganisation besteht im Moment nicht. Vier Konsu­
mentenorganisationen im eigentlichen Sinn sind · in der 
Schweiz tätig. Sie arbeiten vorwiegend im jeweiligen Sprach­
gebiet, so das Konsumentinnenforum der deutschen 
Schweiz, die Federation romande des consommatrices und 
die Associazioile delfe consumatrlci delta Svizzera italiana. 
Die Arbert dieser Organisationen kommt nicht nur den Ein­
wohnern der entsprechenden Regionen zugute, sondern al­
len, die sich in der betreffenden Sptache informieren wollen. 
Es wäre sicher nicht richtig und würde dem Geist der Verfas­
sungsbestimmung und des Gesetzes widersprechen, wenn 
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diese Organisationen von der Finanzhilfe für die von ihnen ver- Ich unterstütze auch den Antrag Jeanpretre, welcher vor-
mittelte Konsumenteninformation ausgeschlossen würden. schlägt, dass die Subventionen auf 75 Prozent erhöht werden 
Wenn anderseits bei der Durchführung von Tests eine gewisse sollen. Es scheint, dass der Bundesrat mit seinen 50 Prozent 
Koordination und Abstimmung erwünscht ist, so heisst das dem auf 50 Prozent im Subventions-
noch nicht, dass nur eine einheitliche, in sich ae1:1cn1osser1e ,.,"'"'ef'·.,"'""" des .vernehmlatF · 
r:,,,,"';:i,mr1rn,~n;,.,.;:itinn in den vor·aei;ene- ····· st1oosv1:11'ffifireins mt1=3roea1am1en ist. Ich sehe kei-

Der 
auf 75 Prozent abzulehnen. Die Prc>oc1rticme1n 
wahrt bleiben. Es ist nicht dass man in 
sem Rat die Anträge des Bundesrates in grosszüglger Weise 
erhöht. Die Eigenleistungen der Organisationen sind wichtig; 
sie müssen bei mindestens 50 Prozent bleiben. Sie können 
zum Teil durch die Konsumenten selbst au1·oe1oracm 

Frau Dormann: Ich möchte mich kurz zum Antrag von Frau 
Nabholz äussern, was die Erklärung des Begriffes «gesamt­
schweizerische Bedeutung» betrifft Ich tue dies in der Eigen­
schaft als delegiertes CVP-Frauenmitglied im Vorstand des 
Konsumentinnenforums der deutschen Schweiz. 
Eine gesamtschweizerische Konsumentenorganisation exi­
stiert nicht Es gibt aber vier Konsumentenorganisationen, die 
alle von gesamtschweizerischer Bedeutung sind, weil ihre Ar­
beit allen Schweizerinnen und Schweizern zugute kommt, 
auch wenn sie ihren Beitrag vorwiegend in der jeweiligen 
Sprachregion leisten und primär in der jeweiligen Landesspra­
che publizieren. Es sind dies die parteipolitisch unabhängi­
gen, neutralen und wirtschaftlich unabhängigen Konsumen­
tinnenorganisationen: Konsumentinnenforum der deutschen 
Schweiz, die Federation romande des consommatrices und 
die Associazione delle consumatrici della Svizzera ltaliana so­
wie die Stiftung für Konsumentenschutz. 
Durch die Konsumentenorganisationen in allen drei Sprachre­
gionen der Schweiz werden die Bedürfnisse der sprachlichen 
Minderheiten wahrgenommen. Auch die Tests erfolgen in den 
entsprechenden Sprachen und können somit von jedermann 
gelesen werden. Solche Institutionen haben eine Tätigkeit, die 
von gesamtschweizerischer Bedeutung ist. Ich würde die Ge­
danken von Herrn Hänggi, der eine einzige Stiftung für die 
ganze Schweiz anstrebt, niemals unterstützen. 
Deshalb bitte ich Sie, den Antrag von Frau Nabholz zu unter­
stützen. 

Wanner: Ich möchte Sie ebenfalls bitten, den Antrag von Frau 
Nabholz zu unterstützen. Schaffen Sie mit einer anderen For­
mulierung keine monopolistischen Strukturen, sehen Sie den 
Inhalt und nicht primär das Gefäss an! Sie schaffen damit zu­
dem keine Differenz zum Ständerat, wenn Sie, was ich Ihnen 
empfehlen möchte, die Kann-Formulierung wählen. Zusätz­
lich sorgen Sie dafür, dass dieses Gesetz, weil keine unnöti· 
gen Differenzen zum Ständerat entstehen, möglichst rasch in 
Krafttreten kann. 
Dazu kommt noch etwas anderes: Im Subventionsgesetz hat 
man weitgehend an der Linie der Kann-Formulierung festge­
halten, und ich vermag nicht einzusehen, wieso nun bei dieser 
Gelegenheit diese Linie verfassen wird. 
Ich möchte Sie bitten, der Kann-Formulierung des Antrags 
Nabholz zuzustimmen. 

Frau . Stamm: Ich unterstütze die drei Anträge Nabholz, 
Leutenegger Oberholzer und Jeanpr&tre, allerdings mit unter· 
schiedlicher Intensität 
Ich meine, dass es eine Verpflichtung des Bundes Ist, jene Or­
ganisationen zu unterstützen, welche die in Verfassung und 
Gesetz vorgeschriebenen Test· und Informationsaufgaben 
wahrnehmen. Insofern meine ich., dass der Antrag Leuteneg­
ger Oberholzer und der entsprechende Punkt im Antrag Nab­
holz, welcher die Verpflichtung des Bundes festhält, der. bes­
sere Weg ist. 

von 75 Prozent nun durch 50 

Anlrri>r,.:>n ist die Formulie­
l<lartestlElgt, dass wir nun 

eine zentrale und Informationsinstanz 
wollen, sondern auf den traditionell gewachsenen Strukturen 
aufbauen wollen. Dazu eben nicht nur gesamt-
schweizerisch Institutionen, sondern auch die 
sprachregional organisierten Institutionen der Konsurnentin­
nenorganisationen. 
Wir wissen ja, dass die Koordination unter den sprachregiona­
len Konsumentinnenorganisationen im Rahmen des Testwe­
sens gewährleistet ist. Diese Organisationen haben eine Tradi­
tion seit 1976. Das hat sich bestens eingespielt und bewährt. 
Die Absprache sämtlicher testenden Organisationen in der 
Schweiz ist ebenfalls institutionalisiert, ebenso die Absprache 
zwischen der Schweiz und den übrigen europäischen Konsu­
menten- und Testorganisationen. Wir müssen also hier nicht 
eine zentralistisch organisierte Institution schaffen, sondern 
wir müssen mit der Formulierung von Frau Nabholz gewährlei­
sten. dass der Inhalt der Tätigkeit der Organisationen das 
Wichtige ist und nicht die Form. 
Ich bitte Sie also, alle drei Anträge zu unterstützen. Ich bitte Sie 
aber sehr vehement, auf jeden Fall den Antrag Nabholz im 
zweiten Teil zu unterstützen. 

Neukomm, Berichterstatter: Als Kommissionspräsident habe 
ich mich an die Vorschläge der vorberatenden Kommission zu 
halten. Ich bitte Sie also, diesen zuzustimmen. 
Ich möchte aber doch-weil wir die Anträge in der Kommission 
nicht beraten konnten - in einzelnen Punkten meine persön­
liche Meinung dazu anbringen. 
Zum Antrag Leutenegger Oberholzer und zum Antrag Nab­
holz erster Teil: Der Bund «gewährt» Konsumentenorganisa­
tionen von gesamtschweizerischer Bedeutung Finanzhilfe, im 
Gegensatz zur Kann-Formel. Ich habe Verständnis für diese 
Anträge, weil der Verfassungsauftrag klare Vorgaben gibt Auf 
der anderen Seite ist bereits in der Diskussion darauf hinge­
wiesen worden, dass im Subventionsgesetz auch überall die 
Kann-Formulierungen aufgenommen worden sind. Wesent­
lich ist ja schliesslich, dass dann tatsächlich etwas passiert, 
dass die Finanzhilfe beansprucht wird, dass der Bundesrat 
den Auftrag der Verfassung ernst nimmt. Für diese zwingende 
Formulierung habe ich volles Verständnis, weil er dem Verfas­
sungsauftrag am ehesten entspricht. Deshalb hat der Bundes­
rat auch diese Formulierung vorgesehen. 
Zum zweiten Antrag Nabholz: Frau Nabholz will auch regio­
nale, lokale Organisationen erfassen. Da muss sich dann vor 
allem der. Oepartementsvorsteher äussern, denn wir haben 
natürlich seit einigen Jahren auch die Aufgabenteilung Bund/ 
.Kantone. Wir haben in diesem Rat auch darüber sehr lange 
gesprochen und sind. damals zur Auffassung gelangt, dass 
mit dieser neuen Aufgabenteilung gesamtschwelzerische Or­
ganisationen berücksichtigt werden isollten. 
Der Antrag Nabholz hat etwas für sich, das ist klar, wenn man 
von der Form und vom Inhalt spricht. Auf der anderen Seite 
wäre es ein Präjudiz. Da müssten natürlich verschiedene re­
gionale und lokale Organisationen, die auch noch aufgebaut 
werden könnten, berücksichtigt werden. Bis jetzt war es auf je­
den Fall eindeutig so, dass der Bund einen Partner möchte, 
und zwar einen gesamtschweizerischen Partner. Deshalb 
auch die Subventionsbedingungen schon 1970. Da haben 
sich die beiden gesamtschweizerischen Organisationen, Kon­
sumentenbund und Stiftung für Konsumentenschutz, zusam­
mengetan, d. h. sie mussten sich zu einer Arbeitsgemein­
schaft zusammenschliessen, und der Bund hat die beschei­
dene Finanzhilfe bis jetzt dieser Arbeitsgemeinschaft gewährt. 
Sinn und Zweck wäre eigentlich auch, dass künftig eine Orga-
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nlSäfion gegenüber dem Bund für die Einhaltung der Subven- comme celle qui existe toujours, mais a laquelle les organisa-
ttonsbedingtmgen verantwortlich wäre. tions de consommatrices de Suisse alemanique veulent tour-
Wlrwerden dann noch Herrn Bundesrat Delamurazhören. Ich ner le dos. Elias ont bien comprls la valeur d'une teile organi-
überlasse dem Rat den Entscheid, bitte Sie aber nochmals, sation qui leur sert de point de liaison, a l'egard de la Conte-
dem Antrag der Kommission zuzustimmen. . ----·· _deratiol}, d'autreJi..mganisatiruls et du monde .poütique en 

-----········· ·· zum Antrag Jeanptmre: Dort sprelt naffiiltcncfäsSiiliventions- . general. 
gesetz direkt hinein. Nachdem dieses im Olfferenzbereini- Si l'on se mettait a subventionner une organisation regionale, 
gungsvertahren ist - es wurde soeben im Ständerat durch- on ne heurterait pas seulement le principe de la repartition des 
beraten, jetzt kommt es wieder in den Nationalrat-, wäre es tat- täches mais, en I' occurrence, on discriminerait de maniere in-
sächlich sinnvoll, wenn wirheute keine bestimmte Prozentzahl tolerable d'autres regions, dans le cas actuel la Suisse ro-
festlegen würden, sondern dies dann auf dem Wege des Sub- mande et le Tessin. La Confederation, en vertu de la paix entre 
ventionsgesetzes regeln und es dem Bundesrat überlassen les regions linguistiques, a donc tout interet a ce que 1a 
würden, wieviel er den Konsumentenorganisationen effektiv Federation suisse des consommateurs poursuive sa fonction 
gewähren will, analog zum Subventionsgesetz. d'organisation taitiere a l'echelon suisse. Cela correspond a 

_,~,0 - __ ,M. Pldoux,rSQporteur: AU.§!Jj~f cl~_differ.eotes proposltions 
qu, noussont presentees, l'une conceme 1a forme potestative, 
c'est-a-dire de savoir si 1a Confederation doit ou peut accorder 
des subventions. En tant que rapporteur, je defendraUa solu­
tion, adoptee par la commission, d'en rester au texte du Con-
seil des Etats. . 

. Bien que la forme potestative presente l'inconvenient -
· · comme l'a rappele M. Neukomm-des'eloignerdutextecons­

titutionnel, eile a l'avantage de regler Ja deuxieme question -
soumise par plusieurs propositlons - du cercle des beneficiai­
res. Y a-t-il lieu de n.'alfouer des subventions qu'a quelques or­
ganisations fa1tieres - idee de Mme Gardiol - ou doit-on eten­
dre le cercle des beneficiaires --avis de Mme Nabholz? 
Au sujet de la repartition des täches, if existe un principe selon 
lequel la Confederation subventionne les organisations qui 
deploient une activite nationale et non celles qui ont des acti­
vites regionales, meme si elles accomplissent un travail tout 
aussi valable. Ces subventions sont reparties entre alles dans 
le cadre des organisations faitieres. 
La proposition de Mme Jeanpretre d'augmenter le pourcen­
tage des frais pris en compte doit etre envisagee sous l'angle 
suivant: s'il n'appartient pas a !'Etat de faire des te~ts- ce qui 
figure expressement dans le message - le subventionnement 
est la seule methode pour reglementer ces tests. En effet, Ja 

, subvention permet a l'Etat de fixer certains principes pour la 
realisation des tests et Ja publication de leurs resultats. Certes, 
on est toujours libre d'effectuer des tests non subventionnes, 
mais on en connait Jes dlfficultes. 
II est peut-etre bon que /es organisations de consommateurs 
s'engagent aussi economiquement II est precise a la page 24 
du message que «le soutien financier, conformement au prin­
cipe applique actuellement pour I' octroi de subventiöns, est 
accorde ä Ja condition que le beneficiaire fournisse lui-meme 
au moins la moitie du financement». Cela expliquait l'indepen­
dance de J'organisation qui n'est pas totalement payee par 
!'Etat. 
De toute f~on, nous examinerons a nouveau cetobjet dans le 
cadre de la loi sur !es subventions, actuellement a l'etude 
aupres du Conseil des Etats. Sur ce point donc, lacommission 
n'a pas pris position et je vous suggere d' en rester au texte que 
nous vous avons soumis. 

M. Delamuraz, conseillerfederaf; La premiere partie de la pro­
position Nabholz contient t'id~ d'en venir.a la formule impera­
tive quant ä I' octroi de subventions par 1a Confederation. Mme 
Leutenegger Oberholzer va dans le meme sens. Le Conseil 
federal, quant a tui, serait heureux de pouvolr garder le texte 
original et suivre par consequent Mme Leutenegger Oberhol­
zer sur ce premier point. . . . 
Puis Mme Nabholz aborde une question centrale, cetle de la 
definition des Organisations a SUbventtor:mer, et lä je V0US in­
vite ä ne pas la suivre. En effet, le principe de ne subventionner 
que des organisations d'importance nationale est Mcessaire. 
II decoule du principe plus general encore de la repartition des 
täches entre la Confederation et les caritons. Seule une orga­
nisation d'importance nationale peut garantir une coordina­
tion entre les regions ainsi que l'emplOi economique de. la 
manne federale que nous aurions accordee a ces organlsa­
tions .. Les instjtutionp soeurs de 1a Suisse romande et du Tes­
sin ont bien compris fa valeur d'une organisation faitiere 

une necessite de mission, et ne saurait desavantager Ja Suisse 
latine.par.tme.secessioounilateraledela:regionalemanique. lt 
taut etre conscient que la transformation du Forum des con­
sommatrices de Suisse alemanique en une organisation d'im­
portance nationale. mettrait fin a 1a ca»aboratlon entre 1a 
Suisse latine et la Suisse alemanique et, a cause du nombre 
simplement, privilegierait de ~n insupportable l'organisa­
tion alemanique qui a fait secession. II taut maintenir cette exi­
gence de l'organisation ta"rtiere. 
Enfin, Mme Jeanpretre a presente une proposition selon la­
quelle il faudrait fixer la limite du financement a 75 pour cent et 
non a 50 pour cent comme propose. Je donne raison a Mme 
Jeanpretre, a savoir que l'idee du 50 pour cent etait nee de 
l'elaboration alors en cours d'une loi federale sur les subven­
tions qui avait prevu une limite generale a 50 pour cent. Cette 
limite n'a pas survecu et, pour cette raison, Mme Jeanpretre 
voudraitque I' on n'ancrät pas 50 pour cent dans la loi actuelle, 
mais 75 pour cent, ce qui correspond d'ailleurs au prtncipe 
theorique du subventionnement maximum applique au­
jourd'hui. 
Au total, cela n'a pas tellement d'importance dans la realite. 
Meme si maintenant on a effectivement fimite a 75 pour cent le 
subventionnement maximum, en realite, a cause des budgets 
que vous votez au Parlament et qui sont limites sur ce poste, 
c'est moins de 40 pour cent que la Confederation subven­
tionne actueffement en faveur de ces tests. 
Par consequent, comme je n'ai pas l'impression que le Parle­
ment va changer du tout au tout ses pratiques financieres et 
qu'if va, dans les prochains budgets, liberer des sommes 
beaucoup plus elevees qua celles qu'il a octroyees a ces tonc­
tions jusqu'a maintenant, on sera de toute fayan en-dessous 
de 50 pour cent et, par oonsequent, l'elevation que vous pro­
posez a 75 p.ou r cent n 'aura certainement qu 'une valeurtheori­
que et n'entrainera pas d'effets pratiques quant aux finances 
de ces organisations. Je laisse le Parlement se determiner sur 
cepoint 
Je repond aux trois questions de M. Hänggi qui demande, pre­
rnierement, une contribution a toutes tes organisations. II n'est 
pas question de . contribuer a toutes les organisations, la 
COOP, la Migros etc. En revanche, il est certainement possible 
d'etendre et de comprendre parmi les beneficiaires cet Institut 
de recherche menagere auquel vous avez fait allusion. 
Ensuite, je considere que la Confederation porte la responsa­
billte d'employei' economiquement les subventions ainsi que 
de faire respecter Jes conditions fixees a l'article 6 que nous al­
lons aborder. Enfin, une seule organisation de tests: 1a Conte­
deration ne saurait aller si Join en en matiere de structures. 
Mais on a certainement interet a ce que le travail des org~isa.­
tions de consommateurs soit coordonne et c'est en ce sens 
que je reponds a votre demiere question et que Je peux confir· 
mer ce que j'ai dit du danger que represente la propositlon 
Nabbolz, car eile mettrait un terme a cette possibilite de coor· 
dination indispensable a l'echelon national. 

Le president: Nous passon'!:l au vote. Nous procederons en 
trois temps: D'abord, nous opposerons 1a proposition de Mme 
Nabholz a celle de la commission; ensuite, r:ious opposerons 
la proposition de Mme Jeanpretre ä celle de la commission; 
puis nous voterons sur l'aJtemative, formule potestative ou for­
mule imperative. 
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Abstimmung- Vote 

Eventuell-A titre preliminaire 
Für den Antrag Nabholz 
Für den Antrag der Kommission 

Definitiv- Definitivement 
Für den der Kommission 

58Stimmen 
54Stimmen 

71 Stimmen 
46Stimmen 

69Stimmen 
Leutenegger Oberholzer/Nabholz 

57Stimmen 

Le president: La proposition de la minorite etant caduque 
apres le vote sur l'article premier, vous avez donc adopte 
l'alinea premier de l'article 5 selon la version de la majorite, 
mais compte tenu de la proposition Nabholz, toutefois dans la 
tormule potestative. 

Hier wird die Beratung dieses Geschäftes unterbrochen 
Le debat sur cet objet est interrompu 

Schluss der Sitzung um 12.55 Uhr 
La seance est levee a 12 h 55 

N 21 mars 1990 
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86.030 

Konsumenteninformation 
und Vertragsrecht. Bundesgesetze 
Information des consommateurs 
et droit contractuel. Lois 

Fortsetzung- Suite 

Siehe Seite 542 hiervor - Voir page 542 ci-devant 

A. Bundesgesetz über die Förderung der Konsumenteninfor­
mation 
Loi federa/e visant a ameliorer l'information des consomma­
teurs 

Fortsetzung - Suite 

Art. 5Abs. 2-Art. 5al. 2 

Frau Dormann: Ich beantrage Ihnen, Absatz 2 von Artikel 5 er­
satzlos zu streichen. Vor zwei Stunden haben wir einer Finanz­
hilfe des Bundes an Organisationen zugestimmt, die sich sta­
tutengemäss ausschliesslich dem Konsumentenschutz wid­
men. In Absatz 2 wollen wir nun ein Jekami-Programm ein­
flechten, das nicht dem Ernst der Sache dienen kann, das un­
ter anderem auch Subventionen bezahlen will an Organisatio­
nen, die sich u. a. auch für Konsumentenschutz einsetzen. 
Gemäss Artikel 1 des Konsumenteninformationsgesetzes ist 
dessen Ziel die Förderung der objektiven Konsumenteninfor­
mation. Das Geld muss somit den wirtschaftlich unabhängi­
gen, parteipolitisch und konfessionell neutralen Konsumen­
tenorganisationen zukommen. Sie allein bieten Gewähr für un­
abhängige und objektive Konsumenteninformation. Mit der 
Fassung des Bundesrates und der nationairätlichen Kommis­
sion besteht die Möglichkeit, dass Organisationen, die sich 
voiwiegend anderen Interessen widmen, für ausgewählte Tä· 
tigkeiten ebenfalls Unterstützung verlangen könnten. Heute 
morgen hat Herr Nationalrat WlederkehrMigros oder Coop er­
wähnt, die ab und zu auch Programme für Konsumf:!nten­
schutz anbieten; das sind Grossverteiler, Verkaufsorganisatio­
nen. Ich denke z. B. auch an den «Kassensturz» oder die «ln­
dex»-Sendung der SAG, die dadurch doppelt subventioniert 
würden. 
Aus diesem Grunde bitte· ich Sie, meinem Antrag zuzustim­
men, der Klarheit schafft und der der direkten Konsumentenin­
formation gerecht wird. Die bestehenden Organisationen ge:. 
währen optimale Wahrnehmung· der Interessen der Konsu­
mentinnen und Konsumenten. 

Frau Leutenegger Oberholzer: Ich beantrage Ihnen, bei Arti· 
kel 5 Absatz 2 auf die bundesrätliche Fassung zurückzukom­
men. Die Variante, wie sie die Kommission vorschlägt, ist mei­
nes Erachtens in der Abgrenzung viel zu unscharf. Es ist völlig 
unklar, welche Organisationen damit subventioniert werden 
könnten. 
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Mit der Fassung, wonach Finanzhilfe alle Organisationen er­
halten sollen oder erhalten sollen können, die sich u. a. dem 
Schutz der Konsumentinnen und Konsumenten widmen, wer-
den Organisationen Dies öffnet Tür 

Tor für 6u:Jtlvetnti1::ms,oeigetu::er1, Elieli..Eat)4;Je oirmmsatiElflelrr·· 
1<nr1nt~m sich an den Bund wenden, z. oder Mi-

die u. a. sicher auch dem Schutz der Konsumenten und 
,m,:mtinnu:m vernflichtet sind. Das kann sicher nicht der 

Sinn dieses Gesetzes sein. 
Wir müssen - meine ich - klar wer subventions· 
berechtigt sein soll. Die Kommissionsfassung ist 
meines Erachtens um so stossender, als in Absatz 1 bei der 
Subventionierung der eigentlichen Organisationen der Kon­
sumenten und Konsumentinnen eine sehr restriktive Fassung 
gewählt worden ist, indem diese sich «ausschliesslich» dem 
Konsumentenschutz widmen müssen. Mit der heute vormittag 
beschlossenen Kann-Formulierung in Absatz 1 fehlt auch jeg­
liche Priorltätensetzung in bezug auf die Finanzhilfe. Es kann 
sich - wie gesagt praktisch jede beliebige Organisation, die 
sich irgendwie auch dem Konsumentenschutz verpflichtet 
fühlt, an die Bundeskasse wenden. Diese Aufsplitterung der 
dazu noch sehr begrenzten Mittel, die für den Schutz der Kon­
sumenten und Konsumentinnen zur Verfügung stehen, ist si­
cherlich nicht sinnvoll. Sie führt zu einer direkten Subventio­
nierung nach dem Giesskannenprinzip. 
Auf der anderen Seite aber geht mir der Streichungsantrag 
von Frau Dormann zu weit. Ich kann mir vorstellen, dass es Or­
ganisationen gibt, die Aufgaben im Bereich der Information 
der Konsumentinnen und Konsumenten wahrnehmen, die der 
Bund unterstützen können sollte. Ich denke z. B. an die Kag. 
Meines Erachtens stellt die Variante des Bundesrates eine Art 
Mittelweg dar. Ich wäre aber froh, wenn Bundesrat Delamuraz 
noch eingrenzen könnte, was er sich unter der Information der 
Konsumentinnen und Konsumenten vorstellt, und wenn er 
festhalten könnte, ob darin auch eine gewisse Testtätigkeit 
enthalten ist. 
Ich bitte Sie, auf die bundesrätliche Fassung zurückzukom­
men. Sie begrenzt die subventionsberechtigten Organisatio­
nen, was sicher sinnvoll ist und letztlich eigentlich .die Organi· 
sation der Konsumentinnen und Konsumenten stärkt. 

Dietrich: Ich bitte Sie, die beiden Anträge abzulehnen und der 
Kommission zuzustimmen. 
Dies aus folgenden Gründen: Es ist genau festgehalten: in 
Buchstabe a die Information, in Buchstabe b die Tests. Wenn 
es heisst, der Bund kann Finanzhilfe auch an andere geben, 
so heisst das auch, er kann diese Hilfe verweigern, und er hat 
zu prüfen, ob sie angemessen ist. Es gibt nun aber verschie­
dene Institutionen. die nur u. a. Konsumentenschutz betrei­
ben. 
Ich lege offen, ich vertrete hier u. a. die Interessen des Schwei­
zerischen Instituts für Hauswirtschaft. Dieses hat zum Ziel, 
auch Forschung zu betreiben, Forschung im Hinblick auf wirt­
schaftliche, rationelle und umweltgerechte Haushaftführung; 
zweites Ziel sind auch Unfallverhütung, hauswirtschaftliche 
Aus- und Weiterbildung und Konsumenteninformation. Es 
sind diesem Institut aHe Konsumentenorganisationen . .-nge­
schlossen. Wir führen auch zum Tell im Auftrag dieser Organi­
sationen Tests durch. Wir möchten aber auch direkt profitieren 
können, weil es doch mühsam ist, immer wieder das Geld zu­
sammenzukratzen. Ich glaube, dass die Tests des ln~uts für 
Hauswirtschaft gesamtschwelzerisch Anerkennung finden. 
Obwohl ich nicht beauftragt bin, dafür zu sprechen, erwähne 
ich noch den Touring-Club der Schweiz, der im Bereich der 
Automobilwirtschaft anerkanntermassen ausgezeichnete 
Tests durchführt. Ich denke an die Tests, die der TCS in bezug 
auf die Autobahnraststätten durchgeführt hat usw. 
Es wurde heute verschiedentlich von Koordination usw. ge­
sprochen. Ich weiss beispielsweise, dass die Grossverteiler, 
und zwar alle, darüber diskutieren, eine Dachorganisation zu 
schaffen. Es wäre wahrscheinlich nicht schlecht, wenn wir in 
unserem Land eine auf freiwilliger Basis beruhende Dachorga­
nisation hätten-sei es nun eine Stiftung oder ein anderes Gre­
mium -. die sich mit denTests befasst und partnerschaftlich -
Wirtschaft und Konsumenten gemeinsam - bestimmt, was 
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man testen will. informieren soll Sache aller bleiben. Die Bün­
delung wäre gut; in anderen Ländern funktioniert es, wir könn­
ten uns ein Beispiel daran nehmen. 
Ich bitte Sie, der Kommission zuzustimmen. 

würde es keine 
nalrätliche Kommission in 
Die Mehrheit der Na1tior1alratskrnnm1ission 
hen als Herr Dietrich. Die Fir1anzie,n. 
der des Schweizerischen für Hauswirt-
schaft, für hat, wäre bereits in der Bundes-

ab1:::iecleckt gewi::sen. Aber in der Kommission 
en,~nr\Oh Jetzt ist es an Ihnen 

dass auch Organi­
sich nur unter anderem 

w1c1mi<:,n 1.n der Bundesratsfassung 
hiess es:« .... Organisationen die sich statutengemäss der 
Konsumenteninformation widmen.» 
Die Kommission hat sich längere Zeit darüber unterhalten. Die 
Mehrheit wollte hier möglichst öffnen, auch für« Organisa­
tionen .... , die sich statutengemäss u. a. dem Konsumenten­
schutz widmen». 
Jetzt ist es an Ihnen zu entscheiden. 

M. Pidoux, rapporteur: Ainsi que le message vous l'indique, 
l'alinea 2 de cet article vise notamment !'Institut suisse de re­
ch~rche menagere et les tests qu'il mene a la satisfaction 
generale. Vous aurez remarque que nous avons ici une forme 
potestative, «Kann-Formel» (on peutsubventionner), etqu'ap­
paremment cela ne dechaine pas les flots d'eloquence aux­
quels nous avons assiste ce matin au sujet du premier afinea. 
Entre la proposition extreme de Mme Dormann de biffer cet 
alinea et celle du Conseil federal, la commission vous propo­
sait un texte qui constitue une so!ution de compromis. Au 
cours des discussions, il est apparu que cette meme solution 
de compromis, qui est bonne, bien sur, pourrait receler une 
contradiction interne entre l'article 5, alinea 1, puisque les or­
ganisations de consommateurs d'importance nationale doi­
vent se consacrer exclusivement, selon le texte du Conseil des 
Etats que nous avons adopte, a la protection des consomma­
teurs, et ici, on nous dit qu'on pourrait accorder des subven­
tions a des organisations qui sont, entre autres, consacrees a 
la protection des consommateurs. II faudra resoudre cette 
contradiction, mais peut-etre est-ce une pure question de vo­
cabulaire. De toute fa9on, c'est dans le cadre de cette formule 
potestative que le Conseil federal pourra choisir. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Je precise tout d'abord ce 
qu'il faut entendre par «Information objective» des consomma­
teurs, en reponse a la question de Mme Leutenegger Oberhol­
zer. II faut entendre par la toute Information fournie par des bro­
chures ou gräce a des medias - ecrits ou electroniques. A la ri­
gueur, il faut aussi entendre les resultats de tests susceptibles 
d'etre consideres comme une information objective des con­
sommateurs. Ce qu'il taut aussi retenir, et c'est une notion im­
portante qui n'a cependant jamais ete evoquee dans ce.debat, 
c'est que le Conseil federal n'a pas l'intentiol') de verser des 
subventions au coup par coup, pour un test ou une brochure. 
La politique de subventionnement sera globale et consistera ä 
honorer des versements de la Confederation teile ou teile or­
ganisation pour l'ensemble de son oeuvre annuelle. 
Les. debats, relatifs a ce deuxieme alinea de l'article 5, ont ete 
vifs ä la commlssion du Conseil national- Je Conseil des Etats, 
lui, a passe tres rapidement sur cette question, Par esprit 
d'apaisement et constatant que les positions etaient tres diver­
ses et tres confortees, j'ai dit ä Ja commission qu'on pouvait 
s'accommoder du texte propose, bien qu'il ne soit pas sans 
danger.,En effet, d'abord on etend manifestement aux tests 
l'ensemble de la politique de subventionnement prevue; en­
suite, comme le rappelaient tout ä !'heure !es deux rappor­
teurs, on pourrait soutenir des organisations qui, entre al.!tres, 
se consacrent ä la protection des consommateurs. Ce n'est 
pas tout ä fait fa meme chose q.ue ce qui est affirme plus haut, 

ou l'on mentionne: «exclusivement», ce qui, a la rigueur, pour­
rait conduire a subventionner des organisations comme les 
cooperatives Coop ou la radio ou la se 
consacrent, dans le cadre 
tion 

en seance de commission, 
le Conseil federal a1s1oose, 
librer lMTt>lllru:,n,m,onT 

nisation. II saura 
Maintenant, en de la 
de la commission, ne doit-on 
des deux formules qui lui 
de Mme nNrrrH>nn nr,~n,":"" 

Ce deuxieme CfOiS MT\I 1rr,cnT 

d'une formule trop restrictive qu·une certaine <>v••I.J"'"'"""' 
dans les possibilites de soutenir officiellement les organisa­
teurs d'information aux consommateurs, voire de tests, doit 
etre laissee au Conseil en dehors des associations et 
des institutions prevues a l'alinea premier de l'article 5. C'est 
pourquoi votre solution tres musclee qui a pour eile, en effet la 
clarte, comme vous l'avez dit vous-meme, est a mon avis ex­
treme, et ne devrait pas etre retenue. 
Alors, devons-nous en revenir au texte originat du Conseil 
federal tel que le propose Mme Leutenegger Oberholzer? Ce 
serait mon desir profond et personneL Je me suis engage de­
vant la commission a soutenir cette solution de compromis 
potestative qu'avait propose, si je me rappelle bien, le conseil­
ler national Paul Fäh, et jene veux pas changer d'idee. Mais il 
est clair que si le Conseil national, lui, voulait changer d'idee 
par rapport a la commission et qu'il en revienne au texte origi­
nal du Conseil federal, je ne serais pas un conseiiler federal 
malheureux! 

Le president: Nous passons au vote. Nous opposerons 
d'abord la proposition de Mme Leutenegger Oberholzer a la 
proposition de la commission. Le resultat de ce vote sera op­
pose a la proposition de Mme Dormann. 

Abstimmung- Vote 

Eventuell-A titre prefiminaire 
Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Leutenegger Oberholzer 

Definitiv- Definitivement 
Für den Antrag Dormann 
Für den Antrag der Kommission 

Art.6 
Antrag der Kommission 
Abs.1 

58Stimmen 
43Stimmen 

53Stimmen 
45Stimmen 

a. bei der Auswahl der Testthemen und bei der Durchführung 
der Tests auf das Informationsbedürfnis der Konsumenten 
abstellt; 
b. die Tests nach wissenschaftlichen Prinzipien durchführt; . 
c. eine technisch einwandfreie, fachkundige und neutrale 
Durchführung der Tests sicherstellt; 
d. den betroffenen Anbietern ein Anhörungsrecht einräumt; 
e. Streichen 
f. Streichen 
g. Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs. 2(neu) 
Die zuständige Bundesstelle sorgt für die Koordination der 
Testtätigkeit der um Finanzhilfe nachsuchenden Konsumen­
tenorganisationen. 

Antrag Hänggi 
Abs.1 Bst.d 
d ..... den betroffenen Anbietern vor der Veröffentlichung den 
Wortlaut der Publikation zur Stellungnahme unterbreitet und 
berechtigten Einwänden Rechnung trägt. 
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Art 6 Mme Gardlol: La formulation de l'article 6, qui nous occupe 
Proposition de la commission maintenant et qui a ete retenue par.notre commission, definit 

1 le cadre dans lequel les tests doivent etre executes. Une loi a 
;..; pour röte de poser les principes qui gerent l'execution des 
a.Choisit tes themes des tests et effectue ceux-ci pour repon- tests. L'enumeration~GQD.ditions de_de~ 

~,, •. dre1IU)(beSolnsd'infol'fnäfiOrroes·corfäOmmaleufs;·--- dans une ordonnance d'application, et la proposition de M. 
1>; Effectlle les testes selon des principes scientffiques; Hänggi me semble aller dans ce sens. 
c. Assure une execution des tests techniquement impeccable, Toutefois, il semble que M. Hänggi se soit trompe dans la for-
competente et neutre; . mulation de sa proposition, en ce sens qu'il ne desire pas que 
d Accorde aux foumisseurs concemes le droit d'etre enten- le test soit soumis au foumisseur mais bien les resultats de la-
cfuS. boratoire. S'il s'agit de cela, je puis lui assurer que le groupe 
e. Bitter suisse de tests soumet, par ecrit, les resultats tels qu'ils ressor-
t; Biffer tent du rapport de laboratoire avec un delai de reponse. Ce 
g.Adherera la decision du Conseil des Etats dernier a ete prolonge a environ trois semaines depuis ä peu· 
AJ. 2 (nouve811) pres un an. Ainsi, la plupart des fabricants et des importateurs 
Coffk:e federal competent veiHe a assurer 1a coordination des prennent contact avec les foumisseurs de tests, disootent et 
actMtes an matiere de test entre les organisations de consom- s'informent avant la publication. Dans certains cas, ceux qui 
mateurs qui soumettent une demande de contributions. ne se seraient pas manifestes sont meme relances afin de 
r s'assurer que leur silence est bien une approbation. La 
Proposition Hänggi methode des tests leur est alissi fournie pour qu'ils puissentse 
AL 1 let. d determineren connaissancedecause. Parconsequent, si l'on 

· d Soumet, avant sa publication, le texte pour avis aux fournis- parte des resultats des tests, les conditions de M. Hänggi sont 
seurs concernes et respecte leurs objections justifiees. comprises dans la formulation de la lettre d: «Accorde aux 

Hinggl: Ich habe meine Interessen bereits heute morgen of­
fengelegt. 
Mit dem vorliegenden Antrag, in welchem ich verlange, dass 
den betroffenen Anbietern vor der Veröffentlichung der Wort­
lauf der Publikation zur Stellungnahme unterbreitet und den 
berechtigten Einwänden Rechnung getragen wird, möchte ich 
einen Beitrag zur grösseren Objektivität und zum Fair play lei­
sten. Zu einer solchen Fairness gehört nicht nur die Neutrali-

. .tät, sondern auch die fachgerechte Durchführung. Denn nur 
richtige Testresultate dienen dem Ziel einer objektiven Infor­
mation. 
Oie Hersteller von Konsumgütern fürchten sich nicht vor fach­
gerecht durchgeführten Vergleichstests; deren Resultate kön-

• nen ohne weiteres auch in den Medien veröffentlicht werden. 
Doch scheint es mir nichts weniger als recht und billig zu sein, 
dass den betroffenen Anbietern vor der Veröffentlichung der 
Publikationen die Möglichkeit gegeben wird, dazu Stellung zu 
nehmen, und dass die Tester selbst ebenfalls die Möglichkeit 
und'die Pflicht haben, berechtigten Einwänden Rechnung zu 
tragen. Also keine Zensur; davon kann nicht die Rede sein. 
Ist das eine unzumutbare Forderung? Ich meine nein, beson­
ders nicht, wenn Sie sich der Auswirkungen von mangelhaften 
Tests bewusst sind. Die Publikation von Warentests wirkt sich 
unbestrittenermassen auf den Verkauf der geprüften Produkte 
aus. Absatzsteigerung gelobter, Absatzminderung getadelter 
Produkte sind das Resultat. 
Dies ist immer so fange in Ordnung, als es sich um die Folge 
objektiver und fachgerechter Tests handelt. Anders verhält es 
sich, wenn die geschilderten Auswirkungen auf den Absatz 
Folge mangelhafter Tests sind. Dabei spielt es keine Rolle, ob 
einzelne Produkte zu Unrecht gelobt oder getadelt wurden. 
Durch mangelhafte Tests werden gute Produl:rte benachteiligt 
und schlechte möglicherweise privilegiert. Beide Konsequen­
zen beruhen auf einer Fehlinformation der Konsumenten und 
Widersprechen somit dem Ziel, das sich der Gesetzgeber mit 
diesem Gesetz gesetzt hat. · 
„oass sich mangelhafte Warentests wettbewerbsverzerrend 
auswirken, ist wohl unbestritten. Die wirtschaftlichen Folgen 
sind unabsehbar. Aufgrund dieser Darlegungen ergibt sich 
eine hohe Verantwortung der Testveranstalter und der mit der 
Durchführung betrauten Institute. Die Botschaft zur Revision 
des Gesetzes zum unlauteren Wettbewerb hat deshalb bereits 
1983 anerkannt, dass auch Konsumentenorganisationen 
durch die Veröffentlichung von Warentests den Wettbewerb 
unlauter beeinflussen können.» So nachzulesen in der Bot­
Schaft, Seite 52. Doch bringt dieser Hinweis in der Praxis den 
betroffenen Unternehmen wenig Nutzen, weil bis zur Erledi­
gung eines Prozesses die Schäden bereits eingetroffen sind. 
Mit meiner Formulierung könnten diese Befürchtungen aus­
geräumt werden. Im lnteresse der Fairness bitte ich Sie, mei­
nem Antn;ig zuzustimmen. 

fournisseurs concernes le droit d'etre entendus», presentee 
par la commission. 
La fa90n de proceder .que le groupe suisse de tests pratique 
depuis fort longtemps est adoptee par toutes les associations 
de consommateurs europeennes qui sont elles-memes rau­
nies dans le groupe europeen des tests. Par contre, il n'est ja­
mais et nulle part question de soumettre le test ou les com­
mentaires aux fabricants. Deux raisons principales le justifient. 
Tout d'abord, il est important de ne pas allonger inutilement 
des delais de parution, une fois que I' exactitude des resultats a 
ete controlee. II est bon d'en faire part dans les plus brefs 
delais aux consommateurs. 
Ensuite, il faut laisser aux associations la responsabilite de la 
presentation des resultats et de leurs commentaires, ce 
qu'elles font en s'appuyant, d'une part, sur leur experience, 
sur les questions que leur posent les consommateurs et, d'au­
tre part, sur les discussions qu'elles ont entretenues avec les 
specialistes et les fabricants lors de la consultation. II en va de 
la liberte d'expression de maniere generale et de la presse no­
tamment. 
Deux garde-fous ont d'ailleurs ete prevus: tout d'abord, le droit 
de reponse; la presse des associations de consommateurs 
est soumise a ce droit. Ensuite, et M. Hänggi l'a rappele, les 
associations de consommateurs sont soumises a la loi sur la 
concurrence deloyale, qui permettrait a des personnes lesees 
de faire vafoir leur point de vue en cas d'erreur. Ces deux 
precautions protegent les interets legitimes des paities con­
cemees. 
C'est pourquoi je vous recommande de rejeter la proposition 
Hänggi, qui n'a pas sa place a l'article 6, et d'accepter la pro­
position de la commission relative a la lettre d. Je pense en ef­
fet que les droits des fournisseurs sont ainsi garantis. 

Frau Nabholz: Ich verstehe die Bedenken von Herrn Hänggi in 
bezug auf Artikel 6 Absatz 1. Ich möchte ihm aber doch zu be­
denken geben, dass das, was er hier einzuführen gedenkt, auf 
nichts anderes hinausläuft als auf eine Zensur der Publikation 
von Testergebnissen. Stellen Sie sich vor: Wenn die Konsu­
mentenorganisationen Tests in ihren eigenen Publikationsor­
ganen dem Publikum bekanntmachen wollen, könnte die An­
bieterseite kommen und hätte quasi ein Vetorecht gegen das 
Erscheinen dieser Publikationen! 
Eine solche Form von Eingriff auch in die Pressefreiheit derbe­
sagten Organisationen scheint mir doch weit übers Ziel hin­
ausgeschossen, zumal-wie Frau Gardiol vorhin sehr ausführ­
lich dargetan hat-ja der Dialog vor Publikation der Testergeb­
nisse mit der Anbieterseite äusserst gut funktioniert und die 
Konsumentenorganisationen selbst alles Interesse daran ha· 
ben, qualitativ hochstehende Tests durchführen zu lassen und 
nicht anfechtbare Resultate zu veröffentlichen. Die Gefahr, 
dass ihre Publikationsorgane permanent voller Gegendarstel­
lungen wären oder dass sie sich dauernd mit Klagen wegen 
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Verletzung des Wettbewerbsrechtes herumzuschlagen hät­
ten, wäre viel zu gross. 
Ich meine, dass den Bedenken von Herrn Hänggi im Rahmen 
des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb und mit den 
Mil,nli,~hk-.,,t,,n des Rechts zur durchaus 

mnnt1r1An Ballast darstellt. 
Antrag abzulehnen und der 

Neukomm, Berichterstatter: Ich lehne den 
,,,...,.,,..,,.,"n ab, weil er auch das Konzept unserer Kt'\imrr""'"'1"" 

Wir haben uns in der Kommission sehr lange und an mehreren 
Sitzungen über diesen Artikel 6 gestritten. Deshalb habe ich in 
meinem Eintretensvotum heute morgen gesagt, er sei der ei­
gentliche Schicksalsartikel. 
Auf der einen Seite hatten wir die Wünsche, die Forderungen 
der Anbieter, möglichst viel hineinzupacken. Ich habe Ver­
ständnis. Auf der andern Seite all jene Anliegen, die sagen, die 
Testtätigkeit müsse noch eine gewisse Freiheit haben, wenn 
sie glaubhaft sein solle. 
Am Schluss ist uns eigentlich ein kleines Wunder gelungen, 
indem wir die wichtigsten Grundsätze nun im Gesetz haben. 
Diesen klaren Grundsätzen konnten die Kommissionsmitglie­
der zustimmen. Auf der andern Seite haben wir die Details in 
einer Verordnung, die der Bundesrat respektive das Departe­
ment erlassen wird. Herr Bundesrat Delamuraz hat uns bereits 
skizziert - er hat das mit der Verwaltung schon eingehend ab­
geklärt -, wie eine solche Verordnung aussehen könnte. Sie 
geht sehr in die Details. Das hat den Vorteil, dass man jederzeit 
aufgrund der laufenden Entwicklung anpassen kann und dass 
wir nicht jedesmal eine Gesetzesänderung vornehmen müs­
sen. 
Alle Kreise haben ein Interesse daran, dass die Tests objektiv, 
fachkundig und korrekt durchgeführt werden, und wenn Herr 
Hänggi von Fairness spricht, so trifft das bei den Resultaten 
tatsächlich zu. Er hat auch hier mit Recht in erster Linie von den 
Resultaten gesprochen. Aber sobald es an den Text geht, an 
den Kommentar, dann hat es nichts mehr mit Fairness zu tun, 
sondern ich muss es ganz deutlich sagen: Es ist Zensur, wenn 
der Wortlaut vorgelegt werden muss. Das wäre etwa der glei­
che Unsinn, wie wenn die Anbieter den Wortlaut der Werbebot­
schaften irgendeiner Stelle vorher vorlegen müssten. Ich 
glaube, da braucht es doch einen gewissen Handlungsspiel­
raum: für die Anbieter in ihrer Tätigkeit, aber auch für die unab­
hängige Tätigkeit der Konsumentenorganisationen. 
Ich bitte Sie, der nicht sehr einfach zustande gekommenen 
Formulierung - einem Konzept, zu dem alle Kommissionsmit­
glieder stehen konnten - zuzustimmen. Der Bundesrat wird in 
den Details dann laufend die nötigen Vorkehren treffen. 

M. Pldoux, rapporteur: La proposition de M. Hänggi me parait 
bien intentionnee. Jene crois pas qu'on puisse lui reprocher 
de vouloir censurer la maniere dont les tests seraient elabores, 
mais il souleve une question delicate qui se rapporte aux droits 
des personnes subissant le test et de celfes qui Jes effectuent. 
Plutöt que .de determiner dans Ja loi une procedure precise et 
de s.uivre le texte du Conseil federal modifie par fe Conseil des 
Etats. qui avait complicjue la sltuation en ajoutant encored'au­
tres conditions. nous nous en sommes tenus a f'essentief en 
deflnissant Je cadre de I' article 6 et en laissant a l'ordonnance, 
qui devra de toute maniere etre rendue par le Conseil federal, 
la fiberte de fixer ces details. C'est fa. raison pour laquelle fa 
commission, a la fettre d, a simplement rappele ~,e droit. d'&tre 
entendues» et vous propose de biffer les lettres e et f. 
Je souscris entierement au principe de base rappele par Mme 
Gardiol. Sur le plan de Ja procedure, il vaut mieux en rester au 
cadre que nous avons trace et rejeter la proposition de M. 
Hänggi. 

M. Delamuraz, conseiUer federal: On ne doit pas jouer avec 
!es producteurs de biens et de services. Si fa Confederation 
soutenait flnancierement des organisateurs de tests qui se­
raient depourvus de rigueur, de competence scientifique et 

des Etats, eprouvant le meme souci que M. 
a encore ajoute d'autres details. Le resultat des deli­

har·<>tu,nc dans la Chambre haute a engendre une reglementa­
tion trop detaillee, indigne d'une loi federale. C'est pourquoi la 
commission du Conseil national a eu raison d'e!aguer et de 
fixer dans la loi quelques principes rigoureux, sans continuer 
dans cette surenchere de precisions techniques qui relevant 
des ordonnances d'execution et d'application. C'est ainsi 
qu'ensemble avec l'administr9tion. nous avons prepare fe 
texte qui vous est soumis par l'intermediaire de votre commis­
sion. Je vous suggere de le retenir plutöt que d'aller dans la di­
rection parfaitement comprehensibie souhaitee par M. 
Hänggi, car nous retomberions dans les defauts des deux pre­
mieres moutures de ce projet de loi. 
Ce sont les raisons pour lesquelles la rigueur de l'expression, 
teile que l'a retenue la majorite de la commission, est prefera­
ble ä d'autres formules.11 est clair que pourtenir compte des 
remarques faites par M. Hänggi et par le Conseil des Etats lui­
meme, l'ordonnance d'application fixera de maniere scrupu­
leuse et tres detaillee les conditions qui s'imposeront et gräce 
auxquelles on aura du «fair play». 
Lacommunication integrale du texte (der Wortlaut der Publika­
tion) sera-t-elle necessairement exigee par I' ordonnance d' ap­
plication federale, en cas d'adoption de cette loi, ou bien les 
seuls resultats seront-ils communiques uniquement a l'entre­
prise concernee? La question reste ouverte. En ce qui me con­
ceme, je suis en faveur de la transmission des resultats con­
cemant l'entreprise, sans qu'il s'agisse necessairement de la 
communication du texte integral. En tout cas, les conditions 
de fonctionnement que l'ordonnance fixera, notamment les 
questions de delais dans lesquels Ja communication doit etre 
faite - il ne saurait etre question de donner 48 heures de delai a 
une entreprise qui a ete testee - seront examinees tres minu­
tieusement. 
En conclusion, Je vous suggere de ne pas retenir l'amende­
ment propose par M. Hänggi, mais je lui confirme que le Con­
seil federal partage ses preoccupations sur le fond et qu'il en 
tiendra compte dans l'etablissement de son ordonnance. 

Hänggi: Frau Gardio.1 hat in ihrer Antwort bemerkt, dass mein 
Antrag eigentlich nicht nötig sei; es sel andernorts alles schon 
. in meinem Sinne geregelt Und Frau Nabholz spricht von einer 
Zensur. Es trifft weder das eine noch das andere zu. 
Aufgrund der Ausführungen des Kommissionspräsidenten 
und insbesondere der Erklärungen von Herrn Bundesrat Dela-
muraz ziehe ich meinen Antrag zurück · 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte selon Ja proposition de la commis$ion 

Art.6bls 
Antrag der Kommission , 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commlssion 
Adherer a la.decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 
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Art 7 Hafner Rudolf, Sprecher der Minderheit: Sie haben vorhin 
A,1tl'ag der Kommission festgestellt, dass das Konsumenteninformationsgesetz ei-
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates gentlich ein recht interessantes Gesetz ist und dass es viele 
(wird voraussichtlich durch das zukünftige Subventionsgesetz Sachfragen gibt, die nicht einfach nacfi dem Links-Rechtg;. 
aufgehoben werden) Schema beurteilt werden können, sondern bei deJ:1en auch in······--·-

. ·- --··-······-··- ·-- ·····-· ·-··--·-- ·den Fralqionen verschiedene Meinungen auftreten können. 

Art 7 Der Minderheitsvorschlag, den ich Ihnen hier bei Artikel 9 un-
Proposition de Ja commission terbreite, ist auch in dieser Richtung zu verstehen. Es geht 
Adherer a Ja decision du Conseil des Etats darum, dass man die sprachliche Fassung des Bundesrates 

vraisembtablement bitte par 1a tuture loi sur les subven- und der Kommissionsmehrheit verbessert, sowohl formal als 
auch inhaftlich. 

· Angenommen-Adopte 

Art.8 
:Mttag der Kommission 
Abs.1 

· Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

N,s.2 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
{Coutau, Aliesch, Basler, Dietrich, 8senring, Fäh, Früh, Jung, 
Neuenschwander, Pidoux) 
.... sowie die Anbieter von Waren müssen .... über die Waren­
deklaration (Art. 4) erforderlich sind. 

Art.8 
Proposition de Ja commission 
A/.1 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

A/,2 
Majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Minorit& 
(Coutau, Aliesch, Basler, Dietrich, Eisenring, Fäh, Früh, Jung, 
Neuenschwander, Pidoux) 
.... les foumisseurs des biens, doivent .... sur las declarations 
de biens (art. 4); 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopteselon Ja proposition de la majorite 

Art.9 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Hafner Rudolf, Eisenring, Mauch Rolf) 
.... die Konsumenten, die Produzenten und der Handel sowie 
die Wissenschaft vertreten sind. 

Abs.2,3 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

··. Art.9 

Proposition de la commission 
Al. 1 
Majorite . 
Adherer au projet du Conseil federal 
Minorite 
(Hafner Rudolf, Eisenring; Mauch Rolf) 
.... des consommateurs, des producteurs, du commerce et de 
lascience. 

Al.2,3 
Aclherer a la declsion du Conseil des Etats 

Abs. 1-AJ. 1 

Nach traditionellem Sprachverständnis hat man unter dem Be­
griff Wirtschaft bis heute immer drei funktionale Bereiche ver­
standen, nämlich Produktion, Konsum und Handel. Sie sehen 
jetzt in der Fassung Bundesrat oder auch Kommissionsmehr-. 
heit,.-dass hier-die.-bek:fen-Begmfe Konsumenten und Wirts 
schaft nebeneinander erwähnt werden. Das ist sprachlich 
schllcht und einfach falsch, weil Konsum ja ein Bestandteil der 
Wirtschaft ist Es wird da ein Gegensatz konstruiert zwischen 
Konsumenten und Wirtschaft, der unproduktiv ist. 
Wenn Sie die Wirtschaft ansehen, haben Sie vom Gewerbe 
über das Handwerk bis zum Grossbetrieb überall Institutio­
nen, die auch Konsumenten sind, eigentlich sogar die gröss­
ten Konsumenten. Die Fassung des Bundesrates ist ~ntweder 
eine sprachliche Schludrigkeit, oder sie ist nicht logisch 
durchdacht. Man kommt zum Schluss, dass es Schlicht und 
einfach falsch ist. Es wäre angebracht, in diesem neuen Ge­
setz das in sorgfältiger Arbeit so zu ~egetn, dass es sprachlich 
und inhaltlich richtig ist. 
In der Kommission wurde gesagt, ähnliche Formulierungen 
seien schon bei zwei oder drei anderen Regelungen gewählt 
worden. Das macht die Sache auch nicht besser. Wir haben 
hier ein neues Gesetz und sind dafOr verantwortlich, dass es 
richtig formuliert wird. Es ist aber auch aus inhaltlichen Grün-
den notwendig, den Handel nicht auszuklammern, da dieser 
ein wichtiger Bestandteil der gesamten Wirtschaft ist. 
Im Vorschlag der Kommissionsminderheit wird offengelassen, 
wie der Bundesrat die Besetzung der Kommission vornimmt. 
Ich habe Vertrauen in Sie, Herr Bundesrat Delamuraz, dass Sie 
das richtig machen und die Interessen der Konsumenten nicht 
plötzlich untervertreten sind, sondern dass eine richtige Beset­
zung stattfindet. Die Formulierung ist jedenfalls so, dass alle 
wichtigen Gremien vertreten sein können, inklusive des Han­
dels. 
Ich bitte Sie, die ungute Blockbildung zwischen Konsumenten 
und sogenannter Wirtschaft zu beheben und den Handel auch 
einzuschliessen. Es sollte nicht nochmals der ungute Falt vor­
kommen - wie es in der Kommission der Fall war-, dass die 
Vertreterin der Migros als Konsumentenvertreterin aufgetreten 
ist. Das ist eine absurde Situation; wenn schon, müsste die Mi­
gros unter Handel figurieren. Meine Meinung wäre, dass hier 
Institutionen zum Zuge kämen, die primär Handelsinteressen 
vertreten, nicht einseitig nur gewisse Interessen. 

Neukomm, Berichterstatter: Herr Hafner mag theoretisch 
recht haben. Aper wir müssen uns auch die Pr~is vor Augen 
führen. Die Eidgenössische Kommission für Konsumententra­
gen wurde bereits 1965 eingesetzt. Sie funktioniert sehr gut. 
Es geht heute darum, diese Institution in einem Gesetz zu ver­
ankern. Wahrscheinlich ist die Formulierung gleich wie auch 
bei anderen Kommissionen. · 
Es sollte dem Bundesrat überlassen werden, wie er eine bera­
tende. Kommission zusammensetzt, vor allem personell. Wir 
sollten also nicht vorschreiben, wer welche Organisation zu 
vertreten hat. Dass alle Partner vertreten sind- ich glaube, das 
wollte Herr Hafner zum Ausdruck bringen -, ist richtig. Dafür 
spricht sich auch die Kommission aus. Es sollen alle Partner 
vertreten sein; in der Eidgenössischen Kommission für Konsu­
mentenfragen sind meines Wissens sogar die Konsumenten 
eher übervertreten. Auch das ist richtig in einer Kommission, 
die in erster Linie die Konsumentenbelange aufgreifen und tat­
kräftig in die Verwaltung einbringen soll. In diesem Sinn ist die 
Kommission des Nationalrates der Meinung, der Wortlaut des 
Bundesrates sei in Ordnung. 
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M. Pidoux, rapporteur: Cette commissfon existe deja, depuis 
un certain nombre d'annees; on lui confere une base legale, et 
votre commission avait ä disposition le texte du Conseil des 
Etats ou i'on une fameuse entre les '"''"''''""'''-
tants des consommateurs et ceux producteurs. Nous 

mleux en rev~niraü texte dtt€otrsell 
confiance a la de cette 

commission-la. C'est le röfe de trouver les 
necessaires le m"'""'""""' 

dans cette la nr,,nr,.,,._ 
tion de M. Hafner Rudolf c·,rnni-.<><> 

formaiiste. II est evident 
consommateurs, des des com-
merce et de la science, mais il nous d'en 
rester au texte relativement clair du 

M. Oelamuraz, conseiller federal: Avant d'aborder la proposi­
tion de M. Hafner Rudolf, j'insiste sur le votre ,..n,mn11<>­

sion, en vous proposant de revenir au 
fait une oeuvre utile par rapport a la solution du Conseil des 
Etats. Ce dernier pretend en effet qu'il est indispensable dans 
cette commission d'assurer la parite entre producteurs et con­
sommateurs les appellerai ainsi, si vous voulez bien ce 
qui n'est pas conforme a la definition, ala mission et a la nature 
meme de la commission. De plus, si le Conseil des Etats etait 
parfaitement coherent dans sa formule, un nombre impres­
slonnant de commissions economiques devraient elles aussi 
etre en quelque sorte soumises au regime paritaire, la ou ma­
nifestement les consommateurs sont representes en nombre 
moindre que fes producteurs, et cela, le Conseil des Etats ne le 
souhaite probablement pas. C' est dire le prix que j' attache a la 
formule que votre commission a finalement retenue. Faut-il en­
core l'amender dans le sens propose par M. Hafner Rudolf? 
Formellement, vous avez parfaitement raison, Monsieur Haf­
ner. En realite, ne comprendre en frarn;:ais la definition generi­
que d'«economie» que dans le sens de «production», «offre», 
et non pas «demande», c'est commettre une erreur.de forme 
et de fond. Nous sommes en effet tous, consommateurs com­
prls, acteurs de l'economie, et chercher a faire ce distinguo 
n'est pas conforme a la realite substantielle des choses. Mais 
c'est un peu comme la loi de Gresham, qui affirme que la mau­
vaise monnaie chasse la bonne. Je vous dirai que le mauvais 
vocabulaire chasse le bon, et qu'a vouloir redresser le tir, dans 
cette loi en particulier, c'est un travail de Sisyphe que nous ef­
fectuerions car, dans toutes les autres lois de la Contederation 
suisse, le terme economie est bei et bien compris non pas 
comme vous.souhaiteriez qu'il le soit, et moi aussi, mais bien 
comme il l'est dans le texte dont nous discutons. 
Avant de vous repondre, j'ai evidemment consulte en commis­
sion et cet apres-midi les «vestales» de la Confederation, les vi­
gilants gardiens du droit et des formes, c'est-a-dire le Chance­
lier de Ja Confederation et l'Office federal de la justice. Tous 
m'ont confirme que, dans la loi sur les cartels, par exemple, 
lorsque l'on parle de la representation de l'economie, on en­
tend economie comme cela figure dans le projet d'au­
jourd'hui. Dans la loi federale sur fa concurrence defoyale, il en 
va .de meme, ainsi que dans la foi federale sur f' approvisionne:. 
ment economique du pays et dans Ja loi federale reglant l'ob­
servation de la conjoncture et l'execution d'enquetes sur la 
conjoncture. Des lors, pour meritoire que soitvotre volonte de 
reforme- j'allais dire de revolution - Monsieur Hafner, je crois 
qu 'if faut y renoncer, sans quoi on creerait une etrangete dans 
l'ensemble du corps legislatif et il y aurait alors lieu de proce­
der ä d'abondantes corrections ailleurs, ce qui, en soi, serait 
peut·etre souhaitable mais, en pratique, guere possible. 
C'est la raison pour laquelle, en reconnaissant tout l'interet de 
la proposition de M. Hafner Rudolf, je vous engage ä la repous­
ser. 

Abstimmung- Vote 

55Stimmen 

Abs. 2, 3-AJ. 2, 3 
Angenommen -Adopte 

Art.10 

Abs.2 
Mehrheit 

Minderheit 

zum Beschluss des Ständerates 

zum Beschluss des Ständerates 

(Coutau, Aliesch, Basler, Fäh, Früh, 
Neuenschwander, Pidoux) 

über die Warendeklaration (Art. 3) gilt das 

Art. 10 
Proposition de la commission 
Af.1 
Adherer a fa decision du Conseil des Etats 

Al.2 
Majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Minorite 
(Coutau, Aliesch, Basler, Dietrich, Eisenring, Fäh, Früh, Jung, 
Neuenschwander, Pidoux) 
.... les declarations de biens (art. 3). 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon Ja proposition de Ja majorite 

Art.11 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Coutau, Aliesch, Basler, Dietrich, Eisenring, Fäh, Früh, Jung, 
Neuenschwander, Pidoux) 

a ..... über die Warendeklaration (Art. 4) verstösst, .... 
b .... . 

Abs.2, 3 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 11 
Proposition de la commission 
Al. 1 
Majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Minorite 
(Coutau, Aliesch, Basler, Dietrich, Eisenring, Fäh, Früh, Jung, 
Neuenschwander, Pidoux) 

a ..... les declarations de biens·(art. 4), lorsque .... 
b .... . 

Al.2,3 
Adherer ä la. decision du Conseil des Etats 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte selon /a proposition de ta majorite 

Art.12 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de /a commission 
Adherer ä la decision du Conseil des Etats 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 35Stimmen Angenommen-Adopte 
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ArL 13 
Aflt(ag der Kommission 
Al)s.1 
zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

zum Beschluss des Ständerates 
Minderheit 
(Coutau, Aliesch, 
Neuenschwander, 
.... der Vorschriften über 
troffenen<l"1~n,lQ~tiAt1"'n 

Hcon,·tnn Fäh, Früh, Jung, 

Warendeklaration (Art. 4) die be-

Art.13 
Proposition de la commission 
Al.1 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Al.2 
Majorite 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Minorite 
(Coutau, Aliesch, Basler, Dietrich, Eisenring, Fäh, Früh, Jung, 
Neuenschwander, Pidoux) 
.... des dispositions concernant les declarations de biens 
(art. 4), il peutfaire appel .... 

Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
Adopte se/on Ja proposition de la majorite 

Art.14 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Gesamtabstimmung- Vote sur l'ensemble 

Für Annahme des Gesetzentwurfes 
Dagegen 

B. Bundesgesetz über die Aenderung 
des Obligationenrechts 
(Die Entstehung der Obligationen) 
Loi federale modifiant le Code des obligations 
(De la formation des obligatlons) 

Titel und Ingress, Ziff. l Ingress 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Titre et preambule, eh. 1 preambule 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 6a (neu) 
Antrag der Kommission 
Abs. 1,2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.8 
.... der Empfänger den Absender benachrichtigen. 

AntragFäh 
Abs.a 

88Stimmen 
13$timmen 

Ist eine unbestellte Sache offensichtlich irrtümlich zugesandt 
worden, so hat der Empfänger Rechte und Pflichten eines Fin­
ders (Art. 720 bis 722 des Zivilgesetzbuches). 

Art. 6a (nouveau) 
Proposition de la commission 

Al. 1,2 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al.3 

Al. 
Si l'envoi d'une chose non commandee est manifestement du 
ä une erreur, le destinataire a les droits et les devoirs de celui 

a trouve une chose perdue 720 a 722 du Code 

Fah: Im Artikel 6a Absatz 3 wird nArAni:dt 

zu tun hat, wenn er eine irrtümlich zu{iestell1te 
Sache bekommt Dabei muss erkenntlich sein, 
offensichtlich irrtümlich zugestellt worden ist Der Bundesrat 
hat vorgeschlagen, dass dann der den Absender 
auf dessen Kosten benachrichtigen muss. Kommission 
hat «auf dessen Kosten» richtigerweise herausgestrichen und 
schreibt nun, der Empfänger müsse den Absender benach­
richtigen. 
Persönlich hatte ich das Gefühl-nach Abschluss der Kommis­
sionssitzung-, die Formulierung: «so muss der Empfänger .... 
benachrichtigen» sei noch nicht optimal. Auf deutsch heisst 
das, er muss telefonieren oder schreiben. Wenn Sie irrtümlich 
etwas bekommen haben, von dem Sie wissen, wem es gehört, 
gibt es auch andere Wege, um das zurückzugeben. Ich muss 
nicht benachrichtigen. Ich kann es einfach wieder abliefern 
oder dafür sorgen, dass es aufbewahrt oder zurückgegeben 
wird. 
Gestützt auf diese persönliche Ueberlegung habe ich mich 
ans Bundesamt für Justiz gewandt und gebeten, man solle 
sich überlegen, ob es eine bessere Formulierung gebe für 
das, was wir wollen. Das Bundesamt für Justiz hat einen Vor­
schlag gemacht, den ich Ihnen nun als Antrag unterbreite. Der 
Text meines Antrages ist also identisch mit dem Vorschlag des 
Bundesamtes für Justiz. 
Ich bin mir bewusst, dass es immer noch Probleme gibt. Wenn 
ich die Rechte und Pflichten eines Finders stipuliere, unterliegt 
das dem Strafgesetzbuch bezüglich Ahndung. Bei der Formu­
lierung der Kommission ist eine solche Ahndung problema­
tisch. Da es natürlich möglich 1st, dass irrtümlich Sachen zuge­
stellt werden, die hohe Werte haben und von denen ich weiss, 
dass sie mir nicht gehören, sind diese Bestimmungen richtig. 
Abschliessend möchte ich Ihnen beliebt machen, dem Antrag 
zuzustimmen. Sollten sich schliesslich juristische Bedenken 
durchsetzen, wird das im Ständerat noch einmal behandelt 
werden. Es kommt so oder so zu einer Beratung im Ständerat 
und nachher noch einmal bei uns. 

David: Ich bitte Sie, auf die Unterstützung des Antrages Fäh zu 
verzichten. Sein Antrag stellt ein Problem in den Raum, das so 
gar nicht lösbar ist Er sagt: «Ist eine unbestellte Sache offen­
sichtlich irrtümlich zugesandt worden .... »; das ist die Voraus­
setzung, an die er dann erhebliche Folgen knüpft. Wenn Sie 
ein Buch, eine Schallplatte oder irgend etwas anderes zuge­
stellt erhalten, wissen Sie doch nicht, ob Ihnen das irrtümlich 
zugestellt worden ist oder bewusst - ih den weitaus meisten 
Fällen wird Ihnen etwas sehr bewusst zugestellt. 
Wenn nun der Empfänger prüfen, quasi abklären müsste, ob 
ihm das irrtümlich zugestellt worden ist, und er dann in Kauf 
l"!ehmen müsste, dass erz. B. wegen Fundunterschlagung be­
straft werden könnte, weil sich herausstellt, dass der Zusender 
irrtümlich gehandelt hat, dann würde er in eine Rechtsstellung 
versetzt, die seiner Situation in keiner Weise angemessen ist. 
Ich bitte Sie zu bedenken, dass jemand, der etwas unfreiwillig 
zugestellt erhält, ja gar nichts will. Wenn man ihm irrtümlich et­
was zustellt, muss der Zusteller die Konsequenzen dieser Zu­
stellung tragen - und zwar grundsätzlich nur er allein. 
Ich bitte Sie davon abzusehen, diesem Empfänger solche 
Pflichten aufzuerlegen, wie es Herr Fäh vorschlägt Im übrigen 
gilt nach dem allgemeinen Zivilrecht, dass derjenige, der et~ 
was unaufgefordert zugestellt erhält - ob es irrtümlich ist oder 
nicht -, dieses aufbewahren muss, sonst aber überhaupt 
keine Pflichten hat Er muss niemanden benachrichtigen, er 
kann warten, ob sich jemand meldet und nach angemessener 
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Frist die Sache wegwerfen. Mehr Pflichten kann man ihm nicht Minderheit 
aufbürden. Bäumlin Ursula, Bore!, Hafner Rudolf, Mort. 
Ich diesen Antrag abzuweisen. 

Neukomm, Berichterstatter: Ich kann mich sehr kurz fassen: 
Meiner Ansicht nach lässt 
ohne ,weiteres 
bracht worden von Herrn Fäh und Herrn David. Auf der 
ren Seite hat Herr Fäh darauf dass das Bundes-
amt für Justiz seinem Es nun 
an ob Sie eher Herrn Herm Fäh zustim-
men möchten. Für die Kommission ist der Text 
nach wie vor in Ordnung. 

M. Pidoux, '"'r"'"rto, dans cet article, est que 
l'on autorise t1i::.•~tir,~t::,iri::. C'esr-c1-aire le consommateur a 
garder la chose non donne l'incertitude 
existant dans la situation actuelle. 
Quant au texte presente par M. Fäh, il devrait etre celui de !'Of­
fice fedE!ral de la justice et, a premiere vue, il ne pas en 
contradiction avec les autres dispositions et avec ce que nous 
desirons, de sorte que nous pouvons nous y rallier. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Cette loi, pour certains arti­
cles, est vraiment le resultat d'une coproduction entre le Parla­
ment et ses commissions et le Conseil federal. En cette ma­
tiere, la proposition de M. Fäh me para1t admissible en ce sens 
qu'elle precise les choses. 
De quoi s'agit-il? Selon le droit actuel, le malheureux qui re<;oit 
un envoi sans l'avoir commande risque, dans tous les cas -
que cet envoi soit errone ou intentionnel mais unilateral - une 
peine pour detournement s'il s'approprie la chose. le projet 
du Conseil federal etablit une distinction utile entre les cas 
d' envois manifestement errones, d'une part, et tous les autres 
cas qui n' entraineraient pas d' obligation pour l'interesse, d' au­
tre part. 
Entre le texte du Conseil federal et celui de M. Fäh, il n'y a pas 
de difference fondamentale. Mais la version de M. Fäh, qui a 
regu la benediction de l'Office federal de la justlce, contient 
une precision et une volonte supplementaires. C'est la raison 
pour laquelle, a tout prendre, nous pouvons retenir la pröposi­
tion de M. Fäh qui a I' avantage d' etre encore plus explicite que 
cefle du Conseil federaL 

David: Nach meiner Meinung besteht ein Unterschied, und 
z.war in der Rechtsfolge: Wenn der Empfänger behandelt wird 
wie ein Finder und sich nicht an die entsprechenden Regeln 
hält, macht er sich der Fundunterschlagung schuldig. Das ist 
ein Straftatbestand. Es geht nach meiner Meinung darum, ob 
man das zusätzlich will; ich finde das übertrieben und bitte Sie 
daher, den Antrag Fäh abzulehnen. 

Abstimmung-Vote 

Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Fäh 

Art. 40a (neu) 
Antrag der Kommission 
Randtitel 
H ..... 
Randuntertitel 
1. Geltungsbereich 
Abs.1 

offensichtliche Mehrheit 
Minderheit 

Die nachfolgenden Bestimmungen sind auf Verträge über be­
wegliche Sachen und Dienstleistungen, die für deri persön­
lichen oder familiären Gebrauch des Kunden bestimmt sind, 
anwendbar, wenn: 
a. der Anbieter der Güter oder Dienstleistungen im Rahmen ei­
ner beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit gehandelt hat und 
b. Streichen 
c . .... 

Abs.2 
Mehrheit 
Die Bestimmungen gelten nicht für Versicherungsverträge. 

AtJs;3 
Bei wesentlicher Veränderung der Kaufkraft des Geldes 
der Bundesrat den in Absatz 1 Buchstabe c genannten 

an. 

Art. 40a (nouveau) 
Proposition de la commission 

H. Droit revocation en matiere de demarchage a domicile 
ou de contrats semblables 
Sous-titre marginal 
1. Champ d'application 
Al.1 
les dispositions ci-apres sont applicables aux contrats portant 
sur des choses mobilieres ou des services destines a un 
usage personnel ou familial du client; si: 
a. le fournisseur de biens ou de services a agi dans le cadre 
d'une actMte professionnelle ou commerciale et que 
b. Bitter 
c ..... 

Al.2 
Majorite 
Les dispositions ne sont pas applicables aux contrats d'assu­
rance. 
Minorite 
(Wiederkehr, Bäumlin Ursula, Borel, Hafner Rudolf, Morf, 
Ulrich) 
Biffer 

Al.3 
En cas de modification importante du pouvoir d'achat de la 
monnaie, le Conseil federal adaptera en consequence le mon­
tant indique au 1 er alinea, lettre c. 

Randtitel, Randuntertitel, Abs. 1 
Titre marginal, sous-titre marginal, al. 1 
Angenommen -Adopte 

Abs.2-Al.2 

Wiederkehr, Sprecher der Minderheit: Artikel 40a Absatz 2 ist 
eng gekoppelt mit Artikel 40bbis Buchstabe e. Wenn ich hier 
postuliere, die Bestimmungen des Widerrufsrechtes sollten 
auch für Versicherungsbeträge gelten, so nehme ich davon 
diejenigen Versicherungsabschlüsse aus, die nur eine Min­
destdauer von einem Jahr haben. 
Normalerweise haben die Versicherungen die Möglichkeit, ei­
nen Antrag 14 Tage lang zu prüfen. DerVersicherungsnehmer 
hat kein solches Recht Es besteht also ganz klar eine Einsei­
tigkeit. Man weiss in der Versicherungsbranche, dass dies 
stossend ist, und deshalb gibt es bereits Versicherungen, ,die 
allen ihren Kunden ein generelles Rücktrittsrecht gewähren. 
Andere Versicherungen, die etwas auf sich halten, werden 
zweifellos folgen. Aber es gibt in unserem Land auch noch un­
seriöse Anbieter im Versicherungswesen; vor allem gibt es un­
seriöse Agenten. Diese arbeiten auf Provisionsbasis und sind 
daher leider oft imstande, irgendwo zwischen Tür und Angel 
etwas jemandem aufzuschwatzen, der eigentlich gar nichts 
will. Wie gesagt: Der Vorschlag gllt nur für Verträge, die länger 
dauern als ein Jahr; der Kunde hat kein Widerrufsrecht, ·wenn 
er eine Versicherung aufgeschwatzt bekömmt, die weniger als 
ein Jahr dauert. Dies deshalb, weil wir nicht die ganze Angele­
genheit mit Bagatellfällen belasten wollen. 
Die Stiftung zum Schutz der Versicherten meint dazu: «Die Ge­
sellschaften müssen ihre Agenten besser ausbilden und kon, 
trollieren .. Das heute übliche Provisionssystem führt zu unzäh­
ligen Abschlüssen, die für die Konsumentinnen und Konsu­
menten letztlich zu nutzlosen Belastungen werden.» Nutzlose 
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ungen sind diese aber auch für die Versicherungen oder nicht. Sie würden auch keine Versicherungsgesellschaft 
, wenn sie sich mit Leuten herumschlagen müssen, die finden, die einen Vertrag für eine Dauer von weniger als einem 
Ohr gehauen wurden. Jahr abschliesst. Also hier leisten wir dem Konsumenten mit 

,;s sieh in der Kommissionssitzung abzeichnete, dass die einem Widerrufsrecht keinen guten Dienst. 
Mehrheit die Versicherungen vom Widerrufsrecht ausnehmen Die Versicherung ist für den Konsumenten eine bekannte 

, sagte Herr Bundesrat Oelamuraz, dass er persönlieh --Ware. Er n ,uss sich aber öber Ihre verscffledenen Eigenschaf-·· -·· 
den Ausschluss der Veraicherungen bedauern würde, denn ten beraten lassen. Sollte es doch zu einem sogenannten un-

· !fft Rahmen der zukünftigen Verhandlungen mit der EG werde freiwilligen oder leichtsinnigen Abschluss kommen, hat der 
• Widerrufsrecht für Versicherungen sicherlich eingeführt. Veraicherte die Möglichkeit, den Ombudsmann - ja, Herr Wte--. 
bazu kann ich nur sagen: Warum nicht einmal zukunftswei- derkehr, den Ombudsmann -anzurufen. 
send und europafähig sein schon von vornherein und jetzt Als _Kontaktstelle Tessin des Ombudsmannes der Privatversi-
schon eine solche Möglichkeit für Konsumentinnen und Kon- cherungen kann ich Ihnen aufgrund meiner bald zwanzigjähri-

. sumenten einbauen! gen Erlahrung sagen, dass solche Fälle sehr selten vorkom-

if' Seriöse Versicherungsanbieter haben nämlich nichts zu fürch- men und dass die Versicherungsgesellschaften in dieser Hin-
, ten, im Gegenteil: Die seriösen Anbieter haben doch ein Inter- sieht sehr kulant sind und nicht auf dem Vertrag bestehen, 

. \~: esse daran, dass die schwarzen Schafe der Branche nicht un- wenn die Beschwerde begründet ist Abg_esehefl davon ge-
ijj[ geschoren-davonkommen. · · ·· hört eine solche Bestimmung gar nicht in dieses Gesetz, son-

Es wurde auch gesagt, wenn es Streitfälle gäbe, hätten die Pri- dern höchstens in das Gesetz über den Versicherungsvertrag. 
i;~r vatversicherungen ja einen Ombudsmann. Ich bin absolut da- Ich beantrage Ihnen daher, der Mehrheit der Kommission und 
}~ gegen, dass man etwas ombudsmänntich oder richterlich be- dem Bundesrat zu folgen und den Antrag Wiederkehr abzuleh-

•. ···~··• urteilen lässt, weil wir als Politiker es verpasst haben, die rich- nen. 
'2 tige Richtung anzugeben. 

·· Ich fasse zusammen: 
1. Der Einbezug der Versicherungen in das siebentägige Wi­
de(rufsrecht entspricht der ersten Version des Bundesrates. 
Auch der Bundesrat hat das gewollt. Herr Delamuraz hat das in 
der Kommission bekräftigt. 
2. Seriöse Versicherungsanbieter haben nichts zu fürchten, im 
Gegenteil. Sie sollten dankbar sein, dass sie sich von den 
$ChWarzen Schafen distanzieren können. 
3.; Es gilt den in Artikel 31 sexies ausgedrückten Volkswillen zu 
respektieren. 
'~~, 

Grassi: Im Namen der CVP-Fraktion beantrage ich Ihnen, den 
Minderheitsantrag Wiederkehr abzulehnen. 
Der Versicherungsvertrag ist ein besonderer Vertrag, der be­
reits heute eine eigene gesetzliche Grundlage hat, und zwar 
Jm Rahmen des Zivilrechts. Es ist dies das Gesetz über den 
Versicherungsvertrag von 1908. In diesem Gesetz sind Be-
stimmungen zum Schutz des Konsumenten enthalten, wie die 

. Bezeichnung des Bundesamtes für Privatversicherung als 
Aufsichtsbehörde, gewisse zwingende Bestimmungen, die im 
Einzelvertrag nicht abgeändert werden dürfen, sowie soge­
nannte halbzwingende Bestimmungen, die nicht zuungun­
sten des Versicherten verändert werden dürfen. Ferner gehört 
es zur Aufgabe des Bundesamtes für Privatversicherungen, 
die allgemeinen Versicherungsbedingungen zu prüfen. 
Hier erstr~kt sich diese Prüfung zunächst auf die Frage, ob 
der Versicherungsnehmer den Vertragsinhalt und die Trag­
weite des Versicherungsbetrages feststellen kann, dann auf 
die Klarheit der Formulierungen, d. h. darauf, ob sie unklar, wi­
dersprüchlich oder unbillig sind. Dies bedeutet einen weitge­
henden Schutz des Konsumenten gegen missbräuchliche all­
gemeine Vertragsbestimmungen. 
Es stimmt, wie Herr Wiederkehr sagt, dass gemäss Versiche­
rungsvertragsgesetz der Versicherte bei der Unterzeichnung 
eines Antrages während 14 Tagendaran gebunden ist; wenn 
eine ärztliche Untersuchung notwendig ist, sogar. vier Wo­
chen. Dies ergibt sich aber aus der Notwendigkeit, das Risiko 
abzuklären bzw, eine ärztliche Untersuchung durchzuführen. 
Während dieser Zelt soll der Antragsteller an seinen Antrag ge­
bunden bleiben. Räumt man ihm ein Widerrufsrecht ein, 
rnüsste er die nicht unerheblichen Kosten für die Abklärungen 
rückerstatten, denn es wäre unbillig, diese auf die Gesamtheit 
der Versicherungsnehmer abzuwälzen. 
Bei gewissen Verträgen, Herr Wiederkehr, würde sich das Wi­
derrufsrecht übrigens auf die Versicherten negativ auswirken. 
So könnte keine sofortige Deckung gewährt werden, z. B. bei 
der Autohaftpflicht, bei der Unfallversicherung, bei der Reise­
und Diebstahlversicherung, bei Feuer- und Sachveraiche­
rung, d. h. überall dort, wo ein Risiko gedeckt werdeh soll. Sol­
che Versicherungen werden auch für weniger als ein Jahr ab­
geschlossen. Es wäre eine Zumutung, von den Versiche­
rungsgesellschaften zu verlangen, dass sie ein Risiko ab­
decken, wenn nicht einmal feststeht, ob der Vertrag gültig ist 

Hafner Rudolf: Herr Grassi will uns glauben machen, es sei al­
les bestens geregelt und in Ordnung. Wenn Sie sich jedoch 
bei Konsumentenorganisationen erkundigen, tönt es etwas 
andera. Konsumentenorganisationen haben gerade im Be­
reich des Versicherungswesens die grössten Probleme, wenn 
die Versicherungsverträge rasch abgeschlossen werden. 
Sie können slch vielleicht erinnern, wenn Sie selber je Kon­
takte mit Versicherungsvertretern hatten, dass dabei meistens 
mit einem gewissen Druck gearbeitet wird. Häufig unterbreitet 
die Versicherungsgesellschaft einen Vorschlag; der Betref­
fende unterzeichnet in der Meinung, das sei vorerst einmal 
provisorisch, doch in der Regel ist es schon definitiv. Der Be­
treffende ist dann an diesen Vorschlag gebunden. 
Ich habe schon bei der Eintretensdebatte gesagt, dass der 
Versicherungsmarkt in der Schweiz sehr gross ist, er ist ein 
wesentlicher Bestandteil der Wirtschaft. Selbst kaufmännisch 
gebildete Leute sind heute kaum in der Lage, alle die diversen 
Vertragsbedingungen klar zu unterscheiden . 
lch,bitte Sie, der Realität Rechnung zu tragen und daran zu 
denken, dass diese Versicherungsverträge grosse Probleme 
bieten können und auch bieten und dass die Leute ein Wider­
rufsrecht haben sollten. 

Wiederkehr, Sprecher der Minderheit: Wenn das stimmen 
würde, Herr Grassi, was Sie hier alles gesagt haben, dann 
würde keine Versicherung in der Schweiz freiwillig ein generel­
les Rücktrittsrecht einräumen. Ein grosser Versicherer in der 
Schweiz hat das aber·gemacht, freiwillig, fünf Tage; andere 
werden folgen. Es geht darum, die schwarzen Schafe in der 
Versicherungsbranche auch hier zu eliminieren. 

Neukomm, Berichterstatter: Das Widerrufsrecht war in der 
Kommission sehr umstritten . .Das zeigte sich vorher auch 
schon im Ständerat; dieser hat nämlich am 7. Oktober 1987 
Eintreten auf die Vorlage B mit 14 zu 7 Stimmen abgelehnt. In 
der nationalrätlichen Kommission kam es dann zu dem Kon­
sens, der vor Ihnen liegt, und zwar ohne Versicherungsver­
träge. 
Es ist jetzt an Ihnen zu entscheiden, ob Sie dem Antrag Wie­
derkehr zustimmen wollen. Praktikabel ist er natürlich, das hat 
er zum Ausdruck gebracht, denn einzelne Versicherungen -
mindestens eine hat er angeführt, die kenne ich auch - haben 
bereits freiwillig ein solches Rücktrittsrecht eingeräumt. 
Aber ich möchte doch betonen: In der Kommission haben wir 
lange gerungen und sind dann zu .diesem Kompromiss ge­
kommen. Dieser lehnt sich auch an die EG-Richtlinien an. Die 

·veiwaltung hat im Oktober 1989 den Auftrag erhalten, einen 
neuen Vorschlag zu erarbeiten. Diesem Vorschlag wurde 
dann in der Kommission mehrheitlich zugestimmt. Die Kom­
.mission hat Ihnen diesen jetzt unterbreitet. 
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M. Pidoux, rapporteur: Nous avons donc introduit dans cet ar­
ticle la possibilite pour une partie de ne pas se tenir au contrat 
Toutefois la revocation est limitee a trois cas precis, ou le ris­
que de surprise et d'abus sont flagrants: d'abord la visite 
cn,~nr,,mi:, .. du fournisseur dans ensuite·l'inter-
n<>ll<>tir,n du client dans lesma, 

est conclu en nrir,,.,,r,., 

commerciale, 
cas de revocation 
La commission a 

lecontrat 
il 

rn,,,,,,,,, ,r<>nl"l:Ol etil 

M. Delamuraz, conseiller federal: Dans la proposition origi­
nelle, le Conseil federal a propose de ne pas tenir campte de 
l'exception de l'assurance. Les discussions qui se sonttenues 
dans le cadre de la commission du Conseil des Etats, avant 
que celul-ci ne debouche sur une non-entree en matiere 
generale a propos de la reforme du Code des obfigations, 
arrete B, loi B, il etait evident que le cas particufier de l'assu­
rance etait traite d'une maniere particulierement exciusive et 
que les chances, des lors, de trouver une entente avec la 
Chambre haute dans ce domaine etaient particulierement 
tenues. C'est la raison pour laquelle nous avons tente, pour 
sauver ce qui devait etre sauve, de trouver une solution que 
vous avez sous les yeux. 
Par ailleurs, nous pensons pouvoir tenir compte des normes 
de la Communaute europeenne - s'il en est besoin - dans un 
autre cadre et dans un autre texte que celui que nous discu­
tons actuellement. C' est la raison pour laquelle je pense qu 'on 
peut se rallier a la decision de la majorite de la commission. 
Par contre, si vous voulez suivre M. Wiederkehr, c'est possible 
mais je pense que ies chances d' aboutir avec cette solution de 
minorite sont tres minces, pour ne pas dire null es et que nous 
sommes en presence ici d'un probleme d'efficacite. 

Le president: Nous passons au vote. Le vote est valable a la 
fois pour l'articie 40a et 40bbis, lettre e. Nous opposons la pro­
position Wiederkehr a celle de la commission et du Conseil 
federal. 

Abstimmung- Vote 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Abs. 3-,.A/. 3 
Angenommen -Adopte 

Art. 40b (neu) 
Antrag der Kommission 
Randuntertitel 
II. Grundsatz 
Einleitung 

73Stimmen 
48Stlmmen 

Der Kunde kann seinen Antrag zum Vertragsabschluss oder 
seine Annahmeerklärung widerrufen, wenn der Anbieter oder 
sein Beauftragter ihn zu einer solchen Erklärung veranlasst 
hat: 
Bst. a-c 
a. als er den Kunden in Wohnräumen besuchte; 
b. als er ihn ausserhalb seiner Geschäftsräume ansprach: 
1. in öffentlichen Verkehrsmitteln oder 
2. im Bereich öffentlich zugänglicher Verkehrswege; oder 

c. an einer Werbeveranstaltung, die mit einer Ausflugsfahrt 
oder einem ähnlichen Anlass verbunden war. 

1::v1.11.1u1::, son offre ou son acceptation si Je 
ou son mandataire l'a amene a faire une telle 

declaration: 
Let. a-c 
a. En lui rendant visite dans les locaux d'habitation; 
b. En l'interpellant hors de ses locaux commerciaux: 
1 . dans des transports publics ou 
2. dans le domaine de voies de communication accessibles 
aupublicou 
c. Lors d'une manifestation publicitaire liee a une excursion ou 
a une occaslon semblable. 

Angenommen-Adapte 

Art. 40bbls (neu) 
Antrag der Kommission 
Randuntertitel 
!Ibis Ausnahmen 
Einleitung 
Der Kunde hat kein Widerrufsrecht, wenn er: 
Bst. a-c 
a. den Anbieter zu Verhandlungen über den betreffenden Ver­
trag oder einen ähnlichen Vertrag aufgefordert hatte oder die 
Verhandlungen im Rahmen eines vorbestehenden Vertrags­
verhältnisses führte; 
b. vom Anbieter wiederholt gleichartige Sachen bezogen oder 
gleichartige Dienstleistungen in Anspruch genommen hatte; 
c. an einem Markt- oder Messestand zu seiner Erklärung ver­
anlasst wurde; oder 

Bst.d 
Mehrheit 
d. eine Sache bereits gebraucht hat. 
Minderheit 
(Grassi, Bäumlin Ursula, Borel, Morf, Paccolat, Petitpierre, 
Ulrich, Wiederkehr) 
d. Streichen 

Bst.e 
Mehrheit 
e. Ablehnung des Antrages der Minderheit 
Minderheit 
(Wiederkehr, Bäumlin Ursula, Bore!, Hafner Rudolf, Morf, 
Ulrich) 
e. einen Versicherungsvertrag beantragt oder angenommen 
hat, dessen Mindestdauer nicht mehr als ein Jahr beträgt 

Art. 40bbls (nouveau) 
Proposition de la commission 
Sous-titre marginal 
llbis Exceptions 
lntroduction 
L'acquereur ne peut invoquer son droit de revocation 
Let.a-c 
a. S'il a invite Je fournlsseur a negocier le contrat en question 
ou un contrat semblable ou si les negociations ont eu lieu 
dans le cadre d'un rapport contractuel pree,cistant; 
b. Si, a p!usieursreprises, il a acquis du fournisseur des cho­
ses de meme genre ou s'il a accepte des prestations de meme 
genre,ou; 
C. S'il a ete amen& a faire sa declaration a un stand de marche 
ou de foire, ou 

Let.d 
Majorite 
d. S'il a deja fait usage de la chose. 
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Minorit{; 
(Grassi, Bäumlin Ursula, Borel, Morf, Paccolat, Petitpierre, 
Ulrich, Wiederkehr) 
d. Biffer 

Ursula, Borel, Hafner Rudolf, Morf, 

propofie ou un contrat d'assurance dont la 
rnir>iM,!:>IO n'excede pas Une annee. 

cmrien'urnu. Bst. a - c 
CAJre_,~romR,mnnR/mUO~UCt~n,~ta-C 
Angenommen-Adopte 

Bst. d- Let. d 

Grassi, Sprecher der Minderheit: Die beiden Bestimmungen 
von Artikel 40bbis Buchstabe d und Artikel 40e Absatz 2 gehö­
ren zusammen. Die Mehrheit der Kommission will das Wider­
rufsrecht in jenen Fällen ausnehmen, in denen der Kunde eine 
Sache bereits gebraucht hat. Konsequenterweise brauchen 
dann die Folgen des Gebrauchs nicht mehr geregelt zu wer­
den. Die grosse Minderheit will auch in diesem Fall am Wider­
rufsrecht festhalten. Immerhin ist vorgesehen, dass der 
Kunde, hat er die Sache ausnahmsweise bereits gebraucht, 
dem Anbieter einen angemessenen Mietzins bezahlen soll. 
Durch die von der Mehrheit der Kommission befürwortete Aus­
nahm~ würde das Widerrufsrecht empfindlich geschwächt. 
Die Pflicht des Anbieters, den Kunden über sein Widerrufs­
recht zu informieren, könnte kaum mehr durchgesetzt werden. 
Ein Anbieter könnte geradezu dazu verleitet werden, eine Sa­
che sofort zuzustellen, ohne den Kunden über sein Widerrufs­
recht zu informieren. Dabei könnte er damit rechnen, dass der 
Kunde Gebrauch von der Sache macht und so sein Widerrufs­
recht verliert. 
Nehmen Sie einmal den Fall an: Es kommt ein Verkäufer zu Ih­
nen nach Hause und bringt Ihnen eine Kaffeemaschine, macht 
eine Demonstration, Sie sind begeistert über die Maschine 

· und den Kaffee; Sie bestellen, kaufen die Maschine. Nach zwei 
Tagen stellen Sie fest, dass Sie sie gar nicht brauchen, weil Sie 
gar nicht soviel Kaffee trinken, und Sie rufen den Verkäufer an. 
Sie sagen: Holen Sie die Kaffeemaschine ab. Der Verkäufer 
sagt Ihnen - nach der Mehrheit-: Sie haben gekauft, Sie ha­
ben bezahlt. Sie haben kein Widerrutsrecht. Nach unserer Min­
derheit können Sie sagen: Holen Sie die Maschine ab! Und 
der Verkäufer muss die Kaffeemaschine abholen, und er ver­
rechnet Ihnen einzig einen angemessenen Mietzins. Das ist 
der Unterschied zwischen Minderheit und Mehrheit. 
Der Entwurf des Bundesrates enthält in Artikel 40e genügend 
Sanktionen für den Fall, dass der Kunde eine Sache ge­
braucht hat, obwohl er von seinem Widerrufsrecht Kenntnis 
hatte. Zum einen muss er nämlich einen angemessenen Miet­
zins bezahlen, zum andern muss er gegebenenfalls für den 
Minderwert aufkommen. Ein, korrekt handelnder Anbieter wird 
also bei Haustürgeschäften die Ware erst nach Ablauf der Wi­
derrufsfrist liefern oder aber bereit sein, die Sache zurück­
zunehmen, wie dies beim Versandhandel üblich ist. 
lm übrigen wird der Handelsreisende schon wegen Artikel 8 
des Handelsreisendengesetzes, das grundsätzlich nur die Be­
stellungsaufnahme, nicht aber den unmittelbaren Verkauf von 
Waren zulässt, einen Kaufgegenstand nicht direkt übergeben 
können. 
Ich möchte noch auf eines hinweisen: Wir haben im Obligatio­
nenrecht bereits die Aegelung,des Bereicherungsrechts: Ana­
log sieht die umstrittene Bestimmung vor, dass der Kunde mit · 
der Rückerstattung rechnen muss, sobald er sein Widerrufs­
recht kennt. Von diesem Moment an haftet er für Wertvermin­
derung oder Untergang der Sache nach den Artikeln 97ff. des 
Obligationenrechtes. Der angemessene Mietzins gilt daher als 
Ersatz für die Wertverminderung. 
Folgen wir dem Antrag der Mehrheit, so führen wir ein neues 

Konzept ein, das unser Zivilrecht nur kompliziert. Die Minder-
heit will einen wirtschaftlichen schaffen, jedoch ver-
meiden, dass sich der Kunde kann. 
Ich bitte dem der Minderheit. dem sich die CVP-
Fraktion mehrheitlich "'"'"'"~'1,occ+ 

M. Delamuraz, conseillerfederal: Le Conseil federal vous 
pose de suivre la minorite de votre commission 

originel du Conseil federal. 

le president: La proposition de la minorite n'est pas combat­
tue. Je precise que votre decision est egalement valable pour 
la proposition de la minorite a l'article 40e, deuxieme alinea. 

Angenommen gemäss Antrag der Minderheit 
Adopte selon la proposition de Ja minorite 

Bst. e-Let. e 
Angenommen gemäss Antrag der Mehrheit 
(gemäss Entscheid zu Art. 40a) 
Adopte selon la proposition de /a majorite 
(selon la decision sur l'art. 40a) 

Art. 40c (neu), 40d (neu) 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 40c (nouveau), 40d (nouveau) 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 40e (neu) 
Antrag der Kommission 
Abs.1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs.2 
Mehrheit 
Streichen 
Minderheit 
(Grassi, Bäumlin Ursula, Borel, Morf, Paccolat, Petitpierre, 
Ulrich, Wiederkehr) 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Abs.3,4 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 40e (nouveau) 
Proposition de la commission 
Al.1 
Adh'erer au projet du Conseil federal 

A/,2 
Majorite 
Bitter 
Minorite 
(Grassi, Bäumlin Ursula, Borel, Morf, Paccolat, Petitpierre, 
Ulrich, Wiederkehr) 
Adherer au projet du Conseil federaf 

Al.3,4 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen gemäss Antrag der Minderheit 
(gemäss Entscheid zu Art. 40b bis) 
Adopte selon Ja proposition de la minorite 
(selon la decision sur l'art. 40b bis) 
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Art. 40f (neu) und Ziff.11 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 40f (nouveau) et eh. II 
Propositio~ de la .. cornrriissior, 
P.:dfierer au projet du Conseil 

Vote sur l'ensemble 

Für Annahme des Gesetzentwurfes 

Classement 

Antrag des Bundesrates 
Abschreiben der parlamentarischen Vorstösse 
gemäss Seite 1 der Botschaft: 
Proposition du Conseil tederal 
Classer les Interventions parlementaires 
selon la page 1 du message 

Angenommen -Adopte 

An den Ständerat-Au Conseil des Etats 

87.036 

Rettung unserer Gewässer. 

81 Stimmen 
17Stimmen 

Volksinitiative und Gewässerschutzgesetz. 
Revision 
Sauvegarde de nos eaux. 
Initiative populaire 
et toi sur la protection des eaux. 
Revision 

Siehe Jahrgang 1989. Seite 1804-Voir annee 1989, page 1804 
Beschluss des Ständerates vom 5. Dezember 1989 
Decision du Conseil des Etats du 5 decembre 1989 

Differenzen - Divergences 

Ordnungsantrag Seiler Hanspeter 
Die Differenzen sind: 
1. noch im laufe dieser Session zu behandeln; 
2. falls nötig', wird die Sitzung vom 22. März 1990 verlängert. 

Ordnungsantrag Cotumberg 
Die Differenzen sind noch am gleichen Abend, 21. März 1990, 
zu behandeln. 

Motion d'ordre Seifer Hanspeter 
Traiter lesidivergences: 
1. encore durant la session; , 
2. enprolongeant, au besoin, Ja seance d~ jeudi 22 mars 1990. 

Motion d'ordre Columberg 
Traiter les divergences encore 1e·soir meme, 21 mars 1990. 

Rüttlmann, Berichterstatter: Wie Ihnen bekannt ist bzw. noch 
in !:rinnerung sein dürfte, hat der Ständerat die Vorlage der 
Gewässerschutzgesetzrevision in der Herbstsession 1988 be­
raten und verabschiedet. Sie hinterliess e.rhebliche Differen­
zen zum Entwurf des Bundesrates. Unser Rat behandelte die 
Materie in der Sommersession 1989 und schuf zusätzliche Oif-

ferenzen zum Ständerat Dieser wiederum nahm in der Winter­
session 1989 den ersten Anlauf zur Differenzbereinigung, 
wobei er von den insgesamt 28 Differenzen 9 durch Zustim­
mung zum Nationalrat es bestehen also immer 
noch 19 Differenzen. 

· Unsere Kommtssfori 
die Bücher und hos,ntront 

zum Ständerat. ,:.u~.au:ucn 
im einer konstruktiven Konflilktlc1srn 
Text vor. 7 Mi11deirhf!itsanträo1e. 
den. wurden zu den unserer Kommission 
reicht. Und schliesslich haben Sie bis 1 O i=in,.,,,;,i,::,n11,;:1r,.,, 

auf Ihrem Pult vorgefunden. Sie sehen also, dass noch 
tiv viel Konfliktstoff vorhanden ist. insbesondere wenn man 
be1rüc:ksich1tiot dass es vier Schwerpunktthemen bei der bis-

der Gewässerschutzgesetzrevision gibt, die 
bis anhin auf einen gemeinsamen Nenner gebracht 
werden konnten. Es sind dies der qualitative Gewässer­
schutz in der Landwirtschaft: (Art. 14--16), der Schutz der 
natürlichen und naturnahen Gewässer {Art. 28a und 28b), 
die Sicherung angemessener Restwassermengen (Art. 29 
bis 36) und schliesslich die Problematik der Abgeltungen für 
den Verzicht auf Wasserkraftnutzungen (Art. 75 Ziff. 6, Aende­
rung des Wasserrechtsgesetzes). Wir werden bei der Behand­
lung der einzelnen Differenzen, zu denen Sie in der Zwischen­
zeit noch verschiedene Zuschriften erhalten haben, darauf 
zu sprechen kommen. 
Man hat mir gemeldet, dass die Fraktionssprecher kurze 
Erklärungen zu den Behandlungen in ihren Fraktionen ab­
geben möchten. Es wäre der Behandlung wohl dienlich, 
wenn Sie dem zustimmen würden, damit die Fraktionsspre­
cher bereits jetzt die Stellungnahmen ihrer Fraktionen zu den 
Schwerpunktthemen bekanntgeben können. 
Ich würde nachher bei Artikel 14 - das ist die erste Differenz 
- wieder das Wort ergreifen. 

M. Rebeaud, rapporteur: Le fosse reste profond entre le 
Conseil des Etats et la commission de votre conseil sur les 
points essentiels de cette revision de loi sur la protection des 
eaux. Jene repeterai pas les chiffres que vous a indiques tout a 
l'heure le president de la commission. II faut simplement sa­
voir que, surtrois sujets de controverse importants, votre com­
mission vous propose de maintenir les positions anterieures 
du Conseil national contre l'avis du Conseil des Etats. Ce sont: 
l'article 14, a savoir la reglementation concernant le rapport 
entre la surface agricole et le nombre de tetes de betail con­
senti aux agriculteurs; l'article 32, a savoir la question centrale 
des debits minimums; enfin l'article 75 qui concerne la possi­
bilite pour la Contederation de percevoir une taxe sur la pro­
duction d'electricite pour financer une compensation aux 
regions qui auraient a subir un prejudice economique du fait 
des debits minimaux. Cet article est maintenu par votre com­
mission contre l'avis du Conseil des Etats qui aurait voufu le 
supprimer. 
Sur ces trois points nous risquons d'avoir des debats 
tants, outre ceux concernant l'article 28 apropos duquel votre 
commission s'est ralliee d'extreme justesse ä la propo!litlon 
du Conseil des Etats qui a voulu le supprimer. Cet article re­
prend en partie les revenc;fidations de !'initiative pour la protec­
tion des eaux. 
Cela nous mime a estimer que les debats dureront plus long­
temps que les deux heures et dix minlites que nous laisse le 
programme. Puisque nous allons avoir un bref debat d'entree 
en matiere partielle sur ces divergences, je souhalterals que 
nous decidions, soit tout de Suite, soit apres le debat d'entree 
en rnatiere, d'une question de principe et d'organisation, a: sa­
voir si nous allons ce soir jusqu'a la finde l'elimination des di· 
vergences, ou plutöt jusqu'ä la finde la loi car jene crois pas 
qu'on eliminera toutes les divergences aujourd'hui, ou bien si 
nous decidons d'interrompre de toute fayan a 19 heures ce 
soir, auquel cas nous devrons prevoir la suite des debats de­
main apres-midi. C'est important pour le Conseil federal mais 
aussi pour ceux d'entre nous qui ont pris des engagements 
apres 19 heures ce soir et qui doivent savoir s' ils devront y re­
noncer ou s'ils peuvent les confirmer. Je· remercierai notre 

michael.tellenbach
Textfeld



Information des consommateurs et droit contractuel 

Dritte Sitzung - Troisieme seance 

Donnerstag, 7. Juni 1990, Vormittag 
Jeudi 7 juin 1990, matin 

Vorsitz - Presidence: Herr Affolter 

86.030 

Konsumenteninformation 
und Vertragsrecht. Bundesgesetze 
Information des consommateurs 
et droit contractuel. Lois 

Siehe Jahrgang 1987, Seite 544- Voir annee 1987, page 544 

Nationalrates vom 21. März 1990 
national du 21 mars 1990 

A. Bundesgesetz über die Förderung der Konsumentenin­
formation 
A. Loi federale visant a ameliorer l'information des con­
sommateurs 

Differenzen - Divergences 

Art.2Abs.5 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art.2al.5 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Frau Bührer, Berichterstatterin: Hier will der Nationalrat aus­
drücklich festhalten, dass die Publikationen in den Amtsspra­
chen zu erfolgen haben. Die Kommission hatte keine Ein­
wände und hat dem Nationalrat zugestimmt 

Angenommen -Adopte 

Art.5 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 Einleitungssatz 
Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Minderheit 
(Cavadini, Bührer, Kündig, Relchmuth) 
Festhalten 

Abs. 1 Bst. c 
Festhalten streichen) 

Abs.2 
Festhalten, aber 
.... Buchstabe a .... 

Art.5 
Proposition de la commission 
Al. 1 phrase introductive 
Majorite 
Adherer a la decision du Conseil national 
Minorite 
(Cavadini, Bührer, Kündig, Reichmuth) 
Maintenir 

304 

Al. /et. C 

Maintenir 

Al. 2 

Abs. 

E 7 1990 

introductive 

Frau Bührer, Berichterstatterin: Artikel 5 bestehen mehrere 
Differenzen. Eine erste Differenz betrifft den 

es um die Definition des Kreises der mn,ni,,,r,.,,n 

Die Natio11a11·ats,fassrn 
von Subventionen auch für r,:,n,um,,:,1,:, rkn<>1ni<:::>-

1<>rrflnr,c nur, wenn deren von n<><:<>l'l"lt-

ist. Bis vor kurzem waren Kon-
deutschen, der französischen 

und der Schweiz im Schweizerischen Konsu-
mentenbund zu zusammenge-
schlossen. Die verkehrte mit dieser 
samtschweizerischen Organisation, die ihrerseits die 
fung der Subventionen an ihre Mitgliederorganisationen vor­
nahm. Nun ist das Konsumentinnenforum der deutschen 
Schweiz aus diesem Dachverband ausgetreten. Die national­
rätliche Fassung bezweckt, dass das Konsumentinnenforum 
direkt vom Bund Subventionen für seine konsumentenpoliti­
schen Aktivitäten erhalten kann. 
Ihre Kommission hat sich mit 5 zu 4 Stimmen dem Nationalrat 
angeschlossen. Für die nationalrätliche Fassung wurde ins 
Feld geführt, dass die Subventionen für die Leistungen der Ba­
sisorganisationen direkt gesprochen werden sollten. Eine un­
nötige zusätzliche Organisation, wo allenfalls Gelder für die 
Verwaltung hängenbleiben, solle vermieden werden. Die an­
geführten Gründe obsiegten über die Bedenken, dass es im 
Gegensatz zum sehr potenten deutschschweizerischen Kon­
sumentinnenforum für die kleineren Organisationen wie bei­
spielsweise die Associazione consumatrici della Svizzera ita­
liana schwierig sein dürfte, die gesamtschweizerische Bedeu­
tung ihrerTätigkeit nachzuweisen. 
Persönlich habe ich mich um des Ausgleiches zwischen den 
Sprachregionen willen der Minderheit angeschlossen. Es stört 
mich in diesem Fall überhaupt nicht. dass ich mich in einer et­
was ungewohnten Allianz befinde. 

M. Cavadini, porte-parole de la minorite: Nous vous propo­
sons de maintenir, au nom de la minorite de la commission, 
notre premiere position et de ne pas suivre la decision qu·a 
prise avec une courte majorite le Conseil national. Le droit au 
soutien financier qu'accorde la Contederation aux organisa­
tions de consommateurs doit se justifier par une activite d'im­
portance nationale. Nous connaissons fes schismes qui ont 
pu diviser !es associations de consommateurs, principale­
ment en Suisse a!emanique. II est certain qu'une grande asso­
ciation afemaniqu1:, peut, par exemple, faire secession car le 
nombre de ses membres, la puissance de ses moyens lui per­
mettent de conserver un röle important. Mais, teile autre asso­
ciation, romande ou tessinoise par exemple, n'aura jamais 
cette meme capacite d'etendre son röle au plan national. 
Des lors, nous assisterons ä Ja confusion des responsabilites 
et a la confusion des actMtes. La repartition geographique doit, 
pouvoir etre respectee. En acceptant la regionalisation du sou­
tien financier, on reconnait puis on institutionnalise le desor­
dre. La securite du subventionnement federal ne peut etre 
consolidee que par une organisation fa1tiere. II en va de l'equi­
libre de.s regions et de celui des associations. Noos vous pro­
posons donc de maintenir notre premiere position. 

Mme Jaggi: Le probleme dont nous debattons ici avec cette 
questlon d'importance nationale. c'.est le cas de le dire, est 
simple, meme s'il revet en fait des apparences complexes, 
voire un peu mysterieuses et la composition de la minorite 
pourrait inciter a penser qu'il y a la quelque chose d'effective­
ment mysterieux, en tout cas, n'entrant pas dans les normes 

/ 
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habituelles du debat politique dans notre conseil. En fait, Je evident que les interlocuteurs tout designes, et qui doivent ras-
e est quand meme comprehensible bien qu'il se situe ter privilegies des autorites tederales, sont des organisations 

sieurs niveaux qui ne sont pas tous tres ouvertement ex- faitieres, si possible une seule. Heureusement, on parle de 
ptlcites, cequejevaisessayerdefaireen.reprenantleschoses plus en plusd'une fusion entre Ja Federation suisse des con-
simplement et franchement et en procedant du particulier au sommateurs et la Fondation pour la protection des consom-

-generat:·-· --·-···-·-· · ·-··-·-··-···-·-··· ·--·-· ·-- - -··---- ·-- mateurs. Par consequent, il taut logiquement ehoisir pour 1a 
1f y a trois niveaux: le premier est particulier au mouvement de premiere phrase de l'alinea premier de I' article 5 une formuta-

. consommateurs. Depuis le debut de ce mouvement en tion que l'on retrouve dans le projet federal et dans la version 
Suisse, c'est-a-dire, comme ailleurs dans les pays europeens, du Conseil des Etats, ä savoir des organisations de consom-

. ffndeS annees cinquante debut des annees soixante, les asso- mateurs «d'importance nationale» et rejeter la solution 
.·. ,::iations de base dans les regions latines, au Tessin et en adoptee de justesse par le Conseil national. 

SUisse romande, ont eu une implanfation plus dense, avec une proportion plus elevee des menages adherant a ces orga­
nisations de base de consommatrices et surtout, manifestant 
un engagement plus militant dans !es cantons, dans les 
regions, dans !es villes, les quartiers meme. 
Outre Sanne; owe Gothärd, si öri se pface du poliitde vue de 
1a Suisse romande ou du point de vue des Tessinois, on a tou­
jours attribue, a notre sens a tort d' allleurs, la molns bonne in-

.. sertiön du «Konsumentinnenforum» dans Ja population et sa 
·• : . moindre notoriete a une fausse cause, c' est-ä-dire a une con­
:,ccurrence qui lui serait faite par les deux organisations fameres, 

y compris par la Federation suisse des consommateurs, dont 
le KF pourtant a ete, äl'instar des autres organisations de base 
des consommatrices, membre des le debut. Et cela jusqu'ä la 
finde l'annee derniere, c'est-a-clire jusqu'au moment Oll le KF 
est sorti de cette organisation faitiere. Voilä pour le premier ni· 
veau l'explication relative au mouvement de consommateurs 
tyi-meme en Suisse. 
Le deuxieme niveau est celui de la region linguistique, fallais 
presque dire le niveau culturel. A Zurich, siege du Konsumen­
tinnenforum, on se croit volontlers interlocuteur direct sinon 
partenaire superieur de la Berne federale. II se peut effective­
ment que les rapports de force - je I' ai souvent dit et soup­
~nne pour ne pas le repeter ici - entre Ja metropole commer­
äale des bords de la Limmat et la ville Oll ~iegent les autorites 
politiques soient en taveur de la prnmiere, c'est-a-dire de Zu· 
lieh. Mais c'est un autre probleme que celui dont nous avons ä 
traiter, encore que cela permette d'en eclairer une dimension 
lmportante. En tout etat de cause, les Romands et les Tessi-

. nois, de maniere toujours generale, savent tres bien que le dia­
logue avec les autorites federales ne peut se faire, selon le 
voeu meme de ces autorites d'ailleurs, que par l'intermediaire 
d'organisations faitieres, comme on en trouve dans toutes les 
branches et secteurs economiques qul ont d'ailfeurs, a l'instar 
des deux organisatlons faitieres de consommateurs, pignon 
sur rue dans le centre de Berne. A Zurich, on pense pouvoir 
entrer directement, quand le besoin s'en fait sentir, dans la 
salte des negociations et des debats a Berne. Dans les regions 
linguistiques minoritaires, on sait qu'il faut avoir en perma­
nence quelqu'.un sur place dont la mission est d'avoir cons­
tamment le pied dans la porte. 
Le troisieme niveau, qui eclaire ce probleme apparemment 
mysterieux, est economique et international. De quoi s'agit-il a 
propos de ces subventions dont il est question dans. la sec­
tion 3 du pro}et de.loi que nous examinons et, plus particuliere­
ment, ä l'article 5 dont nous debattons maintenant? II s'agit du 
financement et du subventionnement principalement pour 1a 
realisation de tests comparatifs, d'analyses de produits et de 
~tions. Or, il se trouve que les prodult$, pour ne parler rien 
que d'eux, sont · le plus souvent des articles de marque, 
presents sur l'ensemble du marche suisse. C'est dire que 
l'analyse comparative de ces produits doit se faire pour f'en­
semble de ce marche suisse, de maniere coordonnee ä 
l'echelle nationale. C'est pour cette raison que, ä notre sens, il 
faut que les organisations de consommateurs d'importance 
nationale demeurent les recipiendaires des . subventions. 
S'ajöute ä cela une dimension internationale. Pour les articles 
de marque notarnment, l'offre s'.internationa,lise; tout le monde 
peut le verifier, jusque dans la promotion faite par la television 
transfrontiere et par les autres supports qui, eux aussi, se mo-
quent de plus en plus des limites politiques des pays. · 
Aussi donc que l'on envisage le mouvement consommateur, 
que l'on examine la question sous !'angle culturel ou linguisti­
que, que l'on se place au niveau suisse ou international, il est 

Frau Weber: Es geht um die Frage-wie wir gehört haben-, ob 
der Bund nur sogenannte nationale Konsumentenorganisatio­
nen, also die Dachorganisationen, oder eventuell auch 
sprachregionale Konsumentenorganisationen, die aber eine 
gesämtschweizerische Tätigkeit ausüben, unterstützen will. 
Ich bitte Sie-ich sage das geradezu Beginn-, die Möglichkeit 
einzuräumen, dass man auch sprachregionalen Organisatio­
nen, die gesamtschweizerisch arbeiten, eine Unterstützung 
gibt. Ich glaube, Sie machen damit einen Schritt in Richtung 
Wettbewerb. Und Wettbewerb ist auch unter den Konsunien­
tenorganisationen etwas sehr Wichtiges. 
Welches ist die Ausgangssituation? Es gibt in der Schweiz fünf 
Konsumentenorganisationen. Es gibt zwe~sogenannte Dach­
organisationen, dle aus einem Büro in Bern bestehen und die 
- ich betone das - keine Mitgliederorganisationen sind, die 
aber sehr gute Arbeit leisten, die heute Subventionen erhalten 
und die dementsprechend auch von gesamtschweizerischer 
Bedeutung sind. Es gibt daneben drei Frauenorganisationen, 
die vor 20 oder 25 Jahren im Schweizerischen Konsumenten­
bund zusammengefasst wurden, die sprachregional verwur­
zelt sind und die Mitglieder haben. Alle drei haben sämtliche 
schweizerischen Frauenorganisationen hinter sich; sie sind in­
ternational auch anerkannt. Die Romandes und die Tessine­
rinnen bekommen eine Subvention bzw. vom SKB etwas an 
ihre Arbeit, insbesondere an die Uebersetzungskosten. Das ist 
nicht der Fall für das Konsumentinnenforum. 
Diese sprachregionalen Organisationen sind eindeutig Mit­
gliederorganisationen oder - wie Frau Jaggi gesagt hat - Ba­
sisorganisationen. Sie sind zwar von der Wurzel her konzen­
triert auf die Region, aber sie arbeiten, wie die anderen Organi­
sationen, ebenfalls auf gesamtschweizerischer Ebene. Alle 
fünf Organisationen - das möchte ich deutlich sagen - leisten 
eine gute Arbeit, und sie pflegen auch bis zu einem gewissen 
Grad eine Zusammenarbeit, insbesondere in der Testpla­
nung. Sonst arbeiten sie weitgehend unabhängig voneinan­
der, auch innerhalb des SKB. 
Wir Wissen, dass heute gewisse Spannungen zwischen SKB 
und Konsumentinnenforum besteherl. Das ist an sich keine 
neue Erscheinung, sondern es gab schon immer Spannun­
gen zwischen den Konsumentenorganisationen. Die Grenzen 
wurden zu meiner Zeit ein bisschen anders gezogen. Damals 
waren die drei Frauenorganisationen zusammen eigentlich 
der Meinung, dass man sich überlegen müsse, ob man nicht 
aus der Dachorganisation austreten wolle. Das hatte verschie­
dene Gründe. In der einen Dachorganisation sind zwei Regio­
nalorganisationen, und eine, das Konsumentinnentorum, hat 
sich selbständig gemacht. . 
lch meine, dass in der heutigen Zeit ganz grundsätzlich- nicht 
nur bei den Konsumentenorganisationen - Dachorganisatio­
nen eine subtile Arbeit leisten müssen, dass sie nicht einfach 
über die Mitgliederorganisationen hinweggehen können und 
dass Dachorganisationen sich auch grosszügig zeigen soll­
ten, wenn es um die Verteilung von Subventionen geht. Das 
würde ich auch hoffen, wenn diese Förderungsmassnahmen 
in diesem ßesetz gesprochen werden. 
Ich möchte aber deutlich sagen, dass wir dieses Gesetz natür­
lich nicht nur zugeschnitten auf die heutige Situation verab­
schieden sollten, sondern wir sollten über die heutige Zeit hin­
aus denken, grundsätzlich legiferieren. Deshalb bin ich der 
Meinung, da$$ wir der Forderung nach mehr Flexibilität nach­
leben sollten. 
Was sollen wir also tun? Wir können uns einerseits dafür ent­
scheiden, dass wir eine offenere Lösung treffen, oder wir kön-

michael.tellenbach
Textfeld



Information des consommateurs et droit contractuel 306 E 1990 

nen für eine Lösung eintreten, mit der wir historisch gewach­
sene Strukturen - wie die Konsumentinnenorganisationen -

iih<>rr,t>ht:>n und diese Organisationen zur Ver-
s:ad1rn,~1,., Ihnen offen: Ich bin davon 

Luft schaffen sollte, dass man 

auch gut ist wenn 
wissen Wettbewerb zueinander 

meno1·1a~;e1t Es ist 
da ist, sondern es ist von ci::,,ui::,,nu, 

wisse Konkurrenz 
Es ist für Sie sich zurechtzufinden, ich kann mir das 
vorstellen. Ich bitte im Sinne von mehr Wettbewerb und 
von mehr Flexibilität der Mehrheit. also dem Nationalrat zuzu­
stimmen. 

Rhinow: Die Differenz, über die wir diskutieren, besteht darin, 
dass im Gesetzestext im einen Fall Konsumentenorganisatio­
nen an und für sich im gesamtschweizerischen Interesse und 
im anderen Fall deren Tätigkeit im gesamtschweizerischen In­
teresse liegen müssen. Sie verzeihen mir, wenn ich beim Sub­
ventionsbegriff beginne. Wir haben ja in der letzten Session 
hier über das Subventionsgesetz beraten und es verabschie­
det. Es geht bei den Subventionen in erster Linie darum, dass 
Verhaltensweisen unterstützt und gefördert werden Verhal­
tensweisen, Massnahmen, Tätigkeiten, die im öffentlichen In­
teresse liegen. Wenn ich sehe, dass in der natlonalrätlichen 
Fassung verlangt wird, dass die Tätigkeit im gesamtschweize­
rischen Interesse liegen muss, dann imponiert mir eigentlich 
diese Fassung schon vom Subventionsgedanken her mehr 
als die andere, wo die Organisationen als solche im gesamt­
schweizerischen Interesse liegen oder von gesamtschweizeri­
scher Bedeutung sein müssen. 
Nun ist hier immer die Rede davon, man wolle nicht, dass re­
gionale Organisationen ebenfalls in den Genuss von Subven­
tionen kommen könnten, weil sonst Unordnung einziehe oder 
ein Chaos entstehen würde. Ich glaube, da liegt ein Missver­
ständnis vor. Bei den Konsumentenorganisationen heisst re­
gional - wie es hier schon gesagt worden ist- sprachregional 
und nicht regional etwa im Sinne des Raumplanungsrechts. 
Wenn wir den Vergleich anstellen etwa zum Medienrecht, 
dann steilen wir fest, dass die Sprachregionen auch auf die na­
tionale Ebene gehoben werden. Die Sprachregionen sind also 
besondere Regionen, und in der Regel leisten sie ebenfalls et­
was im gesamtschweizerischen Interesse. Das ist ja bei den 
Konsumentenorganisationen und speziell auch beim Konsu­
mentinnenforum der deutschen Schweiz ganz besonders der 
FalL Ihre Tätigkeit ist für den gesamten Markt der Schweiz be­
stimmt und nicht auf einen Teilmarkt, etwa die deutsche oder 
die welsche Schweiz, beschränkt. Die Produkte, die unter­
sucht und verglichen werden, werden in der ganzen Schweiz 
abgesetzt. Insofern ist es wichtig, dass wir die Subventionen 
an diese gesamtschweizerischen Tätigkeiten knüpfen und 
nicht an irgendeine Organisationsform. 
Es ist gesagt worden, wenn wir hier der Fassung der Minder­
heit zustimmen würden, würden wir das Konsumentinnenfo­
rum der deutschen Schweiz ausschliessen. Es ist aber just 
die$e Organisation, die als Basisorganisation mit ihren Ver­
brauchertests -wie .sie etwa in der Zeitschrift «Prüf mit» publi· 
ziert werden Und die wir sicher alle kennen - ganz wesentliche 
Arbeit leistet. 
Ich sehe nicht ein; warum nun jetzt just diese Organisation in­
direkt bestraft werden soll, und ich sehe nicht ein, warum man 
von Bundes wegen einen zentralistischen Organisationsgrad 
über das Scharnier der Subventionen vorschreiben muss. Ich 
möchte es im Gegenteil mit Frau Köllegin Weber halten. Ich 
würde vielleicht sogar noch etwas schärfer sagen: Es ist para­
dox, wenn wir in einem Bereiche, wo es letztlich um die Förde­
rung des Wettbewerbes geht, nämlich um die Vergleichbarkeit 
von Produkten„ just etwas tun würden, was den Wettbewerb 
bei den Organisationen ausschliesst. Damit würde - gedank­
lich zumindest - das Gegenteil dessen bezweckt, was eigent­
lich beim Verbraucherschutz angestrebt wird. 
Eine letzte Bemerkung: Ich möchte Sie darauf hinweisen, dass 
wir das Klagerecht der Konsumentenorganisationen einer· 

seits im UWG, im Gesetz über den unlauteren Wettbewerb, 
und andererseits im Preisüberwachungsgesetz immer den 

von 

M. Jelmini: II est question dans le debat d'aujourd'hui de mi­
norites linguistiques et on serait tente de voter plutöt pour la 
version de la majorite. Neanmoins, je suis d'avis taut sui­
vre la minorite afin de ne pas pas laisser penetrer l'idee que, 
dans cette question, les minorites puissent etre defendues ou 
mieux representees par des organisations regionales de ca­
ractere national. C'est plus ou moins le theme que l'on a voulu 
introduire par la majorite. II s'agit ici d'une activite qui est bien 
delimitee dans I' article 5 de la loi et qui precise que I 'aide finan­
ciere de la Contederation doit etre iimitee et canalisee dans 
trois directions: l'influence falte a la presse et aux medias elec­
troniques, l'execution de tests comparatifs, !'Information des 
consommateurs sur les declarations. 
Ces activites ont besoin d'etre concentrees au niveau national 
par une seule organisation. J'admets que toutes les regions 
doivent etre representees mais dans les organisations 
memes. Le diaiogue doit se faire a l'interieur des organisations 
d'importance nationale. Sans cela, on court le risque d'epar­
piller l'aide federale, sans avoir un partenaire avec une con­
ception propre et une volonte formees avec la cooperation des 
differentes regions. On ne peut pas partir de l'idee qu'en epar­
pillant l'aide federale on puisse renforcer la representation 
regionale. II faut en effet avoir une conception nationale, 
formee par les volontes manifestees dans les differentes 
regions du pays. J'appuie donc la version de la minorite qui 
semble mieux correspondre au but de cette reforme. 

Mme Jaggi: Je dirai juste quelques mots a la suite du debat 
qui vient d'avoir lieu et, particulierement, pour revenir sur l'un 
ou l'autre des propos tenu par M. Rhinow. Je crois avoir com­
pris que; dans son esprit, l'organisation des consommateurs 
suisses alemaniques a des activites d'importance nationale, 
comme les autres organisations, mais tout de meme un peu 
plus importantes et nationales. On pouvait percevoir tres clai­
rement dans votre discours une appreciation - j' allais dire typi­
quement de majoritaire - c'est-a-dire que vous vous etes 
refere expressement au texte realise en commun avec d'au­
tres organisations par le KF, en laissant entendre que ces acti­
vites etaient proportionnees au marche sur lequel eUes 
operaient et auxquelles elles avaient a se referer. Or, jListe­
ment, je tire de ce meme argument föndamenal, que j'a.i ap­
pele tout ä !'heure economique et national, la conclusion in­
verse a Ja vötre. Je crots que, precisement, c'est en concen­
trant leurs forces, en les rassemblant a l'echelle nationale et 
tout en commun, que les organisations de consommateurs 
pourront apporter ce que l'on attend d'elles, c'est-ä-dire un ef­
fet correcteur dans le fonctionnement de l'economie dont elles 
analysent I' offre de biens et de services. 
J'aimerais encore, Monsieur Rhinow, vous rappeler un 
element qui doit entret dans votre appreciation de ce pre­
bleme qui, encore une fois, peut paraitre plus complexe qu'il 
ne l'est en fait. Je veux parler de la lettre que vous avez rei;ue, 
les uns et tes autres, emanant de la Federation suisse des con­
sommateurs et de la Fondation pour la protection de.s con­
sommateurs, lettre signee entre autres par les responsables 
de ces deux organisations faitieres et par ceux des organisa­
tions romandes et tessinoises respectivement. Que dit cette 
lettre? Elle prend tout ä fait clairement position en faveur de la 

michael.tellenbach
Textfeld



& 

1990 s 307 

version de la minorite de notre commission. 
ma part, comme d'autres se sont ,,.,,er,rm,,:,;:, 
en vous aussi. 

rites se sont revelees: au Conseil 
de differenCe entre m;:,1nntA 

devotre 
heureusement. le cas du 
celui devotre commission, ces courtes m,::iu-.r,,t"'" 
dans le bon sens. Je vous demande donc, d'entree de cause, 
de suivre la minorite de votre commission. 
De quoi Lorsque le «Konsumentinnenforum der 
deutschen a fait secession de la Federation suisse 
des consommateurs, les responsables du mouvement se sont 
dlt qu'au sens oO nous l'entendons dans ces textes ils allalent 
echapper ä la manne federale. En effet, ils ne pas 
pretendre ä constituer une association nationale, l'astuce 
qui a ete proposee et qul a malheureusement impressionne la 
majorite de votre commission, qui consiste ä transformer la 
reallte et la substance d'une association qui reste regionale 
dans sa definition et dans son ancrage, mais qui s'affuble d'ac­
tiVltes pretendOment nationales. Cette organisation y parvient 
dans une mesure d'autant plus facile qu'elle dispose d'une 
base demographique naturellement beaucoup plus !arge que 
n'en disposent les Romands et les Tessinois tout particuliere­
ment, pouvant ainsi continuer de recevoir l'argent de la Confe­
deration. 
Une tefle solution est un travestissement de pratiques que je 
qualifie de seculaires dans notre Confederation. Cela signitie~ 
ralt en realite que le Conseil federal aurait, pour la premiere 
fois, ä subventionner des organisations regionales, alors qu'il 
n'est manifestement pas dans l'interet et dans la bonne ortho­
doxie de l'organisation de notre pays que la Confederation 
doive proceder ä une aide directe en faveur d'organisations 
strictement regionales. 
Avec une teile couverture, meme si, je le reconnais, la forme 
potestative a ete donnee ä l'article 5, nous courons tout droit le 
risque, non seulement d'une alteration de ce principe selon 
lequel l'aide directe de la Confederation concerne des asso­
ciations nationales et non regionales, mais encore de nous 
conduire ä saupoudrer, selon la mauvaise technique de l' arro­
soir, l'ensemble des milieux des consommateurs. 
Outre que vous creez une inegalite de traitement de fait entre 
l'association alemanique, d'une part, et les associations ro­
mande et tessinoise, d'autre part, ce qui serait suffisant pour 
combattre la decision de la majorite, les principes que j'ai rap­
peles viennent au secours de cette these minoritaire. Reelle­
ment, si vous voulez effectuer un travail d'equite et d'efficacite 
a l'interieur du pays en faveur de cette cause, vous devez sui­
vre la minorlte. Je me permets de vous le recommander tres 
chaleureusement afin de retablir la bonne marche de l'institu­
tion et d'eviter qu'elie ne continue de boiter comme le Conseil 
national, helas, a voulu qu'elle boite. 

Abstimmung- Vote 

Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der.Minderheit 

Abs. 1 &t. c-AI. 1 let. c 

20 Stimmen 
14 Stimmen 

Frau Bührer, Berichterstatterin: In Litera c hat Ihre Kommis­
sion beschlossen festzuhalten, d. h. Litera c zu streichen. 
Das Aushandeln von Vereinbarungen über Deklarationen sei 
ein Verwaltungsakt und Verwaltungskosten sollten vom Bund 
nicht übernommen werden. Auch sei es störend, dass nur eine 
Seite der Verhandlungspartner subventioniert würde. Und 
schliesslich sei die Gefahr nicht von der Hand zu weisen, dass 
um der Subventionen willen endlose Verhandlungen geführt 
werden. 
Das sind die Gründe, die mit einem Stimmenverhältnis von 
6 zu 4 Stimmen zur Streichung dieser Litera c geführt haben. 

M. Delamuraz, conseiller federal: 
quevous le 
mission et vous propose, r,nr1c,,:,,n1 

Abs. 2-Al. 2 

le resultat du vote 
federal suit votre com­

de biffer la lettre c. 

Berichterstatterin: In Absatz 2 '"'"''"mr;:i,,t 
Es hier eine kleine 

muss neu «Buchstabe a» heis-
sen, weil Litera a und b vom worden 

w„rnr,n,:, ist, dass wir festhalten möchten. Damit 
anderen die sich statu-

r,:,,,n.,,m,,,,,, der ,m,::,nf,:,ninf,,rn,,::itinn widmen, eine Sub-
zukommen zu lassen, Eine Flexibilität ist ge-

boten, die es würde, dem SIH Sub-
11<nmn,,:,n zu lassen, 

zurückhaltende Handhabung dieser Flexibilität in Aussicht. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Le Conseil federaf est d' ac-
cord. 

Angenommen -Adopte 

Art.6 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer ä la decision du Conseil national 

Frau Bührer, Berichterstatterin: Artikel 6 ist von Ihrer Kommis­
sion in der nationalrät!ichen Fassung angenommen worden. 
Er wurde durch den Nationalrat wesentlich knapper gefasst, 
und Elemente, die in die Verordnung gehören, sind gestrichen 
worden. Ihre Kommission hat dem zugestimmt 
In Litera d möchte ich darauf hinweisen, dass die Anhörung 
selbstverständlich vor der Publikation der Testergebnisse 
stattfinden muss, ohne dass dies im Gesetzestext ausdrück­
lich gesagt wird. 
Im übrigen habe ich keine Bemerkungen zu diesem Artikel 6. 

Angenommen -Adopte 

Art. 7 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Art.9 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commlssion 
Adherer a la decision du Conseil national 

Frau Bührer, Berichterstatterin: Ihre Kommission hat dem Na­
tionalrat in Artikel 9 zugestimmt und den Begriff «paritätisch» 
fallengelassen. Die Paritätsforderung entspricht nicht dem 
Auftrag dieser Kommission. Abgesehen davon .würde die Ein­
führung hier die Zusammensetzung unzähliger anderer Kom­
missionen in Frage stellen. Wir stimmen deshalb dem Natio­
nalrat zu. 

Angenommen -Adopte 

B. Bundesgesetz über die Aenderung des Obligationen­
rechts 
B. Lol federale modifiant le Code des obligatlons 
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Antrag der Kommission 
Eintreten 
JJrc,posrtltm de la commission 
Entrer en matiere 

Priisidentwtrkommenni.111 
dass in der ersten 

treten ist, während dies der No1•,r1n,,,.,r,,t 

Frau Bührer, Berichterstatterin: Ihre Kommission hat mit 
7 zu 4 Stimmen Eintreten auf Teil B beschlossen. Die Ein-

. sowohl die Materie als auch die im 
tionenrecht betreffend, die im Plenum seinerzeit mit 23 zu 
Stimmen zum Nichteintreten geführt haben, wurden in der 
Kommission erneut vorgebracht Indessen die Ar­
gumente, die für Eintreten !'lnrI:ir.r1Pn 

Festgehalten sei, dass dieses Gesetz keineswegs vom Bildei­
nes unmündigen Konsumenten ausgeht. Durch die neuen 
Marktgewohnheiten kann der Konsument aber in Situationen 
kommen, in denen er unter ungebührlich starkem Druck steht. 
Dieses Gesetz will die freie Entscheidung des Konsumenten 
garantieren. Die Tatsache, dass bereits heute viele Anbieter 
ein freiwilliges Rücktrittsrecht gewähren, zeigt übrigens, dass 
seriöse Anbieter von den neuen Gesetzesbestimmungen 
nichts zu befürchten haben. Auch ist bei den Konsumenten 
trotz des grosszügigen Rücktrittsrechts kein zunehmender 
Trend zur Sorglosigkeit festzustellen. Das Rücktrittsrecht gilt 
nur in bestimmten, klar umschriebenen Fällen. Die Versiche­
rungsverträge sind ausgenommen. 

Frau Meier Josi: Vor rund drei Jahren haben wir bei der Bera­
tung der Vorlage B eigentlich alles gesagt, was zu sagen war. 
Ich habe nicht im Sinne, in der heutigen Differenzbereinigung 
alles zu wiederholen. Aber wir stehen nochmals vor dem Ein­
tretensentscheid. Zudem hat die Hälfte der Mitglieder in Kom­
mission und Rat gewechselt. Da darf ich fünf Punkte in Erinne­
rung rufen: 
1. Aus den Unterlagen zum Abstimmungskampf um Artikel 
31 sexies BV, besonders aus dem damaligen Bundesbüchlein, 
geht klar hervor, dass wir mit der Vorlage Beinen Verfassungs­
auftrag erfüllen. Das Volk wollte und will klare Normen über die 
Zustellung bestellter Waren, und es will eine Ausweitung des 
Rücktrittsrechtes auf Verträge mit ungewöhnlichen Angebots­
methoden. Diesem Auftrag nach fast zehn Jahren endlich 
nachzukommen würde uns sicherlich nicht dem Vorwurf aus­
setzen, überstürzt und unüberlegt gehandelt zu haben. 
2. Der Allgemeine Teil des Obligationenrechtes ist nichts Sa­
krosanktes. Er ist schliesslich über hundert Jahre alt und darf 
neuen, allgemeinen Erscheinungen angepasst werden. Das 
tut seiner Würde keinen Abbruch, sondern beweist vielmehr 
seine Lebendigkeit. Vor hundert Jahren war die Feinverteilung 
von Waren auf Einzelhöfen an der Haustüre die Regel. Heute 
ist ein solches Angebot die Ausnahme. Damals waren unbe­
stellte Warensendungen kein Thema, heute sind sie zur Pest 
geworden. Veränderte Verhältnisse erfordern veränderte Re­
gelungen. Wtr wollen nicht nur ein schönes, sondern wir wol­
len eih brauchbares und ein richtiges Gesetz. 
3. Die Neuregelung geht in Richtung der EG-Richtlinie auf die­
sem Gebiet. Sie ist damit zukunftsträchtig und dient jedehfalls 
der Rechtsharmonisierung mit unseren Nachbarstaaten. 
4. Die vorgeschlagenen Regelungen der Vorlage B sind sy­
stemkonform. Sie stehen im Dienst einer richtig verstandenen 
Vertragsfreiheit und damit einer gesunden, aber auch sozial 
ausgerichteten Marktwirtschaft. Wir wollen, dass informierte 
Konsumenten frei und ohne Druck entscheiden können, ob 
sie Angebote annehmen wollen oder nicht. Anständige An­
bieter halten sich längst an die vorgeschlagenen Regeln. Wir 
wollen nur, dass das, was sich geziemt, auch allgemeine 
Norm werde. Das trifft auch dann zu, wenn wir auf die Retou-
che im Sinne des Antrages Zimmerli einschwenken. · 
5. Der Nationalrat hat die Vorlage B einer Schlankheitskur un­
terzogen. Er nahm schtiesslich das Ganze mit solidem Mehr, 
nämlich im Verhältnis 6 zu 1, an. Schon die politische Klugheit 
verlangt deshalb Einlenken und Zustimmung. Ich empfehle Ih­
nen beides. 

Wenn dabei schliesslich ein fünfzehn Jahre alter Vorstoss be­
treffend Haustürkauf aus meiner nationalrätlichen Vergangen­
heit endlich als erfüllt abgeschrieben werden könnte, würde 
mich das erst noch freuen und mich mit 

die .Wirksamkeit Dolitisc::her Tiüialkeit 
i,.,or10,,...<>nt~ri .. ,m erfüllen! 

Schmid: Am 8. Oktober 1987 habe ich den Antrag auf Nicht-
eintreten auf die B gestellt Mit 23 zu 17 Stimmen ist 
mir der Rat es ausserordentlich, dass es 
mir heute notwendig erscheint, denselben Antrag 
zu wiederholen. Ich bedaure es, weil ich an sich die Ziele, die 
zu dieser führen, durchaus einsehe und der Auffas­
sung bin, dass unsere Konsumenten ihre Käufe nicht mehr in 
der gleichen Art und Weise tätigen wie vor hundert Jahren, wo 
Käufer und Verkäufer einander gleichgestellt waren, sondern 
heute haben wir es zum Teil mit einem Konsumenten zu tun, 
der seine Angebotspalette nicht mehr derart gut übersehen 
kann und darum eine Information braucht Ich bin daher der 
Auffassung, dass Bestrebungen, die dazu führen, den freien 
Willensentschluss des Konsumenten zu verbessern, durch­
aus akzeptabel und geradezu begrüssenswert sind. Ich kann 
aber der Kommission den Vorwurf nicht ersparen, dass sie 
keine Vorkehren getroffen hat, um mir diesen Nichteintretens­
antrag zu ersparen. In der Kommission wurde übersehen, 
dass die Ziele bereits in einem anderen Gesetz verwirklicht 
sind, nämlich im UWG. Bereits 1987 habe ich darauf hingewie­
sen, dass dieser Rat 1986 für die genau gleiche Materie ein 
neues Gesetz mit einer neuen Bestimmung erlassen hat. Ich 
darf nochmals darauf verweisen, dass im UWG vom 19. De­
zember 1986 in Artikel 3 festgehalten wird: «Unlauter handelt 
insbesondere, wer: .... 
h. den Kunden durch besonders aggressive Verkaufsmetho­
den in seiner Entscheidungsfreiheit beeinträchtigt.» 
Ich rufe Ihnen die Botschaft zum UWG in Erinnerung sowie die 
damaligen Ausführungen von Herrn Bundesrat Furgler vor 
dem Plenum. Was im UWG unter «besonders aggressive Ver­
kaufsmethoden» gemeint ist, wird heute im Vorschlag der 
Kommission und des Bundesrates unter Artikel 40a ff. subsu­
miert. Es handelt sich mithin um den genau gleichen Rege­
lungsgegenstand. 
lst es notwendig, sowohl im UWG als auch im Vertragsrecht zu 
nähen? Ich bin einverstanden, wenn Sie mir entgegenhalten, 
ein jeder, der nach UWG vorgehen müsse, habe einen kompli­
zierteren Rechtsweg vor sich, als wenn er nach dem Allgemei­
nen Teil des Obligationenrechtes vorgehen könne. Immerhin 
ist nach Artikel 13 UWG in diesen Fällen ein einfaches und ra­
sches Verfahren vorgesehen. Es gibt keine grossen Prozesse, 
sondern ein Marktgericht, das den Konsumenten entschädigt. 
Wenn wir im UWG die Gelegenheit nicht verpasst hätten, die 
Litera h von Artikel 3 zu streichen, hätte ich aber noch Beden­
ken formeller Art; ich müsste einwenden, ob wir tatsächlich 
den Allgemeinen Teil des Obligationenrechtes derart verun­
stalten müssen. Da gäbe es zwar Ueberlegungen, die ich mir 
entgegenhalten lassen müsste. Ich sehe aber nicht ein, wes­
wegen ein und derselbe Tatbestam:1.unterfortwährenderVer­
unglimpfung eines Berufsstandes immer wieder neu geregelt 
werden muss. Wir haben eine Handhabe in Artikel 3 Litera h 
UWG; lassen wir es dabei bewenden. Oder-das wäre für mich 
eindeutig · besser gewesen - wir hätten Litera h von Artik~I 3 
UWG streichen können, dann hätten wir die vertragsrechtliche 
Regelung akzeptieren können. Aber in beiden Gesetzen ein 
und.dasselbe zweimal zu pönalisieren, scheint mir nun doch 
des Guten zuviel zu sein. · 
Es geht hier nicht gegen den Konsumentenschutz. Es geht 
nicht gegen den· einzelnen Konsumenten, sondern es geht 
darum, dass wir uns selbst gegenüber noch so etwas wie ge­
setzgeberische Disziplin walten lassen sollten. Wir sollten 
nicht aus den Augen verlieren, was wir tun. Ich bin überzeugt, 
und ich unterstelle Ihnen das, dass ein grosser Teil dieses Ra­
tes gar nicht mehr weiss, dass er seinerzeit einen Artikel 3 Lite­
ra h mit genau dem gleichen Regelungsgegenstand be­
schlossen hat. 
Ich bitte Sie daher, den Nichteintretensantrag zu unterstützen. 
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merll: Ich war seinerzeit beim berühmten Nichteintretens- Kommission über diese Sache durchaus gesprochen. Es geht 
id unseres Rates nicht dabei. Ich bin ein neues Korn- bei diesem Wlderrufsrecht nicht darum, dass nur besonders 
smitglied, und Ich gestatte mir deshalb auch noch ein aggressive Verkaufsmethoden betroffen sind, sondern es 

zum Eintreten. Ueber die Frage, ob der Allgemeine Teil geht darum, für Situationen, in denen sich der Konsument in 
Obflgationenrechtes im Sinne eines besseren Konsumen- einer schwachen Position befindet, in der seine EntscheidUIJfL.-.... 

~ - üfzes angeretcfiert oaer - nacnoeffWorten unseres nTcfiflref 1st, ein Widerrufsrecht zu schaffen. Wenn also bei-
en Carlo Schmid-verunstaltet werden soll, kann man in spielsweise jemand für 100 Jahre Badezusatz kauft, ohne eine 

en verschiedener Ansicht sein. Schon der erste Ab- Badewanne zu haben, soll er auf einfache Weise diesen Un-
vom Bundesrat beantragten und vom Nationalrat be- sinn aus der Welt schaffen können. Es muss für den Konsu-
nen Artikels 6a ist symptomatisch für den Zwiespalt, menten ein gangbarer Weg sein, die eigenen Dummheiten 

sich der Gesetzgeber befindet. Der Satz ist entweder ausgleichen zu können, immer vorausgesetzt, dass er in eine 
nichtssagend - zumindest nicht originell - oder, wenn Situation gebracht wurde, in der er nicht frei entscheiden· 
wörtlich nimmt, fast ungeheuerlich. Auch die Bestim- konnte. Dieses alte Postulat sollten wir mit diesem Gesetz end-

fflUngen über das W!derrufsrecht erscheinen doch als recht !ich erfüllen. 
kleinkariert. Ich gehe mit Herrn Schmid einig, sie passen nicht 
recht itl_ Y@ef!:l Kodifikation, weil sie imAflgemeinen Teil des 

es einen durchaus alltäglichen Vorfall mit ei­
ichte regeln, die auch einen Oeffentlichrechtler 

rständlicher Ehrfurcht vor dem Zivilrecht fast 
schaudern macht, auch wenn er der Meinung ist, dass der All­
. eil des Obligationenrechtes nicht sakrosankt ist. Mit 

Bestimmungen wird die Rechtsanwendung jeden­
nicht einfacher. Die Kommentatoren können sich gewiss 

Ich werde mit meinen Anträgen zu den Artikeln 40b 
40bbis darauf zurückkommen, wenn Sie Eintreten be­

ln der Kommission habe ich mich für Eintreten 
au1;gesproctwn - vorsätzlich, Herr Kollege Schmid, und hof-

Kenntnis der Hintergründe. Ich werde das auch 
heute tun, trotz der skizzierten Bedenken. Warum? 
Die politische Ausgangslage gestattet uns leider keinen juristi­
schen Purismus mehr. Dieser würde als Votum gegen einen 
vernünftigen Konsumentenschutz missverstanden. Wir ste­
hen In der Differenzbereinigung über eine alte Vortage, deren 
Verabschiedung keinen Aufschub mehr erträgt. Das zwingt 

·· uns zum Kompromiss. So gesehen sind die Beschlüsse des 
Nationalrates im grossen und ganzen juristisch noch gerade 
vertretbar, wenn es uns in der Detailberatung gelingt, die Vor­
lage mindestens noch etwas praxistauglicher zu machen. 
Nun noch ein Wort zum Argument UWG. Ich kann den Spiess 
umdrehen und sagen, fch sei nicht bereit, die Anbieter zivil-
rechtlich zu kriminalisieren und ihnen zu unterstellen, sie han­
delten schon widerrechtlich, nur weil sie sogenannte Haustür­

e geschäfte anbieten. Diese Seite sollte man auch sehen. Ich bin 
.... nicht der Meinung, dass die Vorschriften des UWG und diejeni­

gen im Allgemeinen Teil des Obligationenrechtes einfach 
deckungsgleich sind. Wir dürfen ohne schlechtes Gewissen 
mindestens in diesem Punkt der Kommissionsmehrheit zu-

., stimmen und Eintreten beschliessen. 

Frau Meier Josi: Ich möchte mich kurz zum Thema UWG äus­
sem. Herr Kollege.Schmid wehrt sich zu Recht für die Ehre der 
traditionellen beruflichen Direktverkäufer. Diesen kommen wir 
überhaupt nicht in die Quere. Das sind jene Leute, die im Ver­
band die hier vorgeschlagenen Regeln über den Rücktritt 
längst als Ehrenkodex angenommen haben. Hingegen taugt 
das UWG nicht für die Behandlung der Probleme, die im OR 
anstehen. Das UWG ist darauf eingerichtet, Lauterkeit im Wett­
bewerb zu erzielen, also vorab das Verhältnis zwiSchen den 
Konkurrenten zu regeln und nicht das Vertragsverhältnis zwi­
schen dem Anbieter und dem Abnehmer. Es hat zwai neu die 
Möglichkeit geschaffen, dass man auch von der Konsumen­
tenseite gegen unlauteres Verhalten seitens der Anbieter vor-. 
gehen kann. Aber das ersetzt die Möglichkeit eines Rücktrittes 
vom Ve~rage, einer einfachen Handlung unter Vertragspart­
nern, überhaupt nicht. Im übrigen hat schon Herr Kollege Zim­
merti zu Recht darauf hingewiesen, dass der einzelne das zi­
vile Vorgehen im Vertragsrecht dem zum Teil pönalen Voi'ge­
hen über UWG sicher grundsätzlich vorzieht. 

Frau Bührer, Berichterstatterin: Herr Schmid, Sie sagen, das 
UWG eröffne einen komplizierten Weg. Ich muss Ihnen sagen: 
Für den Konsumenten ist dieser Weg praktisch nicht gangbar. 
(Zwischenruf Schmid: Dann muss man ihn streichen!) Er ist 
nicht für den Konsumenten gedacht. Das UWG behandelt nun 
einmal nicht genau dieselben Tatbestände. Wir haben in der 

M. Detamuraz, conseillerfederal:Le 14juin 1981,lepeuple.et 
les cantons ont approuve le texte constitutionnel suivant: «La 
Confederation prend des mesures pour proteger les consom­
mateurs, tout en sauvegardant les interets generaux de l'eco­
nomie nationale et en respectant le principe de la liberte du 
commerce et de l'industrie». 
Proteger les consommateurs est donc un mandat constitu­
tionnel vieux de neuf ans maintenant, et vous avez commence 
d'executer ce mandat an prenant taut a l'heure une decision 
en faveur d'une loi federale visant a ameliorer l'information des 
consommateurs. L'inforrnation est en effet le debut d'une utile 
protection. Mais il taut aller plus loin et c'est ce a quoi je vous 
invite an entrant en matiere sur ces modifications du Code des 
obligations. 
Je constate que le debat parlementaire precedant la decision 
populaire de juin 1981 a ete clair et engage, Expressis verbis, 
et de tous les horizons politiques du Parlament, on a cite la 
protection necessaire des consommateurs contre des metho­
des d' offres defavorisantes. On a considere a l' epoque que ce 
serait sans doute, si le peuple et les cantons adoptaient cet ar­
ticle constitutionnel, l'un des moyens d'accomplir un tel man­
dat. Las majorites dans les deux Chambres ont ete d'une 
clarte sans pareille: 147 oui contre 4 non au Conseil national; 
29 oui contre 3 non au Conseil des Etats. II est evident que la 
non-entree en matiere du premier debat du Conseil des Etats 
sur ce theme etait un certain travestissement des engage­
ments pris avant le vote populaire, et un certain affaiblisse­
ment de l'accomplissement du rnandat constitutionnel ne de 
l'acceptation populaire du 29 juin 1981. 
Je suis donc heureux que la majorite de votre commissfon ait 
decide de choisir un nouveau cap et que nous puissions ainsi 
ameliorer quelque peu la situation du consommateur en situa­
tion defavorisee par rapport au vendeur. II ne s'agit pas de 
mettre le consommateur sous cloche. D'irnaginer qu'il est mi­
neur et que, par consequent, !'Etat, par toutes sortes de sub­
terfuges, doit lui tenir la main et decider a sa place. II est bien 
clair que le consommateur est adulte et vaccine et qu'il ne 
s'agit pas de se substituer a lui dans ras decisions qu'il a a 
prendre en matiere d'acquisitions commerciales. 
Tant qu'il y aura des affaires, des bonnes pour le vendeur et 
des mauvaises pour l'acheteur, ou inversement-il peut meme 
arriver que les deux fassent une mauvaise affaire - il sera tou­
jours question de cela. Cependant, dans le regime de liberte 
du commerce que nous desirons, nous n'enteridons pas nous 
preserver theoriquement et artificlellement contre de tets ris­
ques. Qu'on nous comprenne bien! Lorsque la betise est au 
rendez-vous, d'un cöte comme de l'autre, on prendra sans 
doute des decisions betes. Celle que decrivait Mme Bührer 
est tout a fait revelatrice. Je ne vois pas pourquoi celui qui a ta 
betise d'acheter des pinces a velo alors qu'il ne sait pas aller ä 
velo et n 'a pas de bicyclette devrait etre autorise a rectifiE!r le tir 
par la suite et .a denoncer son acquisition. Nous sommes en 
presence de partenaires qui ont suffisarnment de maturite 
pour que nous n'ayons pas a nous occuper d'eux et a denon­
cer les erreur$ de parcours qu'ils auraient accomplies. 
En revanche, lorsque quelqu'un regoit chez lui des marchan­
dises qu'il n'apas commandees ou des offres qu'iln'.apas sol· 
licitees, il doit savoir comment se comporter s'il ne veut pas 
etre victime d'un racket organise qui consiste ä inond&r le 
pays de choses que l'on finit par payer et conserver. S'il ne le 

michael.tellenbach
Textfeld



Information des consommateurs et droit contractuel 310 E 7 1990 

il doit connaitre sa situation, ses moyens de droit, et 
nri>l"'l<>brno,,t le article que nous vous '"'"''""'"'•n<:: 

de en mettant de !'ordre dans les rn.::,t1>,v1~,., 

nant l'envoi de choses non commandees. 
Le revocation 

a aucune r1,:,:m:::1rt"'r1,:, 1Jrea1ao,1e 
un eclaire et reflechl 
tout et cela suffit Vous ne me direz 
droit de revocation limlte a certains cas dans la loi 
et dans l'ordonnance vous bouleversez les 

du droit Cela n'est pas exact 
matiere de ces articles sur le drolt de revocation est d'ail­

leurs, Monsieur Schmid, plus limitee que celle que le Conseil 
föderal avait proposee. En effet, le Conseil national et votre 
commission ont expressement retire de cet article les contrats 
d'assurance, suivant en cela une evolution observee dans le 
droit communautaire 
Dans le cadre de cette argumentation, nous repondons aussi, 
a ceux qui imaginent que l'usage des dispositions de la loi sur 
la concurrence deloyale pourrait aisement remplacer celui 
des dispositions du Code des obligations que nous vous pro­
posons, que cela est egalement inexact La loi sur la concur­
rence deloyale concernant les methodes de vente particuliere­
ment agressives les condamne au plan penal, et cela parfois 
lourdement, mais eile ne signifie aucunement la nullite civile 
de l'acte d'achat. C'est precisementce qu'il faut pouvoir, dans 
certaines conditions determinees, obtenir par le biais du Code 
des Obligations. 
II ne faut pas soumettre des lors le consommateur surpris a 
une procedure lourde, coOteuse et longue qu'il devrait enga­
ger au cas ou il aurait obtenu la condamnation penale selon 
des dispositions de ia loi sur la concurrence deloyale et qu'if 
voudrait obtenir la nullite de son contrat de vente. Nous vous 
disons que par ces dispositions-la nous visons les cas ex­
tremes - et Oieu sait! si certaines methodes peuvent etre au­
jourd 'hui raffinees - afin de permettre au consommateur po­
tentiel de reagir, d'avoir le temps et le bref delai de reflexion 
pour savoir comment s'y prendre definitivement. C'est une 
protection limitee du consommateur, mais une protection legi­
time au sens du mandat constitutionnel et c'est la raison pour 
laquelle j'invite votre conseil a entrer en matiere. 

Abstimmung Vote 

Für den Antrag der Kommission 
Für den Antrag Schmid (Nichteintreten) 

Detailberatung- Discussiqn par articles 

Ziff. l-Ch. l 

Art. 6a (neu) 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 6a (nouveau) 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Art. 40a (neu) 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

26Stimmen 
14Stimmen 

Art. 40a (nouveau) 
Proposition de la commission 
Adherer ä la decision du Conseil national 

eine 
tens in «Grundsatz» und «Ausnahmen». 
Inhaltlich ist kein wesentlicher Unterschied zur bundesrätli-
chen festzustellen. ist die Materie 

Und eher nOCh YA<atrlktl\J<)r irn<ll'hfl01'1on 

In es um den 
besondere darauf hinzuweisen, dass 

ausdrücklich ausgenommen sind. 

Angenommen-Adopte 

Art. 40b (neu) 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Antrag Zimmerli 
Der Kunde kann seinen Antrag zum Vertragsschluss oder 
seine Annahmeerklärung widerrufen, wenn ihm das Angebot 
gemacht wurde: 
a. in seinen Wohnräumen oder in ihrer unmittelbaren Um­
gebung; 
b. in öffentlichen Verkehrsmitteln; 
C ..... 

Art. 40b (nouveau) 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Proposition Zimmerli 
L'acquereur peut revoquer son offre ou son acceptation s'il a 
ete invite a prendre un engagement: 
a. Dans ses locaux d'habitation ou dans leurs alentours im­
mediats; 
b. Dans les transports publics; 
C ..... 

Zimmerli: Ich habe zum Artikel 40b bereits in der Kommission 
Vorbehalte angebracht und mir vorbehalten, Ihnen einen 
schriftlichen Antrag·zu stellen. Er liegt nun vor Ihnen, und ich 
möchte ihn wie folgt begründen: 
Es geht dem Nationalrat darum, in drei praktisch wichtigen 
Fällen von sogenannten Haustürgeschäften ein Widerrufs­
recht im Gesetz zu verankern. Frau Bührer hat im Eintretens­
referat gesagt, dass diese Fälle klar geregelt sein müssen. Ich 
will mich dem nicht widersetzen, denn wer zum Beschluss 8 
schon ja sagt, muss auch dafür sorgen, dass er Substanz be­
kommt. Aber ich halte die Beschlüsse des Nationalrates nicht 
für glücklich, auch wenn ich anerkenne, dass die 
als solche an Klarheit gewonnen hat. 
Schon der Ingress sollte meines Erachtens wesentlich verein­
facht werden. Ich bin der Meinung, dass meine Formulierung 
materiell durchaus das gleiche aussagt. 
Ich sehe weiter nicht ein, weshalb das Widerrufsrecht gemäss 
dem Buchstaben a nur auf den Kundenbesuch in Wohnräu­
men beschränkt werden soll. Ich habe Herrn Bundesrat Dela­
muraz ari der Kommissionssitzung die Frage gestellt, was für 
Geschäfte gelte, die im Garten abgeschlossen würden. Man 
kann den Faden weiterspinnen und sich fragen, wie es sich mit 
Geschäften im Keller verhafte; denn auch die Kefferraumfich­
keiten eignen sich - mindestens in gewissen Landesgegen­
den -durchaus für solche Geschäfte. 
Man kann zwei Dinge tun: Entweder zuhanden der Materialien 
erklären, der Begriff «Wohnräume» sei weit zu verstehen und 
umfasse praktisch alles in der weiteren Umgebung von Tisch 
und Bett. Oder man sagt es ausdrücklich - etwa im Sinne mei­
nes Antrages -, nämlich mit der Wendung «in seinen Wohn­
räumen oder in ihrer unmittelbaren Umgebung». 
Ich weise darauf hin, dass in Deutschland die Formulierung 
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. :iilfflBereich von Wohnräumen» verwendet wird und dass sich sen. Das ist vermutlich nicht so gemeint. Hingegen ist zu be-
i~tmeine Formulierung ohne weiteres mit den EG-Richtlinien im grüssen, dass Sie die Wohnräume erweitern mit «oder in ihrer 
'ii'.' hier interessierenden Widerrufsrecht verträgt. Frau Josi Meier unmittelbaren Umgebung». Es entspricht einer Notwendig-

'.'.'.,'y,,. batbereitS auf diese Richtlinien hingewiesen. keit, das zu tun. Bei Litera b, «in öffentlichen Verkehrsmitteln», 
:{ Zum Buchstaben b: Hier stört mich in der nationalrätlichen.. . meine ich, dass etwas fehle. Man stelle sich den Fall vor: Je-

··"~·;·vassung zweierlei. Erstens dt:llften sici'l Geschäftsraume. nur · - mand wird im Tram angesprochen, steigt aus, und das Ge-
. 'ausnahmsweise in öffentlichen Verkehrsmitteln befinden - schäft wird auf dem Trottoir abgeschlossen. Im Tram hätte er 

··•· dasGaQenteil könnte man nämlich annehmen, wenn man die- ein Rücktrittsrecht; wenn er den Vertrag an der Haltestelle ab-
'.' sen AbsatZ liest -, und zweitens halte ich ein Widerrufsrecht schliesst, hat er keines. Das scheint mir ebenfalls eine Un-
. · bei Geschäften ausserhalb der Geschäftsräume, aber im Be- ebenheit zu sein. Vielleicht müsste man hier mit «oder auf öf-

reich öffentlich zugänglicher Verkehrswege für ausserordent- fentlichem Grund» ergänzen. 
lieh problematisch. Das sind meine Bemerkungen zum Antrag Zimmerli, dem ich 
Gibt es in unserem dicht besiedelten Land noch Rächen aus- ich teilweise sehr wohl· zustimmen könnte. Im Namen der 
serhalb der Geschäftsräumlichkeiten, die zum Geschäften ge- Kommission kann ich mich jedoch nicht dazu äussern. 
eignet sind, nicht unter Buchstabe a fallen und nicht im Be­
reich öffet1tl~~gärigl~rV~rkE?hnsv.'egeU~n? E:igefl'tlich 
gilt das· nicht einmal für den Wald, denn dieser ist von Geset­
zes wegen öffentlich zugänglich und meistens mit öffentlich 
zugänglichen.Verkehrswegen erschlossen. Was ist denn ge­
meint? Soll etwa ein Widerrufsrecht haben, wer drüben auf 
dem Bärenplatz aus dem :Tram aussteigt und auf dem Trottoir 
ein Geschäft abschliesst? Also wäre man versucht zu meinen, 
der Nationalrat habe eigentlich den öffentlichen Grund ge­
meint. Stellen Sie sich jetzt einmal den armen Richter vor, der 

, darüber entscheklen muss, vorfrageweise, ob ein Geschäft 
· auf öffentlichem Grund abgeschlossen wurde. Der Anbieter 
- . · könnte dem leicht dadurch entgehen, dass er den Konsumen-

ten oder die Konsumentin ins nächste Ladengeschäft hinein-
• 11 zieht- das ist zwar nicht sein Geschäftslokal, aber ein anderes 

~. und dann gibt es wieder Abgrenzungsschwierigkeiten. Oder 
er geht in den nächsten Hausgang .hinein oder hinter den 
nächsten Gartenzaun, und dann ist das Geschäft wieder un­
bedenklich. Hier stimmt irgend etwas nicht! Bei näherer Prü­
fung reicht das Wtdemlfsrecht gemäss Buchstabe bin der na­
tionalrätlichen Fassung viel weiter, als es der Nationalrat ei­
gentlich wollte. Er hätte genausogut den an sich viel besser 
formulierten Artikel 40a Buchstabe a Ziffer 1 der bundesrät­
llchen Vorlage übernehmen können, der ihm aber zu weit 
ging, wenn Sie die Beratungen nachlesen. Es besteht ein we­
sentlicher Unterschied gegenüber der bundesrätlichen Fas­
sung. Die bundesrätliche Fassung ging davon aus, dass prak­
tisch alles ausserhalb der· Geschäftslokalitäten unter dieses 
Wlderrufsrecht fallen sollte. Genau das will der Nationalrat 
nicht. 
Ich möchte Ihnen deshalb beliebt machen, aof Ziffer 2 der ria­
tlonalrätlichen Fassung zu verzichten. Eine solche Formulie­
rung ist kaum praktikabel und wirkt in jedem Fall kontrapro­
duktiv. Wtehtig ist Buchstabe c. Eine Bemerkung von Herrn 
Bundesrat Delamuraz hat mich jedoch aufgeschreckt. Wenn 
ich ihn richtig verstanden habe, hat er gesagt, es bestehe noch 
die Möglichkeit, in der «ordonnance d'application», also in ei­
ner Ausführungsverordnung, diese Widerrufstatbestände im 
Detail zu umschreiben. Das sehe ich nicht so. Wir bewegen 
uns hier im Bereich des Zivilrechtes. Es ist Sache des Gesetz­
gebers und nur des Gesetzgebers, die Wtderrufsgründe ab­
schliessend zu normieren. Ich möchte Hemi Bundesrat Dela­
muraz bitten, seine Bemerkung noch zu präzisieren. 
Soviel zu meinem Antrag. den ich Ihnen zur Annahme emp­
fehle. 

Frau Bührer, Berichterstatterin: Die Kommission hat sich über 
den Antrag Zimmerli nicht unterhalten können, er lag uns nicht 
vor. Ich kann Ihnen also nur in meinem eigenen Namen einige 
Gedanken übermittetn. An sich empfinde ich grosse Sympa­
thie für diesen Antrag. Er bringt teilweise ohne Zweifel eine 
deutliche Verbesserung. Ich habe aber einige Einschränkun­
gen anzubringen. 
Zuerst zu den Verbesserungen, wie ich sie sehe: Der Einlei­
tungssatz ist eleganter und sagt dasselbe. KompJiment! Er 
kann ohne weiteres übernommen werden. Bei Litera a habe 
ich Bedenken, mit dem Begriff «seinen Wohnräumen„ eine 
Einschränkung zu bringen, die vielleicht nicht gewollt war. 
Stellen Sie sich den Fall vor, ein Vater weile bei seinem Sohn. 
Es kommt ein Käufer, und es wird ein Vertrag in den Räumen 
seines Sohnes abgeschloss_en. Das wäre hier ausgeschlos-

s-s 

Zlm.roedi: Ich bin durchaus bereit, «in Wobnräumenoder in ih­
rer unmittelbaren Umgebung» zu formulieren. Das ist kein Pro­
blem. 

M. Delamuraz, conseiller federal: Dans cette coproduction de 
M. Zimmerli, du Conseil federal qui y a tout de meme un peu 
participe, du Conseil national qui a ameliore les choses, de la 
commission du Conseil des Etats qui n'a pas pu se prononcer 
sur vos propositions, j'essaie d'inserer les voeux de l'Executif 
qui vont dans le sens de laproposition de M. Zimmerli pour la 
premiere phrase de cet article qui est en effet plus elegante, 
mieux formulee et plus precise que celle presentee par le Con­
seil national. Je vous suggere donc de vous rallier a 1a pre­
miere phrase de la proposition de M. Zimmerli. 
S'agissant de la tattre a nous sommes rpaintenant d'accord 
avec M. Zimmerli en raison de la modification qu'ilvient d'y ap­
porter sur la suggestion de Mme Bührer. La formulation de 
cette J13ttre a selon 1a proposition de M. Zimmerli est donc la 
suivante: « ... dans des locaux d'habitation ou dans leurs alen­
tours immediats ... » au lieu de:« ... dans ses locaux d'habita­
tion». Le texte fran9<3is etant clarifie, je pense que pour la 
redaction allemande vous vous etes arranges. 
En revanche, en ce qui concerne la Jettre b, je diverge. M. Zim­
rnerli limite la possibilite de revoquer l'offre ou l'acceptation 
aux transports publics. J' estime que cela est trop restrictif, car 
je n'inclus pas dans cette notion - moi qui ai le privilege de ne 
pas etre juriste - les stations et les alentours des transports pu­
btics. II s'agit effectivement d'autre chose. Or, dans ces aires 
ou le dient peut etre en quelque sorte attaque, il taut le mettre 
au benefice d'une certaine protection. Tres souvent les clients 
sont contactes. dans Ja rue et. ensuite, invites a signer un 
contrat dans un cafe, lls n'ont donc pas une meilleure position 
de defense que dans un transport public. Les acheteurs po­
tentiels se retrouvent dans la meme situation de fragilite dans 
ces conditions, dans les rues d'une ville que dans un transport 
public a proprement parler. C'est la raison pour laquelle je 
vous prie, en ce qui conceme la lettre b, de vous en tenir a la 
version du Conseil national que votre commission avait d'ail­
leurs acceptee. 
S'agissant de la lettre c, il n'y a pas de probleme puisqu'elle 
est inchangee. La proposition de M. Zimmerli n.e concerne 
pas cette disposition. 
Je donne uiie precision concernant l'ordotlhance d'applica­
tion de l'ensemble de la legislation qui est en train de prendre 
forme. Je peux dir~ a M. Zimmerli que le Conseil federal n'avait 
prevu d'en edicier une que pour la toi sur l'intormation des 
consommateurs. En revanche, les nouveaux articles du Code 
des obligations que nous introduirions ici ne feraient pas l'ob­
jet d'une ordonnance gouvernementale, du moins pas cfans 
,. etat actuel des. preparatifs. 

Bst. a- Let. a 
Angenommen gemäss modifiziertem Antrag Zimmerli 
Adopte selon la proposition Zimmerli modifiee 

Bst. b - Let. b 

Frau Bührer, Berichterstatterin: Mir scheint, im Antrag von 
Herrn Zimmerli fehle etwas. Ich schliesse mich dem Antrag 
des Bundesrates an, den Ihre Kommission bereits angenom-
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men hat Die Version des Nationalrates scheint mir hier gege- Weise des Vertragsabschlusses im Zentrum stehen soll. Mehr 
ben. Die Kommission hat diese Version auch beschlossen. kann ich dazu nicht sagen. 

Vote 

Bst. c- Let. c 

kein Widerrufsrecht, wenn er: 

1S Stimmen 
16Stimmen 

a. selber die Vertragsverhandlungen angeregt oder diese im 
Rahmen eines bestehenden Vertragsverhältnisses geführt 
hatte; 
b. bereits früher mit dem Anbieter in gleicher Weise Verträge 
abgeschlossen hatte; 
c. seine Erklärung an einem Markt- oder Messestand abgege­
ben hatte. 

Art. 40bbis (nouveau) 
Proposition de la commission 
Adherer ä la decision du Conseil national 

Proposition Zimmerli 
L' acquereur ne peut invoquer son droit de revocation: 
a. S'il a lui-meme propose les negociations ou s'if les a me­
nees dans le cadre d'un rapport contractuel existant; 
b. S'il a passe anterieurement et de fa meme maniere des 
contrats avec le fournisseur; 
c. S'il a fait sa declaration a un stand de marche ou de foire. 

Zimmerli: Ich halte auch diese Bestimmung für zu kompliziert 
und für teilweise missverständlich. Es geht darum, drei wich­
tige Fälle aufzuführen, in denen ein Widerrufsrecht vernünfti­
gerweise gerade nicht gelten darf. Mit dem Konzept bin ich 
durchaus einverstanden. Buchstabe a könnte aber im Sinne 
meines Vorschlages vereinfacht werden, ohne dass er an Sub­
stanz verliert. Es geht im Grunde genommen nur darum, dass 
kein Schutz nötig ist, wenn der Kunde selber Vertragsverhand­
lungen gesucht hat oder wenn nur ein bestehendes Vertrags­
verhältnis erneuert oder ergänzt werden soll. Das kann man 
auch direkt sagen. Beim Buchstaben b geht es -wenn ich es 
richtig sehe - darum, dass die Beteiligten schon früher in glei­
cher Weise miteinander ins Geschäft gekommen sind, und 
nicht darum - wie man aus der Formulierung des Nationalra­
tes schliessen könnte -, dass gleichartige Sachen bezogen 
oder gleichartige Dienstleistungen in Anspruch genommen 
wurden. Anders gesagt: Für den Gesetzgeber interessant ist 
doch vielmehr der Vorgang, d. h. das Wie und gerade nicht die 
objektive Gleichartigkeit der Ware; denn sonst sehe ich den 
Sinn nicht recht ein. Es,geht um die Methode und nicht um das 
Objekt. . . 
Beim Buchstaben c handelt es sich nur noch um eine redak­
tionelle Anpassung. 
Ich bitte Sie, meinen Anträgen zuzustimmen. 

Frau Bührer, Berichterstatterin: Auch hier kann ich Ihnen 
keine Kommissionsmeinung V(jlrmitteln. Im grossen ganzen 
scheint mir der Antrag Zimmerli sehr akzeptabel, er gefällt mir, 
mit einer Einschränkung: Im Buchstaben b ist - wie das Herr 
Zimmerli selber auch betont hat - nicht dasselbe gesagt, es ist 
etwas anderes. Man kann darüber diskutieren, ob man das 
eine oder das andere will, ob man sich auf die gleichartigen 
Dinge, Sachen, J;)ienstleistungen beziehen will oder auf die Art 
und Weise des Vertragsabschlusses. Es sind zwei vers.chie­
dene Dinge. Ihre Kommission hat dem Nationalrat zuge­
stimmt, also die Ausnahme soll sich beziehen auf gleichartige 
Saqhen und gleichartige Dienstleistungen. Sie müssen sic;:h 
entscheiden, ob Sie auch das wollen oder ob die Art und 

Präsident: Ist Herr Zimmerli mit der Modifikation seines Antra­
ges einverstanden? 

Zimmerli: Ich glaube. hier gibt es keine Modifikation. Ich bin 
froh darüber, dass Herr Bundesrat Delamuraz meinem Antrag 
nicht opponiert. Ich bin der Meinung, dass es hier um die Me­
thode geht, urd ich möchte diesen Antrag nicht abändern. 

Abstimmung- Vote 

Für den Antrag Zimmerli 
Für den Antrag der Kommission 

Ziff. Ja (neu) - Ch. la (nouveau) 

Antrag Schmid 
Titel 
la (neu) Aenderung von Gesetzen 
Art. 3 Bst. h UWG 
Aufgehoben 

Proposition Schmid 
Titre 
la (nouveau) Modification d'une foi 
Art. 3 let. h LCD 
Abroge 

30Stimmen 
2 Stimmen 

Schmid: lch bedaure es ausserordentlich, dass es nicht ge­
lungen ist, in der normalen Zeit einen schriftlichen Antrag vor­
legen zu können. Ich stelle Ihnen den Antrag, in einer Ziffer la 
einen Untertitel «Aenderung von Gesetzen» einzubringen und 
dort Artikel 3 Buchstabe h des UWG zu streichen. 
Ich glaube, es ist in dieser ganzen Diskussion ·weitherum die 
Meinung· geteilt .worden - ich verweise insbesondere auf das 
Votum von Frau Kommissionspräsidentin Bührer-, dass dem 
Konsumenten mit Artikel 3 Buchstabe h kein tunlicher Weg of­
fensteht. Artikel 3 Buchstabe h ist eine Pönalisierung dessen, 
was in den Artikeln 40a folgende des Obligationenrechts zivil­
rechtlich mit Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit belegt wird. Diese 
Parallelität der Rechtsfolgen ist stossend und geht weit über 
das hinaus, was notwendig ist. Ich bin der Auffassung; dass es 
dem Nationalrat anheimgestellt sein sollte, hier nochmals die 
Frage aufzuwerfen und iu beantworten, ob dieser unselige Ar­
tikel 3 Buchstabe h des UWG tatsächlich gebraucht wird. Es 
wäre hier die Gelegenheit, mit dieser Gesetzesrevision dem 
gesetzgeberischen Missgriff, den wir 1986 gemacht haben, 
endlich ein verdientes Ende zu bereiten. Wenn Sie einverstan~ 
den wären. dass ohne schriftliche Vorlage ein Antrag gestellt 
wird, würde ich das machen; aber das entspricht nicht den Ge­
pflogenheiten des Rates. 
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Prisldent: Der Antrag von Herrn Schmid wird eben verteilt. Jene crois pas, Monsieur Schmid, que vous puissiez deduire 
de l'adoptlon de cette nouvelle loi sur l'inforrnation des con-

Frau Meier Josi:· Ich bedaure, mich diesem Vorschlag wider- sommateurs le caractere superflu de l'autre disposition. Si, par 
setzen zu müssen. Aber ich tue es mit Entschiedenheit Ich hasard - et les juristes peuvent mieux le dire que moi - eile fai-1- weise noch einmal darauf hin, dass das UWG und das Obliga- sait double emploi, ä la bonne heure. Si on voulait eliminer 

' --- · ===::::!~~!w;!~~~~n°:~~'!::· :On5~=~~~:Sq~~lques classeurs rougesqui la rec~~~--
tterstellen, und es will, dass der einzelne Wettbewerber oder aurait beaucoup a faire. Ce n'est pas cet eventual double em-
auch ein Konsument dagegen einschreiten kann, wenn ein ploi qui figure ici qui doit nous affoler. Je propose que, puisque 
Anbieter den Markt mit unlauteren Methoden «versaut». Diese manif~ement M. Schmid peut faire des propositions au der-
Möglichkeit geben wir mit dem UWG, indem wir sagen, dass nier moment, nous l'examinions et que nous la rejetions. 

. alles. was im Wettbewerb wider Treu und Glauben ist, bei-
spie!sweise nach Artikel 3 Buchstaben a bis m, im UWG-Ver- M. Delamuraz, conseillerfedl!ral: Je ine prononcerai sur deux 

.. fahren besonders unter den Wettbewerbern angegriffen wer- points relatifs a cette proposition. En ce qui conceme le fond, 
' den kann. Die Möglichkeit, dass der Markt selbst mit internen tout d'abord, j'ai sous les yeux 1a loi federale sur la concur-

Methoden zum Rechten schaut, wollen wir doch nicht ver- rence d_eklyale. L'arti9le ~ C()n<:errie les methoctes deloyales 
sdiutten. - de publicite, de vente et autres comportements illicites .. La let-
Ole ganz andere Aufgabe des Obligationenrechtes ist es, die tre h de I' article 3 precise entre autres: «Agit de fa90n deloyale 

· Vertragsverhältnisse zwischen Vertragspartnern zu regeln. Bei celui qui, notamment, entrave la liberte de decision de fa clien-
.. dieser Arbeitsteilung zwischen den beiden Gesetzen sollten tele en usant de methodes de vente particulierement agressi-

und wollen wir bleiben. ves». M. Schmid veut que l'on biffe la lettre h, ce qui signifie 

· Schmid: Es M mir leid: Ich muss leider Frau Meier widerspre­
chen. Was sie angeführt hat. hat bis zum 19. Dezember 1986 
gegolten. Frau · Meier hat übersehen, dass. der Artikel 2 des 
neuen UWG eben nicht mehr diesen eng begrenzten Zweck 
hat, nämlich das lautere Verhältnis zwischen den Anbietern zu 
regeln. Ich darf diesen Artikel zitieren: «Unlauter und wider­
rechtlich ist jedes täuschende oder in anderer Welse gegen 
den Grundsatz von Treu und Glauben verstossende Verhalten 
oder Gesetzesgebaren, welches das Verhältnis zwischen Mit­
bewerbern .... » - und da hat Frau Meier recht - « .... oder zwi­
schen Anbietern und Abnehmern beeinflusst.» Das ist neu. Es 

• . Ist neu, dass auch der Schutz des Konsumenten vor einem un­
lauteren Anbieter im UWG geregelt ist. Und einer der Hauptan­
wendungsbereiche - hat man uns seinerzeit weisgemacht- ist 
Artikel 3 Litera h. Wenn Sie dies aber in Artikel 40a ff. Obliga­
tionenrechtaufnehmen, ist der Gegenstand des Artikels 3 Lite­
ra h nur noch strafrechtlich relevant. Ich weiss nicht, was man 
hier noch strafen soll, wenn der Anbieter in zivilrechtlicher Hin­
sicht die Konsequenzen seiner Unlauterkeit tragen muss. 

Frau Bührer, Berichterstatterin: Ich lasse mich ungern in den 
Streit zwischen Juristen ein, weil ich dann sowieso am kürzern 
Hebel sitze. Es scheint mir, dass die unvorbereitete Behand­
lung des Antrages Schmid doch recht wenig seriös ist, so dass 
wir hier im Plenum über diesen Antrag jetzt nicht diskutieren 
sollten. Ich möchte Herrn Schmid einladen, ein Postulat einzu­
reichen, damit wir über diese Materie sprechen können. In der 
Kommission lag nicht im entferntesten ein solcher Antrag vor. 
Ich möchte Sie bitten, den Antrag Schmid abzulehnen. 

Mme Jaggl: Jene m'exprimerai pas ici sur la formulation et la 
procedure utilisee par M. Schmid. II arrive au demier moment 
avec une proposition qui peut surprendre d'aucuns et qui, de 
surcroit, quant a son fond, est d' un juridisme dans lequel je me 
deplace avec autant de r~istance interieure et d'insecurite 
que Mme 1a presidente de la commission. La lettre h de l'arti­
cle 3 de la nouvelle lol sur la concurrence detoyale, qui $8 rap­
porte aux methodes de vente agressives, poursuit bien en~ 
tendu le meme but que la LCD actuelte. Ce but a ete rappele 
par Mme Meier: protection de la loyaute des transactions 
entre coricurrents et au profit des consommateurs ou de la 
plus faible partie au, contrat. ' 
A mes yeux, la proposition de M. Schmid ne peut pas ätre le 
moins du monde prise en consideration par le fait que l'on a 
simplement ajoute un autre but ä la loi sur la concurrence 
deloyale, un but qui parait faire double emploi avec la loi que 
nous .venons d'adopter. L'ancien but est toujours prioritaire 
dans la loi sur la concurrence deloyale, qui a bei et bien pour 
objectif de creer les conditions de transactions loyales et res­
pecteuses de la bonne foi en affaire. Aucun changement sur 
ce point, tous les exemples cites a 1' article 3 de la LCD doivent 
ätre conserves integralement, y compris la lettre h, relative aux 
methodes de vente agressives. 

1 

qu'on limite du meme coup la portee de l'article 3 de cette loi 
et que, par consequent, les motifs pour lesquels pouvaient 
jouer la plainte de l'acheteurfloue disparaissent. Comme nous 
l'avons dit, il n'y absolument pas identite de demarche et en­
core moins identite de contenu et de procedure entre, d'une 
part, les articles du Code des obligations que vous venez de 
modifier et, d'autre part, la loi sur la concurrence deloyale. A 
mon avis, on introduit ici, apparemment, une notion qui affai­
blit cette loi. Et comme elle doit jouer et obeir aussi a d'autres 
principes que les articles du Code des obligations, cet affai­
blissement est regrettable. Pour ma part, en considerant le 
fond, je vous propose de rejeter 1a proposition de M. Schmid. 
Le deuxieme point est une question de tqrme qui merite d'au­
tres reflexions. Je vous propose donc de renoncer a votre pro­
position et de deposer un postulat invitant le Conseil tederal a 
etudier cet aspect des choses. Je peux vous certifier d'ores et 
deja que ce postulat, s'il demande une etude, sera accepte par 
le Conseil federal. Je ne peux cependant pas vous certifier 
qu'il conclur1:1 dans le sens que vous souhaitez. A mon avis, on 
fait un travail formellement plus approfondi et plus serieux si 
on procede de cette maniere. 
Je vous demande donc, si M. Schmid maintient sa proposi­
tion, de vous y opposer et, s'il la retire, je lui assure que Je Con­
seil federal acceptera d'ores et deja un postulat demandant 
l'etude de cette question. · 

Schmid: Ich bin mir bewusst, dass dieses Vorgehen Ihnen wie 
ein Husarenstreich erscheinen muss, und bin nicht ganz un­
schuldig daran. Auf der anderen Seite sind die Unterlagen 
auch etwas spät verteilt worden. Ich möchte Sie nicht überrol­
len, es geht mir um die Sache, und ich bin daher Herrn Bun­
desrat Delamuraz ausserordentlich dankbar, weil auch er be­
reit ist, auf das Problem einzugehen. 
Ich kann mich seiner Auffassung anschliessen und den Antrag 
zurückziehen. Ich werde das Problem auf eine Art und Weise 
wieder einbringen; so dass eine etwas weniger emotionale 
Ueberprüfung dieser Angelegenheit möglich ist. 

Zurückgezogen- Retire 

Gesamtabstimmung- Vota sur l'ensemble 

Für Annahme des Gesetzentwurfes 
Dagegen , 

An den Nationalrat-Au Conseil national 

28Stimmen 
1 Stimme 
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nr#länrH'\IIIA 8ft. 1, 2 
r'rG>Oo,s1t1cm de la commission 

la decision du Conseil des Etats 

Vote sur rensemble 

Für Annahme des Beschlussentwurfes 

An den Ständerat-Au Conseil des Etats 

86.030 

Konsumenteninformation 
und Vertragsrecht. Bundesgesetze 
Information des consommateurs 
et droit contractuel. tois 

Siehe Seite 542 hiervor - Voir page 542 ci·devant 
Beschluss des Ständerates vom 7. Juni 1990 
Decision du Conseil des Etats du 7 juin 1990 
Kategorie III.Art. 68GRN-Categorie lll, art. 68 RCN 

Differenzen - Dfvergences 

105Stimmen 

A. Bundesgesetz über die Förderung der Konsumentenin­
formation 
(Konsumenteninformationsgesetz, KIG) 
A. Loi federale visant a ameliorer l'information des con­
sommateurs 
(Loi sur l'information des consommateurs, LIC) 

Art.5 
Antrag der Kommission 
Abs.1 Bst.c 
c. das koordinierte Aushandeln von .... 
Abs.2 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art.5 
Proposition de la commission 
Al. 1 let. c 
c. La negociation coordonnee·de conventions sur des decla· 
ratlons. 
Al.2 
Adherer a Ja decislon du Conseil des Etats 

Neukomm, Berichterstatter: Wir haben es noch mit drei Diffe­
renzen zu tun: In der Vorlage A steht wohl die gewichtigste. Es 
geht hier um die Subventionierung der Konsumentenorgani­
sationen im Zusammenhang mit dem Aushandeln von Verein· 
barungen über Deklarationen.. · 
Der Ständerat hat diese Ziffer gestrichen, obwohl bereits der 
Bundesrat und der Nationalrat die Bedeutung dieser Bestim· 
mung klar herausgestrichen hatten. Das Aushandeln von Ver­
einbarungen über Deklarationen gehört zum Informationspa­
ket, ist Bestandteil der Philqsophie des Gesetzes. Ohne Aus­
handeln der Deklaration keine Deklaration, keine Orientie· 
rungshilfe; die Deklarationen haben ja (iie wichtige Aufgabe; 

Licht in das Marktlabyrinth zu Einkaufshilfen zu 
und verschaffen. 
Der hat im Ständerat dass durch die 

Ho,,tirr,m, inn in Absatz 1, wonach auch regionale Konsu­
m<>,nt,:::,nnrn,,,n1.,,at11'\n~,n Subventionen erhalten könnten, 

neuen Ho,otin,m1 

Ich meine, die Konsumentenorganisationen übernähmen 
eine wichtige öffentliche Aufgabe. Sonst müsste das die 
waltung tun. Das käme nicht nur teurer, sondern wäre 
viel schwieriger und würde bedeutend mehr Zeit in Anspruch 
nehmen. Es ist also sicher im allgemeinen Interesse, wenn wir 
diese Lösung anstreben. 

M. Petitpierre, rapporteur: La divergence avec le Conseil des 
Etats, que nous proposons de maintenir d'une certaine fai;:on, 
est cependant attenuee par notre proposition. Le Conseil des 
Etats avait constate qu'ä l'article 5, afinea premier, le subven­
tionnement generai aurait ete possible a plusieurs organisa­
tions. Le Conseil des Etats en a alors tire la conclusion qu'il fal­
lait biffer le subventionnement ä la lettre c de la negociation de 
conventions, dans la mesure Oll il n'etait plus certain que ces 
conventions engageraient l'ensemble des organisations. 
C' etait donc une consequence qu'on tirait de la decision ä I 'ali­
nea premier. 
Nous avons ete d'accord avec le critere adopte par le Conseil 
des Etats - il est juste que I' on ne subventionne pas la negocia­
tion de conventions qui n'engage pas l'ensemble des organi­
sations de consommateurs - mais il est evident que si l'on ar­
rive ä une negociation coordonnee et qui engage l'ensemble 
de ces organisations, on ne voit pas pourquoi la subvention 
tomberait. En ce sens-lä, nous tirons une autre conclusion que 
celle du Conseil des Etats: dans la mesure Oll elle est vraiment 
coordonnee, il n'y a pas de raison de ne pas subventionner, 
comme l'avait propose initialement le Conseil federal, la nego­
ciation de conventions sur l'information qui fait partie du man­
dat constitutionnel et du but de la loi. On a donc trouve une so­
lution qui tient compte ä la fois du point de vue du Conseil des 
Etats et du but de la loi. C'est pourquoi, en definitive, en l'ap­
prouvant, nous ne renfori;:ons pas les divergences avec la pe­
tite Chambre mais nous les attenuons de telle sorte que le 
Conseil des Etats pourrait s'y rallier ä son tour. 
Nous vous invitons donc a suivre la commission qui s'est de­
terminee par 14 voix contre 2. 

M. Delamuraz, conselller federal: C.'est une longue gestation 
que celle de cet article. Le point de vue des rapporteurs et de la 
commission .est .le .bon, il.faut se rallier a l'avis de la grande ma­
jorite de celle-ci et tenter ainsi de trouver, au niveau du Conseil 
nationalen plenum, Ja bonne formule. 
Je vous invite ä suivre votre commission. 

Angenommen -Adopte 

B. Bundesgesetz über die Aenderung des Obligationen­
rechts 
(Die Entstehung der Obligationen) 
B. Loi federale modlfiant le code des obligatlons 
(De la formatlon des Obligations) 

Art. 40b (neu) 
Antrag der Kommission 
Einleitung, Bst. a, c 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates l 
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Verkehrsmitteln oder auf öffentlichen Strassen und Plät-

(nouveau) 

!'IMfOduction, /et. a, c 
.fd')erer ä la decision du Conseil des Etats 

b 
•• publics ou sur la voie publique; 

~~'tukomm, Berichterstatter: In der Vorlage B hat der Stände­
. mt eine Einschränkung gemacht in dem Sinn, dass er das Wi­
'i.defflJfsrecht nur beim Vertragsabschluss in öffentlichen Ver-
. In, Wohnräumen oder deren unmittelbaren Um-

vorsieht Wir haben in der Nationalratskommission 
tsrecnrauf Verkehrsmitter oder öffentliche Stras-

'.~;"'1 und Plätzen ausgedehnt, denn sehr viele spontane Ver-
.. · ··· iüsse werden von raffinierten Vertretern auf öffent-
' Plätzen abgeschlossen, auf Strassen, unter den Lau-
'ben, Man spricht in der Praxis von Trottoirverkäufen. Deshalb 
• fit das W!derrufsrecht hier am Platz. 

/~nommen-Adopte 
::;4," 

Art. 40b bis (neu) 
,~ Antrag der Kommission 

Einleitung, Bst. a, c 
\tusnmmung zum Beschluss des Ständerates 
Bst.b 

:,,..,:: •• -abgeschlossen oder vom Anbieter wiederholt gleichar­
.. · Sachen bezogen oder gleichartige Dienstleistungen in 

genommen hatte; 

,,;M 40b bis (nouveau) 
· · · l'toposition de Ja commission 

/f1troduction, let. a, c 
· · Ädherer ä la decision du Conseil des Etats 
Let.b 
t,; ;.- avec le foumisseur, ou si, ä plusieurs reprises, il a acquis 
.du foumisseur des choses de meme genre ou s'il a accepte 
des prestations de meme genre, ou .... 
<> "< 

.·: Neukomm, Berichterstatter: In Artikel 40b bis unterbreiten wir 
· .Ihnen eine Synthese aus der früheren Nationalratsfassung 
und der Ständeratsfassung. Es sind zwei Ausnahmen vom Wi­
. derrufsrecht. Einerseits geht es um die Art und Weise des Ver­
tragsabschlusses, also um die Methode, anderseits um die 
Wiederholung (« .... gleichartige Sachen bezogen oder gleich­
ctige Dienstleistungen in Anspruch genommen hatte .... »). 

M. Petitplerre, rapporteur: tl taut preciser en franyais que 
cette modification implique un leger elargissement de I' excep-

• flon, en ce sens que l'on garde ra formule du cumul sur l'ante­
riorlte et 1a maniere des contrats en y ajoutant taut simplement 

. ~mes prestations» et «memes objets» sans s'occuper de /a 
· inaniere. II y a donc un peu plus de cas ou le consommateur 
· q'aura pas le droit de revoquer. II nous semble quand tneme 
. que cela vaut la peine de le faire par souci de clarte et de facilite 
Jfinterpretation. 

·. · Angenommen -Adopte 

, ·Anden Ständerat-Au Conseil des Etats 

89.053 

Verbesserung der Wohnverhältnisse 
in Berggebieten. Revision 

· -- Amelioration da logement ..... -...................... -
dans les regions de montagne. Revision 

Botschaft und Gesetzentwurf vom 16. August 1989 {BBI III, 412) 
Messageetprojetde loi du 16aout 1989 (FF III, 405) 

Beschluss des Ständerates vom 7. März 1990 
Decision du Conseil des Etats du 7 mars 1990 

Kategorie III, Art 68 GRN- Categorie III, art. 68 RCN 

Antrag der Kommission 
Eintreten 
Proposition de la commission 
Entrer en matfere 

Aregger, Berichterstatter: Die Schweiz ist zum grossen Teil 
ein Bergland und relativ dezentral besiedelt. Diese dezentrale 
Besiedlung ist aber alles andere als selbstverständlich. Würde 
sie nicht bewusst gefördert und liessen wir allen Sogkräften 
freien Lauf, würde die Bevölkerungsverschiebung zu den Bal­
lungsräumen bedrohliche Ausmasse annehmen. Es kann und 
darf uns nicht gleichgültig sein, wenn die grossen Zentren im­
mer grösser und die Berggebiete langsam entvölkert werden. 
Massnahmen gegen die Abwanderung sind denn auch die 
wichtigste Zielsetzung, in allen IHG-Entwicklungsregionen. 
Wir werden heute noch mehr davon hören, beispielsweise bei 
der Behandlung der Motion Steinegger. 
Es würde zu weit führen, wollten wir die verschiedenen schon 
bestehenden Finanzhilfen und privaten Leistungen zugunsten 
des Berggebietes und seiner Bevölkerung aufzählen. Das 
heute zu behandelnde Geschäft betrifft eine solche Finanz­
hilfe, und zwar auf dem Gebiete der Verbesserung der Wohn­
verhältnisse. Das Bundesgesetz aus dem Jahre 1971 soll in 
seiner Wirkung um weitere zehn Jahre verlängert werden. Zu­
dem sind zu einigen Artikeln Aenderungen vorgeschlagen. 
Das Gesetz hat rein subsidiären Charakter. Der Vollzug obliegt 
den Kantonen, Bundeshilfe wird nur gewährt, wenn auch Kan­
ton'e und Gemeinden einen Beitrag leisten. Die Leistung von 
Finanzhilfe des Bundes setzt in jedem Einzelfall die Einhaltung 
einer Einkommens- und einer Vermögensgrenze voraus. Im 
Hinblick auf die Garantie eines normalen Ausbaustandards ist 
eine Baukostengrenze festgelegt, die nicht überschritten wer­
den darf. Die erwähnten Grenzen sorgen dafür, dass die 
Wohnbauhilfe eine sozialpolitische Massnahme bleibt. Nach 
aktueller Praxis beträgt der jährlich zur Verfügung stehende 
Bundeskredit 20 Millionen Franken, die für die Sanierung von 
ungefähr 900 Wohnungen verwendet werden. Die Bundeslei­
stung pro Objekt beträgt damit durchschnittlich etwa 23 000 
Franken. 
Die Kantone haben in einer Erhebung für die nächsten zehn 
Jahre einen Sanierungsbedarf von 28 000 Wohf!ungen festge­
stellt. Es lässt sich leicht berechnen, dass im bist;ierigen Rhyth­
mus in den nächsten zehn Jahren 9000 Wohnungen saniert 
werden können. 19 000 Gesuchstetler müssen also auf später 
vertröstet werden, das sind immerhin zwei Drittel aHer Interes­
senten. 
Ich bin der Meinung, dass dies nicht so sein sollte. Es kann 
doch nicht unsere Absicht sein, Hilfesuchende im eigenen 
Land abzuweisen oder auf Jahre hinaus zu vertrösten. Wir 
müssen unbedingt im nächsten Budget ä,e Jahrestranche an­
heben und auf einem höheren Niveau «verstetigen», damit die 
Kantone mit ihren entsprechenden Budgetposten nachziehen 
können. Nur so wird es uns gelingen, das vorliegende Gesetz 
im beabsichtigten Sinne zur Wirkung kommen zu lassen. 
Nun zur Revision des Gesetzes: Erstens geht es - wie schon 
erwähnt- darum, die Geltungsdauer um zehn Jahre zu verlän­
gern. zweitens wird in Artikel i der Empfängerkreis neu defi­
niert. Bisher bestand er aus kinderreichen Familien, Betagten 
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Siebente Sitzung- Septieme seance 

Mittwoch, 26. September 1990, Vormittag 
Mercredi 26 septembre 1990, matin 

Vorsitz- Presidence: 

86.030 

Konsumenteninformation 
und Vertragsrecht. Bundesgesetze 
Information des consommateurs 
et droit contractuel. Lois 

Siehe Seite 304 hiervor- Voir page 304 ci-devant 

Nationalrates vom 18. September 1990 
national du 18 septembre 1990 

Differenzen -Divergences 

A. Bundesgesetz über die Förderung der Konsumentenin­
formation 
A. Loi federale visant a ameliorer l'information des con­
sommateurs 

Art. 5 Abs. 1 Bst. c 
Antrag der Kommission 
c. das Aushandeln von .... 

Art. s al. 1 iet. c 
Proposition de fa commission 
c. La negociation de conventions .... 

Frau Bührer, Berichterstatterin: Wir befinden uns in der zwei­
ten Differenzbereinigung. Der Nationalrat hat mit seinen Be­
schlüssen vom 18. September drei Differenzen bestehen las­
sen. Die erste Differenz betrifft Artikel 5 Absatz 1 Litera c. Es 
geht um die Finanzhilfe für das Aushandeln der Vereinbarun­
gen über die Deklarationen. Wir hatten seinerzeit diese Litera c 
des bundesrätlichen Entwurfes gestrichen. Der Nationalrat 
hält an der Litera c fest, fügt aber den Begriff «koordiniert» ein. 
Er möchte damit zum Ausdruck bringen, dass sich die Emp­

Finanzhilfe untereinander absprechen, d. h. koordi­
nieren soffen. Doppelspurigkeiten sollen vermieden werden. 
Ihre Kommission ist dem Nationalrat nicht gefolgt. Das Wort 
«koordiniert» schien ihr überflüssig, nichtssagend und juri­
stisch unklar. Ihre Kommission stellte Ihnen den Antrag -- er 
wurde mit 5 zu 4 Stimmen gefasst-, zur bundesrätlichen Fas­
sung zurückzukehren. 
Es wäre nützlich, wenn der Departementsvorsteher klarma­
chen könnte, dass der Bundesrat auch ohne die Einfügyng 
des Wortes «koordiniert» für die nötige Koordination, für einen 
effizienten Einsatz der beschränkten Finanzmittel sorgen 
würde. 

M. Delamuraz, conseiller federal: II est clair que si le terme 
«coord,;:mnee» disparait et que le Conseil national se rallie a la 
proposition du Conseil des Etats, le departement responsable 
veillera a. coordonner precisement, lors de l'application de 
cette lettre C, !e SUbventionnement federal et a eviter de creer 
des doubles emptois qu'il soutiendrait financierement. Le 
Conseil federal fera de la coordination, que le mot «coordon­
nee» apparaisse ou non dans le texte de la loi. 

Angenommen -Adopte 

B. Bundesgesetz über die Aenderung des Obligationen­
rechts 
BA,.mfederate-modifmnt tecoae aes öbffgatrons 

Art. 40b (nouveau) let. b 
Proposition de la commission 
Adherer a. la decision du Conseil national 

Frau Bührer. Berichterstatterin: Die nächste Differenz betrifft 
Artikel 40b Ich muss Sie hier zuerst auf einen Fehler in 
der Fahne machen. Was auf der linken Seite un-
ter «Entwürfe des Bundesrates» steht, stimmt nicht. Das betrifft 
nicht Artikel 40b, sondern Artikel 40bbis unten auf der 
die dritte Differenz. 
In Artikel 40b geht es um den Grundsatz des Widerrufrechts. 
Litera b nennt die öffentlichen Verkehrsmittel. Der Nationalrat 
erweitert den Passus mit der Anfügung von «oder auf öffent­
lichen Strassen und Plätzen». Er nähert sich damit dem bun­
desrätlichen Entwurf, der öffentlich zugängliche Verkehrs­
wege genannt hatte. 
Ihre Kommission empfiehlt Ihnen, dem Nationalrat zu folgen. 

Angenommen -Adopte 

Art. 40bbis (neu) Bst. b 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 40bbis (nouveau) let. b 
Proposition de la commission 
Adherer a. la decision du Conseil national 

Frau Bührer, Berichterstatterin: In der nächsten Differenz bei 
Artikel 40bbis geht es um die Einschränkung des Widerrufs. 
rechts. Der Nationalrat und der Ständerat hatten inhaltlich un­
terschiedliche Versionen beschlossen, indem der Nationalrat 
die Gleichartigkeit der Sachen und der Dienstleistungen zum 
Gegenstand der Ausnahme machte, der Ständerat dagegen 
die Art und Weise, wie der Vertrag abgeschlossen wurde. Der 
Nationalrat schlägt uns nun vor, beides zu kombinieren, so 
dass eine leichte Erweiterung des Ausschlusskataloges resul­
tiert. Die Kommission empfiehlt Ihnen, dem Nationalrat zu fol­
gen. 

Angenommen -Adopte 

An den Nationalrat-Au Conseil national 
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d' un revenu equitable, nous devons nous efforcer de sur les premiers, et le probleme du financement public de ces 
t,ouver la solution pour que cet ecart entre nos prix et ceux de operations devant naturellement etre pose en soi, lie qu'il est a 
retranger diminue et se stabilise afin de parvenir a une meil- certaines circonstances de fiscalite. De bonnes conditions-
teure harmonisation. cadres et des paiement directs cibles permettront ä notre agri-
Je repeterai ce que j' ai deja dit hier, a l'intention de MM. Schni- culture de remplir ses fonctions commerc~ non commer~ ··-··----· --··· 

Kffl'!f'.e: notre tegistation i1, 1pose des condtttof'lsOfiereu=----ciäles avec efficacite, tant sur le plan national qu'intemational. 
Jx · ••. ses aux agriculteurs, ce qui est en contradiction avec nos ef- Nous voulons une agriculture paysanne, ni industrielle ni pro-
,f~t~ fort$ tendant a rendre l'agriculture suisse plus concurrentielle letarisee. Cela implique une economie libre et que les revenus 
4.r, etplus «Europafähig» et le Conseil federal y est tout particulle- des agriculteurs soient comparables a ceux de fonctions equi-
t~~irement sensible. Des solutions interdisciplinaires seraient ne- valentes, car c'est une condition de vie du secteur agricole. 
't!· et nous devons en elaborer l'essentiel des mainte- Nous ferons en sorte, par une protection adequate a 1a fron-
,fi nant Nous le disons en toute darte: ce n'est pas l'agriculture tiere et par les paiements directs, que les agriculteurs dynami-
= seule qui doit faire l'effort de diminuer l'ecart avec les ques, qui disposent de donnees d'exploitation rationnelles, 

de la concurrence, c'est aussi les autres secteurs, en puissent realiser de tels revenus. Nous sommes surs que no-
J~i et en aval de l'agriculture. Cela ne sera possible que tre agriculture saura s'adapter comme eile a su le faire au 
:~{#, a l'utifisation d'instruments divers, au besoin d~ l'instru- mooded'aujourd'bui,.sesfo!CesiAtaciesnouste prouvent. la 
,f;,mentantlcarteffaite. ·· · · transtormation sera acceleree par rapport a ce que nous 
.;J:; ··Quanta 1a survie des exploitations, je dirai que Je terme de sur- avons connu et ses objectifs devront etre precises de maniere 
~!vle est abominable et que ce n'est pas ce que nous voulons, ctaire et nette avant de s'embarquer dans desaventures. Cela 
,1; maisbien Ja vie des exploitations, leurcapacite d'exister.11 est incombera au Conseil federal, a la profession et aux autres ;z~ Clalr que fes nouvelles orientations a piendre, le momentvenu, secteurs economiques dans les mois a venir, afin de permettre 

Yft.f, devront signifier une agriculture plus performante et je m'em- de manoeuvrer avec discernement jusqu'a Ja finde ce siecle. 
'.!'" presse de dire que pour atteindre ce but ce ne sont pas neces- J'ajoute qu'en prenant les dis'positions a adopter par Je GATT 
'/},;: sairement les petits qui doivent «trinquer», ce sont les moins dansl'offrequenousformulons, nousallonsexactementdans 
,,z; pertormants effectivement, qui ne sont pas forcement les pe- cette direction. Nous ne mettons pas Ja charrue devant les 

tits. boeufs. Par consequent, nous ne risquons pas d'enoncer au-
. Enfin, M. Engler a demande si les contingentements a l'irnpor- jourd'hui une offre qui serait en contradiction avec !es princi-

"t tation - c'est la un de ses themes favoris - seront abandon- pes que nous enoncerons quant a l'agriculture suisse de de-
.! nees a la suite de nos negociations au GATT. L'un des objec- main. Une teile methode serait evidemment inadmissibte. Je 
:;i, tlfs de ces negociations est de rendre la protection de I' agricul- peux heureusement vous donner la garantie du contraire. 
1~f .ture aussi transparente que possibte et de mieux prendre en 
~J!t consideration les forces du marche dans laproduction et dans 
9~, lacommercialisation des produits agricoles. La tarification des 
,~( mesures non tarifaires est un des moyens d'atteindre ce but. 
"J, La Suisse participera autant que possible a cet effort de tarlfi-
'~f cation et Je vin est l'un des produits soamis a son etude. 
i" les prix differencies, Madame Mauch, representent aussi pour 

· f' vous-meme un des. themes privilegies. Je suis heureux que 
iff .nous n'ayons pas cede a cette pratique car aujourd'hui,. ou 
!t nous cherchons a rapprocher l'agriculture du marche, nous 

serions encombrss d'un instrument supplementaire - sans 
doute cela ne serait-il pas aussi penible que si le peuple suisse 
avait accepte la malheureuse initiative sur !es petits paysans -
qui rendrait encore plus difficile le chemin de l'agriculture vers 
davantage de marches. 

· M; Reichling a insiste sur la necessite d'une information dans 
ce domaine. Jene peux que lui donner raison. Chaque annee, 
le Parlament a ete informe en detail sur l'evolution de la nego­

du GATT, agricole en particulier. J'ai tenu le Parlement 
au courant en dehors des rapports annuels et ä d'innombra­

. blas reprises, lorsque nous avons aborde ces sujets. Je disais 
a M. Reichling, en mars dernier, que nous continueronsa ne­
gocier durement pour obtenir un resultat final equitable, nous 

Zwingli: Ich danke Herrn Bundesrat Delamuraz für die umfas­
sende und sorgfältige Beantwortung meiner aufgeworfenen 
Fragen; ich erkläre mich als teilweise befriedigt. Ich werde 
mich dann als befriedigt erklären, wenn die schwierigen Ver­
handlungen einen guten Abschluss gefunden haben. Ich 
danke aber auch den Kolleginnnen und Kollegen, die gestern 
das Bild einer vielseitigen, wahrlich multifunktionalen Land­
wirtschaft gezeichnet haben. Sogar eigentliche Widersprüche 
werden unseren Bauernstand nicht daran hindern, seine Auf­
gabe in unserem Land zu erfüllen, sofern auch in Zukunft tüch­
tige junge Bäuerinnen und Bauern in diesen Beruf einsteigen 
und unsere Rahmenbedingungen für die Landwirtschaft stim­
men. 

Le president: MM. Jung et Zwingli se declarent partiellement 
satisfaits. Le groupe de l'UDC n'est pas satisfait de la reponse 
du Conseil federal. 

permettant de conserver une agriculture saine et dynamique. 86.030 
,.,. l';,lous n'echapperons pas au reexamen de l'instrument des 

·:f~;~.Prix. Une legere diminution de notre taux d'auto-approvision­
%1:~ 'riement pourrait aussi etre une concession dans ce sens. 
:'@ikee sont des tendances qu'annonc;ait dejä le sixieme rapport, 
i. ~:·dont nous pouvons continuer de partager les conclusions 
i ·:~/mais devons en changer les moyens d'acces, lorsque ce 
<,,i;t,sixieme rapport disait, a la page 318: • 
'•· ,:r;«Fürdie schweizerische Landwirtschaft ist es daher nur noch 

i ,lilmbegrenzten.Masse möglich, die Produktion auszudehnen. 
i ;t:::Es sind deshalb, besonders i.n Bereic~en mit hohe"? Selbst- · 
1 ·itlt versorgungsgrad, keine Anreize zu weiterer Produkt1onsaus-
! · ;if dehnung mehrzu schaffen.» .. 
l J;f'fEn conclusion, le but de notre politique agricole est de donner 
1 "!jf . des conditions,cadres, permettant une initiative epanouie des 

Konsumenteninformation 
und Vertragsrecht. Bundesgesetze 
Information des· consommateurs 
et droit contractuet. Lois 

Siehe Seite 1394 hiervor - Voir page 1394 ci-devant 
Beschluss des Ständerates vom 26. September 1990 
Decision du Conseil des Etats du 26 septembre 1990 

1 ~<fi: entrepreneurs, a tous et surtout aux agriculteurs de montagne, 
1 ; afin que les services specifiques qu'ils rendenta la societe en Differenzen - Divergences 

tnatiere d'environnement et de regionalisation soient honores · 
· et que les negociations du GATT ne les mettent nultement en 
perlt. La multifonctionnalite de l'agriculture doit continuer 
d'~e assuree par les prix et par les paiements directs, I' accent 

s 6tant mis a l'avenir davantage sur les seconds et un peu moins 

A. Bundesgesetz über die Förderung der Konsumentenin­
formation 
A. Loi federale visant a arnellorer !'Information des con­
sommateurs 
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1728 N 2 octobre 1990 

Art. 5 Abs. 1 Bst. c 

Art. 5 al. 1 let. c 

Neukomm, Berichterstatter: Der Nationalrat hat sich mit einer 
Differenz zu befassen. Wir kommen wieder zur 
des Bundesrates und unseres Plenums zurück. 

,:::tiinrl,,r::.twollte an seiner vom Juni das Aushan-
über die nicht unter 

'"'""'"i'inr,.,hor~,,.,.htini·on Kosten einreihen. Wir haben 
s<>,·m,,mn,Pr 1990 das «koordi­

in der Annahme, dass 
der Ständerat dann könnte. Nun hat der Stän-
derat in seiner Sitzung vom 26. September 1990, also in der 
H<>r·n::i,nn,mcn Woche, das «koordinierte» Aushan-

nicht und hat unserer 
chen Fassung können wir heute mit 
Freude zustimmen, und wir haben, was wir ursprünglich woll­
ten! Damit ist die Geschichte nach 26jähriger Diskussion zu 
Ende. Bereits 1964 hat eine Studienkommission Bundesrat 
Hans Schaffner vorgeschlagen, ein Konsumentenschutzge­
setzzu erarbeiten. Ich bin ausserordentlich glücklich, dass wir 
heute zu einem guten Ende gekommen sind. Dafür möchte ich 
den fünf Vorstehern des Eidgenössischen Volkswirtschafts­
departements danken, die das Ganze begleitet haben, näm­
lich Hans Schaffner, Ernst Brugger, Fritz Honegger, Kurt Furg­
ler und Jean-Pascal Delamuraz. 

Angenommen-Adopte 

An den Ständerat -Au Conseil des Etats 

90.055 

Teuerungsbekämpfungsmassnahmen 
im Bereich der Hypothekarzinsen. 
Bundesbeschluss 
Lutte contre le rencherissement 
dans le domaine des taux hypothecaires. 
Amate federal 

10. September 1990 (8BI 111,405) 
1 O septembre 1990 (FF 111,387) 

Kategorie 11. Art. 68 GRN-Categorie II. art. 68 RCN 

Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Eintreten 
Minderheit 
(Frey Walter, Fischer-Hägglingen, Friderici, Gysin, Reimann 
Maximilian, Scheidegger, Schüle, Spälti, Stucky) 
Nichteintreten · 

Antrag Fischer-Seengen 
Nichteintreten 

Eventualantrag Rychen 
(falls Eintreten beschlossen wird) 
Ruckweisung an den Bundesrat 
mit dem Auftrag, dem Parlament umgehend eine oder meh­
rere Vorlagen zu unterbreiten, die ordnungspolitisch vertret­
bare Vorschläge beinhalten: 
a. für eine Sicherung der Refinanzierung der Hypotheken; 

c. 
besondere für die vermehrte ' ,~ ... -~ .•. 
durch r'ens1on:s1<etss,en; 
dAür diti AlsfeaeiFUfl(l!tOZialt~i 'Mc/:ll't!!,r,:/ilfj!S rne älis der wieder-
holten entstanden sind. 

(falls Eintreten wird) 
Rückweisung an den Bundesrat 
mit dem Auftrag, dem Parlament eine Vorlage vrn,,11..,, 
dem Ziel, das heutige Boden- und Mietrecht aus der 
Planwirtschaft in die Marktwirtschaft zu überführen. 

Proposition de fa commission 
Majorite 
Entrer en matiere 
Minorite 
(Frey Walter, Fischer-Hägglingen, Friderici, Gysin, Reimann 
Maximilian, Scheidegger, Schüfe, Spälti, Stucky) 
Ne pas entrer en matiere 

Proposition Fischer-Seengen 
Ne pas entrer en matiere 

Proposition subsidiaire Rychen 
(pour le cas ou l'entree en matiere serait votee) 
Renvoi du projet au Conseil federal 
en l'invitant ä soumettre sans retard au Parlement un ou plu­
sieurs projets conformes aux principes regissant notre sys­
teme economique: 
a. En vue d' assurer le refinancement des hypotheques; 
b. En vue d'encourager l'epargne et notament de priviiegier 
sur le plan fiscal les interets perc;;us sur les fonds d'epargne; 
c. En vue d'assouplir les prescriptions regissant les placement 
au titre du 2e pilier et de permettre en particuliw aux caisses 
de retraite d'accorder davantage d'hypotheques; 
d. En vue de soulager !es cas dus,a la hausse des taux hypo­
thecaires. 

Proposition subsidiaire Allenspach 
(pour le cas ou l'entree en matiere serait votee) 
Renvoi du projet au Conseil federal 
en I' invitant a presenter un projet constitutionnel definissant de 
maniere claire et nette les principes et la procedure a 
regir la surveillance des taux hypothecaires. 

Proposition subsidiaire Blocher 
(pour Je cas.ou l'entree en matiere seraitvotee) 
Renvoi du projet au Conseil federal 
en l'invitant ä presenter au Parlament un nouveau projet visant 
ä sortir le droit foncier et locatif du regime actuel d'economie 
dirigee pour le soumettre ä l'economie de marche. 

Frau Ulrich, Berichterstatterin: Mit der angekündigten vierten 
Erhöhung der Althypotheken haben sich diese seit· Anfang 
1989 um ganze 40 Prozent erhöht. Dies fuhrt zu einer Verteue­
rung der Mieten um rund 22 Prozent. Mieter wie auch Besitzer 
von Wohneigentum sind von diesen neuen Erhöhungen stark 
betroffen. Dies zeigt auch eine Fernsehumfrage, in der 77 Pro­
zent der Befragten in dieser Situation einen staatlichen Eingriff 
befürworteten. Ebenso sind unserer Kommission zuhanden 
des Rates einige tausend Unterschriften vom welschen Mieter­
verband eingereicht worden mit den zwei Forderungen, die 
Ueberwälzung der vierten Hypothekarzinserhöhung auf die 
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Votations finales 

Dreizehnte Sitzung - Treizieme seance 

Freitag, 5. Oktober 1990, Vormittag 
Vendredi 5 octobre 1990, matin 

Vorsitz- Presidence: 

90.055 

Teuerungsbekämpfungsmassnahmen 
im Bereich der Hypothekarzinsen. 
Bundesbeschluss 
Lutte contre le rencherissement 
dans la domaine des taux hypothecaires. 
Arrete federal 

Fortsetzung - Suite 

Siehe Seite 815 hiervor- Voir page 815 ci-devant 

Dringlichkeitsklausel - C/ause d'urgence 

Abstimmung- Vote 

Für Annahme der Dringlichkeitsklausel 29Stimmen 

856 E 

Konsumenteninformation 
und Vertragsrecht. Bundesgesetze 
Information des consommateurs 
et droit contractuel. Lois 

Siehe Seite 698 hiervor - Voir page 698 ci-devant 
Beschluss des Nationalrates vom 2. Oktober 1990 
Decision du Conseil national du 2 octobre 1990 

5 octobre 1990 

A. Bundesgesetz über die Förderung der Konsumenten­
information 
A. Loi federale visant a amellorer !'Information des con­
sommateurs 

Votefinal 

Für Annahme des Gesetzentwurfes 
Dagegen 

33Stimmen 
1 Stimme 

B. Bundesgesetz über die Aenderung des Obligationen­
rechts 
B. Loi federale modifiant le code des obllgations 

Schlussabstimmung- Vote final 

Für Annahme des Gesetzentwurfes 
Dagegen 

An den Nationalrat-Au Conseil national 

35 Stimmen 
1 Stimme 

(Einstimmigkeit) 86.069 

Das qualifizierte Mehr ist erreicht 
La majorite quafitiee est acquise Subventionsgesetz 

Loi sur les subventions 

Siehe Seite 9 hiervor - Voir page 9 ci-devant 
Beschluss des Nationalrates vom 5. Oktober 1990 
Decision du Conseil national du 5 octobre 1990 

Schlussabstimmung- Vote final 

Für Annahme des Gesetzentwurfes 
Dagegen 

An den Bundesrat -Au Conseil federal 

38 Stimmen 
1 Stimme 
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Votations finales 1964 N 5 octobre 1990 

Schriftliche Stellungnahme des Bundesrates 
vom 5. 1990 

Conseil federal 
sec.iterribre 1990 

des Berichtes des Oeko-lnstitutes e. V. 
aur:cn . .1me.t:1ai.1.priiDtE,11U1'l!!tf1H ttte Stcherheit 

Ki:,1·n::i1nl::it"IAn in wesentli-

vom 
nichts zu ändern. des 
werden sich im Oktober zu 
Das Kernkraftwerk 

mrill::irii:,n beruht. Wir verwei­
veröffentlichte ein­

des Oeko­
derHSK 

HSK 

Oeko-lnstituts als veralteter einer Sieidewass,~rrEiaktor.an-
da1·ge1stellt. Es wird nicht erwähnt. dass es weltweit 38 An­

gibt, von 
denen einige erste Betriebsbewilligung erst vor wenigen 
Jahren erhalten haben. Sicherheitstechnisch günstige Eigen­
schaften des KKM werden nicht berücksichtigt {doppeltes 
Containment, Hochreservoir für die Kernnotkühlung) oder so­
gar ins Gegenteil verkehrt (Grösse des Containments). 
Die Tendenz zu extrem ungünstigen Annahmen zeigt sich ins­
besondere bei den Unfallszenarien. Bei den im Bericht be­
schriebenen zwei schweren Reaktorunfällen sind ausseror­
dentlich pessimistische und zum Teil willkürliche Annahmen 
getroffen worden. Die Wahrscheinlichkeit des Auftretens die­
ser Unfälle ist geringer als einmal in 100 Millionen Jahre, d. h. 
äusserst klein. Dies wird im Bericht nicht erwähnt. Ferner wird 
z. 8. davon ausgegangen, dass die Betriebsmannschaft nach 
Störfällen einfache, vorgeschriebene Massnahmen während 
Stunden oder Tagen nicht vornimmt. 
Die Sicherheitsbegutachtung eines Kernkraftwerkes erfordert 
sehr gute Kenntnisse der betreffenden Anlage einschliesslich 
ihrer positiven und negativen Besonderheiten sowie der zuge­
hörigen Störfall- und Risikoanalysen. Diese Kenntnisse fehlten 
dem Oeko0 lnstltut, da es seinen Bericht vor der Veröffentli­
chung des neuen umfassenden Sicherheitsberichtes für das 
KKM abgeschlossen hat. Wegen diesen Mängeln kann der 
Bericht des Oeko-lnstitutes keine umfassende Begutachtung 
der Sicherheit des KKM darstellen. 
Der Bundesrat hat keine Veranlassung, an der Unabhängig­
keit der Sicherheitsbehörden zu zweifeln. Diese beaufsichti­
gen die Kernanlagen und die atomrechtlichen Bewilligungs­
gesuche ohne Rücksicht auf die Interessen der Befürworter 
und Gegner der Kernenergie danach, ob sie dem Stand von 
Wissenschaft und Technik entsprechen. 
Zu den einzelnen Fragen: 
1. Die HSK ist bereit, die Studie des Oeko-lnstitutes mit ihren 
Verfassern ausserhalb des atomrechtlichen Bewilligungsver­
fahrens zu diskutieren, sobald die Betreiberin des KKM das 
Gesuch und die dazugehörigen Unterlagen im Zusammen­
hang mit dem bevorstehenden Betriebsbewilligungsverfahren 
eingereicht hat Weitergehende Gespräche im Zusammen­
hang mit diesem Bericht sind nicht nötig. 
2. Nach der Atomgesetzgebung haben die Sicherheitsbehör­
den des Bundes im Rahmen ihrer Aufgabe jederzeit ungehin­
derten Zutritt zu allen Anlagen. Dies.gilt jedoch nicht für aus· 
senstehende Drifte. Die Bernische Kraftwerke AG als Betreibe­
rin des KKM hat den Vertretern des Oeko-lnstitutes bereits ei­
nen Besuch im KKM ermöglicht. Allfällige weitere Besichtigun­
gen zu gewähren, ist ebenfalls Sache der Betreiberin'. 
3. Im Rahmen des atomrechtlichen Betriebsbewilligungsver­
fahrens für das KKM werden das Gesuch und die dazugehöri­
gen Unterlagen öffentlich aufgelegt. Während die probabilisti­
sche Risikoanalyse aus Gründen des Sabotageschutzes nicht 
veröffentlicht werden kann, wird der dazugehörende Bericht, 
der alle Annahmen und Ergebnisse enthält, in die Auflage mit­
einbezogen. Aufgelegt wird auch der neue, dem heutigen 
Stand der Anlage entsprechende Sicherheitsbericht. Frühere 
Sicherheitsberichte werden damit gegenstandslos. Ueber 
den Betrieb der Kernkraftwerke wird jährlich im Geschäftsbe­
richt des Bundesrates informiert. Zusätzlich gibt es seit 1986 
ausführliche Jahresberichte der HSK über die schweizeri­
schen Kernanlagen. Ueber Ereignisse im KKM vor 1986 geben 

vier Berichte an die OECD Aufschluss. Sie wurden dem «Ver­
ein Mühleberg unter der Lupe» zuhanden des Oeko-lnstitutes 

4. atomrechtlichen Betriebsbewilligungsverfahren werden 
neben dem Gesuch In einer 
zweiten Fnaseaüch 
öffentlich Dieses vn1·ni::11,i::1n 

Le president: 'inti::1rni:,il~1trir·A n'est pas satisfaite de la re­
ponse du Conseil 

Abstimmung- Vote 

Für den Antrag auf Diskussion 
Dagegen 

offensichtliche Mehrheit 
Minderheit 

Verschoben - Renvoye 

86.030 

Konsumenteninformation 
und Vertragsrecht. Bundesgesetze 
Information des consommateurs 
et droit contractuel. Lois 

Siehe Seite 1727 hiervor - Voir page 1727 ci-devant 
Beschluss des Ständerates vom 5. Oktober 1990 
Decision du Conseil des Etats du 5 octobre 1990 

A. Bundesgesetz über die Förderung der Konsumentenin­
formation 
A. Loi federale visant a ameliorer l'information des con­
sommateurs 

Schlussabstimmung - Vote final 

Für Annahme des Gesetzentwurfes 132Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

B. Bundesgesetz über die Aenderung des Obligationen­
rechts 
B. Loi federale modifiant le code des obligations 

Schlussabstimmung - Vote final 

Für Annahme des Gesetzentwurfes 

An den Bundesrat-Au Conseil tederal 

142 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

michael.tellenbach
Textfeld




